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NOTA DEL EDITOR

La traducción que se incluye a partir de la página 193 es una traducción de apoyo reali-
zada externamente por la herramienta de traducción automática de la Comisión Europea 
eTranslation. La traducción de las normas, del alemán al español, no es una traducción jura-
da, ni una traducción oficial.

La AEBOE no será responsable del uso que se haga de esta traducción de apoyo, ni 
tampoco de los daños ocasionados que, de forma directa o indirecta, puedan producir perjui-
cios económicos, materiales o sobre las personas, provocados por el uso de la traducción de 
apoyo.
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Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes StF: BGBl. II Nr. 98/2020

Änderung

BGBl. II Nr. 107/2020 BGBl. II Nr. 108/2020 BGBl. II Nr. 148/2020

Präambel/Promulgationsklausel

Auf Grund von § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. I Nr. 12/2020, wird 
verordnet:

Text

§ 1.  Zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 ist das Betreten öffentlicher Orte 
verboten.

§ 2.  Ausgenommen vom Verbot gemäß § 1 sind Betretungen,

1.  die zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, Leben und Eigentum erfor-
derlich sind;

2.  die zur Betreuung und Hilfeleistung von unterstützungsbedürftigen Personen dienen;
3.  die zur Deckung der notwendigen Grundbedürfnisse des täglichen Lebens erforder-

lich sind und sichergestellt ist, dass am Ort der Deckung des Bedarfs zwischen den Personen 
ein Abstand von mindestens einem Meter eingehalten werden kann, sofern nicht durch ent-
sprechende Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden kann. Diese Aus-
nahme schließt auch Eheschließungen und Begräbnisse im engen familiären Kreis mit ein;

3a.  zum Erwerb von Waren oder Inanspruchnahme von Dienstleistungen nach Maß-
gabe der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-
19, BGBl. II Nr. 96/2020 idgF;

4.  die für berufliche Zwecke erforderlich sind und sichergestellt ist, dass am Ort der 
beruflichen Tätigkeit zwischen den Personen ein Abstand von mindestens einem Meter ein-
gehalten werden kann, sofern nicht durch entsprechende Schutzmaßnahmen das Infektions-
risiko minimiert werden kann. Das verpflichtende Tragen von den Mund- und Nasenbereich 
gut abdeckenden mechanischen Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion in 
Bereichen, wo dies nicht ohnehin auf Grund anderer Rechtsvorschriften verpflichtend erfor-
derlich ist, ist nur im Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zulässig. Dabei 
ist darauf zu achten, dass eine berufliche Tätigkeit vorzugweise außerhalb der Arbeitsstätte 
erfolgen soll, sofern dies möglich ist und Arbeitgeber und Arbeitnehmer darüber ein Einver-
nehmen finden.

5.  wenn öffentliche Orte im Freien alleine, mit Personen, die im gemeinsamen Haushalt 
leben, oder mit Haustieren betreten werden sollen, gegenüber anderen Personen ist dabei 
ein Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten.

§ 3.  Das Betreten von

1.  Kuranstalten gemäß § 42a KAKuG ist für Kurgäste verboten,
2.  Einrichtungen, die der Rehabilitation dienen, ist für Patienten/-innen verboten, aus-

genommen zur Inanspruchnahme unbedingt notwendiger medizinischer Maßnahmen der 
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Rehabilitation im Anschluss an die medizinische Akutbehandlung sowie im Rahmen von Un-
terstützungsleistungen für Allgemeine Krankenanstalten.

§ 4.  (1)  Das Betreten des Kundenbereichs in Massenbeförderungsmitteln ist nur zu-
lässig, wenn dabei eine den Mund- und Nasenbereich gut abdeckende mechanische Schutz-
vorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion getragen wird und bei der Benützung ge-
genüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Abstand von mindestens 
einem Meter gegenüber anderen Personen eingehalten wird. Die Pflicht zum Tragen der me-
chanischen Schutzvorrichtung gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr.

(2)  Fahrgemeinschaften mit Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, sind 
nur zulässig, wenn dabei eine den Mund- und Nasenbereich gut abdeckende mechanische 
Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion getragen wird und gegenüber ande-
ren Personen ein Abstand von mindestens einem Meter eingehalten wird. Die Pflicht zum 
Tragen der mechanischen Schutzvorrichtung gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechs-
ten Lebensjahr.

§ 5.  Das Betreten von Sportplätzen ist verboten.
§ 6.  Im Fall der Kontrolle durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind die 

Gründe, warum eine Betretung gemäß § 2 zulässig ist, glaubhaft zu machen.
§ 7.  (1)  Diese Verordnung tritt mit 16. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 30. April 

2020 außer Kraft.
(2)  Die Änderungen durch die Novelle BGBl. II Nr. 107/2020 treten mit dem der Kund-

machung folgenden Tag in Kraft.
(3)  Die Änderungen dieser Verordnung durch die Verordnung BGBl. II Nr. 148/2020 

treten mit Ablauf des 13. April 2020 in Kraft.
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Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 StF: BGBl. II Nr. 96/2020

Änderung

BGBl. II Nr. 110/2020 BGBl. II Nr. 112/2020 BGBl. II Nr. 130/2020 BGBl. II Nr. 151/2020

Präambel/Promulgationsklausel

Auf Grund § 1 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19 Maßnahmengesetz), BGBl. I Nr. 12/2020 wird 
verordnet:

Text

§ 1.  Das Betreten des Kundenbereichs von Betriebsstätten des Handels und von 
Dienstleistungsunternehmen sowie von Freizeit- und Sportbetrieben zum Zweck des Erwerbs 
von Waren oder der Inanspruchnahme von Dienstleistungen oder der Benützung von Frei-
zeit- und Sportbetrieben ist untersagt.

§ 2.  (1)  § 1 gilt nicht für folgende Bereiche:

1.  öffentliche Apotheken
2.  Lebensmittelhandel (einschließlich Verkaufsstellen von Lebensmittelproduzenten) 

und bäuerlichen Direktvermarktern
3..  Drogerien und Drogeriemärkte
4.  Verkauf von Medizinprodukten und Sanitärartikeln, Heilbehelfen und Hilfsmitteln
5.  Gesundheits- und Pflegedienstleistungen
6.  Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen die von den Ländern im Rahmen 

der Behindertenhilfe–, Sozialhilfe–, Teilhabe– bzw. Chancengleichheitsgesetze erbracht 
werden

7.  veterinärmedizinische Dienstleistungen
8.  Verkauf von Tierfutter
9.  Verkauf und Wartung von Sicherheits- und Notfallprodukten
10.  Notfall-Dienstleistungen
11.  Agrarhandel einschließlich Schlachttierversteigerungen sowie der Gartenbaube-

trieb und der Landesproduktenhandel mit Saatgut, Futter und Düngemittel
12.  Tankstellen und angeschlossene Waschstraßen
13.  Banken
14.  Postdiensteanbieter einschließlich deren Postpartner, soweit diese Postpartner 

unter die Ausnahmen des § 2 fallen sowie Postgeschäftsstellen iSd § 3 Z 7 PMG, welche von 
einer Gemeinde betrieben werden oder in Gemeinden liegen, in denen die Versorgung durch 
keine andere unter § 2 fallende Postgeschäftsstelle erfolgen kann, jedoch ausschließlich für 
die Erbringung von Postdienstleistungen und die unter § 2 erlaubten Tätigkeiten, und Tele-
kommunikation.

15.  Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Rechtspflege
16.  Lieferdienste
17.  Öffentlicher Verkehr
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18.  Tabakfachgeschäfte und Zeitungskioske
19.  Hygiene und Reinigungsdienstleistungen
20.  Abfallentsorgungsbetriebe
21.  KFZ- und Fahrradwerkstätten
22.  Baustoff-, Eisen- und Holzhandel, Bau- und Gartenmärkte
23.  Pfandleihanstalten und Handel mit Edelmetallen.

(2)  Die Ausnahmen nach Abs. 1 Z 3, 4, 8, 9, 11, 22 und 23 sowie Abs. 4 gelten an Werk-
tagen von 07.40 Uhr bis längstens 19.00 Uhr. Restriktivere Öffnungszeitenregeln aufgrund 
anderer Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

(3)  Die Ausnahmen nach Abs. 1 Z 2 gilt an Werktagen von 07.40 Uhr bis längstens 
19.00 Uhr, sofern es sich nicht um eine Verkaufsstelle von Lebensmittelproduzenten handelt. 
Restriktivere Öffnungszeitenregeln aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

(4)  § 1 gilt unbeschadet Abs. 1 nicht für den Kundenbereich von sonstigen Betriebs-
stätten des Handels, wenn der Kundenbereich im Inneren maximal 400 m² beträgt. Als sons-
tige Betriebsstätten des Handels sind Betriebstätten zu verstehen, die dem Verkauf, der Her-
stellung, der Reparatur oder der Bearbeitung von Waren dienen. Sind sonstige Betriebsstätten 
baulich verbunden (z. B. Einkaufszentren), ist der Kundenbereich der Betriebsstätten zusam-
menzuzählen, wenn der Kundenbereich über das Verbindungsbauwerk betreten wird. Verän-
derungen der Größe des Kundenbereichs, die nach dem 7. April 2020 vorgenommen wurden, 
haben bei der Ermittlung der Größe des Kundenbereichs außer Betracht zu bleiben.

(5)  Abs. 1 gilt nur, wenn folgende Voraussetzungen eingehalten werden:

1.  Mitarbeiter mit Kundenkontakt sowie Kunden eine den Mund- und Nasenbereich gut 
abdeckende mechanische Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion tragen; 
dies gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr.

2.  ein Abstand von mindestens einem Meter gegenüber anderen Personen eingehalten 
wird.

(6)  Abs. 4 gilt nur, wenn zusätzlich zu den Voraussetzungen nach Abs. 5 der Betreiber 
durch geeignete Maßnahmen sicherstellt, dass sich maximal so viele Kunden gleichzeitig im 
Kundenbereich aufhalten, dass pro Kunde 20 m² der Gesamtverkaufsfläche zur Verfügung 
stehen; ist der Kundenbereich kleiner als 20 m², so darf jeweils nur ein Kunde die Betriebs-
stätte betreten.

(7)  In den Bereichen nach Abs. 1 Z 5 und 6 gelten

1.  abweichend von Abs. 5 Z 1 die einschlägigen berufs- und einrichtungsspezifischen 
Vorgaben und Empfehlungen, und

2.  Abs. 5 Z 2 und 3 nicht.

§ 3.  (1)  Das Betreten von Betriebsstätten sämtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe 
ist untersagt.

(2)  Abs. 1 gilt nicht für Gastgewerbetriebe, welche innerhalb folgender Einrichtungen 
betrieben werden:

1.  Kranken-und Kuranstalten;
2.  Pflegeanstalten und Seniorenheime;
3.  Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung von Kindern und Jugendlichen ein-

schließlich Schulen und Kindergärten;
4.  Betrieben, wenn diese ausschließlich durch Betriebsangehörige genützt werden dür-

fen.

(3)  Abs. 1 gilt nicht für Beherbergungsbetriebe, wenn in der Betriebsstätte Speisen und 
Getränke ausschließlich an Beherbergungsgäste verabreicht und ausgeschenkt werden.

(4)  Abs. 1 gilt nicht für Campingplätze und öffentlichen Verkehrsmitteln, wenn dort 
Speisen und Getränke ausschließlich an Gäste des Campingplatzes bzw. öffentlicher Ver-
kehrsmitteln verabreicht und ausgeschenkt werden.

(5)  Abs. 1 gilt nicht für Lieferservice.
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(6)  Die Abholung vorbestellter Speisen ist zulässig, sofern diese nicht vor Ort konsu-
miert werden und sichergestellt ist, dass gegenüber anderen Personen dabei ein Abstand 
von mindestens einem Meter eingehalten wird.

§ 4.  (1)  Das Betreten von Beherbergungsbetrieben zum Zweck der Erholung und Frei-
zeitgestaltung ist untersagt.

(2)  Beherbergungsbetriebe sind Unterkunftsstätten, die unter der Leitung oder Aufsicht 
des Unterkunftgebers oder eines von diesem Beauftragten stehen und zur entgeltlichen oder 
unentgeltlichen Unterbringung von Gästen zu vorübergehendem Aufenthalt bestimmt sind. 
Beaufsichtigte Camping- oder Wohnwagenplätze sowie Schutzhütten gelten als Beherber-
gungsbetriebe.

(3)  Abs. 1 gilt nicht für Beherbergungen

1.  von Personen, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung bereits 
in Beherbergung befinden, für die im Vorfeld mit dem Beherbergungsbetrieb vereinbarte 
Dauer der Beherbergung,

2.  zum Zweck der Betreuung und Hilfeleistung von unterstützungsbedürftigen Per-
sonen,

3.  aus beruflichen Gründen oder
4.  zur Stillung eines dringenden Wohnbedürfnisses.

§ 5.  (1)  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.
(2)  Die Änderungen dieser Verordnung durch die Verordnung BGBl. II Nr. 112/2020 

treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.
(3)  § 4 dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 130/2020 tritt mit 

Ablauf des 3. April 2020 in Kraft. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung beste-
hende Verordnungen eines Landeshauptmannes oder einer Bezirksverwaltungsbehörde 
über Betretungsverbote von Beherbergungsbetrieben bleiben unberührt.

(4)  Die §§ 1 bis 3 treten mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.
(5)  § 4 tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.
(6)  Die Änderungen dieser Verordnung durch die Verordnung BGBl. II Nr. 151/2020 

treten mit Ablauf des 13. April 2020 in Kraft.
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Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Nachbarstaaten StF: BGBl. II Nr. 
87/2020

Änderung

BGBl. II Nr. 92/2020 BGBl. II Nr. 104/2020 BGBl. II Nr. 111/2020 BGBl. II Nr. 129/2020 
BGBl. II Nr. 149/2020

Präambel/Promulgationsklausel

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Text

§ 1.  (1)  Personen, die aus Nachbarstaaten nach Österreich einreisen wollen, haben 
ein ärztliches Zeugnis (in deutscher, englischer, italienischer oder französischer Sprache bei-
spielsweise entsprechend den Anlagen A, B, C und D) über ihren Gesundheitszustand mit 
sich zu führen und vorzuweisen, dass der molekularbiologische Test auf SARS-CoV-2 ne-
gativ ist. Das ärztliche Zeugnis darf bei der Einreise nicht älter als vier Tage sein.

(2)  Personen, die ein Zeugnis nach Abs. 1 nicht vorlegen können, ist die Einreise zu 
verweigern.

§ 2.  Abweichend von § 1 ist Personen erlaubt, nach Österreich einzureisen, die öster-
reichische Staatsbürger sind, oder die ihren Haupt- oder Nebenwohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in Österreich haben, und sich zu einer unverzüglich anzutretenden 14-tägigen 
selbstüberwachten Heimquarantäne verpflichten und dies mit ihrer eigenhändigen Unter-
schrift bestätigen. wenn ein währenddessen durchgeführter molekularbiologischer Test auf 
SARS-CoV-2 negativ ist, kann die 14-tägige selbstüberwachte Heimquarantäne beendet 
werden.

§ 3.  Abweichend von den §§ 1 und 2 ist die Durchreise durch Österreich ohne Zwi-
schenstopp erlaubt, sofern die Ausreise sichergestellt ist.

§ 3a.  (1)  Abweichend von §§ 1 und 2 ist es österreichischen Staatsbürgern sowie 
Personen, die der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung in Österreich unterliegen, 
erlaubt, nach Österreich einzureisen, wenn dies zur Inanspruchnahme unbedingt notwen-
diger medizinischer Leistungen in Österreich erfolgt. Bei der Einreise ist eine Bestätigung 
über die unbedingte Notwendigkeit der Inanspruchnahme einer medizinischen Leistung (An-
lage E und F) vorzuweisen. Die Mitnahme einer Begleitperson ist zulässig.

(2)  Weiters ist abweichend von §§ 1 und 2 für Personen mit Wohnsitz oder gewöhnli-
chem Aufenthalt in Österreich die Wiedereinreise nach Inanspruchnahme unbedingt notwen-
diger medizinischer Leistungen in einem in § 1 genannten Staat zulässig. Bei der Wiederein-
reise ist eine Bestätigung über die unbedingte Notwendigkeit der Inanspruchnahme einer 
medizinischen Leistung (Anlage E und F) vorzuweisen. Die Mitnahme einer Begleitperson ist 
zulässig.

§ 4.  Diese Verordnung ist auf den Güterverkehr und den gewerblichen Verkehr (mit 
Ausnahme der gewerblichen Personenbeförderung), Repatriierungsfahrten unter besonders 
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berücksichtigungswürdigen Gründen im familiären Kreis oder zwingenden Gründen der Tier-
versorgung im Einzelfall, welche bei der Kontrolle glaubhaft zu machen sind,, die Begleit-
person nach § 3a sowie den Pendler-Berufsverkehr nicht anwendbar. Insbesondere auf 
Lenker und Betriebspersonal ist die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesund-
heit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend medizinische Überprüfungen bei der Ein-
reise im Zusammenhang mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“, BGBl. II Nr. 81/2020, an-
wendbar.

§ 5.  Diese Verordnung gilt nicht für Insassen von Einsatzfahrzeugen im Sinne des § 26 
StVO, Fahrzeugen im öffentlichen Dienst im Sinne des §26a StVO.

§ 6.  (1)  Die Z 3 und 4 in der Fassung der Novelle BGBl. II Nr. 149/2020 treten mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag, der Titel und die Z 2 in der Fassung der Novelle BGBl. II 
Nr. 149/2020 mit Ablauf des 13. April 2020 in Kraft.

(2)  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.
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Anlage A

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Es wird bescheinigt, dass

(Name)

Geboren am     in

auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am getestet wurde. 

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung

Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes

Zutreffendes ankreuzen

SARS-CoV-2 pos: neg:

, am

Anlage A

1 von 1

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:39+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anlage B

Medical Certificate

Pursuant to the Regulation issued by the Federal Minister for Social Affairs, Health, 
Care and Consumer Protection regarding measures upon entry from Italy

Medical Certificate

pursuant to the Regulation issued by the Federal Minister for Social Affairs, 
Health, Care and Consumer Protection regarding measures upon entry from Italy

This is to certify that

(name)

born on in

was tested for SARS-CoV-2 on . 

Infection status at time of testing

Signature and stamp of certifying physician

Please mark as appropriate

SARS-CoV-2 pos: neg:

, on

Anlage B

1 of 1

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:44+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anlage C

Certificato medico

Ai sensi del regolamento del Ministro federale degli affari sociali, la salute, la cura e 
la protezione dei consumatori su misure in caso di ingresso dall´Italia

Certificato medico

Ai sensi del regolamento del Ministro federale degli affari sociali, la salute, la cura 
e la protezione dei consumatori su misure in caso di ingresso dall´Italia

Si attesta che

(nome)

nato (a) il     a

è stato (a) sottoposto (a) un test riguardante la presenza di SARS-CoV-2 il 

Stato infettivo al momento del controllo

Firma e timbro del medico di certificazione

Contrassegnare l´apposita casella

SARS-CoV-2 pos: neg:

, lì

Anlage C

1 di 1

.

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:48+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anlage D

Attestation Médicale

Selon l’Ordonnance du Ministre Fédéral des Affaires Sociales, de la Santé, 
des Soins et de la Protection des Consommateurs portant sur les mesures 

lors de l’entrée sur le territoire provenant de l’Italie

Attestation Médicale

Selon l’Ordonnance du Ministre Fédéral des Affaires Sociales, de la Santé,  
des Soins et de la Protection des Consommateurs portant sur les mesures  

lors de l’entrée sur le territoire provenant de l’Italie 

Il est certifié que

(nom)

né(é) le     á

a été testé quant à la présence de SARS-CoV-2 le 

Statut de l’infection au moment du test

Signature et Cachet du médecin certifiant

Cochez ce qui convient

SARS-CoV-2 pos: nég:

, le

Anlage D

1 de 1

.

BGBl. II - Ausgegeben am 13. März 2020 - Nr. 92 1 von 1

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-13T20:16:56+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anlage E

Bestätigung über die unbedingte Notwendigkeit der Inanspruchnahme  
einer medizinischen Leistung

Anlage E

Bestätigung über die unbedingte Notwendigkeit der Inanspruchnahme einer 
medizinischen Leistung

Es wird bestätigt, dass die Inanspruchnahme einer medizinischen Leistung in einem der in § 1 der 
Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über 
Maßnahmen bei der Einreise aus Italien der Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, Ungarn und Slowenien, 
BGBl. II Nr. 87/2020, in der jeweils geltenden Fassung, genannten Staaten

für Herrn/Frau _____________________________________________ medizinisch unbedingt notwendig 
ist.

_________________________________________
Datum, Unterschrift und Stampiglie des bestätigenden Arztes

BGBl. II - Ausgegeben am 2. April 2020 - Nr. 129 1 von 1

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-04-02T17:11:25+02:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Schedule F

Confirmation of absolute medical necessity to use medical service
Schedule F

Confirmation of absolute medical necessity to use medical service

This is to confirm that the use of medical service in one of the states listed in § 1 of the Regulation issued 
by the Federal Minister for Social Affairs, Health, Care and Consumer Protection regarding measures 
upon entry from Italy, Switzerland, Liechtenstein, Germany, Hungary and Slovenia, Federal Law Gazette 
II No. 87/2020, as amended,

is an absolute medical necessity for Mr. /Ms.___________________________________________ .

_________________________________________
Signature or stamp of certifying physician

BGBl. II - Ausgegeben am 2. April 2020 - Nr. 129 1 of 1

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-04-02T17:11:31+02:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich StF: BGBl. II Nr. 105/2020

Änderung

BGBl. II Nr. 150/2020

Präambel/Promulgationsklausel

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Text

§ 1.  (1)  Österreichische Staatsbürger, EU-/EWR-Bürger, Schweizer Staatsangehörige 
sowie im gemeinsamen Haushalt lebende Familienangehörige dieser Personen, und Fremde, 
wenn sie über ein von Österreich ausgestelltes Visum D verfügen oder auf Grund einer Auf-
enthaltsberechtigung oder einer Dokumentation des Aufenthaltsrechts nach Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz 2005 zum Aufenthalt in Österreich berechtigt 
sind, sind nach Einreise auf dem Luftweg nach Österreich verpflichtet, unverzüglich eine 
14-tägige selbstüberwachte Heimquarantäne anzutreten und dies mit einer eigenhändigen 
Unterschrift zu bestätigen, sofern nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist. Kann 
eine Heimquarantäne nicht angetreten werden, sind diese Personen für 14 Tage in einer ge-
eigneten Unterkunft unterzubringen, die sie für diesen Zeitraum nicht verlassen dürfen, so-
fern nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist. Wenn ein währenddessen durchge-
führter molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 negativ ist, kann die 14-tägige 
selbstüberwachte Heimquarantäne bzw. die Unterbringung in einer geeigneten Unterkunft 
beendet werden.

(1a)  Wenn Österreichische Staatsbürger, EU-/EWR-Bürger, Schweizer Staatsangehö-
rige ein Gesundheitszeugnis in deutscher oder englischer Sprache (Anlagen A und B) vor-
legen, das bestätigt, dass der molekularbiologische Test auf SARS-CoV-2 negativ ist und 
das nicht älter als vier Tage ist, ist keine 14-tägige selbstüberwachte Heimquarantäne erfor-
derlich.

(2)  Drittstaatsangehörigen, die nicht von Abs. 1 erfasst sind, ist die Einreise nach Öster-
reich von außerhalb des Schengenraumes auf dem Luftweg untersagt. Ausgenommen davon 
sind Mitglieder des Personals diplomatischer Missionen, Angestellte internationaler Organi-
sationen sowie im gemeinsamen Haushalt lebende Familienangehörige dieser Personen, 
humanitäre Einsatzkräfte, Pflege- und Gesundheitspersonal, Saisonarbeitskräfte im Wirt-
schaftszweig Land- und Forstwirtschaft, Transitpassagiere, sowie Personen, die im Güterver-
kehr tätig sind.

(3)  Drittstaatsangehörigen, die aus dem Schengenraum einreisen oder in Abs. 2 2. Satz 
genannt sind, darf die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich nur gestattet werden, wenn 
diese ein Gesundheitszeugnis in deutscher oder englischer Sprache (Anlagen A und B) 
vorlegen, das bestätigt, dass der molekularbiologische Test auf SARS-CoV-2 negativ ist und 
das nicht älter als vier Tage ist. Kann das Gesundheitszeugnis nicht vorgelegt werden, sind 
diese Personen für 14 Tage in einer geeigneten Unterkunft unterzubringen, die sie für diesen 
Zeitraum nicht verlassen dürfen, sofern nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist. 
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Wenn ein währenddessen durchgeführter molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 nega-
tiv ist, kann die 14-tägige Unterbringung in einer geeigneten Unterkunft beendet werden.

§ 2.  Diese Verordnung gilt nicht für die Besatzung von Passagier- und Frachtflügen, 
Einsatzflügen, Ambulanz/Rettungsflügen, Repatriierungsflügen oder Überstellungsflügen für 
Luftfahrtpersonal, welches zur Aufrechterhaltung des Betriebes neu positioniert wird, für An-
gehörige des österreichischen Bundesheeres, die von Auslandseinsätzen zurückkehren, für 
Personen, die aus zwingendem Interesse der Republik einreisen sowie unter besonders be-
rücksichtigungswürdigen Gründen im familiären Kreis im Einzelfall, welche bei der Kontrolle 
glaubhaft zu machen sind,. Die Bestimmungen der Verordnung des Bundesministers für So-
ziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend medizinische Überprüfungen 
bei der Einreise im Zusammenhang mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“, BGBl. II Nr. 
81/2020, gelten auch für diese Personen.

§ 3.  Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die Gesundheitsbehörden 
und Organe über deren Ersuchen bei der Ausübung ihrer in dieser Verordnung beschrie-
benen Aufgaben bzw. zur Durchsetzung der vorgesehenen Maßnahmen erforderlichenfalls 
unter Anwendung von Zwangsmitteln zu unterstützen.

§ 4.  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.
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Anlage A

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

Anlage A

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

Es wird bescheinigt, dass
(Name)............................................................................................................................................................
geboren am................................................................ in..................................................................................
auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am ……………………… getestet wurde.

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung

SARS-CoV-2 pos:  neg: 

.............................., am..............................
Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes

 Zutreffendes ankreuzen

BGBl. II - Ausgegeben am 18. März 2020 - Nr. 105

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-18T23:22:12+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anlage B

Medical Certificate

In accordance with the ordinance of the Federal Minister of Social Affairs, Health, 
Care and Consumer Protection about measures concerning the entry from SARS-

CoV-2 risk areas

Anlage B

Medical Certificate

In accordance with the ordinance of the Federal Minister of Social Affairs, Health, Care and 
Consumer Protection about measures concerning the entry from SARS-CoV-2 risk areas

This is to certify that
(name)............................................................................................................................................................
born................................................................ in..................................................................................
has been tested on the …………………………..for the presence of SARS-CoV-2.

Status report of infection on the date of the test

SARS-CoV-2 pos:  neg: 

.............................., on..............................
Signature and seal of the certifying medical doctor

 Applicable mark with a X

BGBl. II - Ausgegeben am 18. März 2020 - Nr. 105

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-18T23:22:16+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten 
StF: BGBl. II Nr. 83/2020

Änderung

BGBl. II Nr. 85/2020 BGBl. II Nr. 93/2020 BGBl. II Nr. 95/2020 BGBl. II Nr. 103/2020 BGBl. 
II Nr. 109/2020 BGBl. II Nr. 142/2020

Präambel/Promulgationsklausel

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Text

§ 1.  Den der Beförderung von Personen dienenden Luftfahrzeugen, die aus folgenden 
Regionen oder Ländern abfliegen, ist die Landung in Österreich untersagt:

1.  Volksrepublik China,
2.  Republik Korea,
3.  Islamische Republik Iran,
4.  Italienische Republik,
5.  Schweiz,
6.  Frankreich,
7.  Spanien,
8.  Vereinigtes Königreich,
9.  Niederlande,
10.  Russische Föderation,
11.  Ukraine.

§ 2.  Diese Verordnung gilt nicht für Frachtflüge, Einsatzflüge, Ambulanz-/Rettungsflüge, 
Repatriierungsflüge oder Überstellungsflüge. Des Weiteren kann der Bundesminister für So-
ziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz eine Ausnahme von § 1 anordnen, wenn 
dies zur Unterstützung betroffener Länder im Zusammenhang mit dem Auftreten des SARS-
CoV-2 notwendig ist.

(Anm.: § 3.) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.
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12.  Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Errichtung des COVID-19-Kri-
senbewältigungsfonds (COVID-19-FondsG) und ein Bundesgesetz betreffend vorläufi-
ge Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-Maßnah-
mengesetz) erlassen sowie das Gesetzliche Budgetprovisorium 2020, das 
Bundesfinanzrahmengesetz 2019 bis 2022, das Bundesgesetz über die Einrichtung 
einer Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes, das Arbeitsmarktpolitik-Fi-
nanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz und das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz geändert werden (COVID-19 Gesetz)

(BGBl. I, Nr. 12/2020)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1.  Bundesgesetz über die Errichtung des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds (CO-
VID-19-FondsG)

COVID-19-Krisenbewältigungsfonds

§ 1.  (1)  Mit diesem Bundesgesetz wird der „COVID-19-Krisenbewältigungsfonds“ (in 
weiterer Folge „Fonds“) errichtet. Er verfügt über keine eigene Rechtspersönlichkeit und wird 
beim Bundesminister für Finanzen eingerichtet und von diesem verwaltet.

(2)  Der Fonds verfolgt das Ziel, den Bundesministerien gemäß Art. 77 B-VG die not-
wendigen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen, damit diesen auf effizientestem Wege 
ermöglicht wird, die erforderlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewältigung der 
COVID-19 Krisensituation setzen zu können.

Mittel des Fonds

§ 2.  Der Fonds erhält eine Dotierung im Umfang von bis zu vier Milliarden Euro. Die 
Mittel des Fonds werden aus Kreditoperationen des Bundes aufgebracht.

Verwendung der Mittel des Fonds

§ 3.  (1)  Die finanziellen Mittel des Fonds können insbesondere für die folgenden 
Handlungsfelder verwendet werden:

1.  Maßnahmen zur Stabilisierung der Gesundheitsversorgung;
2.  Maßnahmen zur Belebung des Arbeitsmarkts (vor allem Kurzarbeit im Sinne des § 13 

Abs. 1 Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG));
3.  Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit;
4.  Maßnahmen im Zusammenhang mit den Vorgaben für die Bildungseinrichtungen;
5.  Maßnahmen zur Abfederung von Einnahmenausfällen in Folge der Krise;
6.  Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950;
7.  Maßnahmen zur Konjunkturbelebung.

(2)  Der Bundesminister für Finanzen hat per Verordnung Richtlinien für die Abwicklung 
der Fondsmittel festzulegen.

(3)  Über die konkrete Auszahlung der finanziellen Mittel entscheidet der Bundesmi-
nister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Vizekanzler.
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12. Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über die Errichtung…

(4)  Der Bundesminister für Finanzen hat dem Budgetausschuss monatlich einen Be-
richt, in dem sämtliche Maßnahmen, die nach diesem Bundesgesetz ergriffen wurden, detail-
liert dargestellt sind, vorzulegen. Der Bericht hat insbesondere die finanziellen Auswirkungen 
der gesetzten Maßnahmen auszuweisen.

Inkrafttreten

§ 4.  Dieses Bundesgesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

Vollziehung

§ 5.  Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen 
betraut.

Artikel 2.  Änderung des Gesetzlichen Budgetprovisoriums 2020

Das Gesetzliche Budgetprovisorium 2020, BGBl. I Nr. 7/2020, zuletzt geändert durch 
BGBl. I Nr. 10/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Nach dem § 1 Abs. 3 werden folgende Abs. 3a und 3b eingefügt:

„(3a) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Zeitraum des Budget-
provisoriums 2020 die Zustimmung zur Überschreitung fixer, finanzierungswirksamer 
Mittelverwendungen des Finanzierungs- und Ergebnishaushaltes gemäß § 55 Abs. 3 
BHG 2013 iVm § 54 Abs. 7 BHG 2013 in allen Fällen von Mittelverwendungsüber-
schreitungen aufgrund der Coronaviruskrise bis zur Höhe der tatsächlichen Mehrein-
zahlungen und Mehrerträge aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds zu geben, 
wobei diese Mehreinzahlungen nicht dem Verfahren zur Bildung von Rücklagen 
gemäß § 55 Abs. 1 BHG 2013 unterliegen, sondern jedenfalls vor Ende des Finanz-
jahres 2020 einer Rücklage zuzuführen sind.

(3b) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Zeitraum des Budget-
provisoriums 2020 bei der Voranschlagsstelle 45.02.06 die Zustimmung zur Über-
schreitung für die Dotierung des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds bis zu einem 
Betrag von 4 Milliarden Euro zu geben, wenn die Bedeckung im Finanzierungshaus-
halt durch Kreditoperationen sichergestellt ist.“

2.  Dem § 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 1 Abs. 3a und 3b, in der Fassung BGBl. I Nr. 12/2020, tritt mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

Artikel 3.  Änderung des Bundesfinanzrahmengesetzes 2019 bis 2022

Das Bundesfinanzrahmengesetz 2019 bis 2022, BGBl. I Nr. 20/2018, zuletzt geändert 
durch BGBI. I Nr. 10/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Im § 1 lautet die fixe Obergrenze für Auszahlungen der Rubrik 4 für das Jahr 2020 
„11.418,491“; die Summe 4 lautet „13.693,422“; die Gesamtsumme alle Rubriken lautet 
„84.718,241“.

2.  Im § 2 lautet die Obergrenze für Auszahlungen der Untergliederung 45 Bundesver-
mögen für das Jahr 2020 „4.690,457“; die fixe Obergrenze für Auszahlungen der Untergliede-
rung 45 lautet „4.690,451“.

3.  Am Ende von § 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 1 und § 2 in der Fassung BGBl. I. Nr. 12/2020 treten mit dem der Kundma-
chung folgenden Tag in Kraft.“
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Artikel 4.  Änderung des ABBAG-Gesetzes

Das Bundesgesetz über die Einrichtung einer Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des 
Bundes (ABBAG-Gesetz), BGBl. I Nr. 51/2014, zuletzt geändert durch das BGBl. I Nr. 
107/2017, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 2 Abs. 1 Z 2 wird folgende Z 3 eingefügt:

„3.  der Erbringung von Dienstleistungen und dem Ergreifen von finanziellen 
Maßnahmen zugunsten von Unternehmen gemäß § 3b Abs. 1, die zur Erhaltung der 
Zahlungsfähigkeit und Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten dieser Unter-
nehmen im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 und den 
dadurch verursachten wirtschaftlichen Auswirkungen geboten sind.“

2.  Nach § 2 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:

„(2a) Über Auftrag des Bundesministers für Finanzen hat die Gesellschaft eine 
oder mehrere Tochtergesellschaften zu gründen, deren Stamm- oder Grundkapital 
zur Gänze im Eigentum der Gesellschaft steht. Der Unternehmensgegenstand dieser 
Tochtergesellschaften hat ausschließlich die Durchführung von Aufgaben, Dienstleis-
tungen und Maßnahmen zu umfassen, die nach diesem Gesetz der Gesellschaft 
obliegen und von der Gesellschaft über Auftrag des Bundesministers für Finanzen 
einer oder mehrerer dieser Tochtergesellschaften übertragen und von diesen durch-
geführt oder von diesen für die Gesellschaft erfüllt werden können.“

3.  Nach § 2 Abs. 2 Z 6 wird folgende Z 7 eingefügt:

„7.	 die Erbringung von Dienstleistungen und das Ergreifen von finanziellen 
Maßnahmen zugunsten von Unternehmen gemäß § 3b Abs. 1, die zur Erhaltung der 
Zahlungsfähigkeit und Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten dieser Unter-
nehmen im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 und den 
dadurch verursachten wirtschaftlichen Auswirkungen geboten sind.“

4.  § 2 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Bund hat die Finanzierung der Gesellschaft und des Verwaltungsauf-
wandes der Gesellschaft im Verhältnis seiner Anteile an der Gesellschaft sicherzu-
stellen. Die Finanzierung von Maßnahmen gemäß Abs. 2 hat nach Maßgabe der 
gesetzlichen Ermächtigung oder Beauftragung durch den Bundesminister für Fi-
nanzen zu erfolgen.“

5.  Nach § 2 Abs. 6 wird folgender Abs. 7 eingefügt:

„(7) § 66, § 67 und § 69 Insolvenzordnung – IO, RGBl. Nr. 337/1914, und die 
Bestimmungen des Unternehmensreorganisationsgesetzes – URG, BGBl. I Nr 
114/1997, sind auf die ABBAG nicht anzuwenden.“

6.  Nach § 3 werden folgende §§ 3a und § 3b samt Überschriften eingefügt:

„Bevollmächtigter des Bundes

§ 3a.  (1)  Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, die banktechnische 
Behandlung (bankkaufmännische Beurteilung durch Bonitätsprüfung und Bearbei-
tung) der Ansuchen um finanzielle Maßnahmen gemäß § 2 Abs. 2 Z 7 und die Aus-
fertigung der Finanzierungsverträge sowie die Wahrnehmung der Rechte der ABBAG 
aus diesen Finanzierungsverträgen, ausgenommen deren gerichtliche Geltendma-
chung, einem Bevollmächtigten des Bundes nach § 1002 ff ABGB zu übertragen. Der 
Bevollmächtigte muss über die entsprechende Berechtigung zum Betrieb von Bank-
geschäften gemäß § 1 Abs. 1 Z 1, 3, 4, 7, 8, 10 und 18 BWG oder gemäß § 9 BWG 
in Österreich verfügen.
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(2)  Die Bevollmächtigung ist zwischen Vollmachtgeber und Bevollmächtigtem 
im Einzelnen vertraglich zu regeln.

Richtlinien zur Gewährung von finanziellen Maßnahmen

§ 3b.  (1)  Finanzielle Maßnahmen gemäß § 2 Abs. 2 Z 7 dürfen nur zu Gunsten 
von Unternehmen gesetzt werden, die ihren Sitz oder eine Betriebsstätte in Öster-
reich haben und ihre wesentliche operative Tätigkeit in Österreich ausüben.

(2)  Auf die Gewährung von finanziellen Maßnahmen besteht kein Rechtsan-
spruch.

(3)  Der Bundesminister für Finanzen hat unter Beachtung der geltenden Vor-
gaben des EU-Beihilfenrechtes per Verordnung Richtlinien zu erlassen, die insbe-
sondere nachstehende Regelungen zu enthalten haben:

1.  Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen,
2.  Ausgestaltung und Verwendungszweck der finanziellen Maßnahmen,
3.  Höhe der finanziellen Maßnahmen,
4.  Laufzeit der finanziellen Maßnahmen,
5.  Auskunfts- und Einsichtsrechte des Bundes oder des Bevollmächtigten.

(4)  Der Bundesminister für Finanzen hat dem Budgetausschuss quartalsweise 
einen detailliert dargestellten Bericht, in dem sämtliche Maßnahmen zugunsten von 
Unternehmen gem. § 3b Abs. 1, die zu Erhaltung der Zahlungsfähigkeit und Überbrü-
ckung von Liquiditätsschwierigkeiten im Zusammenhang mit der Ausbreitung des 
Erregers SARS-CoV-2 (COVID-19) geboten sind, die nach diesem Bundesgesetz 
ergriffen wurden, vorzulegen. Der Bericht hat insbesondere die finanziellen Auswir-
kungen der gesetzten Maßnahmen auszuweisen.“

7.  Nach § 6 wird folgender § 6a samt Überschrift eingefügt:

„Tochtergesellschaften

§ 6a.  Auf Tochtergesellschaften, die von der Gesellschaft gemäß § 2a ge-
gründet werden, sind die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemäß anzuwenden.“

Artikel 5.  Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes

Das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG), BGBl. Nr. 315/1994, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 94/2019, wird wie folgt geändert:

1.  Dem § 10 wird folgender Abs. 71 angefügt:

„(71) § 13 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2020 tritt mit 
15. März 2020 in Kraft.“

2.  Dem § 13 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: „Bis 30. September 2020 beträgt die 
Obergrenze bis zu 400 Mio. €.“

Artikel 6.  Änderung des Arbeitsmarktservicegesetzes

Das Arbeitsmarktservicegesetz, BGBl. Nr. 313/1994, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 100/2018, wird wie folgt geändert:

1.  § 37b wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Wirtschaftliche Schwierigkeiten als Auswirkungen im Zusammenhang mit 
dem Coronavirus (COVID-19) sind vorübergehende nicht saisonbedingte wirtschaft-
liche Schwierigkeiten im Sinne des Abs. 1 Z 1. Die Richtlinie gemäß Abs. 4 kann für 
diese Fälle abweichend von Abs. 3 höhere Pauschalsätze vorsehen. Abweichend 
von Abs. 3 erhöht sich die Beihilfe ab dem vierten Monat um die auf Grund der be-
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sonderen Beitragsgrundlage erhöhten Aufwendungen des Dienstgebers für die Bei-
träge zur Sozialversicherung.“

2.  § 78 wird folgender Abs. 37 angefügt:

„(37) § 37b Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2020 tritt 
rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 7.  Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes

Das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, BGbl. Nr 459/1993, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 93/2019 wird wie folgt geändert:

1.  Nach §18a wird folgender § 18b samt Überschrift eingefügt:

„Bestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19

§ 18b.  Werden Einrichtungen auf Grund behördlicher Maßnahmen teilweise 
oder vollständig geschlossen und hat ein Arbeitnehmer, der nicht in einem versor-
gungskritischen Bereich tätig ist, keinen Anspruch auf Dienstfreistellung zur Be-
treuung seines Kindes, kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Sonderbetreu-
ungszeit im Ausmaß von bis zu drei Wochen, ab dem Zeitpunkt der behördlichen 
Schließung von Lehranstalten und Kinderbetreuungseinrichtungen, für die Betreuung 
von Kindern bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, für die eine Betreuungspflicht be-
steht, gewähren. Arbeitgeber haben Anspruch auf Vergütung von einem Drittel des in 
der Sonderbetreuungszeit an die Arbeitnehmer gezahlten Entgelts durch den Bund. 
Der Anspruch auf Vergütung nach dem ersten Satz ist mit der monatlichen Höchst-
beitragsgrundlage nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 
189/1955, gedeckelt und binnen sechs Wochen vom Tage der Aufhebung der be-
hördlichen Maßnahmen bei der zuständigen Abgabebehörde gelten zu machen. Die 
Regelung gilt auch für Arbeitnehmer, die den Landarbeitsordnungen der Bundes-
länder und in Vorarlberg dem Land- und Forstarbeitsgesetz unterliegen, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in Kraft sind.“

2.  In § 19 Abs. 1 wird folgende Z 43 angefügt:

„43.  § 18b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2020 tritt mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und gilt bis 31.05.2020.“

Artikel 8.  Bundesgesetz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbrei-
tung von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz)

Betreten von Betriebsstätten zum Zweck des Erwerbs von Waren- und Dienstleistun-
gen

§ 1.  Beim Auftreten von COVID-19 kann der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz durch Verordnung das Betreten von Betriebsstätten oder nur 
bestimmten Betriebsstätten zum Zweck des Erwerbs von Waren und Dienstleistungen unter-
sagen, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist. In der 
Verordnung kann geregelt werden, in welcher Zahl und zu welcher Zeit jene Betriebsstätten 
betreten werden dürfen, die vom Betretungsverbot ausgenommen sind.

Betreten von bestimmten Orten

§ 2.  Beim Auftreten von COVID-19 kann durch Verordnung das Betreten von bestimm-
ten Orten untersagt werden, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 
erforderlich ist. Die Verordnung ist

1.  vom Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zu 
erlassen, wenn sich ihre Anwendung auf das gesamte Bundesgebiet erstreckt,
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2.  vom Landeshauptmann zu erlassen, wenn sich ihre Anwendung auf das gesamte 
Landesgebiet erstreckt, oder

3.  von der Bezirksverwaltungsbehörde zu erlassen, wenn sich ihre Anwendung auf den 
politischen Bezirk oder Teile desselben erstreckt.

Das Betretungsverbot kann sich auf bestimmte Zeiten beschränken.

Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes

§ 2a.  (1)  Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die nach diesem 
Bundesgesetz zuständigen Behörden und Organe über deren Ersuchen bei der Ausübung 
ihrer beschriebenen Aufgaben bzw. zur Durchsetzung der vorgesehenen Maßnahmen erfor-
derlichenfalls unter Anwendung von Zwangsmitteln zu unterstützen.

(2)  Sofern nach der fachlichen Beurteilung der nach diesem Bundesgesetz zuständigen 
Behörden im Rahmen der nach Abs. 1 vorgesehenen Unterstützung für die Organe des öf-
fentlichen Sicherheitsdienstes nach der Art der übertragbaren Krankheit und deren Übertra-
gungsmöglichkeiten eine Gefährdung verbunden ist, der nur durch besondere Schutzmaß-
nahmen begegnet werden kann, so sind die nach diesem Bundesgesetz zuständigen 
Behörden verpflichtet, adäquate Schutzmaßnahmen zu treffen.

Strafbestimmungen

§ 3.  (1)  Wer eine Betriebsstätte betritt, deren Betreten gemäß § 1 untersagt ist, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von bis zu 3 600 Euro zu bestrafen.

(2)  Wer als Inhaber einer Betriebsstätte nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte, 
deren Betreten gemäß § 1 untersagt ist, nicht betreten wird, begeht eine Verwaltungsübertre-
tung und ist mit einer Geldstrafe von bis zu 30 000 Euro zu bestrafen. Wer als Inhaber einer 
Betriebsstätte nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte höchstens von der in der Ver-
ordnung genannten Zahl an Personen betreten wird, begeht eine Verwaltungsübertretung 
und ist mit einer Geldstrafe von bis zu 3 600 Euro zu bestrafen.

(3)  Wer einen Ort betritt, dessen Betreten gemäß § 2 untersagt ist, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von bis zu 3 600 Euro zu bestrafen.

Inkrafttreten

§ 4.  (1)  Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

(2)  Hat der Bundesminister gemäß § 1 eine Verordnung erlassen, gelangen die Bestim-
mungen des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, betreffend die Schließung von 
Betriebsstätten nicht zur Anwendung.

(3)  Die Bestimmungen des Epidemiegesetzes 1950 bleiben unberührt.
(4)  Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können vor seinem Inkrafttreten 

erlassen werden, dürfen jedoch nicht vor diesem in Kraft treten.

Vollziehung

§ 5.  Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betraut.

Van der Bellen
Kurz
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13.  Bundesgesetz, mit dem das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz 
für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge und das Bundesgesetz über die 
Berufsreifeprüfung geändert werden

(BGBl. I, Nr. 13/2020)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1.  Änderung des Schulunterrichtsgesetzes

Das Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 86/2019 wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 82k wird folgender § 82l samt Überschrift eingefügt:

„Abschließende Prüfungen einschließlich Reife- und Diplomprüfungen für das 
Schuljahr 2019/20

§ 82l.  In Ausnahme zu den Bestimmungen des 5. bis 8. Abschnittes dieses 
Bundesgesetzes über abschließende Prüfungen einschließlich Reife- und Diplom-
prüfungen kann der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die 
genannten Prüfungen für das Schuljahr 2019/2020 mit Verordnung Regelungen 
treffen. Diese Verordnung muss zumindest Regelungen über Form und Umfang der 
Prüfungen, die Zusammensetzung der Prüfungskommissionen, die Prüfungstermine, 
die Zulassung zur Prüfung, die Prüfungsgebiete, die Aufgabenstellungen und den 
Prüfungsvorgang enthalten.“

2.  In § 82 wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) § 82l samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
13/2020 tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft.“

Artikel 2.  Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorberei-
tungslehrgänge

Das Schulunterrichtsgesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, BGBl. 
I Nr. 33/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 86/2019 wird wie folgt 
geändert:

1.  Nach § 72 wird folgender § 72a samt Überschrift angefügt:

„Abschließende Prüfungen einschließlich Reife- und Diplomprüfungen für das 
Schuljahr 2019/20

§ 72a.  In Ausnahme zu den Bestimmungen des 5. bis 8. Abschnittes dieses 
Bundesgesetzes über abschließende Prüfungen einschließlich Reife- und Diplom-
prüfungen kann der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die 
genannten Prüfungen für das Schuljahr 2019/2020 mit Verordnung Regelungen 
treffen. Diese Verordnung muss zumindest Regelungen über Form und Umfang der 
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Prüfungen, die Zusammensetzung der Prüfungskommissionen, die Prüfungstermine, 
die Zulassung zur Prüfung, die Prüfungsgebiete, die Aufgabenstellungen und den 
Prüfungsvorgang enthalten.“

2.  In § 69 wird folgender Abs. 16 angefügt:

„(16) § 72a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
13/2020 tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft.“

Artikel 3.  Änderung des Bundesgesetzes über die Berufsreifeprüfung

Das Berufsreifeprüfungsgesetz, BGBl. I Nr. 68/1997, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 138/2017, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 11c wird folgender § 11d samt Überschrift angefügt:

„Prüfungen der Berufsreifeprüfung für das Schuljahr 2019/20

§ 11d.  In Ausnahme zu den Bestimmungen der §§ 5, 6 und 8a nach diesem 
Bundesgesetz kann der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für 
das Schuljahr 2019/2020 mit Verordnung Regelungen treffen. Diese Verordnung 
muss zumindest Regelungen über die Zusammensetzung der Prüfungskommissi-
onen, die Prüfungstermine und den Prüfungsvorgang enthalten.“

2.  In § 12 wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) § 11d samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
13/2020 tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft.“

Van der Bellen
Kurz
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14.  Bundesgesetz, mit dem die Strafprozessordnung 1975 geändert wird

(BGBl. I Nr. 14/2020)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Änderung der Strafprozessordnung 1975

Die Strafprozessordnung 1975 BGBl. Nr. 631/1975, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 113/2019 wird wie folgt geändert:

1.  In § 174 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:

„In Fällen einer Pandemie oder wenn es zur Verhütung und Bekämpfung anzei-
gepflichtiger Krankheiten nach dem Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1959, nach 
Maßgabe einer Verordnung der Bundesministerin für Justiz notwendig erscheint 
kann gemäß § 153 Abs. 4 vorgegangen werden.“

2.  In § 176 Abs. 3 wird nach der Wendung „Anstelle der Vorführung kann“ die Wendung 
„in den in § 174 Abs. 1 geregelten Fällen sowie“ eingefügt.

3.  In § 239 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:

„In den in § 174 Abs. 1 geregelten Fällen kann bei Angeklagten, die in Untersu-
chungshaft angehalten werden gemäß § 153 Abs. 4 vorgegangen werden.“

4.  Dem § 514 wird folgender Abs. 42 angefügt:

„(42) § 174 Abs. 1, § 176 Abs. 3 und § 239 treten mit dem der Kundmachung des 
bezeichneten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

Van der Bellen
Kurz
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15.  Bundesgesetz, mit dem das Wirtschaftskammergesetz 1998 geändert wird

(BGBl. I Nr. 15/2020)

Der Nationalrat hat beschlossen:

1.  Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 76 folgender Eintrag zu § 76a ein-
gefügt:

„§ 76a	 Besondere Maßnahmen bei außergewöhnlichen Ereignissen“

2.  Nach § 76 wird folgender § 76a samt Überschrift eingefügt:

„Besondere Maßnahmen bei außergewöhnlichen Ereignissen

§ 76a.  (1)  Treten Umstände ein, die den Anfang, die Fortsetzung oder Been-
digung der Wahlhandlung verhindern, so kann die jeweils zuständige Wahlbehörde 
die Wahlhandlung verlängern oder auf den nächsten Tag verschieben.

(2)  Jede Verlängerung oder Verschiebung ist sofort auf ortsübliche Weise be-
kannt zu geben und im Weg der jeweils übergeordneten Wahlbehörde der bei der 
Wirtschaftskammer Österreich eingerichteten Hauptwahlkommission mitzuteilen.

(3)  Hatte die Stimmabgabe bereits begonnen, so sind die Wahlakten und die 
Wahlurne mit den darin enthaltenen Wahlkuverts und Stimmzetteln von der Wahlbe-
hörde bis zur Fortsetzung der Wahlhandlung unter Verschluss zu legen und sicher zu 
verwahren.

(4)  Treten Umstände ein, die die Abhaltung der Urwahlen oder von auf deren 
Ergebnissen aufbauenden Wahlen innerhalb der in der Wahlkundmachung festge-
setzten Fristen verhindern, so kann die jeweils zuständige Hauptwahlkommission im 
Wege einer Novellierung der Wahlkundmachung die sich aus dieser ergebenden 
Zeitpunkte und Fristen wie insbesondere den gemäß § 107 bestimmten so abändern, 
dass die reibungslose Abwicklung der jeweiligen Wahl(en) möglich wird.“

Van der Bellen
Kurz
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23.  Bundesgesetz, mit dem das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantie-
gesetz 1977, das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz – WiEReG, das Zivil-
dienstgesetz 1986, das KMU-Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung 
eines Härtefallfonds, das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsver-
tragsrechts-Anpassungs-gesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Ausländerbes-
chäftigungsgesetz, das Einkommen-steuergesetz 1988, das Gebührengesetz 1957, das 
Finanzstrafgesetz, das Alkoholsteuer-gesetz, das Schulorganisationsgesetz, das 
Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichts-gesetz für Berufstätige, Kollegs und 
Vorbereitungslehrgänge, das Schulzeitgesetz 1985, das Schulpflichtgesetz 1985, das 
Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, das Innovationsstiftung-Bildung-
Gesetz, das Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das ABBAG-Gesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, 
die Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen au-
fgrund der Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über die 
Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das Abgabenverwaltungsorganisa-
tionsgesetz 2010, Artikel 91 des Finanz-Organisationsreformgesetzes, das Finanzstra-
fzusammenarbeitsgesetz, das Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflege-
gesetz, das MTD-Gesetz, das Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das Freiwi-
lligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmengesetz und das 
Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung zur 
Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz über hochschulrecht-
liche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an Universitäten, Pädago-
gischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von Fachhochschul-Studien-
gängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 (COVID-19-Hochschulgesetz 
– C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen von Mund-Nasen-Schnellmas-
ken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein Bundesgesetz über die Erri-
chtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-Härtefonds (COVID-19-Schulstor-
nofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-Gesetz)

(BGBl. I Nr. 23/2020)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1.  Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes

Das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz – FMABG, BGBl. I Nr. 97/2001, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019 wird wie folgt geändert:

1.  Dem § 22 wird folgender Abs. 13 angefügt:

„(13) Soweit in den in § 2 Abs. 1 bis 4 genannten Gesetzen oder in einer aufgrund 
der genannten Gesetze erlassenen Verordnung Fristen für

1.  Anzeige-, Melde-, Vorlage- und sonstige Einbringungspflichten,
2.  Veröffentlichungen oder
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3.  sonstige Informationspflichten
geregelt sind, können diese auf begründeten Antrag durch die FMA verlängert 

werden. Soweit es dem Antragsteller zumutbar ist, ist der Antrag im Wege des elekt-
ronischen Verkehrs zu stellen. Sofern dies im Interesse der Finanzmarktstabilität 
oder der Verwaltungsökonomie zweckmäßig ist, kann die FMA auch ohne Antrag 
durch Verordnung bestimmte Fristen verlängern und nähere Bestimmungen zur An-
tragstellung vorsehen. Soweit in Unionsrechtsakten, für die die FMA gemäß den in § 
2 Abs. 1 bis 4 genannten Gesetzen die zuständige Behörde ist, Fristen im Sinne des 
ersten Satzes geregelt sind, kann die FMA diese Fristen unter denselben Bedin-
gungen durch Verordnung verlängern.“

2.  Dem § 28 wird folgender Abs. 41 angefügt:

„(41) § 22 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt 
mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. De-
zember 2020 außer Kraft.“

Artikel 2.  Änderung des Garantiegesetzes 1977

Das Garantiegesetz 1977, BGBl. Nr. 296/1977, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 111/2010, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 1 Abs. 2 werden folgende Abs. 2a und 2b eingefügt:

„(2a) Der Bundesminister für Finanzen darf zwecks Erhaltung der Geschäftstätig-
keit und Überbrückung eines vorübergehenden Liquiditätsengpasses von Unter-
nehmen mit Sitz oder Betriebsstätte im Inland im Zusammenhang mit der CO-
VID-19-Krisensituation auch Verpflichtungen gemäß Abs. 1 übernehmen. Diese 
Verpflichtungen dürfen nur für Garantien, Ausfallsbürgschaften oder sonstige Siche-
rungsgeschäfte der Gesellschaft übernommen werden, die der Finanzierung eines 
Betriebsmittelbedarfes dienen, welcher aufgrund der negativen wirtschaftlichen Aus-
wirkungen der COVID-19-Krisensituation erforderlich ist. Abs. 2 Z 2 ist nicht anzu-
wenden. Der Bundesminister für Finanzen wird für den Zeitraum von drei Monaten 
ermächtigt durch Verordnung den jeweils ausstehenden Gesamtbetrag an Kapital 
zuzüglich Zinsen und Kosten für die Übernahme von Verpflichtungen gemäß diesem 
Absatz festzulegen. Diese Verpflichtungen sind auf den Gesamtbetrag gemäß § 4 
nicht anzurechnen.

(2b) Im Zusammenhang mit Maßnahmen des Bundes gemäß Abs. 2a ist § 3 nicht 
anzuwenden.“

2.  In § 14a wird die Wortfolge „im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ “ durch „auf der Home-
page des Bundesministeriums für Finanzen“ ersetzt.

3.  In § 14a entfällt der dritte Satz.

Artikel 3.  Änderung des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes

Das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz – WiEReG, BGBl. I Nr. 136/2017, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

1.  Dem § 18 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:

„(3) Die Fristen zur Meldung der Daten gemäß § 5 Abs. 1 sowie die Frist zur An-
drohung und Verhängung einer Zwangsstrafe gemäß § 16 Abs. 1 werden jeweils 
unterbrochen, wenn die Fristen mit Ablauf des 16. März 2020 noch nicht abgelaufen 
waren oder der Beginn des Fristenlaufs in die Zeit von 16. März 2020 bis zum Ablauf 
des 30. April 2020 fällt. Die genannten Fristen beginnen mit 1. Mai 2020 neu zu 
laufen.

(4) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung bis 
längstens 31. Dezember 2020
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1.  die in Abs. 3 angeordnete allgemeine Unterbrechung von Fristen zu verlän-
gern oder weitere allgemeine Ausnahmen von der Unterbrechung vorzusehen, soweit 
dies zur Verhütung und Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist;

2.  weitere Bestimmungen vorzusehen, die den Einfluss der Maßnahmen, die 
zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 getroffen werden, auf den Lauf von 
Fristen und die Einhaltung von Terminen für anhängige oder noch anhängig zu ma-
chende ordentliche Rechtsmittelverfahren regeln. Er kann betreffend das ordentliche 
Rechtsmittelverfahren insbesondere die Unterbrechung, die Hemmung, die Verlän-
gerung oder die Verkürzung von Fristen anordnen, Säumnisfolgen bei Nichteinhal-
tung von Terminen ausschließen sowie bestimmen, ob und auf welche Weise verfah-
rensrechtliche Rechtsnachteile, die durch die Versäumung von Fristen oder Terminen 
eintreten können, hintangehalten und bereits eingetretene wieder beseitigt werden. 
Dabei sind die Interessen an der Fortsetzung dieser Verfahren, insbesondere die 
Abwehr eines erheblichen und unwiederbringlichen Schadens von den Verfah-
rensparteien, einerseits und das Interesse der Allgemeinheit an der Verhütung und 
Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 sowie am Schutz der Aufrechterhaltung 
eines geordneten Verwaltungsbetriebes andererseits gegeneinander abzuwägen.“

2.  Dem § 19 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(4) § 18 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 
treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.“

Artikel 4.  Änderung des Zivildienstgesetzes 1986

Das Zivildienstgesetz 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679/1986, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 23a wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Der Zivildienstpflichtige, der einen außerordentlichen Zivildienst gemäß § 8a 
Abs. 6 im Anschluss an einen ordentlichen Zivildienst leistet, hat Anspruch auf zu-
sätzliche Dienstfreistellung im Ausmaß von einem Arbeitstag pro Monat. Kommt eine 
Vereinbarung gemäß Abs. 3 nicht zustande, so gebührt dem Zivildienstleistenden die 
Dienstfreistellung am Ende des letzten Monats seiner Dienstleistung.“

2.  In § 28 Abs. 6 entfällt die Wortfolge „§ 8a und“.
3.  In § 28 Abs. 7 erster Satz wird die Wortfolge „kann sich für die administrative Abwick-

lung“ durch die Wortfolge „kann sich gegen angemessene Entschädigung für die administra-
tive Abwicklung“ ersetzt.

4.  In § 28 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt:

„Anerkannte Rechtsträger sind Rechtsträger, die zumindest eine gemäß § 4 an-
erkannte Einrichtung aufweisen.“

5.  In § 28 Abs. 8 erster Satz wird die Wortfolge „an andere anerkannte Rechtsträger“ 
durch die Wortfolge „anderen anerkannten Rechtsträgern oder deren Einrichtungen“ ersetzt.

6.  §  28 Abs. 11 lautet:

„(11) Die Beiträge für Kranken- und Unfallversicherung im Umfang der nach dem 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, vorgesehenen 
Leistungen sind von dem mit der administrativen Abwicklung betrauten Rechtsträger 
zu entrichten und diesem vom Bund zu ersetzen. Der mit der administrativen Abwick-
lung betraute Rechtsträger gilt diesbezüglich als Dienstgeber im Sinne des § 33 
ASVG.“

7.  In § 76a idF BGBl. I Nr. 16/2020 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung 
Abs. 1 und es wird folgender Abs. 2 angefügt:
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„(2) § 23a Abs. 6 und § 28 Abs. 6, Abs. 7 erster und dritter Satz, Abs. 8 erster Satz 
und Abs. 11 in der Fassung BGBl. I Nr. 23/2020 treten mit dem der Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft und mit 31.12.2020 außer Kraft.“

Artikel 5.  Änderung des KMU-Förderungsgesetzes

Das KMU-Förderungsgesetz, BGBl. Nr. 432/1996 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 
16/2020, wird wie folgt geändert:

Nach § 7 Abs. 8 wird folgender Abs. 9 angefügt:

„(9) Die Abwicklungsstelle kann im Rahmen eines beschleunigten Verfahrens für 
Überbrückungsgarantien den Vertrag über ihre Haftung (Garantieerklärung) dem 
Förderungsnehmer auch elektronisch übermitteln. Die Unterzeichnung dieser Garan-
tieerklärung durch die Abwicklungsstelle kann in diesem Fall durch eine Nachbildung 
der eigenhändigen Unterschrift (Faksimile) erfolgen.“

Artikel 6.  Änderung des Bundesgesetzes über die Errichtung eines Härtefallfonds

Das Härtefallfondsgesetz, BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Abs. 1 lautet:

„(1) Gegenstand des Förderungsprogrammes des Bundes zum Härtefallfonds ist 
die Schaffung eines Sicherheitsnetzes für Härtefälle bei Ein-Personen-Unternehmen 
(EPU) unter Einschluss Neuer Selbständiger und freier Dienstnehmer nach § 4 Abs. 
4 ASVG, bei Non-Profit-Organisationen (NPO) gemäß §§ 34 bis 47 der Bundesabga-
benordnung (BAO) sowie von Kleinstunternehmern laut Empfehlung 2003/361/EG 
vom 6. Mai 2003, Amtsblatt Nr. L 124 vom 20/05/2003 S. 0036 - 0041, als natürliche 
Personen oder erwerbstätige Gesellschafter, die nach BSVG/GSVG/FSVG bzw. in 
Versicherungen entsprechender Einrichtungen der freien Berufe pflichtversichert 
sind, die durch die rechtlichen und wirtschaftlichen Folgen von COVID-19 verursacht 
wurden. Anspruchsberechtigt sind außerdem Privatzimmervermieter von privaten 
Gästezimmern im eigenen Haushalt mit höchstens 10 Betten, die nicht der Gewerbe-
ordnung 1994 unterliegen. Die Förderung wird in Form eines Zuschusses gewährt.“

2.  § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Wirtschaftskammer Österreich und – soweit die land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebe sowie Privatzimmervermieter betroffen sind – die Agrarmarkt Austria 
wickeln das Förderungsprogramm des Bundes zum Härtefallfonds im übertragenen 
Wirkungsbereich in Bindung an die Weisungen des Vizekanzlers (§ 1), der Bundes-
ministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort (§§ 1 bis 3) und der Bundesmi-
nisterin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (§§ 1 bis 3) sowie des Bundes-
ministers für Finanzen (§§ 1 bis 5) ab. Bei widerstreitenden Weisungen ist 
Einvernehmen herzustellen.“

3.  Nach § 1 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:

„(2a) Die Wirtschaftskammer Österreich kann sich zur Durchführung der ihr über-
tragenen Aufgabe geeigneter anderer Rechtsträger wie insbesondere der Wirt-
schaftskammern in den Ländern unentgeltlich bedienen, soweit dem die Grundsätze 
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nicht entgegenstehen.“

4.  § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Die liquiden Mittel werden der Wirtschaftskammer Österreich und der Agrar-
markt Austria vor Auszahlung der Förderbeiträge im Wege über das Bundesministe-
rium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und das Bundesministerium für Land-
wirtschaft, Regionen und Tourismus zur Verfügung gestellt. Hierfür werden aus dem 
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COVID-19 Krisenbewältigungsfond maximal zwei Milliarden Euro zur Verfügung ge-
stellt.“

5.  Nach § 1 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:

„(3a) Der Bundesminister für Finanzen wird in Abweichung von § 1 Abs. 3 er-
mächtigt im Einvernehmen mit dem Vizekanzler durch Verordnung die liquiden Mittel 
aus dem COVID-19 Krisenbewältigungsfond anzupassen.“

5a.  In § 1 Abs. 4 wird im zweiten Satz nach der Wortfolge „land- und forstwirtschaftliche 
Betrieben“ die Wortfolge „und bei Privatzimmervermietern“ eingefügt.

6.  In § 1 Abs. 4 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:

„Ebenso hat der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Vize-
kanzler und der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort eine 
Richtlinie für die Abwicklung des Härtefallfonds für Einkommensausfälle bei NPOs zu 
erlassen.“

7.  In § 2a wird der Ausdruck „Wirtschaftskammer Österreich“ jeweils durch den Aus-
druck „Agrarmarkt Austria“ sowie der Ausdruck „Betriebsinhaber“ durch den Ausdruck „Förde-
rungswerber“ ersetzt.

8.  § 3 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Bundesminister für Finanzen, die Bundesministerin für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus, der Dachverband der Sozialversicherungsträger und die 
die gesetzliche Pflichtversicherung ersetzenden Institutionen haben der Wirtschafts-
kammer Österreich und der Agrarmarkt Austria – unter Beachtung der datenschutz-
rechtlichen Regelungen – auf ihre Anfrage unter Verwendung einer elektronischen 
Schnittstelle soweit verfügbar Daten zu übermitteln, die für die Ermittlung des Aus-
maßes des Zuschusses und zum Zweck der Identitätsfeststellung wie insbesondere 
mittels der Sozialversicherungsnummer notwendig sind.“

9.  Nach § 3 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Die Österreichische Gesundheitskasse, die Sozialversicherungsanstalt der 
Selbständigen und die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen 
und Bergbau haben dem Dachverband der Sozialversicherungsträger die erforderli-
chen Daten elektronisch zur Verfügung zu stellen.“

10.  § 3 Abs. 3 erster Satz lautet:

„Auf die Daten ist von der Wirtschaftskammer Österreich und von der Agrarmarkt 
Austria § 48a BAO sinngemäß anzuwenden.“

10a.  Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a.  Zuwendungen gemäß diesem Bundesgesetz sind bei der Ermittlung der 
Beitragsgrundlagen der Sozialversicherungen nicht heranzuziehen.“

11.  § 4 lautet:

„§ 4.  Der Bundesminister für Finanzen, die Bundesministerin für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus sowie der Dachverband der Sozialversicherungsträger 
haben die technischen Voraussetzungen für die Datenübermittlungen nach den §§ 2 
und 3 zu schaffen.“

12.  Der Text des bisherigen § 6 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“, folgender Abs. 2 
wird angefügt:

„(2) Der § 1 Abs. 1 bis Abs. 4, § 2a, § 3 Abs. 1, Abs. 1a und Abs. 3, § 3a sowie § 
4, in der Fassung BGBl. I Nr. 23/2020, treten mit dem der Kundmachung folgenden 
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Tag in Kraft; § 1 Abs. 3a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft; die üb-
rigen Bestimmungen treten mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft.“

Artikel 7.  Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes

Das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG), BGBl. Nr. 315/1994, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Dem § 10 wird folgender Abs. 73 angefügt:

„(73) § 13 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit 
21. März 2020 in Kraft.“

2.  § 13 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Die Bundesministerin für Familie, Arbeit und Jugend wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen die Obergrenze von 1000 Millionen 
Euro für das Jahr 2020 mit Verordnung den Erfordernissen aus der Bewältigung der 
durch die Bedrohung durch Covid-19 resultierenden Gegebenheiten entsprechend 
anzupassen.“

Artikel 8.  Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes

Das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, BGBl. Nr. 459/1993, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 18b Abs. 1 lautet:

„(1) Werden Einrichtungen auf Grund behördlicher Maßnahmen teilweise oder 
vollständig geschlossen und hat ein Arbeitnehmer, dessen Arbeitsleistung nicht für 
die Aufrechterhaltung des Betriebes erforderlich ist, keinen Anspruch auf Dienst-
freistellung zur Betreuung seines Kindes, kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
eine Sonderbetreuungszeit im Ausmaß von bis zu drei Wochen, ab dem Zeitpunkt 
der behördlichen Schließung von Lehranstalten und Kinderbetreuungseinrichtungen, 
für die Betreuung von Kindern bis zum vollendeten 14. Lebensjahr, für die eine Be-
treuungspflicht besteht, gewähren. Dasselbe gilt,

1.  wenn eine Betreuungspflicht für Menschen mit Behinderungen besteht, die in 
einer Einrichtung der Behindertenhilfe oder einer Lehranstalt für Menschen mit Be-
hinderungen bzw. einer höher bildenden Schule betreut oder unterrichtet werden, 
und diese Einrichtung oder Lehranstalt bzw. höher bildende Schule auf Grund be-
hördlicher Maßnahmen teilweise oder vollständig geschlossen wird, oder auf Grund 
freiwilliger Maßnahmen die Betreuung von Menschen mit Behinderung zu Hause er-
folgt, oder

2.  für Angehörige von pflegebedürftigen Personen, wenn deren Pflege oder Be-
treuung in Folge des Ausfalls einer Betreuungskraft nach dem Hausbetreuungsge-
setz, BGBl. I Nr. 33/2007 nicht mehr sichergestellt ist oder

3.  für Angehörige von Menschen mit Behinderungen, die persönliche Assistenz 
in Anspruch nehmen, wenn die persönliche Assistenz in Folge von COVID-19 nicht 
mehr sichergestellt ist.

Arbeitgeber haben Anspruch auf Vergütung von einem Drittel des in der Sonder-
betreuungszeit an die Arbeitnehmer gezahlten Entgelts durch den Bund. Der An-
spruch auf Vergütung nach dem ersten Satz ist mit der monatlichen Höchstbeitrags-
grundlage nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, 
gedeckelt und binnen sechs Wochen vom Tage der Aufhebung der behördlichen 
Maßnahmen bei der Buchhaltungsagentur geltend zu machen. Die Regelung gilt 
auch für Arbeitnehmer, die den Landarbeitsordnungen der Bundesländer und in Vor-
arlberg dem Land- und Forstarbeitsgesetz sowie dem Land- und Forstarbeiter-Dienst-
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rechtsgesetz BGBl. Nr. 280/1980 unterliegen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes in Kraft sind.“

2.  Dem § 19 Abs. 1 wird folgende Z 45 angefügt:

„45. § 18b Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und gilt bis 31. Mai 2020, hinsichtlich 
des Vergütungsanspruchs des Arbeitgebers und dessen Abwicklung bis 30. Juni 
2021.“

Artikel 9.  Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes

Das Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 170 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Tätigkeitsdauer von Organen der betrieblichen Interessenvertretung 
nach diesem Gesetz sowie der Behindertenvertrauenspersonen nach § 22a BEinstG, 
die im Zeitraum von 16. März 2020 bis 31. Oktober 2020 endet, verlängert sich bis 
zur Konstituierung eines entsprechenden Organs der betrieblichen Interessenvertre-
tung, das nach dem 31. Oktober 2020 unter Einhaltung der dafür vorgesehenen 
Fristen gewählt worden ist.“

2.  In § 264 Abs. 33 entfällt die Wortfolge „1 und“.
3.  Dem § 264 wird folgender Abs. 34 angefügt:

„(34) § 170 Abs. 1 und § 264 Abs. 33 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 23/2020 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Dauert die 
COVID-19 Krisensituation über den 31. Oktober 2020 hinaus an, so hat die Bundes-
ministerin für Arbeit, Familie und Jugend durch Verordnung den in § 170 Abs. 1 fest-
gesetzten Endtermin 31. Oktober 2020 zu verlängern, nicht jedoch über den 31. De-
zember 2020 hinaus.“

Artikel 10.  Änderung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 32b wird folgender § 32c samt Überschrift eingefügt:

„Übergangsbestimmung zur COVID-19-Krisensituation

§ 32c.  (1) Entgegen § 5 Abs. 3 letzter Satz dürfen für die Dauer der CO-
VID-19-Krisensituation im Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft Beschäfti-
gungsbewilligungen für ein und dieselbe Saisonarbeitskraft, die bereits in Österreich 
aufhältig ist, für eine Gesamtdauer von mehr als neun Monaten innerhalb eines Zeit-
raumes von 12 Monaten erteilt oder verlängert werden.“

2.  Dem § 34 wird folgender Abs. 50 angefügt:

„(50) § 32c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2020 außer 
Kraft. Dauert die COVID-19-Krisensituation über diesen Zeitpunkt hinaus an, so ist 
die Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend ermächtigt, das Außerkrafttreten 
durch Verordnung um jeweils zwei Monate, nicht jedoch über den 31. Dezember 
2020 hinaus, zu verschieben.“
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Artikel 11.  Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

In § 124b werden folgende Z 348 bis Z 351 angefügt:

„348. Steuerfrei sind ab dem 1. März 2020:

a)  Zuwendungen, die aus Mitteln des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds 
gemäß dem Bundesgesetz über die Errichtung des COVID-19-Krisenbewältigungs-
fonds – COVID-19-FondsG, BGBl. I Nr. 12/2020, aufgebracht werden.

b)  Zuschüsse aus dem Härtefallfonds gemäß dem Bundesgesetz über die Er-
richtung eines Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz, BGBl. I Nr. 16/2020).

c)  Zuschüsse aus dem Corona-Krisenfonds.
d)  Sonstige vergleichbare Zuwendungen der Bundesländer, Gemeinden und 

gesetzlichen Interessenvertretungen, die für die Bewältigung der COVID-19-Krisen-
situation geleistet werden.

349. § 16 Abs. 1 Z 6 lit. h und § 68 Abs. 7 sind auch im Falle von COVID-19-Kurz-
arbeit, Telearbeit wegen der COVID-19-Krise bzw. Dienstverhinderungen wegen der 
COVID-19-Krise anwendbar.

350.

a)  Zulagen und Bonuszahlungen, die aufgrund der COVID-19-Krise zusätzlich 
geleistet werden, sind im Kalenderjahr 2020 bis 3.000 Euro steuerfrei. Es muss sich 
dabei um zusätzliche Zahlungen handeln, die ausschließlich zu diesem Zweck ge-
leistet werden und üblicherweise bisher nicht gewährt wurden. Sie erhöhen nicht das 
Jahressechstel gemäß § 67 Abs. 2 und werden nicht auf das Jahressechstel ange-
rechnet.

b)  Soweit Zulagen und Bonuszahlungen nicht durch lit. a erfasst werden, sind 
sie nach dem Tarif zu versteuern.

351. § 37 Abs. 5 Z 3 zweiter Satz ist auf Einkünfte von Steuerpflichtigen nicht 
anzuwenden, die im Jahr 2020 während der COVID-19-Pandemie als Ärzte gemäß § 
36b Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169/1998 idF BGBl. I Nr. 16/2020, in Österreich 
tätig werden.“

Artikel 12.  Änderung des Gebührengesetzes 1957

Das Gebührengesetz, BGBl. Nr. 267/1957, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 35 Abs. 8 wird folgender Satz angefügt:

„Rechtsgeschäfte, die zur Durchführung der Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Bewältigung der COVID-19-Krisensituation notwendig sind, sind von den Hun-
dertsatzgebühren befreit.“

2.  In § 37 Abs. 41 wird die Wortfolge „BGBl. I Nr. 16/2020“ durch die Wortfolge „BGBl. I 
Nr. 23/2020“ ersetzt.

Artikel 13.  Änderung des Finanzstrafgesetzes

Das Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 265 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 2 wird die Zeichenfolge „30. Juni 2020“ durch die Zeichenfolge „31. Dezember 
2020“ und die Zeichenfolge „1. Juli 2020“ durch die Zeichenfolge „1. Jänner 2021“ersetzt.
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b)  In Abs. 2 lit. a, b, d, f, g und h wird jeweils die Zeichenfolge „30. Juni 2020“ durch die 
Zeichenfolge „31. Dezember 2020“ ersetzt.

c)  In Abs. 2 lit. a, b und c wird jeweils die Zeichenfolge „1. Juli 2020“ durch die Zeichen-
folge „1. Jänner 2021“ ersetzt.

d)  Abs. 2 lit. e lautet:

„e) Die zum 31. Dezember 2020 bereits einem Spruchsenat zugeleiteten Akten 
fallen in die Zuständigkeit eines in der Stadt bestehenden Spruchsenates, in der sich 
die Geschäftsstelle des bisher zuständigen Spruchsenates befunden hat. Die nach § 
68 vor Ablauf des Jahres 2019 für das Jahr 2020 erlassene Geschäftsverteilung gilt 
bis 31. Dezember 2020. Die Geschäftsverteilung für das Jahr 2021 kann bereits vor 
dem 1. Jänner 2021 durch den Vorstand der gemäß § 58 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 104/2019 zuständigen Finanzstrafbehörde erlassen werden und 
hat vorzusehen, dass die zum 31. Dezember 2020 bereits einem Spruchsenat zuge-
leiteten Akten tunlichst denselben Personen als Vorsitzenden der Spruchsenate, bei 
Senatszuständigkeit Senaten mit denselben Vorsitzenden zugewiesen werden.“

e)  Nach Abs. 2 lit. h wird folgende lit. i angefügt:

„i) Wird in einer Rechtsvorschrift des Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde 
die Bezeichnung „Amt für Betrugsbekämpfung als Finanzstrafbehörde“ oder „Zollamt 
Österreich als Finanzstrafbehörde“ verwendet, ist darunter bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2020 jene Einrichtung zu verstehen, die aufgrund des Finanzstrafge-
setzes in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019 zuständig ge-
wesen ist.“

2.  § 265a wird wie folgt geändert:

a)  Abs. 1 lautet:

„(1) Der Lauf der Einspruchsfrist (§ 145 Abs. 1), der Rechtsmittelfrist (§ 150 Abs. 
2), der Frist zur Anmeldung einer Beschwerde (§ 150 Abs. 4), der Frist zur Einbrin-
gung eines Antrages auf Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 165 Abs. 4), der Frist 
zur Stellung eines Antrages auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 167 Abs. 
2) sowie der Frist auf Erhebung von Einwendungen zur Niederschrift (§ 56b Abs. 3) 
wird jeweils unterbrochen, wenn die Frist mit Ablauf des 16. März 2020 noch nicht 
abgelaufen war oder der Beginn des Fristenlaufs in die Zeit von 16. März 2020 bis 
zum Ablauf des 30. April 2020 fällt. Die genannten Fristen beginnen mit 1. Mai 2020 
neu zu laufen.“

b)  Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:

„(3a) Unterbleibt bis 30. September 2020 eine mündliche Verhandlung vor einem 
Spruchsenat (§ 125 Abs. 3) oder vor einem Senat für Finanzstrafrecht beim Bundes-
finanzgericht (§ 160 Abs. 2 und 3), kann der Vorsitzende die Beratung und Beschluss-
fassung des Senates unter Verwendung geeigneter technischer Kommunikations-
mittel veranlassen. Der Vorsitzende kann außerdem die Beratung und 
Beschlussfassung durch die Einholung der Zustimmung der anderen Mitglieder des 
Senates zu einem Entscheidungsentwurf im Umlaufwege ersetzen, wenn keines 
dieser Mitglieder widerspricht.“

Artikel 14.  Änderung des Alkoholsteuergesetzes

Das Alkoholsteuergesetz, BGBl. Nr. 703/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

1.  § 17 wird wie folgt geändert:

a)  Abs. 1 lautet:
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„(1) Alkohol, der für die in § 4 Abs. 1 Z 2, 4, 5 und 8 genannten Zwecke verwendet 
werden soll, ist nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 zum menschlichen Genuss un-
brauchbar zu machen (Vergällung).“

b)  In Abs. 3 lautet der erste Satz:

„Das Zollamt kann dem Inhaber eines Alkohollagers oder eines Verwendungsbe-
triebes auf schriftlichen Antrag bewilligen, bestimmte Vergällungen selbst durchzu-
führen.“

2.  Nach § 116k wird folgender § 116l samt Überschrift eingefügt:

„Befristete Sonderregelungen für die Desinfektionsmittelherstellung durch 
Verwendungsbetriebe

§ 116l.  (1)  Die Steuer wird auf Antrag vergütet, wenn ein Erzeugnis für die 
Herstellung von Desinfektionsmitteln in einen Verwendungsbetrieb (§ 11) aufge-
nommen wurde und dem Zollamt, in dessen Bereich sich dieser Betrieb befindet, 
nachgewiesen wird, dass

1.  für dieses Erzeugnis im Steuergebiet die Steuer nach dem Regelsatz ent-
richtet wurde und

2.  das Erzeugnis im Steuergebiet für die begünstigten Zwecke eingesetzt 
wurde.

(2)  Desinfektionsmittel im Sinne dieses Bundesgesetzes sind

1.  Biozidprodukte im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 über die Bereit-
stellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten, ABl. Nr. L 167 vom 
27.06.2012, S. 1, oder

2.  vergleichbare Desinfektionsmittel
zur hygienischen Händedesinfektion und Flächendesinfektion, ausgenommen 

reine Alkohol-Wasser-Mischungen.

(3)  Vergütungsberechtigt ist der Inhaber des Verwendungsbetriebs. Vergü-
tungsanträge sind nur für volle Kalendermonate zulässig. Sie sind bei sonstigem Ver-
lust des Anspruchs bis zum Ablauf des auf die Aufnahme des Erzeugnisses in den 
Betrieb folgenden Kalenderjahres zu stellen. Die Regelungen des § 6 Abs. 2 und 3 
und des § 7 Abs. 2 gelten sinngemäß. Soweit Steuerbelange dadurch nicht beein-
trächtigt werden, kann das Zollamt auf Antrag zur Vermeidung unnötigen Verwal-
tungsaufwands auf einzelne dieser Angaben oder den Anschluss bestimmter Bei-
lagen verzichten.“

3.  Nach § 116l werden folgende §§ 116m und 116n eingefügt:

„§ 116m.  Ergänzend zu den Bestimmungen des § 17 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 ist Alkohol, der bei der Herstellung von Desin-
fektionsmitteln nach § 116l Abs. 2 verwendet wird, mit seiner Verarbeitung zu einem 
solchen Desinfektionsmittel als hinreichend vergällt anzusehen. Entsprechende Ver-
gällungen dürfen auch ohne Bewilligung des Zollamtes selbst durchgeführt werden.

§ 116n.  (1)  § 17 Abs. 1 und Abs. 3 erster Satz, § 116l einschließlich der Über-
schrift und § 116m, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020, 
treten mit 1. März 2020 in Kraft und mit Ausnahme von § 17 Abs. 1 und Abs. 3 erster 
Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 mit Ablauf des 31. 
August 2020 außer Kraft. Die Regelungen des § 116l Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 sind für vor dem 1. September 2020 entstan-
dene Vergütungsansprüche weiterhin anwendbar.

(2)  § 116l einschließlich der Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 23/2020 ist auf Erzeugnisse anzuwenden, die nach dem 29. Februar 2020 
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in den betreffenden Betrieb aufgenommen wurden. § 116m in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 ist auf Erzeugnisse nach dieser Bestimmung anzu-
wenden, die nach dem 31. Jänner 2020 hergestellt wurden.

(3)  In jenen Fällen, in denen Verwendungsbetriebe nach dem 31. Jänner 2020 
und vor dem 15. März 2020 unversteuerten Alkohol zur Herstellung von Desinfekti-
onsmitteln nach § 116l Abs. 2 eingesetzt und erst nach dieser Herstellung einen An-
trag nach § 11 Abs. 1 oder § 13 Abs. 1 gestellt haben, kann das Zollamt auf Antrag 
den Freischein beziehungsweise die Ergänzung des Freischeins rückwirkend, frü-
hestens ab 1. Februar 2020, bewilligen, soweit die bestimmungsgemäße Verwen-
dung glaubhaft gemacht wird und Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. § 17 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 findet 
auf solche Fälle Anwendung.

(4)  In jenen Fällen, in denen Verwendungsbetriebe nach dem 31. Jänner 2020 
und vor dem 1. April 2020 von ihnen hergestellte Desinfektionsmittel nach § 116l Abs. 
2 versteuert abgegeben haben, wird die auf diese Erzeugnisse entfallende Steuer auf 
Antrag vergütet. § 116l gilt sinngemäß.“

Artikel 15.  Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung zur Verfügung über Bundesvermögen 
erteilt wird

§ 1.  (1)  Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz und Bundesmi-
nister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zur Verhütung und Bekämpfung von nach 
den Bestimmungen des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, anzeigepflichtigen 
Krankheiten oder zur Gewährleistung der Gesundheit der Bevölkerung oder besonderer Per-
sonengruppen über die dafür erforderlichen Waren oder Dienstleistungen durch Verteilung zu 
verfügen, soweit diese von der Republik Österreich (Bund) nach dem 15. März 2020 er-
worben oder beschafft wurden. Die Verfügung kann von Bedingungen und Zusagen abhängig 
gemacht werden und ganz oder teilweise auch durch unentgeltliche Übereignung erfolgen.

(2)  Soweit sich juristische Personen wie insbesondere Gebietskörperschaften eigene 
Aufwendungen durch die Verteilung von Waren oder Dienstleistungen nach Abs. 1 erspart 
haben, ist jedenfalls deren Einkaufswert von Ansprüchen, die von diesen Personen nach den 
Bestimmungen des Epidemiegesetzes 1950 gegen den Bund geltend gemacht werden, in 
Abzug zu bringen.

Artikel 16.  Änderung des Schulorganisationsgesetzes

Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 86/2019, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 132b wird folgender § 132c samt Überschrift eingefügt:

„Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 und 2020/21 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von COVID-19

§ 132c.  (1)  In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
kann der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 
2019/20 und 2020/21 mit Verordnung

1.  bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen ver-
kürzen, verlängern oder verlegen,

2.  die Schulleitung ermächtigen oder verpflichten, in Abstimmung mit den die 
einzelnen Unterrichtsgegenstände unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrern von der 
Aufteilung der Bildungs- und Lehraufgaben und des Lehrstoffes in den Lehrplänen 
auf die einzelnen Schulstufen oder Semester abzuweichen, Förderunterricht ver-
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pflichtend anzuordnen, den Besuch der gegenstandsbezogenen Lernzeit verpflich-
tend anzuordnen oder Ergänzungsunterricht vorzusehen,

3.  den Einsatz von elektronischer Kommunikation für Unterricht, Leistungsfest-
stellung und beurteilung regeln,

4.  für Schularten, Schulformen, Schulen, Schulstandorte, einzelne Klassen 
oder Gruppen oder Teile von diesen einen ortsungebundenen Unterricht mit oder 
ohne angeleitetem Erarbeiten von Lehrstoffen anordnen und

5.  an Berufsschulen die Schulleitung ermächtigen, an Stelle von Pflichtgegen-
ständen verbindliche Übungen vorzusehen, wenn keine sichere Beurteilung möglich 
wäre.

Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen Rege-
lung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen werden 
soll und kann rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden.

(2)  Unter Ergänzungsunterricht sind Unterrichtseinheiten zu verstehen, die zu-
sätzlich zur lehrplanmäßig verordneten Stundentafel abgehalten werden, um im stun-
denplanmäßigen Unterricht nicht behandelten oder im ortsungebundenen Unterricht 
angeleitet erarbeiteten Lehrstoff zu behandeln. Ergänzungsunterricht und Förderun-
terricht können während des gesamten Schuljahres von Lehrkräften oder Lehramts-
studierenden durchgeführt werden. Die Teilnahme an diesem Unterricht kann als 
freiwillig oder für einzelne Schülerinnen oder Schüler verpflichtend geregelt werden.

(3)  Ortsungebundener Unterricht umfasst die Vermittlung von Lehrstoff und die 
Unterstützung von Schülerinnen und Schülern unter Einsatz elektronischer Kommu-
nikationsmittel, deren Bereitstellung vom Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung unterstützt wird, (angeleitetes Erarbeiten) ohne physische An-
wesenheit einer Mehrzahl von Schülerinnen und Schülern am gleichen Ort.“

2.  In § 131 wird folgender Abs. 41 angefügt:

„(41) § 132c samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 17.  Änderung des Schulunterrichtsgesetzes

Das Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 13/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 82l wird folgender § 82m samt Überschrift eingefügt:

„Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 und 2020/21 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von COVID-19

§ 82m.  (1)  In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kann 
der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 
2019/20 und 2020/21 mit Verordnung

1.  bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen ver-
kürzen, verlängern oder verlegen,

2.  die Schulleitung ermächtigen oder verpflichten, in Abstimmung mit den die 
einzelnen Unterrichtsgegenstände unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrern von der 
Aufteilung der Bildungs- und Lehraufgaben und des Lehrstoffes in den Lehrplänen 
auf die einzelnen Schulstufen oder Semester abzuweichen, Förderunterricht ver-
pflichtend anzuordnen, den Besuch der gegenstandsbezogenen Lernzeit verpflich-
tend anzuordnen oder Ergänzungsunterricht vorzusehen,

3.  den Einsatz von elektronischer Kommunikation für die Abhaltung von Konfe-
renzen, für Unterricht und Leistungsfeststellung und beurteilung regeln,



– 45 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

23. Bundesgesetz, mit dem das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz…

4.  für Schularten, Schulformen, Schulen, Schulstandorte, einzelne Klassen 
oder Gruppen oder Teile von diesen bei ortsungebundenem Unterricht Leistungsfest-
stellung und -beurteilung regeln und

5.  die Schulleitung ermächtigen oder verpflichten, die Unterrichtszeit in be-
stimmten Unterrichtsgegenständen teilweise oder zur Gänze auf Teile des Unter-
richtsjahres zusammenzuziehen.

Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen Rege-
lung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen werden 
soll und kann rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden.

(2)  Unter Ergänzungsunterricht sind Unterrichtseinheiten zu verstehen, die zu-
sätzlich zur lehrplanmäßig verordneten Stundentafel abgehalten werden, um im stun-
denplanmäßigen Unterricht nicht behandelten oder im ortsungebundenen Unterricht 
angeleitet erarbeiteten Lehrstoff zu behandeln. Ergänzungsunterricht und Förderun-
terricht können während des gesamten Schuljahres von Lehrkräften oder Lehramts-
studierenden durchgeführt werden. Die Teilnahme an diesem Unterricht kann als 
freiwillig oder für einzelne Schülerinnen oder Schüler verpflichtend geregelt werden.

(3)  Ortsungebundener Unterricht umfasst die Vermittlung von Lehrstoff und die 
Unterstützung von Schülerinnen und Schülern unter Einsatz elektronischer Kommu-
nikationsmittel, deren Bereitstellung vom Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Forschung unterstützt wird, (angeleitetes Erarbeiten) ohne physische An-
wesenheit einer Mehrzahl von Schülerinnen und Schülern am gleichen Ort.“

2.  In  §  82 wird folgender Abs. 16 angefügt:

„(16) § 82m samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 18.  Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorberei-
tungslehrgänge

Das Schulunterrichtsgesetz für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, BGBl. 
I Nr. 33/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 13/2020, wird wie folgt 
geändert:

1.  Nach § 72a wird folgender § 72b samt Überschrift angefügt:

„Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 und 2020/21 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von COVID-19

§ 72b.  In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kann der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 2019/20 
und 2020/21 mit Verordnung

1.  bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen ver-
kürzen, verlängern oder verlegen,

2.  die Schulleitung ermächtigen, in Abstimmung mit den die einzelnen Unter-
richtsgegenstände unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrern von der Aufteilung der 
Bildungs- und Lehraufgaben und des Lehrstoffes, auf die einzelnen Schulstufen und 
Semester in den Lehrplänen abzuweichen,

3.  den Einsatz von elektronischer Kommunikation für die Abhaltung von Konfe-
renzen, für Unterricht und Leistungsfeststellung und beurteilung regeln und

4.  für Schularten, Schulformen, Schulen, Schulstandorte, einzelne Klassen 
oder Gruppen oder Teile von diesen einen ortsungebundenen Unterricht mit oder 
ohne angeleitetem Erarbeiten des Lehrstoffes anordnen.
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Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen Rege-
lung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen werden 
soll und kann rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden.“

2.  In § 69 wird folgender Abs. 17 angefügt:

„(17) § 72b samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 19.  Änderung des Schulzeitgesetzes 1985

Das Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 49/2019, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 16d wird folgender § 16e samt Überschrift eingefügt:

„Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 und 2020/21 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von COVID-19

§ 16e.  In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kann der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 2019/20 
und 2020/21 mit Verordnung

1.  bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen ein-
schließlich der in den Grundsatzbestimmungen des Abschnittes II genannten, ver-
kürzen, verlängern oder verlegen und

2.  Schulfreierklärungen gemäß § 10 Abs. 5a aussetzen oder aufheben, sowie 
die Zahl der Unterrichtsstunden je Tag in § 10 Abs. 8 auf höchstens 10 erhöhen.

Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen Rege-
lung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen werden 
soll und kann rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden.“

2.  In § 16a wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) § 16e samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 20.  Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985

Das Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. 76/1985, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 86/2019 sowie durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 28a wird folgender § 28b samt Überschrift eingefügt:

„Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 und 2020/21 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von COVID-19

§ 28b.  In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kann der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 2019/20 
und 2020/21 mit Verordnung

1.  bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen ver-
kürzen, verlängern oder verlegen,

2.  ein gerechtfertigtes Fernbleiben und die Einbringung der dadurch entfallenen 
Unterrichtszeit für Lehrlinge bestimmter Lehrberufe in Betrieben, die zur Aufrechter-
haltung der kritischen Infrastruktur beitragen, regeln und
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3.  den Einsatz von elektronischer Kommunikation für die Abhaltung von Konfe-
renzen, Unterricht und Leistungsfeststellung und beurteilung einschließlich des 
Nachweises des zureichenden Erfolges regeln.

Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen Rege-
lung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen werden 
soll und rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden.“

2.  In § 30 wird folgender Abs. 26 angefügt:

„(26) § 28b samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 21.  Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes

Das Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, BGBl. Nr. 175/1966, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 101/2018 sowie durch die Bundesministerienge-
setz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 8/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 41 wird folgender § 42 samt Überschrift angefügt:

„Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 und 2020/21 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 
von COVID-19

§ 42.  In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kann der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 2019/20 
und 2020/21 mit Verordnung

1.  bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen ver-
kürzen, verlängern oder verlegen und

2.  die Schulleitung ermächtigen, in Abstimmung mit den die einzelnen Unter-
richtsgegenstände unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrern von der Aufteilung der 
Bildungs- und Lehraufgaben und des Lehrstoffes, auf die einzelnen Schulstufen in 
den Lehrplänen abzuweichen,

3.  den Einsatz von elektronischer Kommunikation für Unterricht und Leistungs-
feststellung und beurteilung regeln und

4.  für einzelne Jahrgänge oder Gruppen oder Teile von diesen einen ortsunge-
bundenen Unterricht mit oder ohne angeleitetem Erarbeiten des Lehrstoffes an-
ordnen.

Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen Rege-
lung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen werden 
soll und kann rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden.“

2.  In § 35 wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) § 42 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 1. März 2020 in Kraft.“

Artikel 22.  Änderung des Innovationsstiftung-Bildung-Gesetzes

Das Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, BGBl. I Nr. 28/2017, zuletzt geändert durch das 
Datenschutz-Anpassungsgesetz – Wissenschaft und Forschung 2018, BGBl. I Nr. 31/2018, 
wird wie folgt geändert:

1.  Nach dem § 18 wird folgender § 18a samt Überschrift eingefügt:

„Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-19

§ 18a.  (1)  Projekte dürfen auch gefördert werden, wenn

1.  die Förderung nicht kompetitiv erfolgt (§ 2) oder
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2.  die zu fördernden Projekte nicht innovativ sind (§ 2) oder
3.  die zu fördernden Projekte nicht den Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 2 entspre-

chen.

(2)  Projekte gemäß Abs. 1 haben insbesondere die Kriterien

1.  der Qualität und Relevanz,
2.  der Praxisorientierung sowie
3.  der Inklusionsorientierung erfüllen.

(3)  Als Fördermittel für Projekte gemäß Abs. 1 können

1.  Mittel, deren Verwendung noch nicht gemäß § 10 Abs. 10 Z 1 genehmigt 
wurde, oder

2.  Mittel, die gemäß § 4 Abs. 1 für Projekte gemäß Abs. 1 zur Verfügung gestellt 
werden, ausgeschüttet werden.

(4)  Abweichend von § 10 Abs. 10 Z 1 lit. a und § 13 Abs. 4 Z 3 lit. c entscheidet 
der Stiftungsrat auf begründeten Vorschlag des Stiftungsvorstands.

(5)  Abweichend von § 10 Abs. 10 Z 6 dürfen Ausschreibungen für Projekte 
gemäß Abs. 1 auch außerhalb von Aktionslinien und Dreijahresprogrammen erfolgen.

(6)  Abweichend von § 10 Abs. 13 sind Umlaufbeschlüsse jedenfalls zulässig.“

2.  Dem § 21 werden folgende Abs. 5 und 6 angefügt:

„(5)  § 18a in der Fassung des 3. COVID-19-Gesetzes, BGBl. I Nr. 23/2020, tritt 
mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

(6)  § 18a tritt mit Ablauf des 30. September 2020 außer Kraft.“

Artikel 23.  Bundesgesetz über hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Son-
dervorschriften an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Dur-
chführung von Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von CO-
VID-19 (COVID-19-Hochschulgesetz – C-HG)

Studienrechtliche Sondervorschriften an Universitäten und Pädagogischen Hochs-
chulen

§ 1.  In Abweichung zu den Bestimmungen des Universitätsgesetzes 2002 – UG, BGBl. 
I Nr. 120/2002, und des Hochschulgesetzes 2005 – HG, BGBl. I Nr. 30/2006, kann der Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für das Sommersemester 2020 und 
das Wintersemester 2020/21 durch Verordnung regeln:

1.  Sonderregelungen für das Inkrafttreten von Curricula für das Studienjahr 2020/21, 
die von § 58 Abs. 6 UG und § 42 Abs. 6 HG abweichen;

2.  eine von § 52 UG und § 36 HG abweichende Einteilung des Studienjahres, inklusive 
der Festlegung der lehrveranstaltungsfreien Zeit;

3.  eine von § 56 Abs. 3 UG und § 70 HG abweichende Regelung betreffend Entrichtung 
des Lehrgangsbeitrages und eine von § 56 Abs. 5 UG und § 39 Abs. 6 HG abweichende 
Höchststudiendauer;

4.  von §§ 61 ff. UG und §§ 51 ff. HG abweichende Zulassungsfristen (allgemeine Zulas-
sungsfrist, Nachfrist, besondere Zulassungsfrist);

5.  von § 62 UG und § 55 HG abweichende Fristen für die Meldung der Fortsetzung des 
Studiums;

6.  eine von § 63 Abs. 11 UG abweichende Regelung betreffend die Ablegung der Er-
gänzungsprüfung in den künstlerischen Studien spätestens vor der Meldung der Fortsetzung 
des Studiums für das dritte Semester;

7.  eine von § 65b Abs. 1 UG und § 52h Abs. 1 HG abweichende Regelung zur Frist der 
Einsichtnahme in die Beurteilungsunterlagen und in die Auswertungsprotokolle;
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8.  von § 66 UG und § 41 HG abweichende Regelungen für die Studieneingangs- und 
Orientierungsphase betreffend den Zeitraum der Durchführung, die Ansetzung von Prüfungs-
terminen und das Vorziehen von weiterführenden Lehrveranstaltungen;

9.  Sonderregelungen für eine Beurlaubung gemäß § 67 UG und § 58 HG, insbesondere 
betreffend eine vorzeitige Beendigung der Beurlaubung aus besonders berücksichtigungs-
würdigen Gründen;

10.  eine von § 68 Abs. 2 UG abweichende Regelung zur Frist des Erlöschens des Stu-
diums;

11.  von §§ 58 und 76 UG und §§ 42 und 42a HG abweichende Regelungen zu Lehrver-
anstaltungen und Prüfungen, insbesondere bezüglich des Ablaufes und der Durchführung 
von Lehrveranstaltungen und Prüfungen;

12.  eine von § 77 Abs. 1 UG und § 43a Abs. 1 HG abweichende Frist für die Wiederho-
lung von positiv beurteilten Prüfungen;

13.  eine von § 78 Abs. 10 UG und § 56 Abs. 10 HG abweichende Entscheidungsfrist für 
Anerkennungsanträge;

14.  eine von § 79 Abs. 2 UG und § 44 Abs. 2 HG abweichende Regelung betreffend die 
öffentliche Durchführung von Prüfungen;

15.  Sonderregelungen bezüglich der Abgabe und Beurteilung von Bachelor-, Diplom- 
und Masterarbeiten, künstlerischen Diplom- und Masterarbeiten und Dissertationen und 
künstlerischer Dissertationen;

16.  eine von § 87 Abs. 1 UG und § 65 Abs. 1 HG abweichende Frist für die Verleihung 
des akademischen Grades oder der akademischen Bezeichnung;

17.  eine von § 90 Abs. 3 UG und § 68 Abs. 3 HG abweichende Frist für Nostrifizie-
rungen;

18.  Festlegung von Gründen für den Erlass oder die Rückerstattung von Studienbei-
trägen für das Sommersemester 2020;

19.  Festlegung von Übergangsfristen für Studien und Lehrgänge, die im Sommerse-
mester 2020 oder im Wintersemester 2020/21 auslaufen;

20.  Festlegung, dass im Rahmen von Eignungs-, Aufnahme- und Auswahlverfahren 
insbesondere die Beurteilung der vorangehenden schulischen Leistungen herangezogen 
werden kann.

Studienrechtliche Sondervorschriften an Einrichtungen zur Durchführung von Fa-
chhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen

§ 2.  In Abweichung zu den Bestimmungen des Fachhochschul-Studiengesetzes – 
FHStG, BGBl. Nr. 340/1993, kann der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und For-
schung für das Sommersemester 2020 und das Wintersemester 2020/21 durch Verordnung 
regeln:

1.  eine von § 4 Abs. 8 FHStG abweichende Frist des Nachweises der vorgeschriebenen 
Zusatzprüfungen;

2.  eine von § 9 Abs. 4 FHStG abweichende Regelung betreffend die Entrichtung des 
Lehrgangsbeitrages;

3.  von § 13 Abs. 1, 3 und 4 FHStG abweichende Regelungen zu Prüfungen, insbeson-
dere bezüglich des Zeitpunktes, des Ablaufes und der Durchführung;

4.  von § 13 Abs. 6 und 7 FHStG abweichende Regelungen zur Frist der Einsichtnahme 
in die Prüfungsprotokolle und die Beurteilungsunterlagen;

5.  von § 14 FHStG abweichende Regelungen zur Unterbrechung;
6.  eine von § 15 Abs. 1 FHStG abweichende Regelung betreffend die öffentliche Durch-

führung von mündlichen Prüfungen;
7.  eine von § 17 Abs. 4 FHStG abweichende Frist zur Ausstellung von Zeugnissen;
8.  eine von § 18 Abs. 4 FHStG abweichende Regelung betreffend die Wiederholung 

eines Studienjahres;
9.  Sonderregelungen bezüglich der Abgabe und Beurteilung von Bachelor-, Diplom- 

und Masterarbeiten;
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10.  Festlegung, dass im Rahmen von Aufnahmeverfahren insbesondere die Beurtei-
lung der vorangehenden schulischen Leistungen herangezogen werden kann.

Sondervorschriften für die Anerkennung bestimmter Tätigkeiten

§ 3.  Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit COVID-19 im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit, der Gesundheitsvorsorge, des Unterrichtswesens oder der Versorgungssicherheit 
durchgeführt werden, können für Studien an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen und 
in Fachhochschul-Studiengängen im Ausmaß von 4 ECTS-Anrechnungspunkten pro Monat

1.  als frei zu wählende Lehrveranstaltungen, sofern diese im Curriculum vorgesehen 
sind, oder

2.  für gemäß § 31 Abs. 3 des Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftsgesetzes 
2014, BGBl. I Nr. 45/2014, im Curriculum entsprechend gekennzeichnete Module oder Lehr-
veranstaltungen, oder

3.  als Praktika, soweit diese Tätigkeiten den im Curriculum geforderten Praktika ver-
gleichbar sind, anerkannt werden.

Studienförderungsrechtliche Sondervorschriften

§ 4.  Für Förderungen nach dem Studienförderungsgesetz 1992 – StudFG, BGBl. Nr. 
305/1992, bei denen der zur Vermeidung des Anspruchsverlusts oder einer Rückzahlungs-
verpflichtung erforderliche Studienerfolg aufgrund der Einschränkungen des Studien- und 
Prüfungsbetriebs an Hochschulen zur Bekämpfung der Ausbreitung von COVID-19 ohne Ver-
schulden der oder des Studierenden nicht erbracht werden kann, kann der Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung durch Verordnung geeignete Maßnahmen zur Ver-
meidung von Härten, insbesondere ein Aussetzen des Ruhens des Anspruchs auf Studien-
beihilfe wegen überwiegender Behinderung am Studium, Fristerstreckungen für den Nach-
weis des Studienerfolgs oder ein Absehen von der Rückforderung festlegen.

Sondervorschriften für zeitabhängige Rechte

§ 5.  In Abweichung zu den Bestimmungen des UG, des HG, des FHStG und des § 5a 
Abs. 7 des Studentenheimgesetzes, BGBl. Nr. 291/1986, kann der Bundesminister für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung durch Verordnung regeln, dass das Sommersemester 
2020 für zeitabhängige Rechte, insbesondere in Hinblick auf die Verpflichtung zur Leistung 
von Studienbeiträgen sowie auf die höchstzulässige Dauer von Beurlaubungen oder Unter-
brechungen nicht berücksichtigt wird.

Sondervorschriften für Forschungsprojekte an Universitäten

§ 6.  In Abweichung von § 109 Abs. 2 letzter Satz UG können ab dem 16. März 2020 
Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die im Rahmen von Drittmit-
telprojekten oder Forschungsprojekten beschäftigt sind, die aufgrund von Maßnahmen zur 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 nicht fertiggestellt werden können, zur Fertig-
stellung der Drittmittelprojekte oder Forschungsprojekte und Publikationen einmalig befristet 
verlängert oder einmalig befristet neu abgeschlossen werden, wobei jeweils ein Zeitraum von 
12 Monaten nicht überschritten werden darf.

Inkrafttreten

§ 7.  Dieses Bundesgesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundes-
gesetzblatt in Kraft.
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Außerkrafttreten

§ 8.  Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der §§ 4 und 5 mit 30. September 2021 
außer Kraft. Verordnungen nach diesem Bundesgesetz können bis längstens 30. Juni 2021 
erlassen werden.

Artikel 24.  Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012

Das Bundesgesetz über eine Transparenzdatenbank (Transparenzdatenbankgesetz 
2012 – TDBG 2012), BGBl. I Nr. 99/2012, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

1.  In der Überschrift des 7. Abschnitts entfallen die Worte „und Schlussbestimmungen“.
2.  Nach dem 7. Abschnitt wird folgender neuer Abschnitt 7a samt Überschrift eingefügt:

„Abschnitt 7a
Sonderregelungen im Zusammenhang mit der Bewältigung der COVID-19-
Krise

§ 39a.  (1)  Für alle Leistungen, die zur Bewältigung der COVID-19-Krise er-
bracht werden, sind unverzüglich Leistungsangebote anzulegen sowie Mitteilungen 
(§ 25 Abs. 1) vorzunehmen.

(2)  Dies gilt auch bei Mitteilungen über Leistungen an Leistungsverpflichtete 
und auch, wenn nach § 23 Abs. 1 die Abfrage von bestehenden Datenbanken vorge-
sehen wäre.

§ 39b.  Ein eigenes Leistungsangebot ist auch dann anzulegen, wenn ein beste-
hendes Leistungsangebot aufgestockt wird. Die Bezeichnung der Leistungsangebote 
in der Transparenzdatenbank hat einheitlich mit den Worten „COVID-19“ zu be-
ginnen. Alle Mitteilungen betreffend Leistungen zur Bewältigung der COVID-19-Krise 
haben ausschließlich auf die neu angelegten Leistungsangebote zu erfolgen. Abwei-
chend von der Außerkrafttretensregelung (§ 43 Abs. 6) sind Mitteilungen und – für 
rückgezahlte Leistungen – negative Mitteilungen auch später vorzunehmen.

§ 39c.  (1)  Zusätzlich zu den Leistungsarten gemäß § 4 Abs. 1 werden fol-
gende Leistungsarten eingeführt:

1.  Aufwand für Gelddarlehen (Kredite und Darlehen)
2.  Aufwand für sonstige Geldzuwendungen, soweit sie nicht Förderungen 

gemäß § 8 sind
3.  übernommene Haftungen, Bürgschaften, Garantien
4.  nicht im § 11 Abs. 1 genannte Sachleistungen
5.  alle übrigen Leistungen im Zusammenhang mit der Bewältigung der 

COVID-19 Krise.

(2)  Auch zu Leistungsangeboten dieser Leistungsarten sind Mitteilungen vorzu-
nehmen.

(3)  Auf diese Mitteilungen ist die Inkrafttretensbestimmung „1. Juli 2020“ in § 43 
Abs. 5 Z 2 nicht anzuwenden, sodass die Mitteilungen der in § 25 Abs. 1 Z 3a, 3b und 
3c normierten Struktur zu entsprechen haben.

§ 39d.  Bei Leistungen nach § 39c sind anzugeben

1.  gewährte Gelddarlehen und sonstige Geldzuwendungen mit dem Nominal-
wert

2.  übernommene Haftungen, Bürgschaften und Garantien mit dem garantierten 
Obligo bzw. mit dem Bruttosubventionsäquivalent im Sinn des Art. 2 Z 22 der Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 (VERORDNUNG (EU) Nr. 651/2014 DER KOMMISSION 
vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Bei-
hilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union)
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3.  getätigte Sachleistungen mit den Anschaffungskosten
4.  die übrigen Leistungen mit sachgerechten Beträgen.

§ 39e.  § 42 Abs. 2 zweiter Satz ist nicht anzuwenden.“

3.  Nach dem neuen Abschnitt 7a wird folgender neuer 8. Abschnitt samt Überschrift 
eingefügt:

„8. Abschnitt
Schlussbestimmungen“

4.  Die §§ 40 bis 43 werden samt Überschriften aus dem 7. Abschnitt herausgelöst und 
zum Inhalt des neuen Abschnitts 8.

5.  In  §  42 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Mit der Vollziehung des Abschnitts 7a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 23/2020 ist jede Bundesministerin und jeder Bundesminister nach der je-
weiligen Zuständigkeit betraut.“

6.  In  §  43 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Die Regelungen des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 23/2020, treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung in Kraft. Der Abschnitt 7a (§§ 39a bis 39e) tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. Mitteilungen und negative Mitteilungen (§ 
39b) sind auch später vorzunehmen.“

Artikel 25.  Änderung des Telekommunikationsgesetzes 2003

Das Bundesgesetz, mit dem ein Telekommunikationsgesetz erlassen wird (Telekommu-
nikationsgesetz 2003 – TKG 2003), BGBl. I Nr. 70/2003, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 119 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg oder mit Mitteln der Telekom-
munikation sind zulässig.“

2.  § 137 Abs. 14 wird geändert und lautet:

„(14) § 98a und § 109 Abs. 3 Z 17a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 16/2020 treten mit 22. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 
außer Kraft; sie sind auf Taten anzuwenden, die nach dem 21. März 2020 begangen 
worden sind.“

3.  Nach § 137 Abs. 14 wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) § 119 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.“

Artikel 26.  Änderung des ABBAG-Gesetzes

Das Bundesgesetz über die Einrichtung einer Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des 
Bundes (ABBAG-Gesetz), BGBl. I Nr. 51/2014, zuletzt geändert durch das BGBl. I Nr. 
12/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 3 Abs. 1 und 2 tritt an die Stelle der Bezeichnung „Bundeskanzler“ die Bezeich-
nung „Vizekanzler“; in § 3b Abs. 3 wird im ersten Satz an die Wortfolge „Bundesminister für 
Finanzen hat“ die Wortfolge „im Einvernehmen mit dem Vizekanzler“ eingefügt.

2.  Der Text des bisherigen § 6a erhält die Absatzbezeichnung „(1)“ und der Verweis auf 
„§ 2a“ wird auf „§ 2 Abs. 2a“ geändert.
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3.  Nach § 6a Abs. 1 wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Über Auftrag des Bundesministers für Finanzen wurde gemäß § 2 Abs. 2a die 
COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG) gegründet und dieser 
die Erbringung der Dienstleistungen und finanziellen Maßnahmen gemäß § 2 Abs. 2 
Z 7 übertragen. Der Bund stattet die COFAG so aus, dass diese in der Lage ist, ka-
pital- und liquiditätsstützende Maßnahmen, die ihr gemäß § 2 Abs. 2 Z 7 übertragen 
wurden, bis zu einem Höchstbetrag von 15 Milliarden Euro zu erbringen und ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen zu erfüllen.“

Artikel 27.  Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

1.  Am Ende von §§ 5 Abs. 1 und 6 Abs. 3 werden jeweils der Punkt durch einen Beis-
trich ersetzt und folgende lit. e angefügt:

„e)  Pauschalentschädigungen gemäß § 36 Abs. 1 des Heeresgebührenge-
setzes 2001, die für den außerordentlichen Zivildienst gemäß § 34b in Verbindung 
mit § 21 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes 1986 oder den Einsatzpräsenzdienst gemäß 
§ 19 Abs. 1 Z 5 des Wehrgesetzes 2001 gewährt werden.“

2.  § 38a Abs. 3 lautet:

„(3)  Empfänger von Zuwendungen können nur österreichische Staatsbürger, 
Personen mit Staatsangehörigkeit zu einem EU-Mitgliedsland, Staatenlose mit aus-
schließlichem Wohnsitz im Bundesgebiet, Flüchtlinge gemäß Asylgesetz 2005 in der 
geltenden Fassung, die voraussichtlich dauerhaft im Bundesgebiet bleiben werden, 
sowie Drittstaatsangehörige sein.“

3.  In § 38a werden folgende Absätze 5 bis 8 angefügt:

„(5)  Dem Familienhärteausgleich werden aus dem Familienlastenausgleichs-
fonds einmalig 30 Mio. Euro bereitgestellt. Mit diesen Mitteln sollen Familien mit Kin-
dern rasch und unbürokratisch eine finanzielle Unterstützung zur Bewältigung von 
Mehraufwendungen aufgrund der Pandemiefolgen erhalten können.

(6)  Die Bundesministerin für Arbeit, Jugend und Familie hat im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
per Richtlinie näher zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen diese Bundes-
mittel eingesetzt werden können. Die Richtlinie hat insbesondere folgende Punkte zu 
enthalten:

1.  Rechtsgrundlagen, Ziele,
2.  den Gegenstand der finanziellen Zuwendung,
3.  die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen für das Erlangen einer fi-

nanziellen Zuwendung,
4.  das Ausmaß und die Art der Sach- oder Geldleistung,
5.  das Verfahren,
6.  die Geltungsdauer.

(7)  Abweichend von Abs. 3 sollen aufgrund des außerordentlichen COVID-19 
Krisengeschehens auch Subsidiär Schutzberechtigte gemäß § 8 Asylgesetz 2005 in 
der geltenden Fassung eine finanzielle Zuwendung auf Basis der zu erlassenden 
Richtlinie erhalten können.

(8)  Zur effektiven Umsetzung der Ziele dieser finanziellen Zuwendungen 
können auch die Länder unter entsprechender Abgeltung ihrer administrativen Auf-
wendungen betraut werden. Dabei sind insbesondere auch datenschutzrechtliche 
Regelungen beachtlich.“
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4.  § 55 wird folgender Abs. 43 angefügt:

„(43) §§ 5 Abs. 1 und 6 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 sind nur in Bezug auf das Kalenderjahr 2020 anzuwenden.“

5.  § 55 wird folgender Abs. 45 angefügt:

„(45) § 38a Abs. 3 sowie 5 bis 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 treten mit dem der Veröffentlichung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag 
in Kraft.“

Artikel 28.  Bundesgesetz über das Inverkehrbringen von Mund-Nasen-Schnellmasken 
während der Corona COVID-19-Pandemie

§ 1.  (1)  Für Mund-Nasen-Schnellmasken ist keine Zertifizierung nach dem Medizin-
produktegesetz – MPG, BGBl. Nr. 657/1996, in der derzeit geltenden Fassung, oder dem 
Maschinen–Inverkehrbringungs- und Notifizierungsgesetz – MING, BGBl. I Nr. 77/2015, in 
der derzeit geltenden Fassung, erforderlich.

(2)  Bei der Entnahmestelle beim Vertrieb ist ein Hinweis anzubringen, dass die 
Mund-Nasen-Schnellmasken nicht national zertifiziert und nicht medizinisch oder anderweitig 
geprüft sind.

§ 2.  (1)  Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundes-
gesetzblatt in Kraft.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt nach Ablauf von drei Monaten nach seinem Inkrafttreten 
außer Kraft.

Artikel 29.  Änderung des COVID-19-FondsG

Das COVID-19-FondsG, BGBl. I Nr. 12/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Im § 2 wird die Wortfolge „vier Milliarden Euro“ durch „28 Milliarden Euro“ ersetzt.
2.  Im § 3 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt ersetzt und 

folgende Z 8 angefügt:

„8. Maßnahmen zur Liquiditätsstabilisierung von Unternehmen.“

3.  Der Text des bisherigen § 4 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird 
angefügt:

„(2)  § 2 und § 3 Abs. 1 Z 7 und 8, in der Fassung BGBl. I Nr. 23/2020, treten mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
2020 außer Kraft.“

Artikel 30.  Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall-
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz)

Errichtung des Schulveranstaltungsausfall-Härtefonds

§ 1.  Mit diesem Bundesgesetz wird der Schulveranstaltungsausfall-Härtefonds (im wei-
teren Fonds) ohne eigene Rechtspersönlichkeit errichtet. Er wird vom Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung verwaltet.

Aufgabe des Fonds

§ 2.  Aufgabe des Fonds ist der Ersatz jener Kosten von Schülerinnen und Schülern 
oder deren Erziehungsberechtigten, die diesen durch Untersagung von begünstigten Schul-
veranstaltungen entstanden sind.
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Begünstigte Schulveranstaltungen

§ 3.  (1)  Vom Schulforum oder Schulgemeinschaftsausschuss für die Durchführung im 
Zeitraum vom 11. März 2020 bis zum Ende des Schuljahres 2019/20 beschlossene mehrtä-
gige Schulveranstaltungen, mit welchen eine Nächtigung verbunden hätte sein sollen oder 
wäre, können von der Schulleitung, der Schulbehörde oder dem zuständigen Bundesminister 
wegen Undurchführbarkeit untersagt werden, wenn

1.  am Ort der Schulveranstaltung unvermeidbare und außergewöhnliche Umstände 
auftreten, die eine Durchführung oder Reise zum Veranstaltungsort erheblich beeinträchtigen 
oder mit einer gesundheitlichen Gefährdung für Teilnehmer oder Dritte verbunden wären oder

2.  aufgrund unvermeidbarer und außergewöhnlicher Umstände eine Unterrichtsarbeit 
und Leistungsbeurteilung vor Ende des Unterrichtsjahres nicht mehr gesichert wäre oder

3.  ein Fall des § 2 Abs. 7 Schulzeitgesetz vorlag.

(2)  Schulveranstaltungen, die gemäß Abs. 1 untersagt wurden, sind begünstigte Schul-
veranstaltungen gemäß § 2.

Ersatzfähige Kosten

§ 4.  (1)  Ersatzfähig sind Kosten die in § 2 genannten Personen für Fahrt (einschließ-
lich Aufstiegshilfen), Nächtigung, Verpflegung, Eintritte, Kurse, Vorträge, Arbeitsmaterialien, 
die leihweise Überlassung von Gegenständen und durch zusätzliche besondere Entschädi-
gungen oder Entschädigungspauschalen des Reiseveranstalters, die diesen Personen auf-
grund eines Rücktrittes von der Reise vor Reisebeginn aufgrund der Untersagung der Schul-
veranstaltung aus einer vertraglichen Verpflichtung erwachsen sind.

(2)  Ersatzfähig sind Kosten gemäß Abs. 1 nur, wenn

1.  mit den Vertragspartnern keine einvernehmliche Regelung erreicht werden konnte, 
insbesondere über eine kostenlose Verlegung der Schulveranstaltung auf einen anderen 
Termin,

2.  das Pauschalreisegesetz nicht anwendbar ist oder nach dem Pauschalreisegesetz 
aufgrund eines Rücktrittes vor Beginn der Pauschalreise eine Entschädigungspflicht entsteht 
und

3.  die Information über die Untersagung an die Vertragspartner, die eine besondere 
Entschädigung begehren, unverzüglich erfolgte.

Abwicklung

§ 5.  Die näheren Regelungen zur Abwicklung, insbesondere Vergabe der Mittel, Aus-
wahl einer Abwicklungsstelle und Auszahlungsmodalitäten werden durch den Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Fi-
nanzen in einer Richtlinie festgelegt.

Gebührenbefreiung

§ 6.  Die zur Besorgung der Aufgaben des Fonds erforderlichen Rechtsgeschäfte sind 
von den Gebühren nach dem Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267, in der jeweils geltenden 
Fassung, befreit.

Inkrafttreten und Außerkrafttreten

§ 7.  Dieses Bundesgesetz tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und 
mit 31.12.2020 außer Kraft.

Vollziehung

§ 8.  Mit der Vollziehung wird der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und For-
schung betraut.
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Artikel 31.  Änderung der Bundesabgabenordnung

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  §  323 wird wie folgt geändert:

a)  In Abs. 63 wird das Datum „1. Juli 2020“ durch das Datum „1. Jänner 2021“ und das 
Datum „30. Juni 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2020“ ersetzt.

b)  Abs. 64 entfällt.

2.  Nach § 323d wird folgender § 323e samt Überschrift eingefügt:

„Übergangsbestimmungen im Zusammenhang mit der Verschiebung der Fi-
nanz-Organisationsreform 2020

§ 323e.  (1)  Wird in einer Rechtsvorschrift des Bundes, eines Landes oder 
einer Gemeinde die Bezeichnung „Finanzamt Österreich“, „Finanzamt für Großbe-
triebe“, „Zollamt Österreich“ oder „Amt für Betrugsbekämpfung“ verwendet, ist dar-
unter bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 jene Einrichtung zu verstehen, die 
aufgrund

–  dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
104/2019 oder

–  des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010, BGBl. I Nr. 9/2010, in 
der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019 oder

–  der Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur Durchführung des Ab-
gabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010, BGBl. II Nr. 165/2010, in der Fas-
sung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019 oder

–  eines anderen durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019 geänderten 
Bundesgesetzes in dessen Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019

zuständig gewesen ist.

(2)  Anbringen, für deren Behandlung ein Finanzamt zuständig ist, können auch 
unter Verwendung der Bezeichnung „Finanzamt Österreich“ oder „Finanzamt für 
Großbetriebe“ wirksam eingebracht werden. Anbringen, für deren Behandlung ein 
Zollamt zuständig ist, können auch unter Verwendung der Bezeichnung „Zollamt Ös-
terreich“ wirksam eingebracht werden.“

Artikel 32.  Änderung des Bundesgesetzes über die personellen Maßnahmen aufgrund der 
Modernisierung der Steuer- und Zollverwaltung

Das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen aufgrund der Modernisierung der 
Steuer- und Zollverwaltung, BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

In § 2 wird jeweils das Datum „30. Juni 2020“ durch das Datum „31. Dezember 2020“ und 
jeweils das Datum „1. Juli 2020“ durch das Datum „1. Jänner 2021“ ersetzt.

Artikel 33.  Änderung des Bundesgesetzes über die Schaffung eines Amtes für Betrugsbe-
kämpfung

Das Bundesgesetz über die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, BGBl. I Nr. 
104/2019, wird wie folgt geändert:

§ 8 Abs. 1 lautet:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft.“
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Artikel 34.  Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 2010

Das Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, BGBl. I Nr. 9/2010, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

§ 33 lautet:

„§ 33.  Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember 2020 außer Kraft.“

Artikel 35.  Änderung des Artikels 91 des Finanz-Organisationsreformgesetzes

Artikel 91 des Finanz-Organisationsreformgesetzes, BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt 
geändert:

§ 1 entfällt.

Artikel 36.  Änderung des Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes

Das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, BGBl. I Nr. 105/2014, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

In § 24a Abs. 1 entfällt die Absatzbezeichnung „Abs. 1“ und es wird die Zeichenfolge „1. 
Juli 2020“ durch die Zeichenfolge „1. Jänner 2021“ ersetzt.

Artikel 37.  Änderung des Sanitätergesetzes

Das Sanitätergesetz, BGBl. I Nr. 30/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

Dem § 64 wird folgender Abs. 9 angefügt:

„(9) § 9 Abs. 1 Z 3a, § 14 Abs. 4, § 26 Abs. 4 und § 43 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2020 gelten nur im Rahmen der Bekämpfung der 
Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 (COVID-19); Berechtigungen auf Grund 
dieser Bestimmungen bestehen noch weiter, längstens bis zum Ablauf des 31. März 
2021. In die Fristen zur Aufrechterhaltung der Berufs- und Tätigkeitsberechtigungen 
wird der Zeitraum von 22. März 2020 bis 21. März 2021 nicht eingerechnet.“

Artikel 38.  Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes

Das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl. I Nr. 108/1997, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In  §  3a Abs. 7 wird der Ausdruck „Abs. 1 Z 1“ durch den Ausdruck „Abs. 1 Z 2“er-
setzt.

2.  Nach § 17 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt:

„(3a) Für die Dauer einer Pandemie wird die Frist von fünf Jahren gemäß Abs. 3 
gehemmt. Weiters sind Berufsangehörige, die bereits bis zu fünf Jahre Tätigkeiten 
einer Spezialisierung gemäß Abs. 2 ausgeübt und nicht die entsprechende Sonder-
ausbildung bzw. Spezialisierung erfolgreich absolviert haben, für die Dauer einer 
Pandemie berechtigt, über die Kompetenzen gemäß §§ 14 bis 16 hinausgehende 
Tätigkeiten dieser Spezialisierung auszuüben.“

3.  Dem § 117 wird folgender Abs. 33 angefügt:

„(33) § 3a Abs. 7 und § 17 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 23/2020 sowie § 27 Abs. 3 und § 85 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 16/2020 gelten nur im Rahmen der Bekämpfung der Ausbreitung des Er-
regers SARS-CoV-2 (COVID-19); Berechtigungen auf Grund dieser Bestimmungen 
bestehen noch weiter, längstens bis zum Ablauf des 31. März 2021.“
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Artikel 39.  Änderung des MTD-Gesetzes

Das Bundesgesetz über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste 
(MTD-Gesetz), BGBl. Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
16/2020, wird wie folgt geändert:

Dem § 36 wird folgender Abs. 25 angefügt:

„(25) § 3 Abs. 7 und § 4 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
16/2020 gelten nur im Rahmen der Bekämpfung der Ausbreitung des Erregers 
SARS-CoV-2 (COVID-19); Berechtigungen auf Grund dieser Bestimmungen be-
stehen noch weiter, längstens bis zum Ablauf des 31. März 2021.“

Artikel 40.  Änderung des Psychotherapiegesetzes

Das Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 105/2019 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 8/2020, 
wird wie folgt geändert:

Nach § 22 wird folgender § 22a samt Überschrift eingefügt:

„Besondere Bestimmungen im Rahmen einer Pandemie

§ 22a.  (1)  Im Rahmen einer Pandemie darf der Bundesminister für Gesund-
heit, Soziales, Pflege und Konsumentenschutz die Vollsitzungen und Ausschusssit-
zungen des Psychotherapiebeirats aussetzen.

(2)  Die in den §§ 4, 5, 7, 8, 11, 12, 17 und 19 des Psychotherapiegesetzes 
vorgesehene verpflichtende Anhörung sowie die gemäß § 10 vorgesehene Begut-
achtung des Psychotherapiebeirats wird für die Dauer einer Pandemie ausgesetzt.“

Artikel 41.  Änderung des Ärztegesetzes 1998

Das Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 16/2020 wird wie folgt geändert:

1.  Dem § 41 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Epidemieärztinnen/Epidemieärzte gemäß § 27 Abs. 1 Epidemiegesetz 1950, 
BGBl. Nr. 186/1950, sind Amtsärztinnen/Amtsärzten gleichgestellt.“

2.  §  242 samt Überschrift lautet:

„Schlussbestimmung zu Art. 41 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020

§ 242.  Für die Dauer einer Pandemie können Beschlüsse in den Organen der 
Österreichischen Ärztekammer sowie in den Organen der Ärztekammern in den Bun-
desländern auch durch schriftliche Abstimmung gefasst werden (Umlaufbeschluss).“

Artikel 42.  Änderung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstalten

Das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, BGBl. Nr. 1/1957, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2020 wird wie folgt geändert:

(Grundsatzbestimmung) Im Ersten Teil, wird nach Hauptstück G folgendes Hauptstück H 
eingefügt:

„Hauptstück H
Sonderbestimmungen für Krisensituationen

§ 42f.  (1)  Die Landesgesetzgebung kann für den Fall einer Epidemie, Pan-
demie, terroristischen Bedrohung, kriegerischen Auseinandersetzung oder sonstigen 
Krisensituation vorsehen, dass durch Verordnung der Landesregierung Ausnahmen 
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von den Anforderungen der in Umsetzung der §§ 2a bis 5, 6a bis 7b, 8 Abs. 1, 8a und 
8b, 8d, 8f und 8g, 10a, 11a bis 11 d, 12, 19a, 21 und 26 ergangenen Ausführungsbe-
stimmungen zulässig sind, wenn und solange dies auf Grund der besonderen Situa-
tion erforderlich ist und der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen 
gewahrt bleibt.

(2)  Die Landesgesetzgebung hat vorzusehen, dass derartige Verordnungen für 
höchstens sechs Monate gelten.

(3)  Diese Bestimmung tritt sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft.“

Artikel 43.  Änderung des Medizinproduktegesetzes

Das Medizinproduktegesetz, BGBl. Nr. 657/1996, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

In § 113a Abs. 1 wird nach der Zeichenfolge „II.,“ die Zeichenfolge „III.,“ eingefügt.

Artikel 44.  Änderung des Arzneimittelgesetzes

Das Arzneimittelgesetz, BGBl. Nr. 185/1983, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 104/2019, wird wie folgt geändert:

In § 94d Abs. 1 wird nach der Zeichenfolge „II.,“ die Zeichenfolge „III.,“ eingefügt.

Artikel 45.  Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz – ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 21/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 49 Abs. 3 wird nach der Z 29 folgende Z 30 eingefügt:

„30. Steuerfreie Zulagen und Bonuszahlungen nach § 124b Z. 350 lit. a EStG, 
BGBl. I Nr. 23/2020.“

2.  Im § 175 werden nach dem Abs. 1 folgende Abs. 1a und 1b eingefügt:

„(1a)  Für die Dauer von Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 nach dem COVID-19-Maßnahmengesetz, BGBl. I Nr. 12/2020, sind Ar-
beitsunfälle auch Unfälle, die sich im zeitlichen und ursächlichen Zusammenhang mit 
der die Versicherung begründenden Beschäftigung am Aufenthaltsort der versi-
cherten Person (Homeoffice) ereignen.

(1b)  Der Aufenthaltsort der versicherten Person (Homeoffice) gilt für den An-
wendungsbereich dieses Bundesgesetzes als Arbeitsstätte im Sinne des Abs. 2 Z 1, 
2, 5 bis 8 und 10.“

3.  Nach § 733 werden folgende §§ 734 und 735 samt Überschrift eingefügt:

„Schlussbestimmungen zu Art. 45 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020

§ 734.  § 175 Abs. 1a und 1b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 11. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
2020 außer Kraft. Die Regelung ist auf jene Versicherungsfälle anzuwenden, die ab 
dem 11. März 2020 eingetreten sind.

§ 735.  (1)  Der Krankenversicherungsträger hat einen Dienstnehmer oder 
Lehrling (im Folgenden: Betroffener) über seine Zuordnung zur COVID-19-Risiko-
gruppe zu informieren. Die Definition dieser allgemeinen Risikogruppe, die sich nach 
medizinischen Erkenntnissen und wenn möglich aus der Einnahme von Arzneimitteln 
herleitet, erfolgt durch eine Expertengruppe, die das Bundesministerium für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz und das Bundesministerium für Arbeit, 
Familie und Jugend einrichtet. Der Expertengruppe gehören jeweils 3 Experten des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, des Dach-
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verbandes der Sozialversicherungsträger und der Ärztekammer und ein Experte des 
Bundesministeriums für Arbeit, Familie und Jugend an.

(2)  Der den Betroffenen behandelnde Arzt hat infolge dieser allgemeinen Infor-
mation des Krankenversicherungsträgers dessen individuelle Risikosituation zu be-
urteilen und gegebenenfalls ein Attest über die Zuordnung des Betroffenen zurCO-
VID-19-Risikogruppe auszustellen (COVID-19-Risiko-Attest).

(3)  Legt ein Betroffener seinem Dienstgeber dieses COVID-19-Risiko-Attest 
vor, hat er Anspruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung und Fortzahlung des 
Entgelts, außer

1.  der Betroffene kann seine Arbeitsleistung in der Wohnung erbringen (Ho-
meoffice) oder

2.  die Bedingungen für die Erbringung seiner Arbeitsleistung in der Arbeitsstätte 
können durch geeignete Maßnahmen so gestaltet werden, dass eine Ansteckung mit 
COVID-19 mit größtmöglicher Sicherheit ausgeschlossen ist; dabei sind auch Maß-
nahmen für den Arbeitsweg mit einzubeziehen.

3.  eine Kündigung die wegen der Inanspruchnahme der Dienstfreistellung aus-
gesprochen wird, kann bei Gericht angefochten werden.

Die Freistellung kann bis längstens 30. April 2020 dauern. Dauert die CO-
VID-19-Krisensituation über den 30. April 2020 hinaus an, so hat die Bundesminis-
terin für Arbeit, Familie und Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz durch Verordnung den Zeit-
raum, in dem eine Freistellung möglich ist, zu verlängern, längstens jedoch bis zum 
31. Dezember 2020.

(4)  Abs. 3 gilt nicht für Betroffene, die in Bereichen der kritischen Infrastruktur 
beschäftigt sind.

(5)  Der Dienstgeber mit Ausnahme des Dienstgebers Bund hat Anspruch auf 
Erstattung des an den Dienstnehmer bzw. Lehrling geleisteten Entgelts sowie der 
Dienstgeberanteile am Sozialversicherungsbeitrag, Arbeitslosenversicherungsbei-
trag und sonstigen Beiträgen durch den Krankenversicherungsträger. Der Antrag auf 
Ersatz ist spätestens sechs Wochen nach dem Ende der Freistellung beim Kranken-
versicherungsträger einzubringen. Der Bund hat dem Krankenversicherungsträger 
die daraus resultierenden Aufwendungen zu ersetzen.

(6)  Mit der Vollziehung dieser Bestimmung ist in Bezug auf Abs. 3 und 4 die 
Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend, soweit für Arbeitnehmer nach Art. 11 
B-VG die Vollziehung dem Land zukommt, die Landesregierung, jeweils im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz, im Übrigen der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Kon-
sumentenschutz alleine betraut. Der Krankenversicherungsträger ist im übertragenen 
Wirkungsbereich unter Bindung an die Weisungen dieser obersten Organe tätig.“

Artikel 46.  Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes

Das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz – B-KUVG, BGBl. Nr. 200/1967, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 7/2019 und durch die Kundmachung 
BGBl. I Nr. 4/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Im § 90 werden nach dem Abs. 1 folgende Abs. 1a und 1b eingefügt:

„(1a)  Für die Dauer von Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 nach dem COVID-19-Maßnahmengesetz, BGBl. I Nr. 12/2020, sind Ar-
beitsunfälle auch Unfälle, die sich im zeitlichen und ursächlichen Zusammenhang mit 
dem die Versicherung begründenden Dienstverhältnis oder mit der die Versicherung 
begründenden Funktion am Aufenthaltsort der versicherten Person (Homeoffice) er-
eignen.
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(1b)  Der Aufenthaltsort der versicherten Person (Homeoffice) gilt für den An-
wendungsbereich dieses Bundesgesetzes als Dienststätte im Sinne des Abs. 2 Z 1, 
2 und 5 bis 9.“

2.  Nach § 256 werden folgende §§ 257 und 258 samt Überschrift angefügt:

„Schlussbestimmungen zu Art. 46 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020

§ 257.  § 90 Abs. 1a und 1b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt rückwirkend mit 11. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
2020 außer Kraft. Die Regelung ist auf jene Versicherungsfälle anzuwenden, die ab 
dem 11. März 2020 eingetreten sind.

§ 258.  (1)  Die Versicherungsanstalt hat einen Dienstnehmer oder Lehrling (im 
Folgenden: Betroffener) über seine Zuordnung zur COVID-19-Risikogruppe zu infor-
mieren. Für die Definition dieser allgemeinen Risikogruppe gilt § 735 Abs. 1 des 
ASVG BGBl. Nr. 198/1955, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020.

(2)  Der den Betroffenen behandelnde Arzt hat infolge dieser allgemeinen Infor-
mation der Versicherungsanstalt dessen individuelle Risikosituation zu beurteilen 
und gegebenenfalls ein Attest über die Zuordnung des Betroffenen zurCOVID-19-Ri-
sikogruppe auszustellen (COVID-19-Risiko-Attest).

(3)  Legt ein Betroffener seinem Dienstgeber dieses COVID-19-Risiko-Attest 
vor, hat er Anspruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung und Fortzahlung des 
Entgelts, außer

1.  der Betroffene kann seine Arbeitsleistung in der Wohnung erbringen (Ho-
meoffice) oder

2.  die Bedingungen für die Erbringung seiner Arbeitsleistung in der Arbeitsstätte 
können durch geeignete Maßnahmen so gestaltet werden, dass eine Ansteckung mit 
COVID-19 mit größtmöglicher Sicherheit ausgeschlossen ist; dabei sind auch Maß-
nahmen für den Arbeitsweg mit einzubeziehen.

Die Freistellung kann bis längstens 30. April 2020 dauern. Dauert die COVID-19 
Krisensituation über den 30. April 2020 hinaus an, so hat die Bundesministerin für 
Arbeit, Familie und Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz durch Verordnung den Zeitraum, in 
dem eine Freistellung möglich ist, zu verlängern, längstens jedoch bis zum 31. De-
zember 2020.

(4)  Abs. 3 gilt nicht für Betroffene, die in Bereichen der kritischen Infrastruktur 
beschäftigt sind.

(5)  Der Dienstgeber mit Ausnahme des Dienstgebers Bund hat Anspruch auf 
Erstattung des an den Dienstnehmer bzw. Lehrling geleisteten Entgelts sowie der 
Dienstgeberanteile am Sozialversicherungsbeitrag, Arbeitslosenversicherungsbei-
trag und sonstigen Beiträgen durch die Versicherungsanstalt. Der Antrag auf Ersatz 
ist spätestens sechs Wochen nach dem Ende der Freistellung bei der Versicherungs-
anstalt einzubringen. Der Bund hat der Versicherungsanstalt die daraus resultie-
renden Aufwendungen zu ersetzen.

(6)  Mit der Vollziehung dieser Bestimmung ist in Bezug auf Abs. 3 und 4 die 
Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend, soweit für Arbeitnehmer nach Art. 
11 B-VG die Vollziehung dem Land zukommt, die Landesregierung, jeweils im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, im Übrigen der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz alleine betraut. Die Versicherungsanstalt ist im übertragenen 
Wirkungsbereich unter Bindung an die Weisungen dieser obersten Organe tätig.“
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Artikel 47.  Änderung des Allgemeinen Pensionsgesetzes

Das Allgemeine Pensionsgesetz – APG, BGBl. I Nr. 142/2004, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2017, wird wie folgt geändert:

Nach § 31 wird folgender § 32 samt Überschrift angefügt:

„Ausnahme vom Wegfall der Alterspension infolge der Coronavirus-Pandemie

§ 32.  § 9 Abs. 1 ist auf Antrag der pensionsbeziehenden Person oder aufgrund 
einer entsprechenden Mitteilung des Dienstgebers nicht auf Zeiträume im Jahr 2020 
anzuwenden, in denen eine ab dem 11. März 2020 neu aufgenommene gesundheits-
berufliche Erwerbstätigkeit ausschließlich zum Zweck der Bewältigung der Coronavi-
rus-Pandemie aufgenommen und ausgeübt wird.“

Artikel 48.  Änderung des Freiwilligengesetzes

Das Bundesgesetz zur Förderung von freiwilligem Engagement (Freiwilligengesetz – 
FreiwG), BGBl. I Nr. 17/2012, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 156/2017 wird wie folgt ge-
ändert:

1.  § 5 lautet:

„§ 5.  Dieser Abschnitt regelt zivilrechtliche Aspekte des ordentlichen und des 
außerordentlichen Freiwilligen Sozialjahres und dessen sonstige Rahmenbedin-
gungen, soweit dies in die Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz des Bundes 
fällt, insbesondere für die Zwecke der Sozialversicherung und der Familienbeihilfe.“

2.  § 6 lautet:

„§ 6.  (1)  Das Freiwillige Sozialjahr gehört zu den besonderen Formen des 
freiwilligen Engagements, ist im Interesse des Gemeinwohls und kann nicht im 
Rahmen eines Arbeitsverhältnisses absolviert werden. Ziele des ordentlichen Freiwil-
ligen Sozialjahrs sind insbesondere die Vertiefung von schulischer Vorbildung, das 
Kennenlernen der Arbeit in der Einsatzstelle, die Persönlichkeitsentwicklung, die Er-
weiterung und Anwendung von Kenntnissen zum Erwerb von Fertigkeiten für soziale 
Berufsfelder, die Berufsorientierung, die Stärkung sozialer Kompetenzen und die För-
derung des freiwilligen sozialen Engagements der Teilnehmer/innen.

(2)  Sofern im Zusammenhang mit Elementarereignissen, Unglücksfällen au-
ßergewöhnlichen Umfanges und außerordentlichen Notständen ein Einsatz über die 
Dauer des ordentlichen Freiwilligen Sozialjahres (§ 7 Abs. 1) hinaus erforderlich ist, 
kann die bestehende Einsatzvereinbarung verlängert werden oder eine Vereinbarung 
über ein außerordentliches Freiwilliges Sozialjahr getroffen werden.“

3.  § 7 lautet:

„§ 7.  (1)  Die Teilnehmer/innen des ordentlichen Freiwilligen Sozialjahres sind 
Personen ohne einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres – bei besonderer Eignung nach Vollendung des 16. Lebens-
jahres – die einmalig eine freiwillige praktische Hilfstätigkeit in der Dauer von sechs 
bis zwölf Monaten bei einer von einem anerkannten Träger (§ 8) zugewiesenen Ein-
satzstelle im Inland gemäß § 9 zur Erreichung der in § 6 genannten Ziele ausüben 
(Ausbildungsverhältnis). Der Einsatz hat sich an Lernzielen zu orientieren und erfolgt 
unter pädagogischer Begleitung und fachlicher Anleitung, Beaufsichtigung und Ver-
antwortung der jeweiligen Einsatzstelle. Der/die Teilnehmer/in darf nicht mehr als 34 
Wochenstunden tätig sein.

(2)  Teilnehmer/innen mit aufrechter Einsatzvereinbarung können bei Elementa-
rereignissen, Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges und außerordentlichen 
Notständen über den in Abs. 1 genannten Zeitraum hinaus verlängert werden. Eine 
entsprechende Verlängerung des ordentlichen Freiwilligen Sozialjahres ist unab-
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hängig von der vereinbarten Dauer gem. § 12 Abs. 1 Ziff. 3 nur einmalig um maximal 
weitere sechs Monate möglich und gesondert zu vereinbaren.

(3)  Teilnehmer/innen eines außerordentlichen Freiwilligen Sozialjahres können 
bei Elementarereignissen, Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges und außer-
ordentlichen Notständen im Inland eingesetzt werden, sofern bereits ein freiwilliger 
Dienst gemäß Abschnitte 2, 3 oder 4 absolviert wurde. Sie können einmalig aufgrund 
einer Vereinbarung für die Dauer von maximal neun Monaten bei einer von einem 
anerkannten Träger (§ 8) zugewiesenen Einsatzstelle tätig werden. Der/die Teil-
nehmer/in darf nicht mehr als 34 Wochenstunden tätig sein. Verpflichtungen gemäß 
§ 8 Abs. 4 Z 2 entfallen.“

4.  § 12 Abs. 1 wird vor der Wortfolge „Freiwilligen Sozialjahr“ das Wort „ordentlichen“ 
eingefügt.

5.  In § 12 Abs. 1 wird nach Z 9 folgende Z 10 eingefügt:

„10. Einsatzvereinbarungen gemäß § 7 Abs. 2 sind gesondert zu vereinbaren.“

6.  Dem § 12 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:

„(3)  § 12 Abs. 1 Z 8 ist bei Einsatzvereinbarungen gemäß § 7 Abs. 3 nicht an-
zuwenden.

(4)  Einsatzvereinbarungen von Teilnehmer/innen gemäß § 27, die aufgrund von 
Elementarereignissen, Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges und außeror-
dentlichen Notständen den Dienst im Inland fortsetzen, sind abzuändern.“

7.  § 27 Z 1 und Z 2 lautet:

„1. der Gedenk,- Friedens- und Sozialdienst findet an Einsatzstellen im Aus- und 
Inland statt;

2.  bei Elementarereignissen, Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges 
und außerordentlichen Notständen sind Teilnehmer/innen, die den Dienst im Inland 
fortsetzen, bei Einsatzstellen gemäß § 9 FreiwG oder bei Einsatzstellen gemäß § 4 
ZDG einzusetzen.“

8.  Dem § 27a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Im Falle einer vorzeitigen Rückkehr aufgrund von Elementarereignissen, Un-
glücksfällen außergewöhnlichen Umfanges und außerordentlichen Notständen und 
der Fortführung des Einsatzes im Inland, können Zuwendungen auch für die Weiter-
führung im Inland verwendet werden.“

9.  Dem § 46 werden folgende Absätze angefügt:

„(6)  § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Der Passus „ordentlichen und des außer-
ordentlichen“ in § 5 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

(7)  § 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 6 Abs. 2 sowie das Wort „ordentlichen“ in § 
6 Abs. 1 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

(8)  § 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 7 Abs. 2 und Abs. 3 sowie das Wort „ordent-
lichen“ in § 7 Abs. 1 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

(9)  § 12 Abs. 1, Abs. 3 und Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 23/2020 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 12 Abs. 3 und 
Abs. 4, das Wort „ordentlichen“ in Abs. 1 sowie Z 10 treten mit Ablauf des 31. De-
zember 2020 außer Kraft.

(10)  § 27 Z 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 
treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft; § 27 Z 2 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2020 außer Kraft.
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(11)  § 27a Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
23/2020 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft; § 27a Abs. 1 letzter 
Satz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.“

Artikel 49.  Änderung des Epidemiegesetzes 1950

Das Epidemiegesetz 1950, BGBl. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 3 wird folgender § 3a samt Überschrift eingefügt:

„Datenübermittlung im Interesse des Gesundheitsschutzes

§ 3a.  (1)  Die Bezirksverwaltungsbehörde ist ermächtigt, dem Bürgermeister 
den Namen und die erforderlichen Kontaktdaten einer von einer Absonderungsmaß-
nahme nach Epidemiegesetz 1950 wegen COVID-19 betroffenen Person, die in 
seinem Gemeindegebiet wohnhaft ist, mitzuteilen, wenn und soweit es zur Versor-
gung dieser Person mit notwendigen Gesundheitsdienstleitungen oder mit Waren 
oder Dienstleistungen des täglichen Bedarfs unbedingt notwendig ist.

(2)  Eine Verarbeitung dieser Daten zu anderen Zwecken ist nicht zulässig.
(3)  Der Bürgermeister hat die Daten umgehend unumkehrbar zu löschen, wenn 

diese für die in Abs. 1 genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind.
(4)  Der Bürgermeister hat geeignete Datensicherheitsmaßnahmen zu er-

greifen.
(5)  § 30 Abs. 5 Datenschutzgesetz, BGBl. I Nr. 165/1999 zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2018, ist im Rahmen dieser Bestimmung nicht an-
wendbar.“

2.  § 6 Abs. 2 lautet:

„(2)  Verordnungen der Bezirksverwaltungsbehörden sind in elektronischer 
Form auf der Internetseite der Behörde kundzumachen; sie können ohne Auswirkung 
auf die Kundmachung auch in anderer Form veröffentlicht werden, insbesondere 
durch Anschlag an der Amtstafel der Behörde oder an der Amtstafel der Gemeinden 
des betroffenen Gebiets.“

3.  In § 13 Abs. 5 wird die Wortfolge „solcher Leichen“ durch die Wortfolge „von Leichen 
mit anzeigepflichtigen Krankheiten behafteter Personen“ ersetzt.

4.  Nach § 28a Abs. 1wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a)  Darüber hinaus haben die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes an 
der Vollziehung dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnungen mitzuwirken durch

1.  Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwaltungsübertretungen,
2.  Maßnahmen zur Einleitung und Sicherung eines Verwaltungsstrafverfahrens 

und
3.  die Ahndung von Verwaltungsübertretungen durch Organstrafverfügungen (§ 

50 VStG).“

5.  Nach § 43 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:

„(4a)  Soweit in diesem Bundesgesetz eine Zuständigkeit zur Erlassung von 
Verordnungen durch die Bezirksverwaltungsbehörde vorgesehen ist, sind Verord-
nungen, deren Anwendungsbereich sich auf mehrere politische Bezirke oder das 
gesamte Landesgebiet erstreckt, vom Landeshauptmann zu erlassen. Einer Verord-
nung des Landeshauptmanns entgegenstehende Verordnungen der Bezirksverwal-
tungsbehörde treten mit Rechtswirksamkeit der Verordnung des Landeshauptmanns 
außer Kraft, sofern darin nicht anderes angeordnet ist.“
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5a.  Nach dem § 45 wird folgender neuer § 46 samt Überschrift eingefügt:

„Militärapotheken

§ 46.  Der Bund betreibt im Vollzugsbereich des Bundesministeriums für Lan-
desverteidigung in unmittelbarem und überwiegendem Zusammenhang mit der Erfül-
lung der Aufgaben des Bundesheeres gemäß § 2 des Wehrgesetzes 2001 (WG 
2001), BGBl. I Nr. 146, Militärapotheken. Die Festlegung der Zahl und der konkreten 
Orte, an denen Militärapotheken eingerichtet werden, hat durch die Bundesministerin 
oder den Bundesminister für Landesverteidigung auf Grund militärischer Notwendig-
keiten zu erfolgen. Auf Errichtung und Betrieb von Militärapotheken sind die Bestim-
mungen der §§ 3a Abs. 1, 3b, § 3c, 3d, 3e, 3f, 5, 45a, 66 und 67 des Apothekenge-
setzes, RGBl. Nr. 5/1907, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
16/2020, anwendbar. Im Falle eines Einsatzes des Bundesheeres gemäß § 2 Abs. 1 
lit. a bis d WG 2001 kann von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zum 
Zwecke der Aufrechterhaltung der Sanitätsversorgung aus zwingenden Notwendig-
keiten abgewichen werden.“

6.  Nach § 50 Abs. 6 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt:

„(7)  § 6 Abs. 2 tritt mit 1. Februar 2020 in Kraft.
(8)  § 3a, § 13 Abs. 5, § 28a Abs. 1a und § 43 Abs. 4a und § 46 in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 treten mit dem der Kundmachung fol-
genden Tag in Kraft. § 3a tritt mit Ablauf des 31.12.2020 außer Kraft.“

Artikel 50.  Änderung des COVID-19-Maßnahmengesetzes

Das Bundesgesetz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung 
von COVID-19 – COVID-19-Maßnahmengesetz, BGBl. I Nr. 12/2020, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 1 wird folgender Satz angefügt:

„Darüber hinaus kann geregelt werden, unter welchen bestimmten Vorausset-
zungen oder Auflagen Betriebsstätten oder Arbeitsorte betreten werden dürfen.“

2.  § 2 wird folgender Satz angefügt:

„Darüber hinaus kann geregelt werden, unter welchen bestimmten Vorausset-
zungen oder Auflagen jene bestimmten Orte betreten werden dürfen.“

3.  Nach § 2a Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a)  Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben an der Vollzie-
hung dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen mitzuwirken durch

1.  Maßnahmen zur Vorbeugung gegen drohende Verwaltungsübertretungen,
2.  Maßnahmen zur Einleitung und Sicherung eines Verwaltungsstrafverfahrens 

und
3.  die Ahndung von Verwaltungsübertretungen durch Organstrafverfügungen (§ 

50 VStG).“
4.  § 2a Abs. 2 lautet:

„(2)  Sofern nach der fachlichen Beurteilung der jeweiligen Gesundheitsbehörde 
im Rahmen der nach Abs. 1 vorgesehenen Mitwirkung für die Organe des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes nach der Art der übertragbaren Krankheit und deren Über-
tragungsmöglichkeiten eine Gefährdung verbunden ist, der nur durch besondere 
Schutzmaßnahmen begegnet werden kann, so sind die Gesundheitsbehörden ver-
pflichtet, adäquate Schutzmaßnahmen zu treffen.“
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5.  Dem § 4 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5)  §§ 1, 2 und § 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 
treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

Artikel 51.  Änderung des Postmarktgesetzes

Das Postmarktgesetz, BGBl. I Nr. 123/2009, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 78/2018, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 42 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4)  Beratung und Beschlussfassung im Umlaufweg oder mit Mitteln der Tele-
kommunikation sind zulässig.“

2.  Nach § 64 Abs. 6 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7)  § 42 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.“

Van der Bellen
Kurz
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An alle Landeshauptleute

Geschäftszahl: 2020-0.143.421

Erlass, Vollzug des Epidemiegesetzes, Sicherstellung der einheitlichen Vorgangsweise

Sehr geehrte Frau Landeshauptfrau, sehr geehrter Herr Landeshauptmann!
Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz darf 

Ihnen nachstehenden Erlass zum Vollzug des Epidemiegesetzes 1950 zur Kenntnis bringen.
Vorab wird auf den Erlass des BMSGPK vom 28. Februar 2020, GZ 2020-0.138.290 

verwiesen, der u.a. das Vorliegen eines Verdachtsfalles und das Kontaktpersonen-Manage-
ment festlegt.

1)  Wie ist bei einem Verdachtsfall vorzugehen:

Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über jede Anzeige sowie über jeden Verdacht des 
Vorliegens einer Infektion mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“ (2019-nCoV nunmehr 
SARS-CoV-2) die zur Feststellung der Krankheit und der Infektionsquelle erforderlichen Er-
hebungen und Untersuchungen einzuleiten (§ 5 Epidemiegesetz 1950).

Der Krankheitsverdächtige ist nach Personen mit ähnlichem Erkrankungsbild in dessen 
Umfeld (i.e. aktive Suche nach Quellen-, Ko-, Folgefall falls diese noch nicht gemeldet) zu 
befragen. Darüber hinaus ist der Verdachtsfall nach Kontaktpersonen (inkludiert Haushalts-
mitglieder sowie Kontaktpersonen im beruflichen und privaten Umfeld, in der Kinderbetreu-
ungsstätte, Schule oder anderen Gemeinschaftseinrichtung) zu befragen. Die identifizierten 
Kontaktpersonen sind zu dokumentieren, entsprechend ihrer Risikoklasse zu qualifizieren 
und gegebenenfalls einer Testung oder Absonderung zuzuführen (siehe 2 und 3).

2)  Welche Personen sind im Rahmen von behördlichen Umgebungsuntersuchungen 
zu testen:

Ein Test auf das Vorliegen einer Infektion mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“ (2019- 
nCoV nunmehr SARS-CoV-2) ist bei jeder Person durchzuführen, die die vollständigen Vor-
aussetzungen für einen Krankheitsverdacht erfüllt. Die aktuell gültigen Voraussetzungen sind 
auf der Webseite des Gesundheitsministeriums abrufbar unter https://www.sozialministerium.
at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuarti-
ges-Coronavirus.html. Es wird darauf hingewiesen, dass sich diese Definitionen ändern 
können, weshalb es wichtig ist, sicherzustellen, dass mit der jeweils gültigen Falldefinition 
gearbeitet wird.

Darüber hinaus sind Testungen auch bei stationär aufgenommenen Personen mit viraler 
Pneumonie oder einer schweren respiratorischen Erkrankung in Erwägung zu ziehen (siehe 
die Vorgaben der ECDC). Eine Testung ist auch bei Häufung mehrerer Fälle von viralen 
Pneumonien unklarer Genese in Erwägung zu ziehen.

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html


– 68 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Erlass, Vollzug des Epidemiegesetzes, Sicherstellung der einheitlichen Vorgangsweise

Asymptomatische Personen sind daher in diesem Rahmen nicht zu testen. Ein negatives 
Testergebnis schließt eine Infektion nicht aus.

Die Anordnung zur Durchführung einer Testung hat durch zuständige Bezirksverwal-
tungsbehörde (Gesundheitsamt) zu erfolgen.

3)  Welche Personen sind abzusondern:

Liegt ein positives Testergebnis vor, ist die Person durch Bescheid der örtlichen zustän-
digen Bezirksverwaltungsbehörde (Gesundheitsamt) für die Dauer der Erkrankung abzuson-
dern.

Im Hinblick auf die Absonderung Ansteckungsverdächtiger ist anhand der jeweiligen Ka-
tegorien vorzugehen, welche detailliert dargestellt sind unter https://www.sozialministerium.
at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuarti-
ges-Coronavirus.html unten unter „Fachinformation“, Information zur Kontaktpersonen-
nachverfolgung. Kontaktpersonen der Kategorie I sind in jedem Fall für einen Zeitraum von 
14 Tagen ab möglicher Ansteckung abzusondern. Kontaktpersonen der Kategorie II sind le-
diglich nach einer von der Bezirksverwaltungsbehörde vorzunehmenden Beurteilung im Ein-
zelfall für diesen Zeitraum Verkehrs zu beschränken.

4)  Wo ist die Absonderung durchzuführen:

Die Absonderung von Erkrankten kann entweder in der Krankenanstalt – bei schweren 
Verläufen – oder auch im häuslichen Umfeld – bei milderen Verläufen – angeordnet werden. 
Bei Krankheitsverdächtigen ist in erster Linie eine häusliche Quarantäne anzuordnen. Abge-
sonderte Personen haben die Quarantänestation oder Wohnung unter keinen Umständen zu 
verlassen und jeden Sozialkontakt zu vermeiden.

Ein Abweichen von diesen Vorgaben kann erfolgen, wenn dies von einer Bezirks-
verwaltungsbehörde oder von einem Land in begründeten Fällen an das Bundesminis-
terium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz herangetragen wird 
und dessen Zustimmung findet.

5)  Eintragungen in das Register anzeigepflichtiger Krankheiten (EMS):

Nach § 4 Abs. 3 des Epidemiegesetzes 1950 ist der Verdachtsfall mittels Meldeformular 
in das Epidemiologische Meldesystem (EMS) mit folgenden Daten einzupflegen: gemäß 
Daten der Arztmeldung (Demographie, Meldedatum etc.) und den von der Bezirksverwal-
tungsbehörde (BVB) erhobenen Daten, wie Reiseanamnese, Land der Infektion, vermutete 
Infektionsquelle, Beruf und Beschäftigungsort, ggf. Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen. 
Eintragungen im Zusammenhang mit Erkrankungen an COVID-19 oder Infektionen mit 
SARS-CoV-2 sind unverzüglich und ohne Zeitverzug, spätestens jedoch binnen 24 Stunden 
in das EMS einzutragen.

6)  Informationsaustausch:

Darüber hinaus sind das BMSGPK (erreichbar über corona@gesundheitsministerium.
gv.at), soweit eingerichtet, die Stäbe der Landesregierungen sowie der im BMI eingerichtete 
SKKM-Koordinierungsstab (erreichbar über SKKM-IA@bmi.gv.at) über positiv bestätigte Tes-
tungen unverzüglich und ohne Zeitverzug durch die LandessanitätsdirektorInnen zu infor-
mieren.

7)  Klargestellt wird, dass die Maßnahmen der Bezirksverwaltungsbehörden für alle 
Settings gelten.

Allfällig ergänzende Anordnungen sind durch die jeweils zuständigen Behörden festzu-
legen, z. B. für Schulen durch das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und For-
schung, für Kindergärten durch die Länder.

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
mailto:corona@gesundheitsministerium.gv.at
mailto:corona@gesundheitsministerium.gv.at
mailto:SKKM-IA@bmi.gv.at
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8)  Mitwirkung der Sicherheitsbehörden bzw. Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes

Im Zusammenhang mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 1950 wird besonders da-
rauf hingewiesen, dass die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gemäß § 28a Epide-
miegesetz 1950 die Gesundheitsbehörden über deren Ersuchen zu unterstützen haben.

Speziell handelt es sich um Unterstützung bei folgenden Aufgaben bzw. Maßnahmen:

–  § 5 Erhebungen über das Auftreten einer Krankheit
–  § 6 Einleitung von Vorkehrungen bei Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten
–  § 7 Absonderung Kranker
–  § 15 Maßnahmen gegen das Zusammenströmen größerer Menschenmengen
–  § 17 Überwachung bestimmter Personen
–  § 22 Räumung von Wohnungen
–  § 24 Verkehrsbeschränkungen für die Bewohner bestimmter Ortschaften

Auf die Verpflichtung gemäß § 28a Abs. 2 Epidemiegesetz 1950 (Schutzmaßnahmen für 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes) wird besonders hingewiesen.

9)  Es wird gebeten, diesen Erlass an die mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 
1950 betrauten Behörden im jeweiligen Vollzugsbereich weiterzuleiten und dessen 
Einhaltung zu überwachen.

Beigefügtes Dokument ist Teil des Erlasses.

Mit freundlichen Grüßen

28. Februar 2020
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither

Beilage/n: Beilagen
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

Geschäftszahl: 2020-0.138.290

Erlass; Zuständigkeiten und Vorgehen nach dem Epidemiegesetz 1950 bei SARS-CoV-
2-Kontaktpersonen

Sehr geehrte Damen und Herren Landeshauptfrau, sehr geehrter Herr Landeshaupt-
mann!

Die in der Anlage enthaltenen Dokumente

–  Zuständigkeiten Epidemiegesetz
–  behördliche Vorgangsweise bei SARS-CoV-2 Kontaktpersonen werden für verbind-

lich erklärt.

Sofern fachliche erforderlich, wird das Dokument betreffend die behördliche Vorgangs-
weise bei SARS-CoV-2 Kontaktpersonen aktualisiert werden.

Es wird gebeten, diesen Erlass an die mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 1950 
betrauten Behörden im jeweiligen Vollzugsbereich weiterzuleiten und dessen Einhaltung zu 
überwachen.

Wien, 28. Februar 2020

Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither

Beilagen
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Fragen zum Epidemiegesetz 1950

Zuständigkeiten BMSGPK und BVBs:

Das Epidemiegesetz 1950 wird als auf dem Kompetenztatbestand „Gesundheitswesen“ 
(Art. 10 Abs. 1 Z 10 B-VG) erlassene Rechtsvorschrift in mittelbarer Bundesverwaltung voll-
zogen (Art. 102 Abs. 1 B-VG). Der für das Gesundheitswesen zuständige Bundesminister ist 
daher berechtigt, dem für die Vollziehung der mittelbaren Bundesverwaltung zuständen Lan-
deshauptleuten und die ihnen unterstehenden Bezirksverwaltungsbehörden Weisungen zu 
erteilen. Ferner ist der für das Gesundheitswesen zuständige Bundesminister als sachlich in 
Betracht kommende Oberbehörde iSd des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes an-
zusehen.

Hinsichtlich des Vollzugs stellt § 43 Abs. 4 des Epidemiegesetzes 1950 klar, dass die 
Einleitung, Durchführung und Sicherstellung sämtlicher in diesem Gesetz vorgeschrieben 
Erhebungen und Vorkehrungen den Bezirksverwaltungsbehörden obliegt. In diesem Zusam-
menhang darf darauf hingewiesen werden, dass auch diesen die Rechtssatzform der Verord-
nung zur Verfügung steht, wenn von einer normativen Anordnung ein genereller – nicht indi-
vidualisierbarer – Adressatenkreis betroffen sein wird.

Die nachstehende Tabelle ordnet die nach dem Epidemiegesetz 1950 möglichen Verord-
nungen hinsichtlich der Vollzugszuständigkeit entweder der Bezirksverwaltungsbehörde 
(BVB) oder dem Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz (BMSGPK) zu.

Der sonstige Vollzug liegt ausschließlich in der Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbe-
hörden.

Paragraph Gegenstand Behörde

§ 1 Abs. 2 weitere Krankheiten der Meldepflicht un-
terwerfen BMSGPK

§ 5 Abs. 2

Unter welchen Voraussetzungen und 
von welchen Organen bei diesen Erhe-
bungen die Öffnung von Leichen und die 
Untersuchung von Leichenteilen vorge-
nommen werden kann, wird durch Ver-
ordnung bestimmt.

BMSGPK
VO betreffend Leichen von mit anzeige-
pflichtigen Krankheiten behafteten Per-
sonen

§ 6 Einleitung von Vorkehrungen bei Auf-
treten anzeigepflichtiger Krankheiten BVB

§ 7 Abs. 1 Bestimmungen über Absonderung

BMSGPK
Verordnung betreffend die Absonderung 
Kranker, Krankheitsverdächtiger und An-
steckungsverdächtiger und die Bezeich-
nung von Häusern und Wohnungen

§ 8 Abs. 5 Desinfektion BMSGPK

§ 9 Ausschließung einzelner Personen von 
Lehranstalten BVB

§ 10
Beschränkung der Wasserbenützung 
und sonstige
Vorsichtsmaßregeln

BVB

§ 11 Beschränkung des Lebensmittelverkehrs BVB
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Paragraph Gegenstand Behörde

§ 12 Abs. 2

Durch Verordnung kann bestimmt 
werden, dass das Verbot von Totenfeier-
lichkeiten auch beim Auftreten einer an-
deren anzeigepflichtigen Krankheit Platz 
zu greifen hat.

BMSGPK
VO betreffend Leichen von mit anzeige-
pflichtigen Krankhei-
ten behafteten Personen

§ 13 Abs. 5

Nähere Vorschriften über die Einsar-
gung, Überführung und Bestattung sol-
cher Leichen sowie über Einrichtung von 
Leichenkammern werden durch Verord-
nung erlassen.

BMSGPK
VO betreffend Leichen von mit anzeige-
pflichtigen Krankheiten behafteten Per-
sonen

§ 14 Vertilgung von Tieren BVB

§ 15 Maßnahmen gegen das Zusammen-
strömen größerer Menschenmengen BVB

§ 16 Besondere Meldevorschriften BVB

§ 17 Überwachung bestimmter Personen BMSGPK
Absonderungsverordnung

§ 18 Schließung von Lehranstalten BVB

§ 19 Verbot des Hausierhandels BVB

§ 20 Abs. 4

Beschränkung oder Schließung gewerb-
licher Unternehmungen (bei Auftreten 
nicht bereits im Gesetz genannter Er-
krankungen)

BMSGPK

§ 21 Abs. 2

Inwieweit die in den Abs. 1 bis 3 bezeich-
neten Vorkehrungen auch beim Auftreten 
einer anderen anzeigepflichtigen Krank-
heit getroffen werden können, wird durch 
Verordnung bestimmt.

BMSGPK
Absonderungsverordnung

§ 22 Räumung von Wohnungen BVB

§ 23 Verkehrsbeschränkung für bestimmte 
Gegenstände BMSGPK

§ 24 Verkehrsbeschränkung für die Bewohner 
bestimmter Ortschaften BVB

§ 25 Verkehrsbeschränkungen gegenüber 
dem Auslande BMSGPK

§ 26 Vorschriften in Bezug auf Verkehrsan-
stalten im Inlande

BMSGPK
Verordnung über die Beförderung von 
Personen, die mit übertragbaren Krank-
heiten behaftet oder solcher Krankheiten 
verdächtig sind

§ 28 Maßnahmen in Bezug auf Krankheitser-
reger

BMSGPK
Verordnung betreffend die Befugnis zur 
Vornahme medizinisch-diagnostischer 
Untersuchungen und die hiebei und bei 
Arbeiten mit Krankheitserregern zu be-
obachtenden
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

Behördliche Vorgangsweise bei SARS-CoV-2 Kontaktpersonen: Kontaktpersonenna-
chverfolgung (Stand: 14.04.2020)

Falldefinition SARS-CoV-2 (vormals 2019-nCoV):

Website des Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/In-
fektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html

Vorbemerkung

Grundsätzlich gilt die Einschätzung der individuellen Situation des Geschehens durch die 
zuständige Gesundheitsbehörde; erforderlichenfalls ist Rücksprache mit der zuständigen 
Landessanitätsdirektion oder der AGES zu halten.

Definition von Kontaktpersonen

1.  Kategorie I-Kontaktpersonen sind Kontaktpersonen mit Hoch-Risiko-Exposition
(i.e. Kontaktperson mit hohem Infektionsrisiko), definiert als

–  Haushaltskontakte eines COVID-19-Falls
–  Personen, die direkten physischen Kontakt (z. B. Hände schütteln) mit einem COVID- 

19-Fall hatten
–  Personen, die ungeschützten, direkten Kontakt mit infektiösen Sekreten eines 

COVID- 19-Falls hatten (z. B. Anhusten, Berühren benutzter Papiertaschentücher mit bloßen 
Händen)

–  Personen, die Kontakt von Angesicht zu Angesicht mit einem COVID-19-Fall in einer 
Entfernung ≤2 Meter und einer Dauer von mehr als 15 Minuten hatten

–  Personen, die sich in einer geschlossenen Umgebung (z. B. Klassenzimmer, Bespre-
chungsraum, Wartezimmer eines Krankenhauses) mit einem COVID-19-Fall für 15 Minuten 
oder länger aufgehalten haben

–  Gesundheitspersonal oder andere Personen, die einen COVID-19-Fall direkt betreut 
haben oder Laborpersonal, dass mit Proben eines COVID-19-Falls gearbeitet hat; ohne 
dabei die empfohlene persönliche Schutzausrüstung zu tragen oder wenn eine Kontamina-
tion trotz persönlicher Schutzausrüstung vermutet wird

–  Personen mit folgenden Kontaktarten im Flugzeug:

• Passagiere, die in derselben Reihe wie ein COVID-19-Fall oder in den zwei Reihen vor 
oder hinter diesem gesessen sind, unabhängig von der Flugzeit

• Besatzungsmitglieder, welche in dem Bereich tätig waren, in dem der COVID-19- Fall 
gesessen ist, sowie andere Passagiere, sofern eine der oben angeführten Kontaktarten zu-
trifft

Vorgehen für das Management von Kontaktpersonen der Kategorie I

–  Namentliche Registrierung, Erhebung von Telefonnummer, E-Mail, Berufsort, Berufs-
tätigkeit, Wohnverhältnisse

–  Informationsschreiben an Kontaktpersonen über COVID-19-Krankheitsbild, Krank-
heitsverläufe und Übertragungsrisiken, Selbst-Überwachung des Gesundheitszustandes, 
Verhalten im Rahmen der häuslichen Absonderung

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
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–  Behördliche Absonderung: seitens der Bezirksverwaltungsbehörde ist ein Absonde-
rungsbescheid zu erlassen!

Reduktion der Kontakte zu anderen Personen durch häusliche Absonderung, d.h.

− Kein Verlassen der Wohnung
− Strenges Einhalten von Hände- und Hust-Nies-Schnäutz-Etikette
− Bei Notwendigkeit einer akuten medizinischen Betreuung (andere als respiratorische 

Erkrankung, siehe hierfür unten) ist telefonisch 144 zu verständigen und diese über den in-
fektionsepidemiologischen Status („behördlich deklarierte COVID-19 Kontaktperson“) zu in-
formieren, um die weitere Vorgehensweise abzuklären; im Fall eines Krankentransportes in 
eine Krankenanstalt zuständige Gesundheitsbehörde benachrichtigen (an Wochentagen 
während Öffnungszeiten, am Wochenende eine entsprechende Nachmeldung am folgenden 
Werktag).

•  Selbst-Überwachung des Gesundheitszustandes bis zum Tag 14 nach dem letzten 
kontagiösen Kontakt (Definition siehe BOX), via

− Zweimal tägliches Messen der Körpertemperatur
− Führen eines Tagebuchs bezüglich respiratorischer Symptome (optional), Körpertem-

peratur, allgemeinen Aktivitäten und ggf. Kontakten zu weiteren Personen
− Regelmäßige aktive Kontaktaufnahme durch die Behörden zur Fallüberwachung, je-

denfalls aktive Kontaktaufnahme durch die Behörde 14 Tage nach dem letzten kontagiösen 
Kontakt, um den Fall abzuschließen.

Treten innerhalb der 14 Tage nach dem letzten kontagiösen Kontakt (Definition siehe 
BOX) mit einem COVID-19-Fall respiratorische Symptome auf, sind die Kriterien eines Ver-
dachtsfalles erfüllt und es ist vorzugehen wie bei einem Verdachtsfall:

− Die respiratorisch-symptomatische Kontaktperson (=Verdachtsfall) hat über das Auf-
treten der Symptome die zuständige Gesundheitsbehörde sofort zu benachrichtigen (an Wo-
chentagen während Öffnungszeiten, am Wochenende eine entsprechende Nachmeldung am 
folgenden Werktag).

− Für die diagnostische Abklärung soll die respiratorisch-symptomatische Kontaktperson 
(= Verdachtsfall) telefonisch 1450 oder 144 verständigen und diese über ihren infektions-epi-
demiologischen Status („COVID-19 Verdachtsfall“) informieren, um die weitere Vorgehens-
weise abzuklären (dringende Empfehlung: diagnostische Abklärung im Rahmen der häusli-
chen Absonderung unter strikter Einhaltung der adäquaten Schutzmaßnahmen, sofern die 
Situation und der Gesundheitszustand dies zulassen ansonsten Transport in eine Kranken-
anstalt)

− Erbringt die virologische Untersuchung keinen Nachweis von SARS-CoV-2, ist die 
häusliche Absonderung bzw. je nach Diagnose/Gesundheitszustand die Isolierung im betreu-
enden Krankenhaus bis zu Tag 14 nach dem letzten kontagiösen Kontakt fortzuführen.

• Ende der häuslichen Absonderung, wenn innerhalb der 14 Tage nach dem letzten kon-
tagiösen Kontakt keine respiratorischen Symptome aufgetreten sind.

2.  Kategorie II-Kontaktpersonen sind Kontaktpersonen mit Niedrig-Risiko-Exposition
(i.e. Kontaktperson mit niedrigem Infektionsrisiko), definiert als

–  Personen, die sich in einer geschlossenen Umgebung (z. B. Klassenzimmer, Bespre-
chungsraum, Wartezimmer, Patienten-/Untersuchungszimmer) mit einem COVID-19-Fall 
kürzer als 15 Minuten aufhalten.

–  Personen, die Kontakt von Angesicht zu Angesicht mit einem COVID-19-Fall in einer 
Entfernung ≤2 Meter und einer Dauer von weniger als 15 Minuten hatten

–  Personen, die sich im selben Flugzeug wie ein COVID-19-Fall aufgehalten hat, bei 
der aber Kontaktarten, wie diese bei Kategorie I-Kontaktpersonen definiert sind NICHT zu-
treffen
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Empfohlenes Vorgehen für das Management von Kontaktpersonen der Kategorie II

•  Namentliche Registrierung, Erhebung von Telefonnummer, E-Mail, Berufsort, Berufs-
tätigkeit, und Wohnverhältnisse

−	 Informationsschreiben an diese über COVID-19-Krankheitsbild, Krankheitsverläufe 
und Übertragungsrisiken (z. B. Hustenetikette)

−	 Selbst-Überwachung des Gesundheitszustandes bis zum Tag 14 nach dem letzten 
kontagiösen Kontakt (Verwendung von Tagebuch optional)

−	 Aufforderung, soziale Kontakte und die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel sowie 
Reisetätigkeit freiwillig stark zu reduzieren und die wissentlichen Kontakte und Gesprächs-
kontakte zu notieren.

−	 Aufforderung zur strengen Einhaltung von Hände- und Hust-Nies-Schnäutz- Eti-
kette

•  Nach sorgfältiger Prüfung der Verhältnismäßigkeit kann auch eine Fernhaltung (Ver-
kehrsbeschränkung) bei Kategorie II-Kontaktpersonen als infektionsepidemiologisch ge-
rechtfertigt eingestuft werden.

Als Verkehrsbeschränkung gilt die Fernhaltung von:
−	 Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen und Versammlungsorten,
−	 Benützung öffentlicher Transportmittel,
−	 Beschäftigungen, die einen häufigen Kontakt mit anderen Personen bedingen.
Treten innerhalb der 14 Tage nach dem letzten kontagiösen Kontakt mit einem COVID-

19- Fall respiratorische Symptome auf, sind die Kriterien eines Verdachtsfalles erfüllt und es 
ist vorzugehen wie bei einem Verdachtsfall.

−	 Die respiratorisch-symptomatische Kontaktperson (=Verdachtsfall) hat über das 
Auftreten der Symptome die zuständige Gesundheitsbehörde sofort zu benachrichtigen (an 
Wochentagen während Öffnungszeiten, am Wochenende eine entsprechende Nachmeldung 
am folgenden Werktag).

−	 Für die diagnostische Abklärung soll die respiratorisch-symptomatische Kontakt-
person (=Verdachtsfall) telefonisch 1450 oder 144 verständigen und diese über ihren infekti-
onsepidemiologischen Status („COVID-19 Verdachtsfall“) informieren, um die weitere Vorge-
hensweise abzuklären (dringende Empfehlung: diagnostische Abklärung im häuslichen 
Umfeld unter strikter Einhaltung der adäquaten Schutzmaßnahmen, sofern die Situation und 
der Gesundheitszustand dies zulassen, ansonsten Transport in eine Krankenanstalt)

−	 Erbringt die virologische Untersuchung keinen Nachweis von SARS-CoV-2, ist der 
Patient weiterhin als Kontaktperson Kategorie II bis Tag 14 nach dem letzten kontagiösen 
Kontakt zu handhaben.

Empfohlenes Vorgehen für Gesundheits-, Pflege- bzw. Schlüsselpersonal

Ungeschützter Kontakt mit einem COVID-19-Fall:
entspricht Kontaktperson der Kategorie I (siehe dort)

Geschützter Kontakt mit einem SARS-CoV-2-Fall oder SARS-CoV-2-Proben unter Ein-
haltung adäquater empfohlener Schutzausrüstung:

–  Namentliche Registrierung und Erhebung von Telefonnummer E-Mail, Berufsort, Be-
rufstätigkeit und Wohnverhältnisse

–  Selbstüberwachung des Gesundheitszustands bis zum Tag 14 nach dem letzten kon-
tagiösen Kontakt und Selbstisolation bei Auftreten von respiratorischen Symptomen (dann 
Vorgehen wie Verdachtsfall)

Versorgungskritisches Gesundheits-, Pflege- bzw. Schlüsselpersonal als Kontaktper-
son Kategorie I und II:

Betrifft versorgungskritische Personengruppen wie Gesundheits- und Pflegepersonal, 
Personal für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, Personal von 
Betreibern von kritischen Infrastrukturen, etc.): Bei Freisein von Symptomen einer SARS- 
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CoV-2-Infektion kann das Vorgehen bzgl. Absonderung/Verkehrsbeschränkung in begrün-
deten Fällen nach sorgfältiger Nutzen-Risiko-Abschätzung nach dem Ermessen der zustän-
digen Gesundheitsbehörde abweichen. Diesbezügliche Empfehlungen können dem 
Dokument „Empfehlung zum Umgang mit SARS-CoV-2 Kategorie I Kontaktpersonen –bei 
versorgungskritischem Gesundheits- und Schlüsselpersonal“ entnommen werden.

Empfohlenes Vorgehen für das Management von Kontaktpersonen der Kategorie III 
(=Reiserückkehrer aus Risikogebieten*)

Kontaktperson der Kategorie III wurde gestrichen, da die Einreise nach Österreich auf 
dem Land- bzw. dem Luftweg durch die Verordnungen 87/2020 und 105/2020 geregelt wird.

Literatur - Quellen

–  European Centre for Disease Prevention and Control. European Centre for Disease 
Prevention and Control. Contact tracing: public health management of persons, including 
healthcare workers, having had contact with COVID-19 cases in the European Union – se-
cond update, 8 April 2020. Stockholm: ECDC; 2020. https://www.ecdc.europa.eu/en/co-
vid-19-contact-tracing-public-health- management-second-update

Access: 11.04.2020
–  European Centre for Disease Prevention and Control. Case definition and European 

surveillance for COVID-19, as of 2 March 2020. Stockholm: ECDC; 2020

https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19-contact-tracing-public-health-management-second-update
https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19-contact-tracing-public-health-management-second-update
https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19-contact-tracing-public-health-management-second-update
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An alle Landeshauptleute

Geschäftszahl: 2020-0.180.200

Erlass, Maßnahmen aufgrund § 18 Epidemiegesetz 1950 in Bezug auf Kindergärten

Sehr geehrte Frau Landeshauptfrau, sehr geehrter Herr Landeshauptmann!
Zur Eindämmung der Ausbreitung von SARS-CoV-2 ist es nötig, noch weitreichendere 

Maßnahmen zu Ergreifen. Davon sind auch Kindergärten (Kindergärten oder ähnliche An-
stalten iS des § 18 Epidemiegesetz 1950) betroffen.

Die mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 1950 betrauten Bezirksverwaltungsbe-
hörden (Gesundheitsämter) werden durch diesen Erlass angewiesen, durch Verordnung zu 
verfügen, dass nach § 18 des Epidemiegesetzes 1950 folgende Einschränkungen in Bezug 
auf den Betrieb von Kindergärten und Kindertagesstätten anzuordnen sind:

Vom 18. März 2020 bis zum Beginn der Osterferien (3. April 2020) bleiben Kindergärten 
geöffnet, es sollen aber möglichst viele Kinder zu Hause betreut werden.

Ziel ist es, die Kinderdichte im Kindergarten sowie die Anzahl der Sozialkontakte allge-
mein zu reduzieren.

Selbstverständlich müssen Betreuungsangebote insbesondere für jene Kinder, deren El-
tern beruflich unabkömmlich sind bzw. die keine Möglichkeit einer Betreuung zu Hause ha-
ben, sichergestellt werden. Zu diesen Personengruppen zählen jedenfalls:

–  Ärztinnen/Ärzte sowie weiteres medizinisches Personal
–  Pflegepersonal
–  Personal von Blaulichtorganisationen
–  Mitglieder von Einsatz- und Krisenstäben
–  Personen, die in der Versorgung tätig sind: Angestellte in Apotheken, Supermärkten 

und öffentlichen Verkehrsbetrieben
–  Alleinerzieherinnen/Alleinerzieher
Eine Betreuung durch Großeltern sollte keinesfalls gefördert werden. Personen über 65 

Jahren gelten als besonders gefährdet, schwer an einer Infektion mit SARS-CoV-2 zu erkranken.
Die Kindergartenleitung
–  informiert umgehend die Eltern und Erziehungsberechtigten über die notwendigen 

Maßnahmen;
–  nimmt die Meldungen zum Kindergartenbesuch sowie zur häuslichen Betreuung ent-

gegen. Das Betreuungsangebot kann von den Eltern flexibel in Anspruch genommen werden. 
Die Betreuungsdauer am Kindergartenstandort richtet sich nach den üblichen Öffnungszeiten.

Wien, 13. März 2020

Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither

Beilage/n: Beilagen
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

Herr
Landeshauptmann Dr. Michael Ludwig Lichtenfelsgasse 2
1010 Wien
Geschäftszahl: 2020-0.199.340

Erlass, Vollzug des Epidemiegesetzes 1950, Vorgaben zum Umgang mit SARS-CoV-2/
COVID-19

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann Dr. Ludwig!
Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz darf 

Ihnen nachstehenden Erlass zum Vollzug des Epidemiegesetzes 1950 zur Kenntnis bringen. 
Der Erlass vom 28. Februar 2020, GZ: 2020-0.143.421, zur Sicherstellung der einheitlichen 
Vorgangsweise wird in einem aufgehoben.

Ferner darf auf den Erlass vom 28. Februar 2020, GZ: 2020-0.138.290, betreffend Zu-
ständigkeiten und Vorgehen nach dem Epidemiegesetz 1950 bei SARS-CoV-2-Kontaktper-
sonen hingewiesen werden, der insbesondere das Vorliegen eines Verdachtsfalles und das 
Kontaktpersonen-Management festlegt.

1)  Wie ist bei einem Verdachtsfall vorzugehen?

Die Bezirksverwaltungsbehörde hat über jede Anzeige eines Verdachts einer Infektion 
mit SARS-CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“) die zur Feststellung der Infektion und der 
Infektionsquelle erforderlichen Erhebungen und Untersuchungen einzuleiten (§ 5 Epidemie-
gesetz 1950).

Der Krankheitsverdächtige ist nach Personen mit ähnlichem Erkrankungsbild in dessen 
Umfeld (i.e. aktive Suche nach Quellen-, Ko-, Folgefall falls diese noch nicht gemeldet) zu 
befragen. Darüber hinaus ist der Verdachtsfall nach Kontaktpersonen (inkludiert Haushalts-
mitglieder sowie Kontaktpersonen im beruflichen und privaten Umfeld, in der Kinderbetreu-
ungsstätte, Schule oder anderen Gemeinschaftseinrichtungen) zu befragen. Die identifi-
zierten Kontaktpersonen sind zu dokumentieren, entsprechend ihrer Risikoklasse zu 
qualifizieren und gegebenenfalls abzusondern (siehe 2).

2)  Welche Personen sind zu testen bzw. abzusondern?

Zur Testung wird auf die jeweils aktuellen Empfehlungen des BMSGPK verwiesen.
Liegt ein positives Testergebnis vor, ist die Person durch Bescheid der örtlich zuständigen 

Bezirksverwaltungsbehörde (Gesundheitsamt) abzusondern. Zur Dauer der Absonderung 
bzw. deren Aufhebung wird auf die dazu jeweils gültigen Empfehlungen des BMSGPK hinge-
wiesen.

Im Hinblick auf die Absonderung Ansteckungsverdächtiger ist anhand der jeweiligen Ka-
tegorien vorzugehen, welche detailliert dargestellt sind unter https://www.sozialministerium.
at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuarti-

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
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ges-Coronavirus.html unten unter „Fachinformation“, Information zur Kontaktpersonen-
nachverfolgung.

3)  Wo ist die Absonderung durchzuführen?

Die Absonderung von Erkrankten hat in einem geeigneten Umfeld zu erfolgen, beispiels-
weise im stationären Bereich, im häuslichen Umfeld oder anderen entsprechenden Räum-
lichkeiten. Sofern es der Gesundheitszustand zulässt, ist bei Krankheitsverdächtigen in erster 
Linie eine häusliche Quarantäne anzuordnen. Abgesonderte Personen sind anzuweisen, die 
entsprechenden Räumlichkeiten, in denen sie unter Quarantäne stehen, unter keinen Um-
ständen zu verlassen und jeden Sozialkontakt zu vermeiden.

Ein Abweichen von diesen Vorgaben kann erfolgen, wenn dies von einer Bezirks-
verwaltungsbehörde oder von einem Land in begründeten Fällen an das Bundesminis-
terium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz herangetragen wird 
und dessen Zustimmung findet.

4)  Eintragungen in das Register anzeigepflichtiger Krankheiten (EMS):

Nach § 4 Abs. 3 und 4 des Epidemiegesetzes 1950 ist der Verdachtsfall in das Epidemio-
logische Meldesystem (EMS) mit folgenden Daten einzupflegen:

–  Daten gemäß der Arztmeldung (Demographie, Meldedatum etc.)
–  die von den von der Bezirksverwaltungsbehörde (BVB) erhobenen Daten, wie Reise-

anamnese, Land der Infektion, vermutete Infektionsquelle, Beruf und Beschäftigungsort, ggf. 
Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen

Eintragungen im Zusammenhang mit Erkrankungen an COVID-19 oder Infektionen mit 
SARS-CoV-2 sind unverzüglich nach Vorliegen des Ergebnisses durchzuführen.

Das Ergebnis der Validierung und Überprüfung dieser Daten hat täglich bis spätestens 
14:30 Uhr durch die zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu erfolgen.

5)  Weitere Datenübermittlung an das BMSGPK und das BMI:

Folgende Daten sind täglich bis spätestens 8:00 Uhr an folgende E-Mail-Adressen zu 
übermitteln: corona@gesundheitsministerium.gv.at und skkm-cor@bmi.gv.at

–  Gesamtzahl der bestätigten Fälle
–  Zahl der aktuell hospitalisierten Fälle auf Normalstationen
–  Zahl der aktuell hospitalisierten Fälle auf Intensivstationen
–  Bettenauslastung der Normalstationen in % (inkl. sonstiger Patienten)
–  Bettenauslastung der Intensivstationen in % (inkl. sonstiger Patienten)
–  Anzahl der Todesfälle
–  Gesamtanzahl der durchgeführten Testungen (Summe der positiven und negativen 

Tests)

6)  Übermittlung von Fallzahlen an Gemeinden:

Es ist zulässig, auf Ersuchen einer Gemeinde die Fallzahl der Personen, die mit Bescheid 
behördlich in deren Gemeindegebiet abgesondert wurden, bekanntzugeben.

7)  Klargestellt wird, dass die Maßnahmen der Bezirksverwaltungsbehörden für alle 
Settings gelten:

Allfällig ergänzende Anordnungen sind durch die jeweils zuständigen Behörden festzu-
legen, z. B. für Schulen durch das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und For-
schung, für Kindergärten durch die Länder.

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
mailto:corona@gesundheitsministerium.gv.at
mailto:skkm-cor@bmi.gv.at
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8)  Mitwirkung der Sicherheitsbehörden bzw. Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes:

Im Zusammenhang mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 1950 wird besonders da-
rauf hingewiesen, dass die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gemäß § 28a Epide-
miegesetz 1950 die Gesundheitsbehörden über deren Ersuchen zu unterstützen haben.

Speziell handelt es sich um Unterstützung bei folgenden Aufgaben oder Maßnahmen:

–  § 5 Erhebungen über das Auftreten einer Krankheit
–  § 6 Einleitung von Vorkehrungen bei Auftreten anzeigepflichtiger Krankheiten
–  § 7 Absonderung Kranker
–  § 15 Maßnahmen gegen das Zusammenströmen größerer Menschenmengen
–  § 17 Überwachung bestimmter Personen
–  § 22 Räumung von Wohnungen
–  § 24 Verkehrsbeschränkungen für die Bewohner bestimmter Ortschaften

Auf die Verpflichtung gemäß § 28a Abs. 2 Epidemiegesetz 1950 (Schutzmaßnahmen für 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes) wird besonders hingewiesen.

9)  Es wird gebeten, diesen Erlass an die mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 
1950 betrauten Behörden im jeweiligen Vollzugsbereich weiterzuleiten und dessen 
Einhaltung zu überwachen.

Wien, 26. März 2020

Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

Geschäftszahl: 2020-0.203.105

Information zu Maßnahmen in Bezug auf die Inanspruchnahme des Bundeskontin-
gents gemäß § 3 Abs. 1 COVID-19-FondsG

Sehr geehrte Damen und Herren!
Zur Sicherstellung der medizinischen Versorgung in Österreich hat der Bund in Ergän-

zung zu den etablierten Beschaffungskanälen der Bundesländer die Koordinierung und Si-
cherstellung der Beschaffung von notwendigen Schutzausrüstungsprodukten, Verbrauchs-
materialien etc. sowie die Kapazitätsplanungen im Gesundheitswesen gemäß § 3 Abs. 1 des 
Bundesgesetzes über die Errichtung des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds (COVID- 
19-FondsG), BGBl. I Nr. 12/2020, übernommen.

Zu diesem Zweck wurde vom Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen ein Förderungsvertrag 
mit dem Österreichischen Roten Kreuz abgeschlossen, um den bundesweiten Bedarf an den 
oben genannten medizinischen Produkten zu bedecken und die medizinischen Produkte be-
darfsgerecht zu verteilen.

Zur weiteren Umsetzung wurde vom Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege 
und Konsumentenschutz ein Prozess etabliert, der sich in folgende drei Schritte gliedert:

1.  Bedarfserhebung durch den Krisenstab des jeweiligen Bundeslands im Rahmen des 
SKKM (Sachgebiet 04)

2.  Beschaffung des Bundeskontingents durch das Österreichische Rote Kreuz (ÖRK)
3.  Verteilung an die Bundesländer

Die Landeshauptfrau/Der Landeshauptmann hat sicherzustellen, dass die Bedarfserhe-
bung durch die bei den Ländern angesiedelten Krisenstäbe für das jeweilige Bundesland 
gebündelt erfolgt (mit Ausnahme des extramuralen Bereichs).

Der S4 des jeweiligen Landeskrisenstabes fungiert als Kontaktperson für den S4 im 
BMSGPK und SKKM, wobei die Kommunikation auf elektronischer Basis zu erfolgen hat.

–  Ansprechperson für S4 Landeskrisenstäbe: Mag. Stefan Eichwalder, s4@gesund-
heitsministerium.gv.at

–  Ansprechperson für die Büros der zuständigen Landesräte und Landesrätin-
nen: Dr. Ulrich Herzog Ulrich.herzog@sozialministerium.at

Die Erhebung zu kritischen Artikeln hat für die im Anhang angeführten Produkte folgende 
Parameter zu umfassen:

1.  Den Bestand des jeweiligen Bundeslandes,
2.  die vom jeweiligen Bundesland getätigten Bestellungen inklusive Lieferzeiten und
3.  den kurz- bzw. mittelfristigen Bedarf an den jeweiligen kritischen Artikeln.

mailto:s4@gesundheitsministerium.gv.at
mailto:s4@gesundheitsministerium.gv.at
mailto:Ulrich.herzog@sozialministerium.at
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Durch diese Meldung zum jeweiligen Stichtag wird eine österreichweit vergleichbare Da-
tengrundlage über die kritischen Artikel pro Bundesland sichergestellt. Diese Datengrundlage 
ist die wesentliche Voraussetzung für die Verteilung aus dem Bundeskontingent an die Bun-
desländer.

Um eine zielgerichtete und den aktuellen Gegebenheiten entsprechende Zuteilung des 
Bundeskontingents sicherstellen zu können, hat die Meldung der Datengrundlagen dzt. 
einmal wöchentlich (Montag bis 12:00 Uhr Mittag) zu erfolgen.

Durch die Krisenstäbe der Länder sind aktueller Bestand, kurz- und mittelfristiger Be-
darf sowie getätigte Bestellungen für alle relevanten Bereiche zu erheben, jedenfalls für:

–  Intramuralen Bereich
–  Rettungswesen
–  Wohn- und Pflegeheime
–  Mobile Pflege

NICHT durch den Krisenstab in den Ländern zu erheben ist der gesamte extramurale 
Bereich (Ärztinnen, Ambulatorien, Apotheken, Hebammen, MTD etc.), da hier zwischenzeit-
lich eine separate Erhebungsschiene durch die Sozialversicherung (ÖGK) in Zusammenar-
beit mit Interessensvertretungen von Gesundheitsberufen etabliert wurde.

Auf Basis dieser rollierend von den Ländern gemeldeten Bestands-, Bestellungs- und 
Bedarfsmeldungen erfolgt die Bestellung der notwendigen Waren zentral durch das ÖRK 
nach Freigabe durch das BMSGPK.

Für die Verteilung der gelieferten Waren werden grundsätzlich folgende Kriterien pro 
Bundesland herangezogen:

–  Eingemeldeter kurz- und mittelfristiger Bedarf
–  Eingemeldete Bestände und separat erfolgte Bestellungen durch die relevanten Insti-

tutionen im jeweiligen Bundesland
–  Aktuelle und prognostizierte Entwicklung von COVID-19-Erkrankungen pro Bundes-

land

Die Zuteilung des Bundeskontingents auf die jeweiligen Länderkontingente erfolgt auf 
Grundlage der o.a. Kriterien durch das BMSGPK und wird den Ländern zumindest einmal pro 
Woche bis Mittwoch mitgeteilt.

Die jeweiligen Krisenstäbe in den Bundesländern haben die konkrete Zuteilung des je-
weiligen Länderkontingents auf die gemeldeten Bedarfsträger (bspw. Krankenanstalten, Ret-
tungsdienste, Pflegeheime) im jeweiligen Bundesland vorzunehmen und im Rahmen eines 
durch das ÖRK aufgesetzte Onlinetool zu bestellen. Pro Bundesland-Krisenstab sind dafür 
zwei Personen namhaft zu machen und dem ÖRK zu übermitteln.

Auf Grundlage der Bestellungen im Onlinetool erfolgt die zentrale Abwicklung und Lo-
gistik (direkte Belieferung von Großeinrichtungen (z. B. Krankenhäuser) bzw. an zentrale 
Stellen in den Bundesländern zur weiteren Verteilung) durch das ÖRK.

Die Verteilung der durch die ÖGK eingemeldeten Bedarfe erfolgt durch die ÖGK und ist 
nicht im Wege der Bundesländer-Krisenstäbe vorzunehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Wien, 26. März 2020

Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither
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Bundesministerium Arbeit, Familie und Jugend

Arbeitsinspektorate für den
2. bis 18. Aufsichtsbezirk

Geschäftszahl: 2020-0.196.661

Persönliche Schutzausrüstung Wiederaufbereitung von Atemschutzmasken für Krank-
enhäuser

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

–  Eine Wiederaufbereitung von an sich nur für die einmalige Verwendung vorgesehenen 
Atemschutzmasken (Kennzeichnung „NR“ „non-reusable“) ist bei Einsatz eines geeigneten 
Sterilisationsverfahrens und organisatorischer Maßnahmen im Krankenhaus möglich.

–  Wiederaufbereitete Atemschutzmasken der Schutzklasse FFP2 sind den Original-
masken hinsichtlich Filterwirkung und Hygiene gleichzuhalten und dürfen demnach von Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgebern den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Verfügung 
gestellt werden.

–  Für wiederaufbereitete Atemschutzmasken der Schutzklasse FFP3 wird ange-
nommen, dass diese hinsichtlich Filterwirkung zumindest den Anforderungen an FFP2 
gleichzuhalten sind und dürfen demnach von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt werden.

–  Durch Dampfsterilisation wiederaufbereitete Atemschutzmasken sind hygienisch un-
bedenklich und dürfen auch aus diesem Gesichtspunkt von Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
bern den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt werden.

Derzeit bekanntes und getestetes Verfahren

In Tests wurde festgestellt, dass eine einmalige Dampfsterilisation bei 121°C das Ab-
scheidevermögen des Filtermaterials von Atemschutzmasken ohne Filter nicht wesentlich 
mindert. Die Ergebnisse zeigen, dass das angewendete Sterilisationsverfahren zur Wieder-
aufbereitung von FFP2 Atemschutzmasken ohne Ventil erfolgreich war. Im Vergleich von 
FFP2 Atemschutzmasken ohne Ventil zeigten die getesteten dampfsterilisierten Stichproben 
keine negativen Abweichungen bzw. sogar Verbesserungen bezüglich des Rückhaltevermö-
gens der gemessenen Partikel.

Die Ergebnisse der getesteten dampfsterilisierte FFP2-Maske mit Ventil zeigten im Vergleich 
zu einer FFP2-Maske mit Ventil im Neuzustand ein etwas schlechteres Rückhaltevermögen.

Für beide Bauarten wurde die hygienische Unbedenklichkeit ebenfalls durch Gutachten 
festgestellt.

Es kann daher zum jetzigen Zeitpunkt davon ausgegangen werden, dass mittels Dampfste-
rilisation einmal wiederaufbereitete Atemschutzmasken ohne Ventil jedenfalls geeignete 
persönliche Schutzausrüstung sind und die gleiche Schutzwirkung wie originale Masken auf-
weisen. Atemschutzmasken mit Ventil zeigen zwar eine reduzierte Schutzwirkung gegenüber 
neuen Atemschutzmasken, nach den vorliegenden Untersuchungen kann aber trotzdem ange-
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nommen werden, dass FFP2- Atemschutzmasken zwar knapp aber doch die Anforderungen 
an FFP2-Atemschutzmasken erfüllen. Bei wiederaufbereiteten FFP3 Masken kann ange-
nommen werden, dass diese nach einer einmaligen Wiederaufbereitung zumindest der Schutz-
klasse FFP2 entsprechen werden, nicht notwendigerweise aber den Anforderungen an FFP3.

Wie oft eine Aufbereitung möglich ist, kann derzeit aufgrund mangelnder Erfahrung nicht 
gesagt werden. Die bisherigen Versuche zeigen, dass eine einmalige Dampfsterilisation 
keine entscheidende Auswirkung auf die erforderliche Filtrationsleistung hat.

(Hinweis: Inwieweit auch mehrmalige Dampfsterilisation möglich ist, ist derzeit Gegen-
stand weiterer Untersuchungen).

Ergänzende Maßnahmen zur Schaffung eines geeigneten Prozesses der Wiederaufbe-
reitung von Atemschutzmasken im klinischen Bereich:

–  Für die Verwendung in einer Schicht durch eine Person ist die Vorgangsweise 
entsprechend der Stellungnahme des RKI zum ressourcenschonenden Einsatz von PSA an-
zuwenden.

Hinweis: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_
schone n_Masken.pdf? blob=publicationFile.

–  Für Verwendungen über eine Schicht hinaus und durch andere Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer:

•  Keine Wiederverwendung bzw. Weiterverwendung nach Tätigkeiten an infektiösen 
Patienten mit ausgeprägter Exposition durch Aerosole, z. B. Bronchoskopie bzw. bei Durch-
feuchtung der Atemschutzmaske.

•  Etablierung einer geeigneten Logistik, mit der die Atemschutzmasken gesammelt, 
zwischengelagert, gereinigt und für die Verwendung wieder bereitstellt wird.

•  Kennzeichnung wiederaufbereiteter Atemschutzmasken, zB durch eine Markierung.
•  Begleitende laufende Kontrolle durch stichprobenartige Überprüfungen wiederaufbe-

reiteter Atemschutzmasken auf Schäden und die geforderte Leckage. Von jeder Tages-
scharge ist eine Probe nach dem Zufallsprinzip zu entnehmen und zu testen.

•  Protokollierung der Prozessschritte der Wiederaufbereitung und Kontrollen, Kenn-
zeichnung wiederaufbereiteter Atemschutzmasken (Markierung).

•  Unterweisung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über die Durchführung einer 
Sichtkontrolle vor Verwendung wiederaufbereiteter Atemschutzmasken mit den Inhalten:

-  keine offensichtlichen Beschädigungen
-  Passform in Ordnung
-  Gummibänder elastisch

Rechtsgrundlage:

§ 69 Abs. 4 ASchG regelt, dass PSA – außer in besonderen Ausnahmefällen – nur für 
jene Zwecke und unter jenen Bedingungen eingesetzt werden, für die sie nach Angaben des 
Herstellers und Inverkehrbringers bestimmt sind.

Ein solcher besonderer Ausnahmefall kann bei derzeit fehlender Verfügbarkeit 
während der Corona-Pandemie angenommen werden.

Gemäß § 69 Abs. 5 ASchG kann vom Gebrauch einer PSA durch einen Arbeitnehmer, 
eine Arbeitnehmerin abgewichen werden, wenn die Umstände eine Benutzung durch ver-
schiedene Personen erfordern und entsprechende Maßnahmen getroffen werden, damit sich 
dadurch für die verschiedenen Benutzer, Benutzerinnen keine Gesundheits- und Hygiene-
probleme ergeben.

Mit freundlichen Grüßen!

24. März 2020
Für die Bundesministerin:
Mag.a Dr.in iur. Anna Ritzberger-Moser

http://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schone
http://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schone
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Arbeitsinspektorate für 2. bis 18. Aufsichtsbezirk
Geschäftszahl: 2020-0.210.591

Persönliche Schutzausrüstung Wiederaufbereitung von Atemschutzmasken für den 
Gesundheitsbereich

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

–  Dieser Erlass behandelt ausschließlich die Wiederaufbereitung von Atemschutz-
masken durch die Arbeitgeberin, den Arbeitgeber (z. B. Krankenanstalt, sonstiger Träger) 
um diese dann den eigenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wieder zur Verfügung zu 
stellen. Für die Wiederaufbereitung dürfen Dienstleister in Anspruch genommen werden

–  Wiederaufbereitungsverfahren müssen hinsichtlich hygienischer Anforderungen dem 
Stand der Technik entsprechen und die mindestens erforderliche Schutzwirkung (Gesamt-
leckage) gewährleisten.

–  Wiederaufbereitete Atemschutzmasken dürfen nur medizinischen Fachkräften und 
nur für die Dauer der derzeitigen Gesundheitsbedrohung durch SARS-CoV-2 zur Verfügung 
stehen.

–  Eine Wiederaufbereitung von an sich nur für die einmalige Verwendung vorgese-
henen Atemschutzmasken (Kennzeichnung „NR“ „non-reusable“) ist bei Einsatz eines geeig-
neten Sterilisationsverfahrens und organisatorischer Maßnahmen im Gesundheitsbe-
reich (insbes. Krankenversorgung, Pflege) möglich.

–  Atemschutzmasken, die mit einem in der Liste des Amtes für Rüstung und Wehr-
technik (ARWT) enthaltenen Verfahrens wiederaufbereitet wurden, sind jedenfalls geeignet 
und dürfen demnach von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern de Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern ohne weitere Nachweise zur Verfügung gestellt werden.

–  Informationen zu den Leistungen des ARWT und die Liste geeigneter Maskentypen 
und Wiederaufbereitungsverfahren ist auf der Web-Site des Bundesministeriums für Landes-
verteidigung unter der Adresse: http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atem-
schutzmasken/index.s html verfügbar.

–  Wiederaufbereitete Schutzmasken sind gut sichtbar gekennzeichnet. Für jede Wie-
deraufbereitung wird eine Markierung gesetzt, z. B. ein deutlich sichtbarer roter Strich für jede 
Wiederaufbereitung.

Anmerkungen zur Information auf der Web-Site des BMLV

Das Österreichische Bundesheer bietet über das Amt für Rüstung und Wehrtechnik 
(ARWT) ein Schnellverfahren zur Prüfung von filtrierenden Halbmasken an. Bedarfsträger, 
die diese Leistungen in Anspruch nehmen wollen, können unter der Mailadresse arwt@bmlv.
gv.at direkt mit dem ARWT Kontakt aufnehmen.

Das vom ARWT eingesetzte Verfahren deckt die drei wesentlichen Parameter der Prü-
fung nach EN149:2009 ab, und zwar:

http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/index.shtml
mailto:arwt@bmlv.gv.at
mailto:arwt@bmlv.gv.at
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1.  Die Partikeldichte sowie
2.  die mechanische Festigkeit und
3.  den Atemluftdurchfluss.

Die Informationen zu Wiederaufbereitungserfolge und die Wiederaufbereitungsverfahren 
sind im WAM-Clearing House des ARWT unter der Adresse http://www.bundesheer.at/orga-
nisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/wamch.sht ml verfügbar.

Dabei positiv geprüfte wiederaufbereitete Atemschutzmasken WAM finden sich dann „auf 
grün gestellt“ im WAM Clearing House wieder.

Ergänzende Maßnahmen für die Verwendung

–  Keine Wiederverwendung bzw. Weiterverwendung nach Tätigkeiten an infektiösen 
Patienten mit ausgeprägter Exposition durch Aerosole, z. B. Bronchoskopie bzw. bei Durch-
feuchtung der Atemschutzmaske.

–  Keine Wiederaufbereitung von offensichtlich beschädigten Atemschutzmasken.
–  Etablierung einer geeigneten Logistik, mit der die Atemschutzmasken gesammelt, 

zwischengelagert, gereinigt und für die Verwendung wieder bereitstellt wird.
–  Atemschutzmasken vor und nach der Aufbereitung trocken lagern.
–  Gebrauchte feuchte Atemschutzmasken nicht in geschlossenen Gebinden zwischen-

lagern, da dies zu einer massiven Vermehrung von Bakterien und Schimmelpilzen führen 
kann.

–  Unterweisung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über die Durchführung einer 
Sichtkontrolle vor Verwendung wiederaufbereiteter Atemschutzmasken mit den Inhalten:

•  keine offensichtlichen Beschädigungen
•  Passform in Ordnung
•  Gummibänder elastisch

Hinweis: Für die Verwendung in einer Schicht durch eine Person wird auf die Stellung-
nahme des Robert-Koch-Institutes (RKI) zum ressourcenschonenden Einsatz von PSA ver-
wiesen.

Hinweis: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_
schonen Masken.pdf?blob=publicationFile

Rechtsgrundlage

§ 69 Abs. 4 ASchG regelt, dass PSA – außer in besonderen Ausnahmefällen – nur für 
jene Zwecke und unter jenen Bedingungen eingesetzt werden, für die sie nach Angaben des 
Herstellers und Inverkehrbringers bestimmt sind.

Ein solcher besonderer Ausnahmefall kann bei derzeit fehlender Verfügbarkeit 
während der Corona-Pandemie angenommen werden.

Gemäß § 69 Abs. 5 ASchG kann vom Gebrauch einer PSA durch einen Arbeitnehmer, 
eine Arbeitnehmerin abgewichen werden, wenn die Umstände eine Benutzung durch ver-
schiedene Personen erfordern und entsprechende Maßnahmen getroffen werden, damit sich 
dadurch für die verschiedenen Benutzer, Benutzerinnen keine Gesundheits- und Hygiene-
probleme ergeben.

Der Erlass vom 24.3.2020, 2020-0.196.661, betreffend Persönliche Schutzausrüstung – 
Wiederaufbereitung von Atemschutzmasken für Krankenhäuser bleibt unberührt.

31. März 2020
Für die Bundesministerin:
Mag.a Dr.in iur. Anna Ritzberger-Moser

http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/wamch.shtml
http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/wamch.shtml
http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/wamch.shtml
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schonen_Masken.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schonen_Masken.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schonen_Masken.pdf?__blob=publicationFile


– 91 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

Geschäftszahl: 2020-0.210.637

Erlass, Leitlinien zur Sicherung der gesundheitlichen Anforderungen an Personen 
beim Umgang mit Lebensmitteln; Hygieneregeln für den Einzelhandel

Sehr geehrte Damen und Herren!

I.  Sicherstellung der gesundheitlichen Anforderungen an Personen beim Umgang mit 
Lebensmitteln

Die bestehenden Leitlinien „zur Sicherung der gesundheitlichen Anforderungen an Per-
sonen beim Umgang mit Lebensmitteln“ sowie sämtliche spartenspezifische Leitlinien, die 
von der Codexkommission, basierend auf dem LMSVG und der harmonisierten gemein-
schaftlichen Gesetzgebung (Basisverordnung VO (EG) 178/2002 und der allgemeinen Hygi-
eneverordnung VO (EG) 852/2004), als Teil des österreichischen Lebensmittelbuches ver-
fasst wurden, sind verpflichtend einzuhalten und unter Verantwortung des Unternehmers 
umzusetzen (siehe https://verbrauchergesundheit.portal.at/lebensmittel/buch/hygieneleitli- 
nien/hytienell.html).

II.  Hygieneregeln für Supermärkte und Drogerien/Drogeriemärkte
Darüber hinaus darf Ihnen das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 

Konsumentenschutz nachfolgende Hygieneregeln zur Verhinderung der Verbreitung von CO-
VID-19 für Supermärkte und Drogerien/Drogeriemärkte zur Kenntnis bringen.

−  Mitarbeiter von Supermärkten und Drogerien/Drogeriemärkte sind angehalten, me-
chanische Schutzvorrichtungen zu tragen, damit eine mechanische Barriere gegen eine 
Tröpfcheninfektion vorhanden ist,

−  ab Verfügbarkeit sind diese mechanischen Schutzvorrichtungen den Kunden kosten-
frei zur Verfügung zu stellen, wenn diese keine mechanischen Schutzvorrichtungen selbst 
mitbringen,

−  sobald diese mechanischen Schutzvorrichtungen durch die Inhaber von Super-
märkten den Kunden zur Verfügung gestellt werden, dürfen diese die Kunden nur dann in den 
Verkaufsbereich zulassen, wenn sie mechanische Schutzvorrichtungen tragen,

−  Mitarbeitern von Supermärkten müssen im Kundenbereich Handschuhe tragen, 
wobei dies jedoch nicht von der Einhaltung der erforderlichen Händehygiene entbindet,

−  beim Eingang sind Desinfektionsmittelspender bereitzustellen,
−  der Haltegriff von Einkaufswägen ist nach jedem Kundengebrauch zu desinfizieren,
−  Flächen oder Vorrichtungen (zB Gefrierregalgriffe), die regelmäßig von Kunden be-

rührt werden, sind regelmäßig zu reinigen und desinfizieren,
−  bei sämtlichen Kassen mit Mitarbeiterbedienung muss Plexiglasschutz vorhanden 

sein,
−  zur Kontrolle und Einhaltung des vorgeschriebenen Sicherheitsabstandes von einem 

Meter sind im Kassenbereich Bodenmarkierungen anzubringen,

https://verbrauchergesundheit.portal.at/lebensmittel/buch/hygieneleitlinien/hytienell.html
https://verbrauchergesundheit.portal.at/lebensmittel/buch/hygieneleitlinien/hytienell.html
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−  die Gestaltung der Verkaufsflächen soll derart vorgenommen werden, dass der Si-
cherheitsabstand eingehalten werden kann,

−  die Verwendung von Einkaufswägen zur Sicherstellung des Abstandes soll vorge-
sehen werden,

−  es ist eine Anzahl von Kunden festzulegen, die gleichzeitig im Supermarkt aufhältig 
sein darf, um den vorgeschriebenen 1-Meter-Sicherheitsabstand zwischen den anwesenden 
Personen sicherzustellen; bei Erreichen dieser Anzahl dürfen zusätzliche Kunden den Super-
markt nur betreten, wenn ihn zuvor welche verlassen haben („one-in-one-out“),

−  die Mitarbeiter sind aufgefordert, den Kunden die Möglichkeit des kontaktlosen Be-
zahlens zu empfehlen,

−  Kunden sind durch geeignete Information in einem Aushang/durch Piktogramme da-
rauf hinzuweisen, dass bei Vorhandensein von Symptomen die Geschäftsräumlichkeiten 
nicht betreten werden dürfen.

Supermärkte und Drogerien und Drogeriemärkte, deren Kundenbereich eine Quadratme-
teranzahl von 400 m² unterschreitet, haben abweichend von obiger Aufzählung die allge-
meinen Schutzmaßnahmen gegen das Coronavirus (COVID-19), wie z. B. regelmäßiges 
gründliches Reinigen der Hände der Mitarbeiter mit Seife oder einem Desinfektionsmittel, 
Halten eines Abstandes von mindestens einem Meter und Einhaltung von Atemhygiene der 
Mitarbeiter sicherzustellen.

Die zusätzlichen Hygieneregeln sind unverzüglich, spätestens jedoch mit 6. April 2020 
umzusetzen.

Es wird gebeten, diesen Erlass an die mit der Vollziehung des LMSVG betrauten Behör-
den und den Gesundheitsbehörden im jeweiligen Vollzugsbereich weiterzuleiten und dessen 
Einhaltung zu überwachen.

Wien, 31. März 2020
Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
i. V. Dr. Sylvia Füszl
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

Geschäftszahl: 2020-0.221.712

Erlass, § 15 Epidemiegesetz 1950

Sehr geehrte Damen und Herren!
Unter Bezug auf die zwischenzeitlich eingetretene Änderung der Sachlage sowie insbe-

sondere die durch das 3. COVID-19-Gesetz, BGBl. I Nr. 23/2020, geänderte Rechtslage (In-
krafttreten 5. April 2020), beehrt sich das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege 
und Konsumentenschutz folgende Klarstellungen zu treffen:

Aufhebung von Erlässen:
Die Erlässe vom 10. März 2020, GZ 2020-0.172.682, und 1. April 2020, GZ 2020-

0.201.688, werden aufgehoben.
Klargestellt wird, dass das Betreten von öffentlichen Orten grundsätzlich verboten ist, 

was Veranstaltungen verunmöglicht.
Ausgenommen vom Verbot des Betretens öffentlicher Orte sind entsprechend der Ver-

ordnung BGBl. II Nr. 98/2020, idgF. lediglich Betretungen:

–  die zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, Leben und Eigentum erfor-
derlich sind;

–  die zur Betreuung und Hilfeleistung von unterstützungsbedürftigen Personen dienen;
–  die zur Deckung der notwendigen Grundbedürfnisse des täglichen Lebens erforder-

lich sind und sichergestellt ist, dass am Ort der Deckung des Bedarfs zwischen den Personen 
ein Abstand von mindestens einem Meter eingehalten werden kann, sofern nicht durch ent-
sprechende Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko minimiert werden kann. Diese Aus-
nahme schließt auch Begräbnisse im engsten Familienkreis mit ein;

–  die für berufliche Zwecke erforderlich sind und sichergestellt ist, dass am Ort der be-
ruflichen Tätigkeit zwischen den Personen ein Abstand von mindestens einem Meter einge-
halten werden kann, sofern nicht durch entsprechende Schutzmaßnahmen das Infektionsri-
siko minimiert werden kann. Dabei ist darauf zu achten, dass eine berufliche Tätigkeit 
vorzugweise außerhalb der Arbeitsstätte erfolgen soll, sofern dies möglich ist und Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer darüber ein Einvernehmen finden.

–  wenn öffentliche Orte im Freien alleine, mit Personen, die im gemeinsamen Haushalt 
leben, oder mit Haustieren betreten werden sollen, gegenüber anderen Personen ist dabei 
ein Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten.

Dieser Erlass ist den mit der Vollziehung des Epidemiegesetzes 1950 befassten Bezirks-
verwaltungsbehörden zur Kenntnis zu bringen.

Wien, 6. April 2020
Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither
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An alle Landeshauptleute
Geschäftszahl: 2020-0.226.085

Erlass, Verlängerung der Maßnahmen aufgrund § 18 Epidemiegesetz 1950 in Bezug auf 
Kindergärten

Sehr geehrte Damen und Herren!
In Abänderung des Erlasses vom 13. März 2020, GZ. 2020-0.180.200, zuletzt geändert 

durch Erlass vom 01. April 2020, GZ 2020-0.213.476, lautet der 3. Absatz wie folgt:

„Vom 18. März 2020 bis Ablauf des 26. April 2020 bleiben Kindergärten geöffnet, 
es sollen aber möglichst viele Kinder zu Hause betreut werden.“

Die entsprechenden Verordnungen der Bezirksverwaltungsbehörden sind demgemäß 
anzupassen.

Wien, 8. April 2020
Mit freundlichen Grüßen Für den Bundesminister:
i. V. Dr. Sylvia Füszl
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An die Landeshauptfrau und Landeshauptmänner
Geschäftszahl: 2020-0.228.227

Information über Durchführung von Ausbildungen in Gesundheitsberufen im Zusam-
menhang mit dem Coronavirus; 2. Verlängerung

Sehr geehrte Damen und Herren!
Im Anschluss an die Informationen vom 15. März 2020 und vom 31. März 2020 über 

Durchführung von Ausbildungen in Gesundheitsberufen im Zusammenhang mit dem Coron-
avirus, GZ 2020-0.182.649 und 2020.-0.196.656, die mit 13. April 2020 befristet waren, er-
laubt sich das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
mitzuteilen, dass folgende Vorgaben weiterhin bis jedenfalls 26. April 2020 gelten:

Um die Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) durch Reduktion der Sozialkontakte 
auf ein unabdingbar erforderliches Minimum weiter einzudämmen, sind weitere Maßnahmen 
auch im Bereich folgender Ausbildungseinrichtungen im Gesundheitsbereich aufrechtzuer-
halten:

–  Gesundheits- und Krankenpflegeschulen (gemäß GuKG)
–  Lehrgänge für die Pflegeassistenz (gemäß GuKG)
–  Sonderausbildungen (gemäß GuKG und MTD-Gesetz)
–  Ausbildungsmodul „Unterstützung bei der Basisversorgung“ (gemäß GuKG)
–  Schulen und Lehrgänge für medizinische Assistenzberufe (gemäß MABG)
–  Ausbildungseinrichtungen für medizinische Masseure/-innen und Heilmasseure/innen 

(gemäß MMHmG)
–  Ausbildungseinrichtungen für Rettungssanitäter/innen und Notfallsanitäter/innen 

(gemäß SanG)
–  Lehrgänge für die zahnärztliche Assistenz und Prophylaxeassistenz (gemäß ZÄG).

Bei der Festlegung dieser Maßnahmen sowie deren Umsetzung in der Praxis werden 
insbesondere folgende Allgemeininteressen, Individualrechte, Verpflichtungen und Möglich-
keiten zu berücksichtigen und abzuwägen sein:

–  Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19)
–  (individuelles) Recht und (individuelle) Pflicht auf bzw. zum Selbst- und Fremdschutz
–  Einhaltung des Selbstbestimmungsrechts und des Verbots zur Zwangsarbeit
–  Sicherstellung der medizinischen und pflegerischen Versorgung
–  strukturelle, personelle und technische Möglichkeiten der Ausbildungseinrichtungen
–  Vermeidung der Verzögerung von Ausbildungsabschlüssen im laufenden Ausbil-

dungsbetrieb, insbesondere durch den Einsatz geeigneter digitaler Hilfsmittel

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass durch das 2. COVID-19-Ge-
setz, BGBl. I Nr. 16/2020, und das 3. COVID-Gesetz, BGBl. I Nr. 23/2020, die gesetzliche 
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Grundlage geschaffen wurde, dass für die Dauer der Pandemie und bis längstens 31. März 
2021 Absolventen/-innen u.a. der Ausbildungen in den Gesundheits-und Krankenpflegebe-
rufen bereits vor Eintragung in das Gesundheitsberuferegister die berufliche Tätigkeit auf-
nehmen können (vgl. §§ 27 Abs. 3 und 85 Abs. 2 GuKG, § 3 Abs. 7 MTD-Gesetz).

1.  Theoretische Ausbildung:

Die theoretische Ausbildung in Form des Präsenzunterrichts an den o.g. Ausbildungsein-
richtungen ist ausgesetzt.

Das bedeutet, dass die Auszubildenden grundsätzlich der Schule bzw. Ausbildungsein-
richtung fernbleiben sollen. Die Vermittlung der theoretischen Ausbildungsinhalte ist je nach 
Ausstattung und Verfügbarkeit in Form von E-Learning, Blended-Learning und/oder mit an-
deren digitalen Hilfsmitteln sicherzustellen.

Persönliche Besprechungen und Kontakte zwischen Auszubildenden und Lehrpersonal 
sind mittels digitaler Hilfsmittel bzw. durch telefonischen Kontakt weitestgehend zu ersetzen.

Leistungsfeststellungen und -beurteilungen:
Die Verschiebungen der Leistungsfeststellungen und -beurteilungen sind möglichst hint-

anzuhalten, um zu vermeiden, dass das in der derzeitigen Situation dringend benötigte Per-
sonal verspätet für den Einsatz im Gesundheits- und Pflegebereich zur Verfügung steht. Dies 
wird insbesondere bei den Pflegeberufen und den Rettungs- und Notfallsanitätern/- innen 
von besonderer Bedeutung sein.

Daher sollen die Leistungsfeststellungen möglichst ausschließlich auf elektronischem 
Wege bzw. mittels digitaler Hilfsmittel oder in Form von schriftlichen Arbeiten, die keine per-
sönliche Präsenz erfordern, durchgeführt werden. Entsprechendes gilt, um fristgerechte Wie-
derholungen zu ermöglichen, für kommissionelle Wiederholungsprüfungen. Wenn nichtsdes-
totrotz Fristverlängerungen unumgänglich sind, sind diese durch die Ausbildungsleitung im 
Sinne ihrer Zuständigkeit für die Planung, Organisation und Koordination der theoretischen 
und praktischen Ausbildung vorzunehmen.

Kommissionelle Abschluss- bzw. Diplomprüfungen:
Im Hinblick auf die Sicherstellung der medizinischen und pflegerischen Versorgung kön-

nen unter folgenden Voraussetzungen Abschluss- bzw. Diplomprüfungen durchgeführt wer-
den:

–  (kommissionelle) Abschlussprüfungen bzw. Diplomprüfungen für Gesundheits-und 
Krankenpflegeberufe sowie Rettungssanitäter/innen und Notfallsanitäter/innen;

–  für Absolventen/-innen, die die unmittelbare Berufsausübung bzw. Tätigkeit in Öster-
reich anstreben;

–  Beschränkung der Prüfungskommission auf die für die Beschlussfassung erforder-
liche Minimalanzahl bzw. Durchführung der kommissionellen Abschlussprüfung mittels digi-
taler Hilfsmittel (Videokonferenz).

–  Gewährleistung der erforderlichen Schutzmaßnahmen nach dem Epidemiegesetz 
1950 und deren aktuelle Verordnungen und Erlässe bei Diplomprüfungen;

–  für Ausbildungen nach der GuK-AV Ersatz der praktischen Diplomprüfung durch ent-
sprechende Simulationsverfahren bzw. andere fachlich vertretbare Überprüfung der prakti-
schen Kompetenzen (z. B. im Rahmen des diplomprüfungsbezogenen Praktikums);

Bei der Entscheidung, ob unter Einhaltung der genannten Voraussetzungen Abschluss-
prüfungen durchgeführt werden, obliegt selbstredend grundsätzlich den Trägern der Ausbil-
dungen, wobei insbesondere das Erfordernis im Hinblick auf die Sicherstellung der medizini-
schen und pflegerischen Versorgung durch das jeweilige Bundesland festzustellen ist.

Zulassungsvoraussetzungen zu den kommissionellen Abschluss-/Diplomprüfungen: Sei-
tens der Ausbildungsleitung wird es auf Grund der gegebenen Situation vermehrt notwendig 
sein, bei z. B. nicht im vollen vorgesehenen Stundenumfang oder nicht in allen vorgesehenen 
Fachbereichen absolvierten Praktika, zu beurteilen, ob eine Zulassung zu den Abschluss- 
bzw. Diplomprüfungen erfolgen kann.
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Die Entscheidung darüber ist – unter Anwendung insbesondere der Möglichkeiten, die 
aufgrund der in den jeweiligen Ausbildungsverordnungen oder den Lehrgangs- oder Schul-
ordnungen vorgesehenen Regelungen über gerechtfertigte Abwesenheitsgründe bestehen 
und unter Zugrundelegung der Dokumentation über die praktische Ausbildung (Kompetenz-
kataloge) – zu treffen. Allenfalls könnte als Entscheidungsgrundlage auch eine Überprüfung 
fehlender nachgewiesener praktischer Kompetenzen erfolgen.

Fachbereichsarbeiten / Schriftliche Arbeiten im Fachbereich:
Diese Arbeiten sollten ebenfalls unter Einsatz digitaler Hilfsmittel betreut und fristgerecht 

erstellt werden.
Wenn nichtsdestotrotz Fristverlängerungen unumgänglich sind, sind diese durch die Aus-

bildungsleitung im Sinne ihrer Zuständigkeit für die Planung, Organisation und Koordination 
der theoretischen und praktischen Ausbildung vorzunehmen.

2.  Praktische Ausbildung:

Die praktische Ausbildung, die im Patientenkontakt stattfindet, birgt ein Ansteckungsrisiko 
insbesondere in Zeiten der Pandemie. Unter dieser Prämisse ist bei der Entscheidung, ob 
diese durchgeführt wird, vorrangig die Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus sowie 
das individuelle Recht und die individuelle Pflicht auf bzw. zum Selbst- und Fremdschutz zu 
beachten. Daher ist die Durchführung der Praktika in den o.a. Gesundheitsberufen nur unter 
bestimmten Voraussetzungen zulässig.

In diesem Sinne kann die praktische Ausbildung insbesondere in Pflegeberufen und in 
aktuell besonders versorgungsrelevanten Berufen des Gesundheitswesens, deren Tätigkeit 
im Rahmen ihrer Praktika zur medizinischen und pflegerischen Versorgung in den jeweiligen 
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen herangezogen werden, unter folgenden Vorausset-
zungen durchgeführt werden:

–  Die Tätigkeit ist für die Aufrechterhaltung der medizinischen bzw. pflegerischen Ver-
sorgung unabdingbar;

–  die Zustimmung des/der Auszubildenden und der Praktikumsstelle liegt vor;
–  der erhöhten Schutz- und Hygienemaßnahmen im Zusammenhang mit dem Corona-

virus sind gewährleistet.

Die Entscheidung, ob unter Einhaltung der genannten Voraussetzungen die einzelnen 
Praktika durchgeführt werden, sollte gemeinsam von den Trägern der Ausbildungen, den 
Praktikumsstellen sowie den Auszubildenden getroffen werden, wobei das Erfordernis im 
Hinblick auf die Sicherstellung der medizinischen und pflegerischen Versorgung gegebenen-
falls auf Landesebene festzustellen ist.

GuK-Sonderausbildungen:

Da im Rahmen des 3. COVID-19-Gesetzes die 5-Jahres-Frist für die Absolvierung von 
setting- und zielgruppenspezifischen Sonderausbildungen für die Zeit der Pandemie ausge-
setzt wurde und die Berechtigung zur Ausübung dieser Tätigkeiten noch bis längstens 31. März 
2021 aufrecht bleibt (vgl. § 17 Abs. 3a GuKG), ist die Fortführung und der Abschluss dieser 
Sonderausbildungen in den nächsten Monaten aus berufsrechtlicher Sicht nicht unabdingbar.

Fort- und Weiterbildungen:

Fort- und Weiterbildungen für die genannten Gesundheitsberufe sind in diesem Zeitraum 
jedenfalls hinsichtlich der Präsenzphasen auszusetzen.

Fachhochschulausbildungen für Gesundheitsberufe:

Klargestellt wird, dass Fachhochschulausbildungen für die gehobenen medizinischtech-
nischen Dienste, zur Hebamme und im gehobenen Dienst für Gesundheits- und Kranken-
pflege den hochschulrechtlichen Regelungen und Erlässen unterliegen.
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Dazu darf auf die Schreiben des Herrn Bundesministers Univ.-Prof. Dr. Heinz Faßmann 
vom

20.  März 2020 an die Geschäftsführer/innen und Rektoren/-innen der Fachhochschulen 
und das Schreiben des Herrn Bundesministers Rudolf Anschober vom 24. März 2020 an die 
gesundheitsberuflichen Fachhochschulstudiengänge sowie auf das im Rahmen des 3. CO-
VID19-Gesetzes geschaffene COVID-19-Hochschulgesetz hingewiesen werden.

Zivildienst:

Im Hinblick auf den Zuweisungstermin für den Zivildienst am 1.4.2020 erfolgte eine ge-
sonderte Information betreffend die Ausbildungen zum Rettungssanitäter im Rahmen des 
Zivildienstes.

Es wird um Kenntnisnahme und Weiterleitung dieser Information an die betroffenen Aus-
bildungseinrichtungen im do. Wirkungsbereich mit dem Auftrag ersucht, die erforderlichen 
Umsetzungsmaßnahmen hinsichtlich der theoretischen und praktischen Ausbildung jeden-
falls noch bis 26. April 2020 weiterhin aufrechtzuerhalten.

Weiters wird darauf hingewiesen, dass die vorliegende Information auch auf der Home-
page des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
(www.sozialministerium.at) veröffentlicht ist.

Mit freundlichen Grüßen
Wien, 8. April 2020
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An die Landeshauptfrau/Landeshauptmänner
Geschäftszahl: 2020-0.207.570

Vorgehen bei Lebendtiertransporte während COVID-19 - Erlass

Wien, 10.4.2020
Sehr geehrte Damen und Herren!
Aufgrund der derzeitigen Covid-19-Situation wird im Sinne des Art. 20 B-VG ersucht, die 

zuständigen Behörden Ihres Verwaltungsbereiches hinsichtlich des Transports lebender 
Nutztiere ab sofort anzuweisen wie folgt vorzugehen:

1.  Generell ist bei innerunions-grenzüberschreitenden Lebendtiertransporten von Be-
hördenseite dafür Sorge zu tragen, dass im Sinne des Art. 22 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 
eine prioritäre Abfertigung an den Grenzen erfolgt. Auf die Leitlinien für Grenzkontrollmaß-
nahmen zum Schutz der Gesundheit und der Sicherstellung der Versorgung mit Gütern und 
essentiellen Dienstleistungen der Kommission (Dokument C (2020) 1753 zu COVID-19/ siehe 
Aussendung der Kontaktstelle Tierschutz beim Transport vom 19. März 2020) wird verwiesen.

2.  Bei innerunions-grenzüberschreitenden Langstreckentransporten von Lebendtieren 
sind im Rahmen der Plausibilitätsprüfung iSd Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 allfällige 
längere Wartezeiten an den Grenzübergängen zu berücksichtigen und zu prüfen, ob ein ra-
scher Transport gewährleistet werden kann.

3.  Langstreckentransporte von Lebendtieren in Drittstaaten sind bis auf weiteres nur zu 
gestatten, wenn folgende Voraussetzungen zusätzlich zu den allgemeinen Anforderungen an 
den Transportplan gemäß Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 im Rahmen der Plausibili-
tätsprüfung erfüllt werden:

1.  die Angabe der Grenzübergänge, wobei plausibel darzulegen ist, dass der Übertritt 
für Fahrer und Betreuer - hinsichtlich der bestehenden Pandemie- Situation - möglich sowie 
in Bezug auf die beförderten Tiere grundsätzlich gestattet ist.

2.  die anzufahrenden Kontrollstellen, einschließlich einer Bestätigung, dass die Unter-
bringung der Tiere möglich ist (ausreichend vorhandene Kapazität);

3.  Temperaturvorhersagen für die geplante Zeit des Transports entlang der gesamten 
Route.

Fahrtenbücher sind nur dann zu stempeln, wenn sich die Transporteure verpflichten, nach 
dem Transport der abfertigenden Behörde das vollständig ausgefüllte Fahrtenbuch und eine 
Video-/Fotodokumentation (eingeblendet: Datum, Ort und Zeitangabe) im Bereich des Gren-
zübertritts sowie anlässlich von Entladungen an Kontrollstellen und am Bestimmungsort vorzu-
legen; dabei müssen das Fahrzeug identifizierbar und der Zustand der Tiere beurteilbar sein.

Mit freundlichen Grüßen
Rudolf Anschober Bundesminister
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74.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung betreffend die Betriebsbeschränkung oder 
Schließung gewerblicher Unternehmungen bei Auftreten von Infektionen mit SARS-
CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“) erlassen und die Verordnung des Bundesmi-
nisteriums für soziale Verwaltung vom 26. Juni 1957 über die Beförderung von Perso-
nen, die mit übertragbaren Krankheiten behaftet oder solcher Krankheiten verdächtig 
sind, geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 74/2020)

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz betreffend die Betriebsbeschränkung oder Schließung gewerblicher Unterneh-
mungen bei Auftreten von Infektionen mit SARS-CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“)

Artikel 2  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 
26. Juni 1957 über die Beförderung von Personen, die mit übertragbaren Krankheiten be-
haftet oder solcher Krankheiten verdächtig sind, geändert wird

Artikel 1.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz betreffend die Betriebsbeschränkung oder Schließung gewerblicher Unterne-
hmungen bei Auftreten von Infektionen mit SARS-CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“)

Auf Grund des § 20 Abs. 4 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-No-
velle 2020, BGBl. I Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die in § 20 Abs. 1 bis 3 des Epidemiegesetzes 1950, in der jeweils geltenden Fassung, 
bezeichneten Vorkehrungen können auch bei Auftreten einer Infektion mit SARS-CoV-2 
(„2019 neuartiges Coronavirus“) getroffen werden.

Artikel 2.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 
26. Juni 1957 über die Beförderung von Personen, die mit übertragbaren Krankheiten behaf-
tet oder solcher Krankheiten verdächtig sind, geändert wird

Auf Grund der §§ 25 und 26 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-No-
velle 2020, BGBl. I Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom 26. Juni 1957 über 
die Beförderung von Personen, die mit übertragbaren Krankheiten behaftet oder solcher 
Krankheiten verdächtig sind, BGBl. Nr. 199/1957, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 wird nach dem Wort „Cholera“ die Wortfolge „COVID-19,“ eingefügt.
2.  § 10 lautet:

„§ 10.  Personen, die von einer der in den §§ 1 und 2 genannten Krankheiten 
befallen oder solcher Krankheiten verdächtig sind, sind von der linienmäßigen Beför-
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derung mit Omnibussen im Sinne des Kraftfahrliniengesetzes, BGBl. I Nr. 203/1999, 
in der geltenden Fassung, sowie von der nichtlinienmäßigen gewerbsmäßigen Beför-
derung mit Straßenfahrzeugen im Sinne des Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 1996, 
BGBl. Nr. 112/1996, in der geltenden Fassung, ausgeschlossen.“

3.  Der Titel des Abschnitts C lautet:

„C.  Beförderung auf Wasserfahrzeugen, Inlandsflüge“

4.  In § 14 Abs. 1 wird nach dem Wort „Wasserfahrzeugen“ die Wortfolge „oder bei In-
landsflügen“ eingefügt.

5.  In § 14 Abs. 2 wird das Wort „Schiffahrtsbehörden“ durch das Wort „Bezirksverwal-
tungsbehörden“ ersetzt.

6.  § 14 Abs. 3 lautet:

„(3)  Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten nur insolange, als nicht eine 
den internationalen Vorschriften entsprechende Sonderregelung erlassen wurde.“

7.  In § 15 wird die Wortfolge „und Ruhr im Ausland kann das Bundesministerium für 
soziale Verwaltung“ durch die Wortfolge „, Ruhr oder SARS-CoV-2 (“2019 neuartiges Coron-
avirus„) im Ausland kann der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz“ ersetzt.

Anschober



– 105 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

75.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz betreffend die Bekanntgabe von Flugpassagieren

(BGBl. Teil II, Nr. 75/2020)

Auf Grund der §§ 16, 17 und 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018 und durch die Bundesministeriengesetz-Novel-
le 2020, BGBl. I Nr. 8/2020, wird verordnet:

§ 1.  Luftverkehrsunternehmen sind verpflichtet, auf Anforderung durch den Bundesmi-
nister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz der nach der Lage des Flug-
hafens örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich jene Passagiere zu 
melden, die sich in den letzten 14 Tagen vor Reiseantritt in einem auf der Home-Page des 
Bundesministeriums für europäische und internationale Angelegenheiten angeführten Ge-
biet, für das eine Reisewarnung im Zusammenhang mit den Auftreten des SARS-CoV-2 
(„2019 neuartiges Coronavirus“) angeführt ist, aufgehalten haben und die auf einem in Öster-
reich gelegenen Flughafen eingetroffen sind. Für diese Meldung ist gemäß Art. 23 in Verbin-
dung mit Art. 35 der Internationalen Gesundheitsvorschriften (2005), BGBl. III Nr. 98/2008, 
die von der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation erstellte Public Health Passenger Locator 
Card zu verwenden.

§ 2.  Wird eine Infektion mit dem SARS-CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“) bei 
einem Passagier, der aus einem in § 1 genannten Gebiet eingetroffen ist, bestätigt, so ist das 
Luftverkehrsunternehmen verpflichtet, auf Ersuchen des Bundesministers für Soziales, Ge-
sundheit, Pflege und Konsumentenschutz diesem und der nach der Lage des Flughafens 
örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich die gesamte Passagierliste zu 
übermitteln.

§ 3.  (1)  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. Juni 2020 außer Kraft.

Anschober
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80.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

(BGBl. Teil II, Nr. 80/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

§ 1.  (1)  Drittstaatsangehörige, die sich in den letzten 14 Tagen vor Reiseantritt in 
einem auf der Homepage des Bundesministeriums für europäische und internationale Ange-
legenheiten angeführten Gebiet, für das eine Reisewarnung im Zusammenhang mit dem 
Auftreten des SARS-CoV-2 („2019 neuartiges Coronavirus“) angeführt ist, aufgehalten 
haben, sind verpflichtet, bei der Einreise ein ärztliches Zeugnis über ihren Gesundheitszu-
stand mit sich zu führen und vorzuweisen, dass der molekularbiologische Test auf 
SARS-CoV-2 negativ ist.

(2)  Das ärztliche Zeugnis muss in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein 
und der Anlage A (deutsch) oder Anlage B (englisch) entsprechen.

(3)  Das ärztliche Zeugnis ist von einem nach den jeweils nationalen Regelungen zur 
selbständigen Berufsausübung berechtigten Arzt auszustellen.

(4)  Das ärztliche Zeugnis gemäß Abs. 1 darf bei Einreise nicht älter als 4 Tage sein. Die 
Überprüfung des ärztlichen Zeugnisses erfolgt im Zuge der Einreise durch die Gesundheits-
behörde.

§ 2.  Personen, die ein ärztliches Zeugnis gemäß § 1 Abs. 1 nicht vorweisen können, 
kann die Einreise verweigert werden oder es sind weitere Maßnahmen nach Epidemiegesetz 
1950 zu treffen.

§ 3.  Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und ist auf 
Sachverhalte ab dem fünften Tag nach der Kundmachung anwendbar.

Anschober
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Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

Anlage A

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege  
und Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 

Risikogebieten

  1 von 1 

 

Anlage A 

Ärztliches Zeugnis 

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über Maßnahmen 

bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten 
 
 
 
Es wird bescheinigt, dass 
(Name)............................................................................................................................................................ 
geboren am................................................................ in.................................................................................. 
auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am ……………………… getestet wurde. 
 

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung 
 
SARS-CoV-2  pos: 🞏🞏  neg: 🞏🞏 
 
 
 
 
 
 
 
 
.............................., am.............................. 
Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes 
 
 
 
🞏🞏 Zutreffendes ankreuzen 
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Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

Anlage B

Medical Certificate

In accordance with the ordinance of the Federal Minister of Social Affairs, Health, 
Care and Consumer Protection about measures concerning the entry from SARS-

CoV-2 risk areas

  1 von 1 

 

Anlage B 

Medical Certificate 

In accordance with the ordinance of the Federal Minister of 
Social Affairs, Health, Care and Consumer Protection about 
measures concerning the entry from SARS-CoV-2 risk areas 

 
 
 
This is to certify that 
(name)............................................................................................................................................................ 
born................................................................ in.................................................................................. 
has been tested on the …………………………..for the presence of SARS-CoV-2. 
 

Status report of infection on the date of the test 
 
SARS-CoV-2  pos: 🞏🞏  neg: 🞏🞏 
 
 
 
 
 
 
 
 
.............................., on.............................. 
Signature and seal of the certifying medical doctor 
 
 
 
🞏🞏 Applicable mark with a X 
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81.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz betreffend medizinische Überprüfungen bei der Einreise im Zusammen-
hang mit dem „ 2019 neuartigen Coronavirus“

(BGBl. Teil II, Nr. 81/2020)

Auf Grund des § 25 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 
2020, BGBl. I Nr. 8/2020, wird verordnet:

§ 1.  (1)  Einreisende oder durchreisende Personen sind verpflichtet, sich auf Anord-
nung der Gesundheitsbehörde, einer medizinischen Überprüfung im Hinblick auf das Vor-
liegen eines Krankheitsverdachts an COVID-19 zu unterziehen.

(2)  Diese medizinische Überprüfung besteht in der Erhebung der Reisebewegungen 
und allfälliger Kontakte mit einem an COVID-19 Erkrankten sowie einer Messung der Körper-
temperatur

§ 2.  Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die Gesundheitsbehörden 
und Organe über deren Ersuchen bei der Ausübung ihrer in dieser Verordnung beschriebe-
nen Aufgaben bzw. zur Durchsetzung der vorgesehenen Maßnahmen erforderlichenfalls un-
ter Anwendung von Zwangsmitteln zu unterstützen.

Anschober
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83.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

(BGBl. Teil II, Nr. 83/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

§ 1.  Den der Beförderung von Personen dienenden Luftfahrzeugen, die aus folgenden 
Regionen oder Ländern abfliegen, ist die Landung in Österreich untersagt:

1.  Volksrepublik China,
2.  Republik Korea,
3.  Islamische Republik Iran,
4.  Lombardei,
5.  Venetien,
6.  Emilia-Romagna,
7.  Marken,
8.  Piemont.

§ 2.  Diese Verordnung gilt nicht für Frachtflüge, Einsatzflüge, Ambulanz-/Rettungsflüge 
oder Überstellungsflüge. Des Weiteren kann der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz eine Ausnahme von § 1 anordnen, wenn dies zur Unterstüt-
zung betroffener Länder im Zusammenhang mit dem Auftreten des SARS-CoV-2 notwendig ist.

§ 3.  Diese Verordnung tritt zwei Wochen nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft.

Anschober
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84.  Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiedere-
inführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Italienischen Republik

(BGBl. Teil II, Nr. 84/2020)

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Grenzkontrollgesetzes (GrekoG), BGBl. Nr. 435/1996, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 93/2018, wird verordnet:

§ 1.  Zur Gewährleistung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit dürfen die Bin-
nengrenzen zur Italienischen Republik im Verkehr zu Lande während der Gültigkeit dieser 
Verordnung nur an Grenzübergangsstellen überschritten werden.

§ 2.  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung in Kraft und zehn 
Tage nach diesem Zeitpunkt außer Kraft.

Nehammer
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85.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus 
SARS-CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 85/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II 
Nr. 83/2020, wird wie folgt geändert:

In § 1 werden die Ziffern 4 bis 8 durch folgende Ziffer 4 ersetzt:

„4. Italienische Republik.“

Anschober
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86.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz über die Einstellung des Schienenverkehrs aus Italien aufgrund des 
Ausbruches von SARS-CoV-2

(BGBl. Teil II, Nr. 86/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

§ 1.  Der Schienenverkehr aus Italien wird eingestellt.
§ 2.  Diese Verordnung gilt nicht für den Güterverkehr und für Züge ohne kommerziellen 

Halt in Österreich.
§ 3.  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 3. April 2020 außer Kraft.

Anschober
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87.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

(BGBl. Teil II, Nr. 87/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

§ 1.  (1)  Personen, die von Italien nach Österreich einreisen wollen, haben ein ärztli-
ches Zeugnis (in deutscher, englischer oder italienischer Sprache beispielsweise entspre-
chend den Anlagen A, B und C) über ihren Gesundheitszustand mit sich zu führen und vorzu-
weisen, dass der molekularbiologische Test auf SARS-CoV-2 negativ ist. Das ärztliche 
Zeugnis darf bei der Einreise nicht älter als vier Tage sein.

(2)  Personen, die ein Zeugnis nach Abs. 1 nicht vorlegen können, ist die Einreise zu 
verweigern.

§ 2.  Abweichend von § 1 ist Personen erlaubt, nach Österreich einzureisen, die öster-
reichische Staatsbürger sind, oder die ihren Haupt- oder Nebenwohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt in Österreich haben, und sich zu einer unverzüglich anzutretenden 14-tägigen 
selbstüberwachten Heimquarantäne verpflichten und dies mit ihrer eigenhändigen Unter-
schrift bestätigen. Im Falle, dass ein währenddessen durchgeführter molekularbiologischer 
Test auf SARS-CoV-2 negativ ist, kann die Heimquarantäne beendet werden.

§ 3.  Abweichend von den §§ 1 und 2 ist die Durchreise durch Österreich ohne Zwi-
schenstopp erlaubt, sofern die Ausreise sichergestellt ist.

§ 4.  Diese Verordnung ist auf den Güterverkehr und den gewerblichen Verkehr (mit 
Ausnahme der gewerblichen Personenbeförderung) sowie den Pendler-Berufsverkehr nicht 
anwendbar. Insbesondere auf Lenker und Betriebspersonal ist die Verordnung des Bundes-
ministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend medizinische 
Überprüfungen bei der Einreise im Zusammenhang mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“, 
BGBl. II Nr. 81/2020, anwendbar.

§ 5.  Diese Verordnung gilt nicht für Insassen von Einsatzfahrzeugen im Sinne des § 26 
StVO, Fahrzeugen im öffentlichen Dienst im Sinne des §26a StVO, sowie für diplomatisches 
Personal.

§ 6.  (1)  Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.
(2)  Diese Verordnung tritt am 3. April 2020, um 12:00 Uhr außer Kraft.

Anschober
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Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Anlage A

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Es wird bescheinigt, dass

(Name)

Geboren am     in

auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am getestet wurde. 

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung

Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes

Zutreffendes ankreuzen

SARS-CoV-2 pos: neg:

, am

Anlage A

1 von 1

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:39+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Anlage B

Medical Certificate

Pursuant to the Regulation issued by the Federal Minister for Social Affairs, 
Health, Care and Consumer Protection regarding measures upon entry from Italy

Medical Certificate

pursuant to the Regulation issued by the Federal Minister for Social Affairs, 
Health, Care and Consumer Protection regarding measures upon entry from Italy

This is to certify that

(name)

born on in

was tested for SARS-CoV-2 on . 

Infection status at time of testing

Signature and stamp of certifying physician

Please mark as appropriate

SARS-CoV-2 pos: neg:

, on

Anlage B

1 of 1

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:44+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Anlage C

Certificato medico

Ai sensi del regolamento del Ministro federale degli affari sociali, la salute, la cura 
e la protezione dei consumatori su misure in caso di ingresso dall´Italia

Certificato medico

Ai sensi del regolamento del Ministro federale degli affari sociali, la salute, la cura 
e la protezione dei consumatori su misure in caso di ingresso dall´Italia

Si attesta che

(nome)

nato (a) il     a

è stato (a) sottoposto (a) un test riguardante la presenza di SARS-CoV-2 il 

Stato infettivo al momento del controllo

Firma e timbro del medico di certificazione

Contrassegnare l´apposita casella

SARS-CoV-2 pos: neg:

, lì

Anlage C

1 di 1

.

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:48+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Anlage D

Attestation Médicale

Selon l’Ordonnance du Ministre Fédéral des Affaires Sociales, de la Santé, 
des Soins et de la Protection des Consommateurs portant sur les mesures 

lors de l’entrée sur le territoire provenant de l’Italie

Attestation Médicale

Selon l’Ordonnance du Ministre Fédéral des Affaires Sociales, de la Santé,  
des Soins et de la Protection des Consommateurs portant sur les mesures  

lors de l’entrée sur le territoire provenant de l’Italie 

Il est certifié que

(nom)

né(é) le     á

a été testé quant à la présence de SARS-CoV-2 le  

Statut de l’infection au moment du test

 

   

Signature et Cachet du médecin certifiant

   Cochez ce qui convient

SARS-CoV-2 pos: nég:

, le

Anlage D

1 de 1

.
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Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Anlage E

Zdravniško potrdilo

Skladno z Uredbo zveznega ministra za socialo, zdravstvo, nego in varstvo 
potrošnikov o ukrepih ob prihodu iz Italije

Zdravniško potrdilo

Skladno z Uredbo zveznega ministra za socialo, zdravstvo, nego in varstvo po-
trošnikov o ukrepih ob prihodu iz Italije

Potrjujemo, da je bil/-a

(ime)

rojen/-a, dne      v

dne      testiran/-a glede obstoja SARS-CoV-2. 

Status okužbe v času testiranja

    

Podpis in žig zdravnika, ki je izdal potrdilo

   Ustrezno označite s križcem

SARS-CoV-2 poz: neg:

, dne

Anlage E

1 od 1



– 127 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Anlage F

Orvosi tanúsítvány

Az psztrák Szociális-, Egészség-, Ellátásügyi és Fogyasztóvédelmi Szövetségi 
Minisztérium Olaszországból történő beutazással kapcsolatos intézkedéseiről 

szóló rendeletének értemében

Kelt: (hely)   ,    napján

Orvosi tanúsítvány

Az osztrák Szociális-, Egészség-, Ellátásügyi és Fogyasztóvédelmi Szövetségi  
Minisztérium Olaszországból történő beutazással kapcsolatos intézkedéseiről  

szóló rendeletének értemében

Tanúsítom, hogy a lent megnevezett személynél

(Név)

születési idő      születési hely 

SARS-CoV-2 tesztet végeztek el        napján. 

A teszt elvégzésének időpontjában megállapított fertőzési státusz

    

A tanúsítványt kiállító orvos aláírása és pecsétje

   a megfelelő négyzetet jelölje be egy x-el

SARS-CoV-2 poz: neg:

Anlage F

1 az 1
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88.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung betreffend die Bekanntgabe von Flugpassagie-
ren geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 88/2020)

Aufgrund der §§ 16, 17 und 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 
2020, BGBl. I Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz betreffend die Bekanntgabe von Flugpassagieren, BGBl. II Nr. 75/2020, wird wie 
folgt geändert:

In § 2 entfällt die Wortfolge „, der aus einem in § 1 genannten Gebiet eingetroffen ist,“.

Anschober
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89.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-
CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 89/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II Nr. 
80/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 3 lautet:

„§ 3. Diese Verordnung gilt nicht für die Besatzung von Frachtflügen, Einsatz-
flügen, Ambulanz-/Rettungsflügen oder Überstellungsflügen. Die Bestimmungen der 
Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz betreffend medizinische Überprüfungen bei der Einreise im Zusammen-
hang mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“, BGBl. II Nr. 81/2020, gelten auch für 
diese Personen.“

2.  Der bisherige „§ 3.“ erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 4.“.

Anschober
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92.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über die Maßnahmen bei der Einreise aus Italien 
geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 92/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, BGBl. II Nr. 87/2020, wird wie folgt 
geändert:

1.  Der Titel lautet:

„Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, der Schweiz 
und Liechtenstein“

2.  In § 1 Abs. 1 wird nach dem Wort „Italien“ ein Beistrich und die Wortfolge „Schweiz 
und Liechtenstein“ eingefügt und der Klammerausdruck lautet „(in deutscher, englischer, ita-
lienischer oder französischer Sprache beispielsweise entsprechend den Anlagen A, B, C und 
D)“.

3.  In § 5 entfällt die Wortfolge „, sowie für diplomatisches Personal“.
4.  Dem § 6 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3)  Die Änderungen durch die Novelle BGBl. II Nr. 92/2020 treten mit Ablauf 
des 16. März 2020 in Kraft.“

Anschober
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93.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus 
SARS-CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 93/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II 
Nr. 83/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 85/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 werden nach der Ziffer 4 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Ziffern 5 bis 7 angefügt:

„5.  Schweiz,
6.  Frankreich,
7.  Spanien.“

2.  Der bisherige Wortlaut des § 3 wird zu § 3 Abs. 1 und es wird folgender Abs. 2 hinzu-
gefügt:

„(2) § 1 Z 5 bis 7 treten mit Ablauf des 16. März 2020 in Kraft.“

Anschober
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94.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über die Einstellung des Schienenverkehrs zu 
Italien aufgrund des Ausbruches von SARS-CoV-2 geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 94/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über die Einstellung des Schienenverkehrs zu Italien aufgrund des Ausbruches von 
SARS-CoV-2, BGBl. II Nr. 86/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Der Titel lautet:

„Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über die Einstellung des Schienenverkehrs zu Italien, der 
Schweiz und Liechtenstein aufgrund des Ausbruchs von SARS-CoV-2“

2.  Der Wortlaut des bisherigen § 1 wird zu § 1 Abs. 1 und es wird folgender Abs. 2 an-
gefügt:

„(2)  Der Schienenverkehr aus der Schweiz und Liechtenstein wird eingestellt.“

3.  § 2 lautet:

„§ 2.  Diese Verordnung gilt nicht für den Güterverkehr und für Züge ohne kom-
merziellen Halt in Österreich oder Liechtenstein.“

4.  Der bisherige Wortlaut des § 3 wird zu § 3 Abs. 1 und es wird folgender Abs. 2 ange-
fügt:

„(2)  Die Änderung des Titels, § 1 Abs. 2 und § 2 tritt mit Ablauf des 15. März 
2020 in Kraft.“

Anschober
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95.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus 
SARS-CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 95/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II 
Nr. 83/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 93/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 werden nach der Ziffer 7 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Ziffern 8 bis 11 angefügt:

„8.  Vereinigtes Königreich,
9.  Niederlande,
10.  Russische Föderation,
11.  Ukraine.“

2.  Nach § 3 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3)  § 1 Z 8 bis 11 treten mit Ablauf des 17. März 2020 in Kraft.“

Anschober
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96.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung 
von COVID-19

(BGBl. Teil II, Nr. 96/2020)

Auf Grund § 1 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19 Maßnahmengesetz), BGBl. I Nr. 12/2020 wird 
verordnet:

§ 1.  Das Betreten des Kundenbereichs von Betriebsstätten des Handels und von 
Dienstleistungsunternehmen sowie von Freizeit- und Sportbetrieben zum Zweck des Erwerbs 
von Waren oder der Inanspruchnahme von Dienstleistungen oder der Benützung von Frei-
zeit- und Sportbetrieben ist untersagt.

§ 2.  § 1 gilt nicht für folgende Bereiche:

1.  öffentliche Apotheken
2.  Lebensmittelhandel (einschließlich Verkaufsstellen von Lebensmittelproduzenten) 

und bäuerlichen Direktvermarktern
3..  Drogerien und Drogeriemärkte
4.  Verkauf von Medizinprodukten und Sanitärartikeln, Heilbehelfen und Hilfsmitteln
5.  Gesundheits- und Pflegedienstleistungen
6.  Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen die von den Ländern im Rahmen 

der Behindertenhilfe–, Sozialhilfe–, Teilhabe– bzw. Chancengleichheitsgesetze erbracht 
werden

7.  veterinärmedizinische Dienstleistungen
8.  Verkauf von Tierfutter
9.  Verkauf und Wartung von Sicherheits- und Notfallprodukten
10.  Notfall-Dienstleistungen
11.  Agrarhandel einschließlich Schlachttierversteigerungen sowie der Gartenbaube-

trieb und der Landesproduktenhandel mit Saatgut, Futter und Düngemittel
12.  Tankstellen
13.  Banken
14.  Post einschließlich Postpartner, soweit deren Unternehmen unter die Ausnahmen 

des § 2 fällt, und Telekommunikation
15.  Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Rechtspflege
16.  Lieferdienste
17.  Öffentlicher Verkehr
18.  Tabakfachgeschäfte und Zeitungskioske
19.  Hygiene und Reinigungsdienstleistungen
20.  Abfallentsorgungsbetriebe
21.  KFZ-Werkstätten.

§ 3.  (1) Das Betreten von Betriebsstätten sämtlicher Betriebsarten der Gastgewerbe ist 
untersagt.

(2)  Abs. 1 gilt nicht für Gastgewerbetriebe, welche innerhalb folgender Einrichtungen 
betrieben werden:

1.  Kranken-und Kuranstalten;
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2.  Pflegeanstalten und Seniorenheime;
3.  Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung von Kindern und Jugendlichen ein-

schließlich Schulen und Kindergärten;
4.  Betrieben, wenn diese ausschließlich durch Betriebsangehörige genützt werden dür-

fen.

(3)  Abs. 1 gilt nicht für Beherbergungsbetriebe, wenn in der Betriebsstätte Speisen und 
Getränke ausschließlich an Beherbergungsgäste verabreicht und ausgeschenkt werden.

(4)  Abs. 1 gilt nicht für Campingplätze und öffentlichen Verkehrsmitteln, wenn dort 
Speisen und Getränke ausschließlich an Gäste des Campingplatzes bzw. öffentlicher Ver-
kehrsmitteln verabreicht und ausgeschenkt werden.

(5)  Abs. 1 gilt nicht für Lieferservice.

§ 4.  (1)  §§ 1und 2 dieser Verordnung treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung 
in Kraft.

(2)  § 3 tritt mit 17. März 2020 in Kraft.
(3)  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 22. März 2020 außer Kraft.

Anschober
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97.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 die Sperrstun-
de und Aufsperrstunde im Gastgewerbe festgelegt werden

(BGBl. Teil II, Nr. 97/2020)

Auf Grund § 1 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz), BGBl. I Nr. 12/2020 wird 
verordnet:

§ 1.  (1)  Für sämtliche Betriebsarten der Gastgewerbe werden der Zeitpunkt, in dem 
die Gastgewerbebetriebe geschlossen werden müssen (Sperrstunde) mit 15 Uhr, und der 
Zeitpunkt, in dem sie geöffnet werden dürfen (Aufsperrstunde) mit 5 Uhr festgelegt, soweit im 
Folgenden nicht anderes bestimmt wird.

(2)  Diese Verordnung gilt nicht für Gastgewerbetriebe, welche innerhalb folgender Ein-
richtungen betrieben werden:

1.  Kranken- und Kuranstalten;
2.  Pflegeanstalten und Seniorenheime;
3.  Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung von Kindern und Jugendlichen ein-

schließlich Schulen und Kindergärten;
4.  Betrieben, wenn diese ausschließlich durch Betriebsangehörige genützt werden dür-

fen.

(3)  Diese Verordnung gilt nicht für Beherbergungsbetriebe, wenn in der Betriebsstätte 
außerhalb der in Abs. 1 genannten Zeiten Speisen und Getränke ausschließlich an Beherber-
gungsgäste verabreicht und ausgeschenkt werden.

§ 2.  (1)  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in und mit Ab-
lauf des 16. März 2020 außer Kraft.

Anschober
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98.  Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes

(BGBl. Teil II, Nr. 98/2020)

Auf Grund von § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. I Nr. 12/2020, wird 
verordnet:

§ 1.  Zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 ist das Betreten öffentlicher Orte 
verboten.

§ 2.  Ausgenommen vom Verbot gemäß § 1 sind Betretungen,

1.  die zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leib, Leben und Eigentum erfor-
derlich sind;

2.  die zur Betreuung und Hilfeleistung von unterstützungsbedürftigen Personen dienen;
3.  die zur Deckung der notwendigen Grundbedürfnisse des täglichen Lebens erforder-

lich sind und sichergestellt ist, dass am Ort der Deckung des Bedarfs zwischen den Personen 
ein Abstand von mindestens einem Meter eingehalten werden kann;

4.  die für berufliche Zwecke erforderlich sind und sichergestellt ist, dass am Ort der 
beruflichen Tätigkeit zwischen den Personen ein Abstand von mindestens einem Meter ein-
gehalten werden kann;

5.  wenn öffentliche Orte im Freien alleine, mit Personen, die im gemeinsamen Haushalt 
leben, oder mit Haustieren betreten werden sollen, gegenüber anderen Personen ist dabei 
ein Abstand von mindestens einem Meter einzuhalten.

§ 3.  Die Benützung von Massenbeförderungsmitteln ist nur für Betretungen gemäß § 2 
Z 1 bis 4 zulässig, wobei bei der Benützung ein Abstand von mindestens einem Meter gegen-
über anderen Personen einzuhalten ist.

§ 4.  Im Fall der Kontrolle durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind die 
Gründe, warum eine Betretung gemäß § 2 zulässig ist, glaubhaft zu machen.

§ 5.  Diese Verordnung tritt mit 16. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 22. März 2020 
außer Kraft.

Anschober





– 147 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

101. Verfügung der Bundesministerin für Landesverteidigung betreffend den vorläufi-
gen Aufschub der Entlassung von Wehrpflichtigen aus dem Grundwehrdienst

(BGBl. Teil II, Nr. 101/2020)

§ 1.  Auf Grund der aktuellen Lage im Zusammenhang mit dem Corona-Virus (COVID-
19) und der damit verbundenen Notwendigkeit zu vorausschauenden militärischen Veranlas-
sungen verfüge ich nach § 23a Abs. 2 des Wehrgesetzes 2001 (WG 2001), BGBl. I Nr. 146, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I. Nr. 102/2019, den vorläufigen Aufschub 
der Entlassung aus dem Grundwehrdienst (Aufschubpräsenzdienst). Dieser Aufschub um-
fasst alle Wehrpflichtigen, die zu einem Termin im Oktober 2019 zum Grundwehrdienst ein-
berufen wurden, und deren Grundwehrdienst am 31. März 2020 noch nicht beendet wurde.

§ 2.  Diese Verfügung tritt mit ihrer Kundmachung in Kraft.

Tanner
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102. Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Verordnung des Bun-
desministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von Grenzkon-
trollen an den Binnengrenzen zur Italienischen Republik und die Verordnung des Bun-
desministers für Inneres über die vorübergehende Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
zum Fürstentum Liechtenstein geändert werden

(BGBl. Teil II, Nr. 102/2020)

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Grenzkontrollgesetzes (GrekoG), BGBl. Nr. 435/1996, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 93/2018, wird verordnet:

Artikel 1.  Änderung der Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorüberge-
hende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Italienischen Repu-
blik

Die Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiederein-
führung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Italienischen Republik, BGBl. II Nr. 
84/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Im Titel der Verordnung wird nach der Wendung „Italienischen Republik“ die Wen-
dung „und zur Bundesrepublik Deutschland“ angefügt.

2.  In § 1 wird nach der Wendung „Italienischen Republik“ die Wendung „und zur Bun-
desrepublik Deutschland“ eingefügt.

3.  In § 2 wird die Wendung „zehn Tage nach diesem Zeitpunkt“ durch die Wendung „mit 
Ablauf des 7. April 2020“ ersetzt.

Artikel 2.  Änderung der Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorüberge-
hende Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und zum Fürstentum Liechtenstein

Die Verordnung des Bundesministers für Inneres über die vorübergehende Wiederein-
führung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen zur Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und zum Fürstentum Liechtenstein, BGBl. II Nr. 91/2020, wird wie folgt geändert:

In § 2 wird die Wendung „zehn Tage nach diesem Zeitpunkt“ durch die Wendung „mit 
Ablauf des 7. April 2020“ ersetzt.

Nehammer
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103. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus 
SARS-CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 103/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II 
Nr. 83/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 95/2020, wird wie folgt geändert:

1.  In § 2 werden nach der Wortfolge „Ambulanz-/Rettungsflüge“ ein Beistrich sowie 
„Repatriierungsflüge“ eingefügt.

2.  Nach § 3 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4)  Die Änderungen durch die Novelle BGBl. II Nr. 103/2020 treten dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

Anschober





– 153 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

104. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über die Maßnahmen bei der Einreise aus Ita-
lien, der Schweiz und Liechtenstein geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 104/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, der Schweiz und Liechtenstein, 
BGBl. II Nr. 87/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 92/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Der Titel lautet:

„Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, der Schweiz, 
Liechtenstein, Deutschland, Ungarn und Slowenien“

2.  In § 1 Abs. 1 wird die Wortfolge „Italien, Schweiz und Liechtenstein“ durch die Wort-
folge „Italien, Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, Ungarn und Slowenien“ ersetzt

3.  In § 2 entfällt der letzte Satz.
4.  Dem § 6 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4)  Die Änderungen durch die Novelle BGBl. II Nr. 104/2020 treten mit Ablauf 
des 19. März 2020 in Kraft.“

Anschober
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105. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz über die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich

(BGBl. Teil II, Nr. 105/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

§ 1.  (1)  Österreichische Staatsbürger und Fremde, wenn sie über ein von Österreich 
ausgestelltes Visum D verfügen oder auf Grund einer Aufenthaltsberechtigung oder einer 
Dokumentation des Aufenthaltsrechts nach dem Fremdenpolizeigsetz, dem Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz 2005 zum Aufenthalt in Österreich berechtigt 
sind, sind nach Einreise auf dem Luftweg nach Österreich verpflichtet, unverzüglich eine 
14-tägige selbstüberwachte Heimquarantäne anzutreten und dies mit einer eigenhändigen 
Unterschrift zu bestätigen, sofern nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist.

(2)  Drittstaatsangehörigen, die nicht von Abs. 1 erfasst sind, ist die Einreise nach Öster-
reich von außerhalb des Schengenraumes auf dem Luftweg untersagt. Ausgenommen davon 
sind Mitglieder des Personals diplomatischer Missionen, Angestellte internationaler Organi-
sationen sowie im gemeinsamen Haushalt lebende Familienangehörige dieser Personen, 
Angestellte internationaler Organisationen, humanitäre Einsatzkräfte, Pflege- und Gesund-
heitspersonal, Transitpassagiere, sowie Personen, die im Güterverkehr tätig sind.

(3)  Sonstigen Fremden, die nicht von Abs. 1 und 2 (mit Ausnahme des Abs. 2 2. Satz) 
erfasst sind, darf die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich nur gestattet werden, wenn 
diese ein Gesundheitszeugnis in deutscher oder englischer Sprache (Anlagen A und B) 
vorlegen, das bestätigt, dass der molekularbiologische Test auf SARS-CoV-2 negativ ist und 
das nicht älter als vier Tage ist. Kann das Gesundheitszeugnis bei der Einreise nicht vorgelegt 
werden, sind diese Personen für 14 Tage in einer geeigneten Unterkunft unterzubringen, die 
sie für diesen Zeitraum nicht verlassen dürfen, sofern nicht die unverzügliche Ausreise sicher-
gestellt ist

§ 2.  Diese Verordnung gilt nicht für die Besatzung von Passagier- und Frachtflügen, 
Einsatzflügen, Ambulanz/Rettungsflügen, Repatriierungsflügen oder Überstellungsflügen. 
Die Bestimmungen der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege 
und Konsumentenschutz betreffend medizinische Überprüfungen bei der Einreise im Zusam-
menhang mit dem „2019 neuartigen Coronavirus“, BGBl. II Nr. 81/2020, gelten auch für diese 
Personen.

§ 4.  Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben die Gesundheitsbehörden 
und Organe über deren Ersuchen bei der Ausübung ihrer in dieser Verordnung beschrie-
benen Aufgaben bzw. zur Durchsetzung der vorgesehenen Maßnahmen erforderlichenfalls 
unter Anwendung von Zwangsmitteln zu unterstützen.

§ 5.  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 19. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 10. 
April 2020 außer Kraft.

Anschober
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107. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengeset-
zes geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 107/2020)

Auf Grund von § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. I Nr. 12/2020, wird 
verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. II Nr. 98/2020, wird wie 
folgt geändert:

1.  In § 2 Z 3 werden der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Sätze 
angefügt:

„sofern nicht durch entsprechende Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko mini-
miert werden kann. Diese Ausnahme schließt auch Begräbnisse im engsten Famili-
enkreis mit ein;“

2.  In § 2 Z 4 werden der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende Sätze 
angefügt:

„sofern nicht durch entsprechende Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko mini-
miert werden kann. Dabei dürfen Arbeitsstätten lediglich dann betreten werden, wenn 
die berufliche Tätigkeit nicht auch außerhalb der Arbeitsstätte durchgeführt werden 
kann;“

3.  § 3 lautet:

„§ 3.  Das Betreten von

1.  Kuranstalten gemäß § 42a KAKuG ist für Kurgäste verboten,
2.  Einrichtungen, die der Rehabilitation dienen, ist für Patienten/-innen ver-

boten, ausgenommen zur Inanspruchnahme unbedingt notwendiger medizinischer 
Maßnahmen der Rehabilitation im Anschluss an die medizinische Akutbehandlung 
sowie im Rahmen von Unterstützungsleistungen für Allgemeine Krankenanstalten.“

4.  Der bisherige „§ 3.“ erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 4.“.
5.  § 5 lautet:

„§ 5.  Das Betreten von Sportplätzen ist verboten.“

6.  Die bisherigen „§ 4.“ und „§ 5.“ erhalten die Paragraphenbezeichnungen „§ 6.“ und „§ 
7.“.

7.  Der Wortlaut des nunmehrigen § 7 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“ und es wird 
folgender Absatz angefügt:

„(2) Die Änderungen durch die Novelle BGBl. II Nr. 107/2020 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

Anschober
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108. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengeset-
zes geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 108/2020)

Auf Grund von § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. I Nr. 12/2020, wird 
verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. II Nr. 98/2020, zuletzt 
geändert durch BGBl. II Nr. 107/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Z 4 letzter Satz lautet:

„Dabei ist darauf zu achten, dass eine berufliche Tätigkeit vorzugweise außer-
halb der Arbeitsstätte erfolgen soll, sofern dies möglich ist und Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer darüber ein Einvernehmen finden.“

2.  In § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge „22. März 2020“ durch die Wortfolge „13. April 2020“ 
ersetzt.

Anschober
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109. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus 
SARS-CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 109/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II 
Nr. 83/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 103/2020, wird wie folgt geändert:

§ 3 lautet:

„Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 13. April 2020 außer Kraft.“

Anschober
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110. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinde-
rung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 110/2020)

Auf Grund § 1 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz), BGBl. I Nr. 12/2020, wird 
verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von CO-
VID-19, BGBl. II Nr. 96/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Z 14 lautet:

„14.  Postdiensteanbieter einschließlich deren Postpartner, soweit diese Post-
partner unter die Ausnahmen des § 2 fallen sowie Postgeschäftsstellen iSd § 3 Z 7 
PMG, welche von einer Gemeinde betrieben werden oder in Gemeinden liegen, in 
denen die Versorgung durch keine andere unter § 2 fallende Postgeschäftsstelle er-
folgen kann, jedoch ausschließlich für die Erbringung von Postdienstleistungen und 
die unter § 2 erlaubten Tätigkeiten, und Telekommunikation.“

2.  In § 4 Abs. 3 wird die Wortfolge „22. März 2020“ durch die Wortfolge „13. April 2020“ 
ersetzt.

Anschober
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129. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, der 
Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, Ungarn und Slowenien geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 129/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, der Schweiz, Liechtenstein, Deutsch-
land, Ungarn und Slowenien, BGBl. II Nr. 87/2020, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBl. II Nr. 111/2020 wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a.  (1)  Abweichend von §§ 1 und 2 ist es österreichischen Staatsbürgern 
sowie Personen, die der Pflichtversicherung in der Krankenversicherung in Öster-
reich unterliegen, erlaubt, nach Österreich einzureisen, wenn dies zur Inanspruch-
nahme unbedingt notwendiger medizinischer Leistungen in Österreich erfolgt. Bei 
der Einreise ist eine Bestätigung über die unbedingte Notwendigkeit der Inanspruch-
nahme einer medizinischen Leistung (Anlage E und F) vorzuweisen. Die Mitnahme 
einer Begleitperson ist zulässig.

(2)  Weiters ist abweichend von §§ 1 und 2 für Personen mit Wohnsitz oder ge-
wöhnlichem Aufenthalt in Österreich die Wiedereinreise nach Inanspruchnahme un-
bedingt notwendiger medizinischer Leistungen in einem in § 1 genannten Staat zu-
lässig. Bei der Wiedereinreise ist eine Bestätigung über die unbedingte Notwendigkeit 
der Inanspruchnahme einer medizinischen Leistung (Anlage E und F) vorzuweisen. 
Die Mitnahme einer Begleitperson ist zulässig.“

2.  In § 4 wird nach dem Wort „Repatriierungsfahrten“ die Wortfolge „, die Begleitperson 
nach § 3a“ eingefügt.

3.  § 6 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“, folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2)  Die §§ 3a und 4 in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 129/2020 
treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

Anschober
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130. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinde-
rung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 130/2020)

Auf Grund § 1 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz), BGBl. I Nr. 12/2020, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2020, wird verordnet:

Die Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19, BGBl. I Nr. 96/2020, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 112/2020, 
wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 3 Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6)  Die Abholung vorbestellter Speisen ist zulässig, sofern diese nicht vor Ort 
konsumiert werden und sichergestellt ist, dass gegenüber anderen Personen dabei 
ein Abstand von mindestens einem Meter eingehalten wird.“

2.  § 4 lautet:

„§ 4.  (1)  Das Betreten von Beherbergungsbetrieben zum Zweck der Erholung 
und Freizeitgestaltung ist untersagt.

(2)  Beherbergungsbetriebe sind Unterkunftsstätten, die unter der Leitung oder 
Aufsicht des Unterkunftgebers oder eines von diesem Beauftragten stehen und zur 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Unterbringung von Gästen zu vorübergehendem 
Aufenthalt bestimmt sind. Beaufsichtigte Camping- oder Wohnwagenplätze sowie 
Schutzhütten gelten als Beherbergungsbetriebe.

(3)  Abs. 1 gilt nicht für Beherbergungen

1.  von Personen, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung 
bereits in Beherbergung befinden, für die im Vorfeld mit dem Beherbergungsbetrieb 
vereinbarte Dauer der Beherbergung,

2.  zum Zweck der Betreuung und Hilfeleistung von unterstützungsbedürftigen 
Personen,

3.  aus beruflichen Gründen oder
4.  zur Stillung eines dringenden Wohnbedürfnisses.“

3.  Der bisherige § 4 erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 5.“ und es werden folgende 
Absätze angefügt:

„(3)  § 4 dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 130/2020 
tritt mit Ablauf des 3. April 2020 in Kraft. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestim-
mung bestehende Verordnungen eines Landeshauptmannes oder einer Bezirksver-
waltungsbehörde über Betretungsverbote von Beherbergungsbetrieben bleiben un-
berührt.

(4)  Die §§ 1 bis 3 treten mit Ablauf des 13. April 2020 außer Kraft.
(5)  § 4 tritt mit Ablauf des 24. April 2020 außer Kraft.“

Anschober
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141. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über die Einstellung des Schienenverkehrs zu 
Italien, der Schweiz und Liechtenstein aufgrund des Ausbruches von SARS-CoV-2 
geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 141/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 23/2020, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über die Einstellung des Schienenverkehrs zu Italien, der Schweiz und Liechten-
stein aufgrund des Ausbruches von SARS-CoV-2, BGBl. II Nr. 86/2020, zuletzt geändert 
durch BGBl. II Nr. 124/2020, wird wie folgt geändert:

§ 3 lautet:

„§ 3.  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.“

Anschober
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142. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus 
SARS-CoV-2 Risikogebieten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 142/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 23/2020, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I 
Nr. 8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über das Landeverbot für Luftfahrzeuge aus SARS-CoV-2 Risikogebieten, BGBl. II 
Nr. 83/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 109/2020, wird wie folgt geändert:

§ 3 lautet:

„Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.“

Anschober
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144. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung betreffend elektronische Labormeldungen in 
das Register anzeigepflichtiger Krankheiten geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 144/2020)

Auf Grund von § 4 Abs. 15 des Epidemiegesetzes 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 23/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Gesundheit betreffend elektronische Labormel-
dungen in das Register anzeigepflichtiger Krankheiten, BGBl. II Nr. 184/2013, zuletzt geän-
dert durch BGBl. II Nr. 117/2020, wird wie folgt geändert:

In § 4 Abs. 3 wird die Wortfolge „13. April 2020“ durch die Wortfolge „31. Dezember 2020“ 
ersetzt.

Anschober
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148. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengeset-
zes geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 148/2020)

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-Maßnahmengesetzes, BGBl. II Nr. 98/2020, zuletzt 
geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 108/2020, wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Z 3 Schlusssatz lautet:

„Diese Ausnahme schließt auch Eheschließungen und Begräbnisse im engen 
familiären Kreis mit ein;“

2.  Nach § 2 Z 3 wird folgende Z 3a eingefügt:

„3a. zum Erwerb von Waren oder Inanspruchnahme von Dienstleistungen nach 
Maßgabe der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Ver-
breitung von COVID-19, BGBl. II Nr. 96/2020 idgF;“

3.  In § 2 Z 4 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:

„Das verpflichtende Tragen von den Mund- und Nasenbereich gut abdeckenden 
mechanischen Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion in Bereichen, 
wo dies nicht ohnehin auf Grund anderer Rechtsvorschriften verpflichtend erforderlich 
ist, ist nur im Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zulässig.“

4.  § 4 lautet:

„§ 4. (1) Das Betreten des Kundenbereichs in Massenbeförderungsmitteln ist nur 
zulässig, wenn dabei eine den Mund- und Nasenbereich gut abdeckende mechani-
sche Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion getragen wird und bei 
der Benützung gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein 
Abstand von mindestens einem Meter gegenüber anderen Personen eingehalten 
wird. Die Pflicht zum Tragen der mechanischen Schutzvorrichtung gilt nicht für Kinder 
bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr.“

(2) Fahrgemeinschaften mit Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt 
leben, sind nur zulässig, wenn dabei eine den Mund- und Nasenbereich gut abde-
ckende mechanische Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfcheninfektion ge-
tragen wird und gegenüber anderen Personen ein Abstand von mindestens einem 
Meter eingehalten wird. Die Pflicht zum Tragen der mechanischen Schutzvorrichtung 
gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr.

5.  In § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge „13. April 2020“ durch die Wortfolge „30. April 2020“ 
ersetzt.

6.  Nach § 7 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Änderungen dieser Verordnung durch die Verordnung BGBl. II Nr. 
148/2020 treten mit Ablauf des 13. April 2020 in Kraft.“

Anschober
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149. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über die Maßnahmen bei der Einreise aus Ita-
lien, der Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, Ungarn und Slowenien geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 149/2020)

Gemäß § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 23/2020, und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBl. I Nr. 
8/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien, der Schweiz, Liechtenstein, Deutsch-
land, Ungarn und Slowenien, BGBl. II Nr. 87/2020, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 
129/2020, wird wie folgt geändert:

1.  Der Titel lautet:

„Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Nachbarstaaten“

2.  In § 1 Abs. 1 wird die Wortfolge „von Italien, Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, 
Ungarn und Slowenien“ durch die Wortfolge „aus Nachbarstaaten“ ersetzt.

3.  In § 2 wird folgender Satz angefügt:

„wenn ein währenddessen durchgeführter molekularbiologischer Test auf 
SARS-CoV-2 negativ ist, kann die 14-tägige selbstüberwachte Heimquarantäne be-
endet werden.“

4.  In § 4 wird nach dem Wort „Repatriierungsfahrten“ die Wortfolge „unter besonders 
berücksichtigungswürdigen Gründen im familiären Kreis oder zwingenden Gründen der Tier-
versorgung im Einzelfall, welche bei der Kontrolle glaubhaft zu machen sind,“ eingefügt.

5.  §  6 lautet:

„§ 6.  (1)  Die Z 3 und 4 in der Fassung der Novelle BGBl. II Nr. 149/2020 treten 
mit dem der Kundmachung folgenden Tag, der Titel und die Z 2 in der Fassung der 
Novelle BGBl. II Nr. 149/2020 mit Ablauf des 13. April 2020 in Kraft.

(2)  Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.“

Anschober
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150. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung über die Einreise auf dem Luftweg nach Öste-
rreich geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 150/2020)

Aufgrund § 25 Epidemiegesetz 1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 23/2020, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz über über die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich, BGBl. II Nr. 105/2020, 
wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Abs. 1 lautet:

„§ 1.  (1)  Österreichische Staatsbürger, EU-/EWR-Bürger, Schweizer Staats-
angehörige sowie im gemeinsamen Haushalt lebende Familienangehörige dieser 
Personen, und Fremde, wenn sie über ein von Österreich ausgestelltes Visum D 
verfügen oder auf Grund einer Aufenthaltsberechtigung oder einer Dokumentation 
des Aufenthaltsrechts nach Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz oder dem Asyl-
gesetz 2005 zum Aufenthalt in Österreich berechtigt sind, sind nach Einreise auf dem 
Luftweg nach Österreich verpflichtet, unverzüglich eine 14-tägige selbstüberwachte 
Heimquarantäne anzutreten und dies mit einer eigenhändigen Unterschrift zu bestä-
tigen, sofern nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist. Kann eine Heimqua-
rantäne nicht angetreten werden, sind diese Personen für 14 Tage in einer geeig-
neten Unterkunft unterzubringen, die sie für diesen Zeitraum nicht verlassen dürfen, 
sofern nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist. Wenn ein währenddessen 
durchgeführter molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 negativ ist, kann die 
14-tägige selbstüberwachte Heimquarantäne bzw. die Unterbringung in einer geeig-
neten Unterkunft beendet werden.“

2.  Nach § 1 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a)  Wenn Österreichische Staatsbürger, EU-/EWR-Bürger, Schweizer Staats-
angehörige ein Gesundheitszeugnis in deutscher oder englischer Sprache (Anlagen 
A und B) vorlegen, das bestätigt, dass der molekularbiologische Test auf SARS-CoV-2 
negativ ist und das nicht älter als vier Tage ist, ist keine 14-tägige selbstüberwachte 
Heimquarantäne erforderlich.“

3.  In § 1 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „Familienangehöriger dieser Personen,“ die 
Wortfolge „Angestellte internationaler Organisationen,“ gestrichen und nach der Wortfolge 
„Pflege- und Gesundheitspersonal“ die Wortfolge „Saisonarbeitskräfte im Wirtschaftszweig 
Land- und Forstwirtschaft,“ eingefügt.

4.  § 1 Abs. 3 lautet:

„(3) Drittstaatsangehörigen, die aus dem Schengenraum einreisen oder in Abs. 2 
2. Satz genannt sind, darf die Einreise auf dem Luftweg nach Österreich nur gestattet 
werden, wenn diese ein Gesundheitszeugnis in deutscher oder englischer Sprache 
(Anlagen A und B) vorlegen, das bestätigt, dass der molekularbiologische Test auf 
SARS-CoV-2 negativ ist und das nicht älter als vier Tage ist. Kann das Gesundheits-
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zeugnis nicht vorgelegt werden, sind diese Personen für 14 Tage in einer geeigneten 
Unterkunft unterzubringen, die sie für diesen Zeitraum nicht verlassen dürfen, sofern 
nicht die unverzügliche Ausreise sichergestellt ist. Wenn ein währenddessen durch-
geführter molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 negativ ist, kann die 14-tägige 
Unterbringung in einer geeigneten Unterkunft beendet werden.“

5.  In § 2 wird nach dem Wort „Überstellungsflügen“ die Wortfolge „für Luftfahrtpersonal, 
welches zur Aufrechterhaltung des Betriebes neu positioniert wird, für Angehörige des öster-
reichischen Bundesheeres, die von Auslandseinsätzen zurückkehren, für Personen, die aus 
zwingendem Interesse der Republik einreisen sowie unter besonders berücksichtigungswür-
digen Gründen im familiären Kreis im Einzelfall, welche bei der Kontrolle glaubhaft zu ma-
chen sind,“ eingefügt.

6.  Der bisherige „§ 4“ erhält die Paragraphenbezeichung „§ 3“.
7.  Der bisherige „§ 5“ erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 4“ und lautet:

„§ 4. Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 30. April 2020 außer Kraft.“

Anschober
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151. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz, mit der die Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinde-
rung der Verbreitung von COVID-19 geändert wird

(BGBl. Teil II, Nr. 151/2020)

Auf Grund § 1 des Bundesgesetzes betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung 
der Verbreitung von COVID-19 (COVID-19-Maßnahmengesetz), BGBl. I Nr. 12/2020, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020, wird verordnet:

Die Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19, BGBl. I Nr. 96/2020, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr. 130/2020, 
wird wie folgt geändert:

1.  §2 Abs. 1 Z 12 lautet:

„12.  Tankstellen und angeschlossene Waschstraßen“

2.  § 2 Abs. 1 Z 21 lautet:

„21.  KFZ- und Fahrradwerkstätten“

3.  Nach § 2 Abs. 1 Z 21 werden folgende Z 22 und 23 angefügt:

„22.  Baustoff-, Eisen- und Holzhandel, Bau- und Gartenmärkte
23.  Pfandleihanstalten und Handel mit Edelmetallen.“

4.  In § 2 Abs. 2 wird die Wortfolge „und 11“ durch die Wortfolge „, 11, 22 und 23 
sowie Abs. 4“ ersetzt.

5.  Nach § 2 Abs. 3 werden folgende Abs. 4 bis 7 angefügt:

„(4)  § 1 gilt unbeschadet Abs. 1 nicht für den Kundenbereich von sonstigen 
Betriebsstätten des Handels, wenn der Kundenbereich im Inneren maximal 400 m² 
beträgt. Als sonstige Betriebsstätten des Handels sind Betriebstätten zu verstehen, 
die dem Verkauf, der Herstellung, der Reparatur oder der Bearbeitung von Waren 
dienen. Sind sonstige Betriebsstätten baulich verbunden (z. B. Einkaufszentren), ist 
der Kundenbereich der Betriebsstätten zusammenzuzählen, wenn der Kundenbe-
reich über das Verbindungsbauwerk betreten wird. Veränderungen der Größe des 
Kundenbereichs, die nach dem 7. April 2020 vorgenommen wurden, haben bei der 
Ermittlung der Größe des Kundenbereichs außer Betracht zu bleiben.

(5)  Abs. 1 gilt nur, wenn folgende Voraussetzungen eingehalten werden:

1.  Mitarbeiter mit Kundenkontakt sowie Kunden eine den Mund- und Nasenbe-
reich gut abdeckende mechanische Schutzvorrichtung als Barriere gegen Tröpfchen-
infektion tragen; dies gilt nicht für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr.

2.  ein Abstand von mindestens einem Meter gegenüber anderen Personen ein-
gehalten wird.

(6) Abs. 4 gilt nur, wenn zusätzlich zu den Voraussetzungen nach Abs. 5 der 
Betreiber durch geeignete Maßnahmen sicherstellt, dass sich maximal so viele 
Kunden gleichzeitig im Kundenbereich aufhalten, dass pro Kunde 20 m² der Gesamt-



– 182 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Verordnung betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19…

verkaufsfläche zur Verfügung stehen; ist der Kundenbereich kleiner als 20 m², so darf 
jeweils nur ein Kunde die Betriebsstätte betreten.

(7) In den Bereichen nach Abs. 1 Z 5 und 6 gelten

1.  abweichend von Abs. 5 Z 1 die einschlägigen berufs- und einrichtungsspezi-
fischen Vorgaben und Empfehlungen, und

2.  Abs. 5 Z 2 und 3 nicht.“

6.  In § 5 Abs. 1 und Abs. 4 wird jeweils die Wortfolge „13. April 2020“ durch die 
Wortfolge „30. April 2020“ ersetzt.

7.  In § 5 Abs. 5 wird die Wortfolge „24. April 2020“ durch die Wortfolge „30. April 
2020“ ersetzt.

8.  Nach § 5 Abs. 5 wird folgender Abs. 6 eingefügt:

„(6)  Die Änderungen dieser Verordnung durch die Verordnung BGBl. II Nr. 
151/2020 treten mit Ablauf des 13. April 2020 in Kraft.“

Anschober
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152. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsu-
mentenschutz über die Einhebung von Geldstrafen mit Organstrafverfügung nach dem 
Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19-Maßnahmengesetz

(BGBl. Teil II, Nr. 152/2020)

Auf Grund des § 50 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz (VStG), BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt 
geändert durch BGBl. I Nr. 58/2018, wird verordnet:

§ 1.  In der Anlage werden die Verwaltungsübertretungen nach dem Epidemiegesetz 
1950, BGBl. Nr. 186/1950, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 23/2020, und dem CO-
VID-19-Maßnahmengesetz, BGBl. I Nr. 12/2020, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 23/2020, 
bestimmt, für die mit Organstrafverfügung Geldstrafen eingehoben werden dürfen, und die 
einzuhebenden Beträge festgesetzt.

§ 2.  Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Anschober

Anlage

Organstrafverfügungen nach dem Epidemiegesetz 1950 und dem COVID-19- Maßnah-
mengesetz

I.  Epidemiegesetz 1950

Für Verwaltungsübertretungen nach dem Epidemiegesetz 1950 wird folgender Betrag 
festgesetzt:

§ 40 lit. b in Bezug auf §§ 15, 17 und 24 50,00 Euro

II.  COVID-19-Maßnahmengesetz

Für Verwaltungsübertretungen nach dem COVID-19-Maßnahmengesetz werden folgen-
de Beträge festgesetzt:

1.  §  3 Abs. 1 und Abs. 3 in Bezug auf das Fehlen einer den Mund- und Nasenbereich 
gut abdeckenden mechanischen Schutzvorrichtung 25,00 Euro

2.  §  3 Abs. 1 und Abs. 3 in Bezug auf andere Übertretungen 50,00 Euro
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An alle anerkannten Ausbildungseinrichtungen für das psychotherapeutische Propädeu-
tikum

Geschäftszahl: 2020-0.172.961

24.  Rundschreiben an die anerkannten Ausbildungseinrichtungen für das psychothe-
rapeutische Propädeutikum; Vorgangsweise zur Vorbeugung der weiteren Verbreitung 
des Coronavirus (COVID-19)

Sehr geehrte Damen und Herren!
Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz darf 

Sie aus gegebenem Anlass wie folgt informieren:
Um die Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) weiter einzudämmen, sind die Prä-

senzlehrveranstaltungen im hochschulischen Bereich bereits eingestellt worden.
Zum bestmöglichen Schutz vor Ansteckung und Übertragung ist im Einklang mit diesen 

postsekundären Einrichtungen sowie den anderen Ausbildungseinrichtungen im Gesund-
heitsbereich der Lehrbetrieb mit physischer Präsenz an den anerkannten Ausbildungseinrich-
tungen für das psychotherapeutische Propädeutikum ab 16. März 2020 bis zumindest 03. 
April 2020 ausgesetzt.

Das bedeutet, dass die Ausbildungseinrichtung zwar geöffnet bleibt, die Auszubildenden 
aber der Einrichtung bzw. dem Lehrbetrieb fernbleiben.

Seitens des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz besteht jedoch kein fachlicher Einwand, für die genannte Zeit die Vermittlung der 
Ausbildungsinhalte je nach Ausstattung und Verfügbarkeit in Form von E-Learning, Blended- 
Learning etc. sicherzustellen.

Ziel ist die Reduktion der Sozialkontakte auf ein unabdingbar erforderliches Minimum der 
Auszubildenden und des Lehrpersonals. In diesem Sinne sind persönliche Besprechungen 
und Kontakte möglichst durch telefonische und elektronische weitestgehend zu ersetzen.

Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz er-
sucht um entsprechende Kenntnisnahme und darf sich bereits im Voraus für Ihre Unterstüt-
zung bedanken.

Weiters wird darauf hingewiesen, dass die vorliegende Information auch auf der Home-
page des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
(www.sozialministerium.at) veröffentlicht werden wird.

Wien, 15. März 2020
Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither

http://www.sozialministerium.at/
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Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An alle anerkannten Ausbildungseinrichtungen für das psychotherapeutische Fachspezi-
fikum

Geschäftszahl: 2020-0.172.961

27.  Rundschreiben an die anerkannten Ausbildungseinrichtungen für das psychothe-
rapeutische Fachspezifikum; Vorgangsweise zur Vorbeugung der weiteren Verbrei-
tung des Coronavirus (COVID-19)

Sehr geehrte Damen und Herren!
Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz darf 

Sie aus gegebenem Anlass wie folgt informieren:
Um die Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) weiter einzudämmen, sind die Prä-

senzlehrveranstaltungen im hochschulischen Bereich bereits eingestellt worden.
Zum bestmöglichen Schutz vor Ansteckung und Übertragung ist im Einklang mit diesen 

postsekundären Einrichtungen sowie den anderen Ausbildungseinrichtungen im Gesund-
heitsbereich der Lehrbetrieb mit physischer Präsenz an den anerkannten Ausbildungseinrich-
tungen für das psychotherapeutische Fachspezifikum ab 16. März 2020 bis zumindest 03. 
April 2020 ausgesetzt.

Das bedeutet, dass die Ausbildungseinrichtung zwar geöffnet bleibt, die Auszubildenden 
aber der Einrichtung bzw. dem Lehrbetrieb fernbleiben.

Seitens des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz besteht jedoch kein fachlicher Einwand, für die genannte Zeit die Vermittlung der 
Ausbildungsinhalte je nach Ausstattung und Verfügbarkeit in Form von E-Learning, Blended- 
Learning etc. sicherzustellen.

Ziel ist die Reduktion der Sozialkontakte auf ein unabdingbar erforderliches Minimum der 
Auszubildenden und des Lehrpersonals. In diesem Sinne sind persönliche Besprechungen 
und Kontakte möglichst durch telefonische und elektronische weitestgehend zu ersetzen.

Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz er-
sucht um entsprechende Kenntnisnahme und darf sich bereits im Voraus für Ihre Unterstüt-
zung bedanken.

Weiters wird darauf hingewiesen, dass die vorliegende Information auch auf der Home-
page des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
(www.sozialministerium.at) veröffentlicht werden wird.

Wien, 15. März 2020
Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:

http://www.sozialministerium.at/




– 189 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-
tenschutz

An alle anerkannten Ausbildungseinrichtungen gem. § 9 Psychologengesetz 2013
Geschäftszahl: 2020-0.172.961

Rundschreiben 1/2020 an die anerkannten Ausbildungseinrichtungen gemäß § 9 
Psychologengesetz 2013; Vorgangsweise zur Vorbeugung der weiteren Verbreitung 
des Coronavirus (COVID-19)

Sehr geehrte Damen und Herren!
Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz darf 

Sie aus gegebenem Anlass wie folgt informieren:
Um die Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) weiter einzudämmen, sind die Prä-

senzlehrveranstaltungen im hochschulischen Bereich bereits eingestellt worden.
Zum bestmöglichen Schutz vor Ansteckung und Übertragung ist im Einklang mit diesen 

postsekundären Einrichtungen sowie den anderen Ausbildungseinrichtungen im Gesund-
heitsbereich der Lehrbetrieb mit physischer Präsenz an den anerkannten Ausbildungseinrich-
tungen gemäß § 9 Psychologengesetz 2013 ab 16. März 2020 bis zumindest 03. April 2020 
ausgesetzt.

Das bedeutet, dass die Ausbildungseinrichtung zwar geöffnet bleibt, die Auszubildenden 
aber der Einrichtung bzw. dem Lehrbetrieb fernbleiben.

Seitens des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz besteht jedoch kein fachlicher Einwand, für die genannte Zeit die Vermittlung der 
Ausbildungsinhalte je nach Ausstattung und Verfügbarkeit in Form von E-Learning, Blended- 
Learning etc. sicherzustellen.

Ziel ist die Reduktion der Sozialkontakte auf ein unabdingbar erforderliches Minimum der 
Auszubildenden und des Lehrpersonals. In diesem Sinne sind persönliche Besprechungen 
und Kontakte möglichst durch telefonische und elektronische weitestgehend zu ersetzen.

Das Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz er-
sucht um entsprechende Kenntnisnahme und darf sich bereits im Voraus für Ihre Unterstüt-
zung bedanken.

Weiters wird darauf hingewiesen, dass die vorliegende Information auch auf der Home-
page des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
(www.sozialministerium.at) veröffentlicht werden wird.

Wien, 15. März 2020
Mit freundlichen Grüßen
Für den Bundesminister:
DDr. Meinhild Hausreither

http://www.sozialministerium.at/
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(*)

Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción al Consumidor de conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas 
COVID-19

BGBl. II n.º 98/2020

Enmienda

BGBl. II n.º 107/2020 BGBl. II n.º 108/2020 BGBl. II n.º 148/2020

Preámbulo/cláusula de promulgación

Sobre la base del § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 12/2020, 
se promulga lo siguiente:

Texto

§ 1.  Para evitar la propagación del COVID-19, estará prohibido entrar en los lugares 
públicos.

§ 2.  Quedarán exentas de la prohibición establecida en el § 1:

1.  cuando sea necesario para evitar un peligro inmediato para la vida, la integridad fí-
sica y la propiedad;

2.  para cuidar y prestar asistencia a las personas que necesitan apoyo;
3.  para cubrir las necesidades básicas de la vida diaria y que y siempre que se asegure 

que se puede mantener una distancia de seguridad de por lo menos un metro entre las per-
sonas, a menos que el riesgo de infección pueda reducirse al mínimo mediante medidas de 
protección adecuadas. Esta excepción también incluye matrimonios y entierros dentro de un 
círculo familiar cercano;

3a.  para la compra de bienes o la utilización de servicios de conformidad con el Regla-
mento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección del Con-
sumidor relativa a las medidas provisionales para evitar la difusión de COVID-19, BGBl. II n.º 
96/2020, en su forma enmendada;

4.  que sean necesarios para fines laborales y se garantice que se pueda mantener una 
distancia de seguridad de al menos un metro entre las personas en el lugar de la actividad 
laboral, a menos que el riesgo de infección pueda reducirse al mínimo mediante medidas de 
protección adecuadas El uso obligatorio de dispositivos de protección mecánica que propor-
cionen una buena cobertura de la zona de la boca y la nariz como barrera contra la infección 
por gotitas en las zonas en que esto no sea ya obligatorio en virtud de otras disposiciones 
legales sólo se permite mediante acuerdo entre el empleador y el empleado. Cabe señalar 
que toda actividad profesional debe desarrollarse preferentemente fuera del lugar de trabajo, 
si ello es posible y el empleador y el empleado están de acuerdo.

5.  si se ha de entrar en lugares públicos al aire libre solo, con personas que vivan en la 
misma casa o con animales domésticos, se debe mantener una distancia de al menos un 
metro de las demás personas.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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§ 2, apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19

§ 3.  La entrada en:

1.  Los balnearios, según el § 42a del KAKuG, están prohibidos para los huéspedes de 
los balnearios.

2.  Se prohíben las instalaciones que sirvan para la rehabilitación de los pacientes, ex-
cepto para el uso de medidas médicas absolutamente necesarias de rehabilitación después 
de un tratamiento médico agudo y en el marco de los servicios de apoyo de los hospitales 
generales.

§ 4.  (1)  El ingreso al área de clientes en los medios de transporte masivo solo se 
permite si se lleva un dispositivo de protección mecánica que cubra bien el área de la boca y 
la nariz como barrera contra la infección por gotitas y si se mantiene una distancia de por lo 
menos un metro entre el cliente y otras personas cuando lo usan personas que no viven en 
el mismo hogar. La obligación de llevar el dispositivo de protección mecánica no se aplica a 
los niños menores de seis años.

(2)  Los viajes en coche compartido con personas que no viven en el hogar común solo 
se permiten si se lleva un dispositivo de protección mecánica que cubra bien la zona de la 
boca y la nariz como barrera contra la infección por gotitas y se mantiene una distancia de al 
menos un metro entre viajeros. La obligación de llevar el dispositivo de protección mecánica 
no se aplica a los niños menores de seis años.

§ 5.  Se prohíbe la entrada a los campos deportivos.
§ 6.  En caso de control por parte de los órganos del servicio de seguridad pública, se 

deben justificar las razones por las que se permite una entrada de acuerdo con el § 2.
§ 7. (1)  El presente Reglamento entrará en vigor el 16 de marzo de 2020 y expirará a 

finales del 30 de abril de 2020.
(2)  Las modificaciones introducidas por la enmienda del BGBl. II n.º 107/2020 entrarán 

en vigor al día siguiente de su publicación.
(3)  Las modificaciones del presente Reglamento mediante el Reglamento BGBl. II n.º 

148/2020 entrarán en vigor a finales del 13 de abril de 2020.



– 195 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

(*)

Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores en relación con las medidas provisionales para evitar la 
propagación del COVID-19

BGBl. II n.º 96/2020

Enmienda

BGBl. II n.º 110/2020 BGBl. II n.º 112/2020 BGBl. II n.º 130/2020 BGBl. II n.º 151/2020

Preámbulo/cláusula de promulgación

De conformidad con lo dispuesto en el § 1 de la Ley federal sobre medidas provisionales 
para evitar la propagación del COVID-19 (Ley de medidas COVID-19), BGBl. I n.º 12/2020, 
se promulga lo siguiente:

Texto

§ 1.  Se prohíbe entrar en la zona de clientes de los locales comerciales de los mino-
ristas y proveedores de servicios, así como de los negocios de ocio y deportes con el fin de 
adquirir bienes o servicios o utilizar los negocios de ocio y deportes.

§ 2.   (1)  El § 1 no se aplica a las siguientes áreas:

1.  Farmacias públicas.
2.  Los comerciantes de alimentos (incluidos los puntos de venta de los productores de 

alimentos) y la comercialización directa por parte de los agricultores.
3.  Droguerías y cadenas de droguerías.
4.  Venta de productos médicos y sanitarios, aparatos y ayudas terapéuticas.
5.  Servicios de salud y atención.
6.  Los servicios para personas con discapacidad que prestan los Länder en virtud de 

las leyes de asistencia a los discapacitados, asistencia social, participación e igualdad de 
oportunidades.

7.  Servicios veterinarios.
8.  Venta de alimentos para animales.
9.  Venta y mantenimiento de productos de seguridad y emergencia.
10.  Servicios de emergencia.
11.  El comercio agrícola, incluidas las subastas de animales para el sacrificio, así como 

la horticultura y el comercio de semillas, piensos y fertilizantes.
12.  Gasolineras y lavaderos de coches asociados.
13.  Bancos.
14.  Los proveedores de servicios postales, incluidos sus socios, en la medida en que 

estos estén comprendidos en las excepciones del § 2, así como las sucursales postales en 
el sentido del § 3, apartado 7 PMG, que sean explotadas por un municipio o estén situadas 
en municipios en los que ninguna otra sucursal postal comprendida en el § 2 pueda prestar 
el servicio, pero únicamente para la prestación de servicios postales y las actividades permi-
tidas en virtud del § 2, y las telecomunicaciones.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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15.  Servicios relacionados con la administración de justicia.
16.  Servicios de mensajería.
17.  Transporte público.
18.  Tiendas de tabaco y quioscos especializados.
19.  Servicios de higiene y limpieza.
20.  Empresas de gestión de residuos.
21.  Talleres de reparación de coches y bicicletas.
22.  Materiales de construcción, comercio de hierro y madera, bricolaje y centros de 

jardinería.
23.  Casas de empeño y comercio de metales preciosos.

(2)  Las excepciones previstas en los párrafos 1, apartado 3, 4, 8, 9, 11, 22 y 23, así 
como en el párrafo 4, se aplicarán en los días laborables desde las 7:40 hasta las 19:00 
horas como máximo. Las normas más restrictivas de horarios de apertura debido a otras 
disposiciones legales no se ven afectadas.

(3)  Las excepciones previstas en el párrafo 1, apartado 2, se aplicarán a los días labo-
rables de 07:40 a 19:00 a más tardar, siempre que no constituyan una venta al por menor de 
productores de alimentos. No se ven afectadas las normas más restrictivas relativas a las 
horas de apertura en virtud de otra legislación.

(4)  Sin perjuicio de lo dispuesto en el § 1, párrafo 1, no se aplicará a la sección de 
clientes de otros establecimientos comerciales en los que la superficie de dedicada a los 
clientes no supere los 400 m². Por otros locales comerciales se entenderá los locales comer-
ciales que sirvan para la venta, la fabricación, la reparación o la transformación de mercan-
cías. Si otros locales comerciales están estructuralmente conectados (por ejemplo, centros 
comerciales), el área de clientes de los locales comerciales se sumará si se entra en el área 
de clientes a través de la estructura de conexión. Los cambios en el tamaño del área de 
clientes que se hayan realizado después del 7 de abril de 2020 no se tendrán en cuenta al 
determinar el tamaño del área de clientes.

(5)  El párrafo 1 sólo se aplicará si se cumplen los siguientes requisitos:

1.  Los empleados que tienen contacto con los clientes, así como los clientes, llevan un 
dispositivo de protección mecánica que cubre la zona de la boca y la nariz, así como una 
barrera contra la infección por gotitas; esto no se aplica a los niños menores de seis años.

2.  Se mantiene una distancia de al menos un metro de las demás personas.

(6)  El párrafo 4 sólo se aplicará si, además de los requisitos del párrafo 5, el explotador 
garantiza, mediante medidas adecuadas, la presencia de un número máximo de clientes en 
la zona de clientes al mismo tiempo, de modo que se disponga de 20 m² de la superficie total 
de venta por cliente; si la superficie de clientes es inferior a 20 m², sólo podrá entrar un cliente 
a la vez.

(7)  En las zonas a que se refiere el párrafo 1, apartados 5 y 6:

1.  No obstante lo dispuesto en el párrafo 5, apartado 1, los requisitos y recomenda-
ciones pertinentes de la profesión y de la institución, y

2.  El párrafo 5, apartados 2 y 3, no.

§ 3.  (1)  Está prohibido entrar en los locales comerciales de todo tipo de empresas de 
restauración.

(2)  El párrafo 1 no se aplica a los establecimientos de restauración que funcionan den-
tro de las siguientes instalaciones:

1.  Hospitales y balnearios;
2.  Residencias y hogares de ancianos;
3.  Instalaciones para el cuidado y alojamiento de niños y jóvenes, incluyendo escuelas 

y jardines de infancia;
4.  Las empresas, cuando los usan únicamente los empleados.
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(3)  El párrafo 1 no se aplica a los establecimientos de alojamiento si los alimentos y 
bebidas se dan y sirven exclusivamente a los huéspedes del establecimiento.

(4)  El párrafo 1 no se aplicará a los campings y a los transportes públicos si los ali-
mentos y las bebidas se dan y se sirven exclusivamente a los huéspedes del camping o de 
los transportes públicos.

(5)  El párrafo 1 no se aplicará a los servicios de mensajería.
(6)  Se permite la recogida de alimentos por encargo, siempre que no se consuman in 

situ y se garantice que se mantiene una distancia de al menos un metro con respecto a otras 
personas.

§ 4.  (1)  Se prohíbe la entrada en establecimientos de alojamiento turístico con fines 
recreativos y de ocio.

(2)  Los establecimientos de alojamiento son lugares de hospedaje que están bajo la 
dirección o supervisión del proveedor de alojamiento o de una persona autorizada por éste y 
están destinados a alojar a huéspedes para estancias temporales, ya sea a título oneroso o 
no. Los campamentos, caravanas y refugios supervisados se consideran establecimientos 
de alojamiento turístico.

(3)  El párrafo 1 no se aplica al alojamiento:

1.  De las personas que ya se encuentren alojadas en el momento de la entrada en vigor 
de esta disposición, durante el período de alojamiento acordado previamente con el pro-
veedor de alojamiento,

2.  para el cuidado y la asistencia de las personas que necesitan asistencia,
3.  por razones profesionales o,
4.  para satisfacer una necesidad urgente de vivienda.

§ 5.  (1)  Este Reglamento expirará a finales del 30 de abril de 2020.
(2)  Las modificaciones del presente Reglamento por el Reglamento BGBl. II n.º 

112/2020 entrarán en vigor al día siguiente de su publicación.
(3)  El § 4 del presente Reglamento, modificado por el Reglamento BGBl. II n.º 130/2020, 

entrará en vigor a finales del 3 de abril de 2020. Los reglamentos de un gobernador provincial 
o de una autoridad administrativa de distrito que prohíban la entrada a los establecimientos 
de alojamiento existentes en el momento de la entrada en vigor de esta disposición no se 
verán afectadas.

(4)  Los §§ 1 a 3 dejarán de aplicarse a fines del 30 de abril de 2020.
(5)  El § 4 expira a finales del 30 de abril de 2020.
(6)  Las modificaciones del presente Reglamento mediante el Reglamento BGBl. II n.º 

151/2020 entrarán en vigor a finales del 13 de abril de 2020.
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Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre las medidas que deben adoptarse al entrar en el país 
desde los países vecinos

BGBl. II n.º 87/2020

Enmienda

BGBl. II n.º 92/2020 BGBl. II n.º 104/2020 BGBl. II n.º 111/2020 BGBl. II n.º 129/2020 
BGBl. II n.º 149/2020

Preámbulo/cláusula de promulgación

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, modi-
ficada por última vez por la BGBl. I n.º 37/2018, y enmienda de 2020 de la Ley de Ministerios 
Federales, BGBl. I n.º 8/2020, se emite el siguiente:

Texto

§ 1.  (1)  Las personas que deseen entrar en Austria desde países vecinos deberán 
llevar un certificado médico (en alemán, inglés, italiano o francés, por ejemplo, de confor-
midad con los anexos A, B, C y D) sobre su estado de salud y demostrar que la prueba de 
biología molecular para el SARS-CoV-2 es negativa. El certificado médico no debe tener más 
de cuatro días de antigüedad en el momento de la entrada.

(2)  Se denegará la entrada a las personas que no puedan presentar un certificado de 
conformidad con el párrafo 1.

§ 2.  Como excepción al § 1, las personas que son ciudadanos austríacos o que tienen 
su residencia principal o secundaria o su domicilio habitual en Austria están autorizadas a 
entrar en Austria y se comprometen a llevar a cabo inmediatamente una cuarentena domici-
liaria autocontrolada de 14 días y a confirmarlo con su firma manuscrita. Si una prueba bio-
lógica molecular para el SARS-CoV-2 realizada durante este período es negativa, la cuaren-
tena domiciliaria autocontrolada de 14 días puede finalizar.

§ 3.  No obstante lo dispuesto en los §§ 1 y 2, se permite el tránsito por Austria sin es-
cala, siempre que se asegure la salida.

§ 3a.  (1)  No obstante lo dispuesto en los §§ 1 y 2, se permitirá la entrada en Austria a 
los ciudadanos austríacos y a las personas sujetas al seguro médico obligatorio en Austria si 
ello se hace para recibir servicios médicos absolutamente necesarios en Austria. Al ingresar, 
se debe presentar una confirmación de la necesidad absoluta de utilizar los servicios mé-
dicos (anexos E y F). Está permitido traer un acompañante.

(2)  Además, como excepción a los §§ 1 y 2, las personas con residencia o domicilio 
habitual en Austria pueden volver a entrar en el país después de haber hecho uso de los 
servicios médicos absolutamente necesarios en uno de los países mencionados en el § 1. Al 
reingresar, se debe presentar una confirmación de la necesidad absoluta de utilizar un servi-
cio médico (anexos E y F). Está permitido traer un acompañante.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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§ 4.  El presente Reglamento no se aplicará al transporte de mercancías y al transporte 
comercial (con excepción del transporte comercial de pasajeros), a los viajes de repatriación 
por motivos que requieran una consideración especial dentro del círculo familiar o a los mo-
tivos imperiosos de cuidado de los animales en casos individuales, que deberán ser compro-
bados durante la inspección, al acompañante de acuerdo con el § 3a y a los viajes de ida y 
vuelta. En particular, el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asis-
tencia y Protección del Consumidor relativa a los controles médicos de entrada en relación 
con el «nuevo Coronavirus 2019», BGBl. II n.º 81/2020, se aplicará a los conductores y al 
personal de explotación.

§ 5.  Este Reglamento no se aplica a los ocupantes de vehículos de emergencia en el 
sentido del § 26 de la Ley de Vehículos de Emergencia (StVO), ni a los vehículos de servicio 
público en el sentido del § 26a de la Ley de Vehículos de Emergencia (StVO).

§ 6.  (1)  Los apartados 3 y 4, modificados por la enmienda del BGBl. II n.º 149/2020, 
entrarán en vigor el día siguiente a la publicación del presente Reglamento; el título y el 
apartado 2, modificados por la enmienda del BGBl. II n.º 149/2020, entrarán en vigor a finales 
del 13 de abril de 2020.

(2)  El presente Reglamento expirará a finales del 30 de abril de 2020.
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Anexo A

Certificado médico (en alemán)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, sobre las medidas que deben 

adoptarse a la entrada desde Italia

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Es wird bescheinigt, dass

(Name)

Geboren am     in

auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am getestet wurde. 

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung

Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes

Zutreffendes ankreuzen

SARS-CoV-2 pos: neg:

, am

Anlage A

1 von 1
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Anexo B

Certificado médico (en inglés)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, sobre las medidas que deben 

adoptarse a la entrada desde Italia

Medical Certificate

pursuant to the Regulation issued by the Federal Minister for Social Affairs, 
Health, Care and Consumer Protection regarding measures upon entry from Italy

This is to certify that

(name)

born on in

was tested for SARS-CoV-2 on . 

Infection status at time of testing

Signature and stamp of certifying physician

Please mark as appropriate

SARS-CoV-2 pos: neg:

, on

Anlage B

1 of 1
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Anexo C

Certificado médico  (en italiano)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, sobre las medidas que deben 

adoptarse a la entrada desde Italia

Certificato medico

Ai sensi del regolamento del Ministro federale degli affari sociali, la salute, la cura 
e la protezione dei consumatori su misure in caso di ingresso dall´Italia

Si attesta che

(nome)

nato (a) il     a

è stato (a) sottoposto (a) un test riguardante la presenza di SARS-CoV-2 il 

Stato infettivo al momento del controllo

Firma e timbro del medico di certificazione

Contrassegnare l´apposita casella

SARS-CoV-2 pos: neg:

, lì

Anlage C

1 di 1

.
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Anexo D

Certificado médico (en francés)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, sobre las medidas que deben 

adoptarse a la entrada desde Italia

Attestation Médicale

Selon l’Ordonnance du Ministre Fédéral des Affaires Sociales, de la Santé,  
des Soins et de la Protection des Consommateurs portant sur les mesures  

lors de l’entrée sur le territoire provenant de l’Italie 

Il est certifié que

(nom)

né(é) le     á

a été testé quant à la présence de SARS-CoV-2 le 

Statut de l’infection au moment du test

Signature et Cachet du médecin certifiant

Cochez ce qui convient

SARS-CoV-2 pos: nég:

, le

Anlage D

1 de 1

.
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Anexo E

Confirmación de la absoluta necesidad de utilizar un servicio médico (en alemán)

Anlage E

Bestätigung über die unbedingte Notwendigkeit der Inanspruchnahme einer 
medizinischen Leistung

Es wird bestätigt, dass die Inanspruchnahme einer medizinischen Leistung in einem der in § 1 der 
Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über 
Maßnahmen bei der Einreise aus Italien der Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, Ungarn und Slowenien, 
BGBl. II Nr. 87/2020, in der jeweils geltenden Fassung, genannten Staaten

für Herrn/Frau _____________________________________________ medizinisch unbedingt notwendig 
ist.

_________________________________________
Datum, Unterschrift und Stampiglie des bestätigenden Arztes
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Anexo F

Confirmación de la absoluta necesidad de utilizar un servicio médico (en inglés)
Schedule F

Confirmation of absolute medical necessity to use medical service

This is to confirm that the use of medical service in one of the states listed in § 1 of the Regulation issued 
by the Federal Minister for Social Affairs, Health, Care and Consumer Protection regarding measures 
upon entry from Italy, Switzerland, Liechtenstein, Germany, Hungary and Slovenia, Federal Law Gazette 
II No. 87/2020, as amended,

is an absolute medical necessity for Mr. /Ms.___________________________________________ .

_________________________________________
Signature or stamp of certifying physician
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Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la entrada en Austria por vía aérea

BGBl. II n.º 105/2020

Enmienda

BGBl. II, n.º 150/2020

Preámbulo/cláusula de promulgación

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, modi-
ficada por última vez por la BGBl I n.º 37/2018, y enmienda de 2020 de la Ley de Ministerios 
Federales, BGBl. I n.º 8/2020, se emite el siguiente:

Texto

§ 1.  (1)  Los ciudadanos austríacos, los ciudadanos de la UE y el EEE, los ciudadanos 
suizos y los familiares de esas personas que vivan en el mismo hogar, y los extranjeros, si 
son titulares de un visado D expedido por Austria o tienen derecho a permanecer en Austria 
sobre la base de un permiso de residencia o de la documentación del derecho de residencia 
de conformidad con la Ley de Asentamiento y Residencia o la Ley de Asilo de 2005 están 
obligados, después de entrar en Austria por vía aérea, a iniciar inmediatamente una cuaren-
tena domiciliaria autocontrolada de 14 días y a confirmarlo con una firma personal, a menos 
que se garantice la salida inmediata. Si no se puede iniciar la cuarentena domiciliaria, estas 
personas serán alojadas durante 14 días en un alojamiento adecuado, que no podrán aban-
donar durante este período a menos que se asegure su salida inmediata. Si una prueba de 
biología molecular para el SARS-CoV-2 realizada durante este período es negativa, se podrá 
dar por terminada la cuarentena domiciliaria autocontrolada de 14 días o el alojamiento en un 
lugar adecuado.

(1a)  Si los ciudadanos austríacos, los ciudadanos de la UE/EEE y los ciudadanos 
suizos presentan un certificado de salud en alemán o inglés (anexos A y B) en el que se 
confirma que la prueba biológica molecular del SARS-CoV-2 es negativa y que no tiene más 
de cuatro días, no se requerirá la cuarentena domiciliaria autocontrolada de 14 días.

(2)  Los nacionales de terceros países que no estén comprendidos en el párrafo 1 no 
podrán entrar en Austria por vía aérea desde fuera del espacio Schengen. Quedan excluidos 
los miembros del personal de las misiones diplomáticas, los empleados de organizaciones 
internacionales y los familiares de esas personas que vivan en el mismo hogar, el personal 
humanitario, el personal de enfermería y de atención de la salud, los trabajadores de tempo-
rada del sector agrícola y forestal, los pasajeros en tránsito y las personas que se dedican al 
transporte de mercancías.

(3)  A los nacionales de terceros países que entren desde el espacio Schengen o que se 
mencionan en la segunda frase del párrafo 2, sólo se les podrá permitir la entrada en Austria 
por vía aérea si presentan un certificado sanitario en alemán o en inglés (anexos A y B) que 
confirme que la prueba de biología molecular del SARS-CoV-2 es negativa y que no tiene 

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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una antigüedad superior a cuatro días. Si no se puede presentar el certificado de salud, estas 
personas deben ser alojadas durante 14 días en un alojamiento adecuado, que no pueden 
abandonar durante este período a menos que se asegure su salida inmediata. Si una prueba 
de biología molecular para el SARS-CoV-2 realizada durante este período es negativa, se 
podrá poner fin al alojamiento de 14 días en un lugar adecuado.

§ 2.  El presente Reglamento no se aplica a la tripulación de los vuelos de pasajeros y 
carga, los vuelos de emergencia, los vuelos de ambulancia/rescate, los vuelos de repatria-
ción o los vuelos de traslado del personal de aviación que se traslada para mantener las 
operaciones, los miembros de las Fuerzas Armadas de Austria que regresan de misiones 
extranjeras, las personas que entran por razones imperiosas en la República, así como por 
razones del círculo familiar que requieren una consideración especial en casos individuales 
y que deben ser justificadas durante el control. Las disposiciones del Reglamento del Mi-
nistro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores 
relativas a los controles médicos a la entrada en relación con el «nuevo coronavirus 2019», 
BGBl. II n.º 81/2020, también se aplicarán a esas personas.

§ 3.  Los órganos del servicio de seguridad pública deberán, previa solicitud, ayudar a 
las autoridades y órganos de salud en el desempeño de sus funciones descritas en el pre-
sente Reglamento o, si es necesario, utilizando medidas coercitivas para hacer cumplir las 
medidas previstas.

§ 4.  Este Reglamento expirará a finales del 30 de abril de 2020.
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Anexo A

Certificado médico (en alemán)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores sobre las medidas que deben 

adoptarse al entrar en Austria desde las zonas de riesgo del SARS-CoV-2

Anlage A

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten

Es wird bescheinigt, dass
(Name)............................................................................................................................................................
geboren am................................................................ in..................................................................................
auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am ……………………… getestet wurde.

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung

SARS-CoV-2 pos:  neg: 

.............................., am..............................
Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes

 Zutreffendes ankreuzen
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Anexo B

Certificado médico (en inglés)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores sobre las medidas que deben 

adoptarse al entrar en Austria desde las zonas de riesgo del SARS-CoV-2

Anlage B

Medical Certificate

In accordance with the ordinance of the Federal Minister of Social Affairs, Health, Care and 
Consumer Protection about measures concerning the entry from SARS-CoV-2 risk areas

This is to certify that
(name)............................................................................................................................................................
born................................................................ in..................................................................................
has been tested on the …………………………..for the presence of SARS-CoV-2.

Status report of infection on the date of the test

SARS-CoV-2 pos:  neg: 

.............................., on..............................
Signature and seal of the certifying medical doctor

 Applicable mark with a X
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Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la prohibición de aterrizaje de aeronaves en zonas de 
riesgo de SARS-CoV-2

BGBl. II, n.º 83/2020

Enmienda

BGBl. II n.º 85/2020 BGBl. II n.º 93/2020 BGBl. II n.º 95/2020 BGBl. II n.º 103/2020 BGBl. 
II n.º 109/2020 BGBl. II n.º 142/2020

Preámbulo/cláusula de promulgación

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, modi-
ficada por última vez por la BGBl I n.º 37/2018, y enmienda de 2020 de la Ley de Ministerios 
Federales, BGBl. I n.º 8/2020, se emite el siguiente:

Texto

§ 1.  Se prohíbe el aterrizaje en Austria de las aeronaves utilizadas para el transporte de 
pasajeros que salgan de las siguientes regiones o países:

1.  La República Popular China,
2.  República de Corea,
3.  República Islámica de Irán,
4.  La República Italiana,
5.  Suiza,
6.  Francia,
7.  España,
8.  El Reino Unido,
9.  Los Países Bajos,
10.  Federación Rusa,
11.  Ucrania.

§ 2.  El presente Reglamento no se aplicará a los vuelos de carga, vuelos de misión, 
vuelos de ambulancia/rescate, vuelos de repatriación o vuelos de transferencia. Además, el 
Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores 
podrá ordenar una excepción al § 1 si ello es necesario para apoyar a los países afectados 
en relación con la aparición del SARS-CoV-2.

(Nota: § 3.) Este Reglamento expirará a finales del 30 de abril de 2020.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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12.  Ley Federal por la que se promulga una Ley Federal sobre el establecimiento del 
Fondo de Gestión de Crisis COVID-19 (COVID-19-FondoG) y una Ley Federal sobre 
Medidas Provisionales para Prevenir la Difusión de COVID-19 (Ley de medidas CO-
VID-19), así como la modificación de la Ley de Presupuestos provisional de 2020, la 
Ley Marco Federal de Finanzas de 2019 a 2022, la Ley Federal sobre la creación de una 
Empresa Federal de Participación Minera, la Ley de Financiación de la Política del 
Mercado Laboral, la Ley del Servicio del Mercado Laboral y la Ley de modificación de 
la Ley de Contratos de Trabajo (Ley COVID-19)

(BGBl I, n.º 12/2020)

El Consejo Nacional ha decidido

Artículo 1.  Ley Federal sobre el establecimiento del Fondo de Gestión de Crisis COVID-19 
(COVID-19-FondoG)

Fondo de Gestión de Crisis COVID-19

§ 1.  (1)  Esta Ley Federal establece el «Fondo de Gestión de Crisis COVID-19» (en 
adelante «Fondo»). No tiene personalidad jurídica propia y se establece con el Ministro Fe-
deral de Finanzas y es administrada por él.

(2)  El objetivo del Fondo es proporcionar a los ministerios federales los recursos finan-
cieros necesarios de conformidad con el artículo 77 de la Constitución Federal para que 
puedan adoptar de la manera más eficaz las medidas necesarias para hacer frente a la situa-
ción de crisis de COVID-19.

Recursos del Fondo

§ 2.  El Fondo recibirá una dotación de hasta 4.000 millones de euros. Los recursos del 
Fondo se obtendrán de las operaciones de crédito federal.

Utilización de los recursos del Fondo

§ 3.  (1)  Los recursos financieros del Fondo podrán utilizarse en particular para los 
siguientes campos de acción:

1.  Medidas para estabilizar la atención sanitaria;
2.  Medidas para estimular el mercado laboral (especialmente el trabajo de corta dura-

ción en el sentido del párrafo 1 del § 13 de la Ley de Financiación de la Política del Mercado 
Laboral (Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG));

3.  Medidas para mantener el orden y la seguridad pública;
4.  Medidas en relación con los requisitos para las instituciones educativas;
5.  Medidas para amortiguar la pérdida de ingresos como resultado de la crisis;
6.  Medidas relacionadas con la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. N.º 186/1950;
7.  Medidas para reactivar la economía.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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(2)  El Ministro Federal de Finanzas establecerá por decreto las directrices para la apli-
cación de los recursos del Fondo.

(3)  El Ministro Federal de Finanzas decidirá el desembolso efectivo de los recursos fi-
nancieros de acuerdo con el Vicecanciller.

(4)  El Ministro Federal de Finanzas presentará al Comité del Presupuesto un informe 
mensual en el que se detallarán todas las medidas adoptadas en virtud de la presente Ley. 
En el informe se indicarán, en particular, los efectos financieros de las medidas adoptadas.

Entrada en vigor

§ 4.  La presente Ley Federal entrará en vigor al día siguiente de su publicación y expi-
rará al final del 31 de diciembre de 2020.

Ejecución

§ 5. El Ministro Federal de Finanzas se encargará de la aplicación de esta Ley Federal.

Artículo 2.  Enmienda al Presupuesto provisional legal para 2020

El Presupuesto provisional legal para 2020, BGBl. I n.º 7/2020, modificado por última vez 
por la BGBl. I n.º 10/2020, se modifica de la siguiente manera:

1.  Se insertan los siguientes párrafos 3a y 3b después del párrafo 3 del § 1

«(3a)  Se autorizará al Ministro Federal de Finanzas a que, durante el período 
del presupuesto provisional para el año 2020, conceda la aprobación de la supera-
ción de las asignaciones fijas y efectivas desde el punto de vista financiero del pre-
supuesto de financiación y de resultados de conformidad con el párrafo 3 del § 55 de 
la Ley de Presupuestos para 2013 en relación con el § 54, párrafo 7 BHG 2013 en 
todos los casos en que se exceda la utilización de los fondos debido a la crisis del 
coronavirus hasta el monto de los pagos adicionales reales y los ingresos adicio-
nales del fondo de gestión de crisis COVID-19, por lo que estos pagos adicionales no 
están sujetos al procedimiento de formación de reservas de conformidad con el pá-
rrafo 1 del § 55 BHG 2013, pero en cualquier caso deben asignarse a una reserva 
antes de que finalice el ejercicio económico de 2020.

(3b)  Se autorizará al Ministro Federal de Finanzas a dar su aprobación al reba-
samiento de la dotación del Fondo de Gestión de Crisis COVID-19 hasta un importe 
de 4.000 millones de euros durante el período del presupuesto provisional para 2020 
en la parte de estimaciones 45.02.06, si la cobertura del presupuesto financiero está 
garantizada por operaciones de crédito».

2.  Se añade el siguiente párrafo 4 al § 3:

«(4)  Los párrafos 3a y 3b del § 1, en la versión de la BGBl. I n.º 12/2020, en-
trarán en vigor al día siguiente de su publicación.»

Artículo 3.  Enmienda de la Ley Marco Federal de Finanzas de 2019 a 2022

La Ley Marco Federal de Finanzas de 2019 a 2022, BGBl. I n.º 20/2018, modificada por 
última vez por la BGBl. I n.º 10/2020, se modifica de la siguiente manera:

1.  En el § 1, el límite máximo fijo para los pagos de la rúbrica 4 para 2020 es de 
«11.418,491»; el total de la rúbrica 4 es de «13.693,422»; el total de todas las rúbricas es de 
«84.718,241».

2.  En el § 2, el límite superior para los desembolsos de la subdivisión 45 de los activos 
federales para el año 2020 es «4.690,457»; el límite superior fijo para los desembolsos de la 
subdivisión 45 es «4.690,451».

3.  Al final del § 5 se añadirá el siguiente párrafo 6:
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«(6) § 1 y § 2 enmendados por la BGBl. I., n.º 12/2020 entrará en vigor al día 
siguiente de su publicación.»

Artículo 4.  Modificación de la Ley ABBAG

La Ley Federal sobre la creación de una Sociedad Federal de Participación Minera (Ley 
ABBAG), BGBl. I n.º 51/2014, modificada por última vez por la BGBl. I n.º 107/2017, se mo-
difica como sigue:

1.  Después del § 2, párrafo 1, apartado 2, se inserta el siguiente apartado 3:

«3.  La prestación de servicios y la adopción de medidas financieras en favor de 
las empresas, de conformidad con el párrafo 1 del § 3b, que sean necesarias para 
mantener la solvencia y salvar las dificultades de liquidez de esas empresas en rela-
ción con la propagación del patógeno SARS-CoV-2 y los efectos económicos cau-
sados por éste.»

2.  Se inserta el siguiente párrafo 2a después del párrafo 2 del § 2:

«(2a)  Por orden del Ministro Federal de Finanzas, la Sociedad establecerá una 
o más filiales cuyo capital social o capital nominal sea propiedad exclusiva de la 
Sociedad. El objeto social de estas filiales comprenderá exclusivamente la realiza-
ción de las tareas, servicios y medidas que incumben a la Sociedad en virtud de la 
presente ley y que pueden ser asignadas por la Sociedad a una o varias de estas 
filiales por orden del Ministro Federal de Finanzas y que pueden ser realizadas por 
ellas o por encargo de la Sociedad.»

3.  El siguiente apartado 7 se insertará después apartado 6, del párrafo 2 del § 2:

«7.  La prestación de servicios y la adopción de medidas financieras en favor de 
las empresas, de conformidad con el párrafo 1 del § 3b, que sean necesarias para 
mantener la solvencia y salvar las dificultades de liquidez de esas empresas en rela-
ción con la propagación del virus SARS-CoV-2 y los efectos económicos causados 
por éste.»

4.  En el § 2, párrafo 5, se establece:

«(5)  El Gobierno Federal asegurará la financiación de la Sociedad y los gastos 
administrativos de la misma en proporción a sus acciones en la Sociedad. La finan-
ciación de las medidas previstas en el párrafo 2 se efectuará de conformidad con la 
autorización legal o el mandato del Ministro Federal de Finanzas.»

5.  Se inserta el siguiente párrafo 7 después del párrafo 6 del § 2:

«(7)  El § 66, el § 67 y el § 69 del Código de Insolvencia - IO, RGBl. N.º 337/1914, 
y las disposiciones de la Ley de reorganización empresarial - URG, BGBl. I n.º 
114/1997, no se aplicarán a la ABBAG.»

6.  Después del § 3, se insertan los siguientes §§ 3a y § 3b incluyendo los títulos:

«Representante autorizado del Gobierno Federal

§ 3a.  (1)  El Ministro Federal de Finanzas está autorizado a delegar la tramita-
ción de las solicitudes de medidas financieras de conformidad con el apartado 7 del 
párrafo 2 del § 2 y la elaboración de acuerdos de financiación y el ejercicio de los 
derechos de la ABBAG en virtud de esos acuerdos de financiación, con excepción de 
su ejecución judicial, en un representante autorizado del Gobierno Federal de con-
formidad con el § 1002 y siguientes del Código Civil de Austria. El representante 
autorizado debe tener la autorización apropiada para llevar a cabo negocios banca-
rios en Austria de conformidad con el § 1, párrafo 1, apartados 1, 3, 4, 7, 8, 10 y 18 
de la Ley de Blanqueo de Capitales (BWG) o de conformidad con el § 9 de dicha ley.
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(2)  La autorización se regulará detalladamente mediante un contrato entre el 
mandante y el representante autorizado.

Directrices para la concesión de medidas financieras

§ 3b.  (1)  Las medidas financieras previstas en el número 7 del párrafo 2 del 
§ 2, solo podrán adoptarse en favor de empresas que tengan su sede o un estable-
cimiento permanente en Austria y que lleven a cabo sus principales actividades ope-
racionales en Austria.

(2)  No habrá derecho legal a la concesión de medidas financieras.
(3)  El Ministro Federal de Finanzas, en cumplimiento de las disposiciones apli-

cables del derecho de ayudas estatales de la Unión Europea, dictará directrices por 
reglamento, que contendrán en particular las siguientes disposiciones:

1.  Determinación del grupo de empresas beneficiarias.
2.  La forma y el propósito de las medidas financieras.
3.  El nivel de las medidas financieras.
4.  La duración de las medidas financieras.
5.  Los derechos de información e inspección del Gobierno Federal o del repre-

sentante autorizado.

(4)  El Ministro Federal de Finanzas presentará un informe trimestral detallado 
al Comité Presupuestario en el que se expondrán todas las medidas en favor de las 
empresas, de conformidad con el párrafo 1 del § 3b, que sean necesarias para man-
tener la solvencia y salvar las dificultades de liquidez en relación con la propagación 
del virus SARS-CoV-2 (COVID-19), que se hayan adoptado de conformidad con la 
presente Ley Federal. En el informe se indicarán, en particular, los efectos finan-
cieros de las medidas adoptadas».

7.  Después del § 6, se inserta el siguiente § 6a junto con el título:

«Filiales

§ 6a.  Las disposiciones de la presente Ley se aplicarán mutatis mutandis a las 
filiales creadas por la sociedad de conformidad con lo dispuesto en el § 2a.»

Artículo 5.  Enmienda de la Ley de Financiación de la Política del Mercado Laboral

La Ley de Financiación de la Política del Mercado Laboral (AMPFG), BGBl. n.º 315/1994, 
modificada por última vez por el BGBl. I n.º 94/2019, se modifica como sigue:

1.  Se añade el siguiente párrafo 71 al § 10:

«(71)  El párrafo 1 del § 13, enmendado por la Ley Federal BGBl. I n.º 12/2020, 
entrará en vigor el 15 de marzo de 2020.»

2.  Se añade la siguiente frase al párrafo 1 del § 13: «Hasta el 30 de septiembre de 
2020, el límite máximo será de 400 millones de euros.»

Artículo 6.  Enmienda de la Ley del Servicio del Mercado Laboral

La Ley del Servicio del Mercado Laboral, BGBl. n.º 313/1994, modificada por última vez 
por la BGBl. I n.º 100/2018, se modifica de la siguiente manera:

1.  Se añade el siguiente párrafo 7 al § 37b:

«(7)  Las dificultades económicas causadas como consecuencia del corona-
virus (COVID-19) son dificultades económicas temporales no estacionales en el sen-
tido del apartado 1 del párrafo 1. La Directiva, de conformidad con el párrafo 4, 
podrá, como excepción al párrafo 3, prever tasas globales más elevadas para esos 
casos. No obstante lo dispuesto en el apartado 3, el subsidio se incrementará a partir 
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del cuarto mes con los gastos del empleador por concepto de contribuciones a la 
seguridad social, incrementados por la base de cotización especial».

2.  Se añade el siguiente párrafo 37 al § 78:

«(37)  El párrafo 7 del § 37b, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 12/2020, 
entrará en vigor con carácter retroactivo a partir del 1 de marzo de 2020.»

Artículo 7.  Ley de modificación de la Ley de Contratos de Trabajo

La Ley de modificación de la Ley de Contratos de Trabajo, BGBl. n.º 459/1993, modifica-
da por última vez por la Ley Federal BGBl. I n.º 93/2019, se modifica de la siguiente manera:

1.  Después del § 18a, se inserta el siguiente § 18b junto con el título:

«Disposiciones en relación con COVID-19

§ 18b.  Si las instalaciones se cierran parcial o totalmente debido a medidas 
oficiales y un empleado que no trabaja en una zona de atención crítica no tiene de-
recho a ausentarse del trabajo para cuidar de su hijo, el empleador puede conceder 
al empleado un período de atención especial de hasta tres semanas, a partir del 
momento del cierre oficial de los establecimientos educativos y las instalaciones de 
atención infantil, para el cuidado de los niños de hasta 14 años de edad para los que 
el cuidado es obligatorio. Los empleadores tienen derecho a recibir del Gobierno 
Federal una tercera parte de la remuneración que se paga a los empleados durante 
el período de atención especial. El derecho a la remuneración con arreglo a la pri-
mera frase se limitará a la base de cotización mensual máxima prevista en la Ley 
General de Seguridad Social, BGBl. n.º 189/1955, y se hará efectivo en el plazo de 
seis semanas a partir del día en que se levanten las medidas oficiales en la autoridad 
fiscal competente. Esta disposición se aplica también a los empleados que están 
sujetos a los reglamentos de empleo de los estados federados y, en Vorarlberg, a la 
Ley de empleo agrícola y forestal, que están en vigor en el momento de la entrada 
en vigor de esta ley.»

2.  Se añadirá el siguiente apartado 43 al párrafo 1 del § 19:

«(43)  El § 18b, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 12/2020, entrará en 
vigor al día siguiente de su publicación y se aplicará hasta el 31 de mayo de 2020.»

Artículo 8.  Ley Federal sobre Medidas Provisionales para Prevenir la Difusión de COVID-19 
(Ley de medidas COVID-19)

Acceso a establecimientos permanentes para la adquisición de bienes y servicios

§ 1.  Cuando aparezca el virus COVID-19, el Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores podrá prohibir mediante reglamento 
la entrada en locales comerciales o solo en determinados locales comerciales para adquirir 
bienes y servicios, en la medida en que sea necesario para evitar la difusión del COVID-19. 
El reglamento puede regular el número de lugares de negocios que están exentos de la 
prohibición de entrar y el momento en que se puede entrar.

Acceso a ciertos lugares

§ 2.  Cuando aparezca el virus COVID-19, se podrá prohibir por reglamento la entrada 
a determinados lugares en la medida necesaria para evitar la propagación del COVID-19. El 
reglamento es:

1.  expedido por el Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores si su aplicación se extiende a todo el territorio de la República de 
Austria,
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2.  expedido por el gobernador de la provincia si su aplicación se extiende a todo el te-
rritorio de la provincia, o

3.  expedido por la autoridad administrativa del distrito si su aplicación se extiende al 
distrito político o a partes del mismo.

La prohibición de entrar puede limitarse a determinados momentos.

Participación de los órganos de seguridad pública

§ 2a.  (1)  Los órganos del servicio de seguridad pública prestarán apoyo a las autori-
dades y órganos competentes en virtud de la presente Ley Federal, a petición de éstos, en 
el desempeño de sus funciones descritas o para la ejecución de las medidas previstas, recu-
rriendo, si es necesario, a medidas coercitivas.

(2)  Si, según la evaluación profesional de las autoridades responsables en virtud de la 
presente Ley Federal, en el ámbito de la asistencia prevista en el párrafo 1, los órganos del 
servicio de seguridad pública se enfrentan a una amenaza que sólo puede ser contrarrestada 
con medidas de protección especiales, según el tipo de enfermedad transmisible y su posible 
transmisión, las autoridades responsables en virtud de la presente Ley Federal estarán obli-
gadas a adoptar medidas de protección adecuadas.

Disposiciones penales

§ 3.  (1)  Toda persona que entre en un establecimiento permanente, cuya entrada esté 
prohibida de conformidad con el § 1, cometerá una infracción administrativa y será castigada 
con una multa de hasta 3.600 euros.

(2)  El que, en su calidad de propietario de un establecimiento permanente, no garantice 
que no se introduzca el establecimiento permanente cuya entrada está prohibida en virtud 
del § 1, cometerá una infracción administrativa y será castigado con una multa de hasta 
30.000 euros. Todo aquel que, en calidad de propietario de un establecimiento permanente, 
no garantice que en él entren más personas de las que se especifican en la ordenanza co-
mete una infracción administrativa y será castigado con una multa de hasta 3.600 euros.

(3)  Toda persona que entre en un lugar cuya entrada esté prohibida en virtud del § 2 
cometerá una infracción administrativa y será castigada con una multa de hasta 3.600 euros.

Entrada en vigor

§ 4.  (1)  La presente Ley Federal entrará en vigor al final del día de su publicación y 
expirará al final del 31 de diciembre de 2020.

(2)  Si el Ministro Federal ha dictado un reglamento de conformidad con el § 1, no se 
aplicarán las disposiciones de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, relativas al 
cierre de locales comerciales.

(3)  Las disposiciones de la Ley de 1950 sobre las epidemias no se verán afectadas.
(4)  Los reglamentos basados en la presente Ley Federal podrán ser promulgados 

antes de su entrada en vigor, pero no podrán entrar en vigor antes de la presente Ley.

Ejecución

§ 5.  El Ministro Federal de Asuntos Sociales, Salud, Atención y Protección de los Con-
sumidores se encargará de la aplicación de la presente ley.

Van der Bellen
Kurz
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13.  Ley Federal por la que se modifica la Ley de Educación Escolar, la Ley de Educa-
ción Escolar para Profesionales, Asociaciones y Cursos Preparatorios y la Ley Federal 
sobre el Examen de Calificación Profesional (Berufsreifeprüfung)

(BGBl. I, n.º 13/2020)

El Consejo Nacional ha decidido:

Artículo 1.  Modificación de la Ley de Educación Escolar

La Ley de Educación Escolar, BGBl. n.º 472/1986, cuya última modificación la constituye 
la Ley Federal BGBl. n.º 86/2019, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 82k se inserta el § 82l siguiente, incluido el título:

«Exámenes finales, incluyendo los exámenes finales de la educación secun-
daria superior técnica y profesional (Reife- und Diplomprüfungen) para el año 
escolar 2019/20

§ 82l.  Con excepción de las disposiciones de los artículos 5 a 8 de la presente 
Ley Federal sobre los exámenes finales, incluidos los exámenes finales de la educa-
ción secundaria superior técnica y profesional (Reife- und Diplomprüfungen), el Mi-
nistro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, por reglamento, regular 
los exámenes mencionados para el año escolar 2019/2020. Este reglamento debe 
contener al menos las directrices sobre la forma y el alcance de los exámenes, la 
composición de las comisiones de examen, las fechas de examen, la admisión al 
examen, las áreas de examen, las tareas y el procedimiento de examen.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 15 al § 82:

«(15)  El § 82l, incluido el encabezamiento, tal como fue modificado por la Ley 
Federal BGBl. I n.º 13/2020, entrará en vigor al final del día de la publicación en el 
Boletín Oficial de Leyes Federales.»

Artículo 2.  Modificación de la Ley de Educación Escolar para Profesionales, Asociaciones y 
Cursos Preparatorios

La Ley de Educación Escolar para Profesionales, Colegios y Cursos Preparatorios, 
BGBl. I n.º 33/1997, modificada por última vez por la BGBl. I n.º 86/2019, se modifica de la 
siguiente manera:

1.  Después del § 72, se añade el siguiente § 72a junto con el título

«Exámenes finales, incluyendo los exámenes finales de la educación secun-
daria superior técnica y profesional (Reife- und Diplomprüfungen) para el año 
escolar 2019/20

§ 72a.  Con excepción de las disposiciones de las secciones 5 a 8 de la pre-
sente Ley Federal sobre los exámenes finales, incluidos los exámenes finales de la 

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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educación secundaria superior técnica y profesional (Reife- und Diplomprüfungen), 
el Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, por reglamento, 
regular los exámenes mencionados para el año escolar 2019/2020. Este reglamento 
debe contener al menos las directrices sobre la forma y el alcance de los exámenes, 
la composición de las comisiones de examen, las fechas de examen, la admisión al 
examen, las áreas de examen, las tareas y el procedimiento de examen.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 16 al § 69

«(16)  El § 72a, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
13/2020, entrará en vigor al final del día de la publicación en el Boletín Oficial de 
Leyes Federales.»

Artículo 3.  Modificación de la Ley Federal sobre el Examen de Calificación Profesional 
(Berufsreifeprüfung)

La Ley Federal sobre el Examen de Calificación Profesional (Berufsreifeprüfung), BGBl. 
I n.º 68/1997), modificada en último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 138/2017, queda mo-
dificada como sigue:

1.  Después del § 11c se añade el siguiente § 11d, incluido el título:

«Examen de Calificación Profesional (Berufsreifeprüfung) para el curso es-
colar 2019/20

§ 11d.  Con excepción de las disposiciones de los §§ 5, 6 y 8a de la presente 
Ley Federal, el Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá adoptar 
un reglamento para el curso escolar 2019/2020. El mencionado reglamento estable-
cerá, como mínimo, las normas relativas a la composición de los grupos de examen, 
a las fechas de examen y al procedimiento de examen.»

2.  En el § 12, se añade el párrafo 15 siguiente:

«(15)  El § 11d, incluido el título, tal como fue modificado por la Ley Federal 
BGBl. I n.º 13/2020, entrará en vigor al final del día de la publicación en el Boletín 
Oficial Federal.»

Van der Bellen
Kurz
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14.  Ley Federal por la que se modifica la Ley de Enjuiciamiento Criminal de 1975

(BGBl. I, n.º 14/2020)

El Consejo Nacional ha decidido:

Modificación de la Ley de Enjuiciamiento Criminal de 1975

La Ley de Enjuiciamiento Criminal de 1975, BGBl. n.º 631/1975, cuya última modificación 
la constituye la Ley Federal BGBl. n.º 113/2019, queda modificada como sigue:

1.  En el § 174, párrafo 1, después de la primera frase se insertan las frases siguientes:

«En caso de pandemia o si se considera necesario prevenir y combatir las enfer-
medades de declaración obligatoria en virtud de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. 
n.º 186/1959, de conformidad con un reglamento dictado por el Ministro Federal de 
Justicia, se podrán adoptar medidas de conformidad con el párrafo 4 del § 153.»

2.  En el párrafo 3 del § 176, después de las palabras «en lugar de la ejecución», se 
insertarán las palabras «en los casos previstos en el párrafo 1 del § 174 y».

3.  En el § 239, después de la segunda frase, se añade la siguiente frase:

«En los casos previstos en el párrafo 1 del § 174, podrán adoptarse medidas de 
conformidad con el párrafo 4 del § 153 en el caso de los acusados que estén dete-
nidos en espera de juicio.»

4.  Se añade el siguiente párrafo 42 al § 514:

«(42)  El § 174, párrafo 1, el § 176, párrafo 3 y el § 239 entrarán en vigor el día 
siguiente al de la publicación de la Ley Federal designada.»

Van der Bellen
Kurz

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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15.  Ley Federal por la que se modifica la Ley de la Cámara Económica de 1998

(BGBl. I, n.º 15/2020)

El Consejo Nacional ha decidido:

1.  En el índice, después de la entrada relativa al § 76, se inserta la siguiente entrada 
relativa al § 76a:

«§ 76a  Medidas especiales para acontecimientos excepcionales»

2.  Después del § 76, se inserta el siguiente § 76a junto con el título:

«Medidas especiales en caso de acontecimientos excepcionales

§ 76a.  (1) Si se dan circunstancias que impiden el comienzo, la continuación o 
la terminación del acto electoral, la autoridad electoral competente respectiva podrá 
prorrogar el acto electoral o aplazarlo hasta el día siguiente.

(2)  Toda prórroga o aplazamiento deberá anunciarse inmediatamente en la 
forma local habitual y notificarse a la comisión electoral principal establecida en la 
Cámara Económica Federal de Austria por la respectiva autoridad electoral superior.

(3)  Si la votación ya ha comenzado, los archivos electorales y la urna con los 
sobres y las papeletas de votación que contienen serán colocados bajo llave por la 
autoridad electoral hasta que se continúe el procedimiento de votación y se manten-
drán bajo custodia.

(4)  Si se presentan circunstancias que impidan la celebración de las elecciones 
primarias o de las elecciones basadas en sus resultados dentro de los plazos fijados 
en el anuncio de la elección, la comisión electoral principal competente podrá, me-
diante una enmienda al anuncio de la elección, modificar las fechas y plazos resul-
tantes de ésta, en particular los determinados de conformidad con el §107, de ma-
nera que sea posible la buena marcha de la(s) elección(es) respectiva(s).»

Van der Bellen
Kurz

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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23.  Ley Federal por la que se modifican la Ley de la Autoridad de Supervisión del 
Mercado Financiero, la Ley de Garantía de 1977, la Ley de Registro de Propietarios 
Económicos - WiEReG, la Ley de la Función Pública de 1986, la Ley de Promoción de 
las PYME, la Ley Federal sobre el establecimiento de un Fondo para Dificultades Eco-
nómicas, la Ley de Financiación de la Política del Mercado Laboral, la Ley de modifica-
ción de la Ley de Contratos de Trabajo, la Ley de Relaciones Laborales, la Ley de Em-
pleo de Extranjeros, la Ley del Impuesto sobre la Renta de 1988, la Ley de Tasas de 
1957, el Código Penal Financiero, la Ley de Impuestos sobre el Alcohol, la Ley de Orga-
nización Escolar, la Ley de Educación Escolar, la Ley de Educación Escolar para Pro-
fesionales, Asociaciones y Cursos Preparatorios, la Ley de Etapas Escolares de 1985, 
la Ley de Educación Obligatoria de 1985, la Ley Federal de Escuelas Agrícolas y Fores-
tales, la Ley de creación de la Fundación para la Innovación, la Ley de Bases de Datos 
de Transparencia de 2012, la Ley de Telecomunicaciones de 2003, la ley ABBAG, la Ley 
de Equilibrio de la Carga Familiar de 1967, Ley Federal sobre el establecimiento del 
Fondo de Gestión de Crisis COVID-19 (COVID-19-FondoG), el Código Fiscal Federal, la 
Ley Federal sobre las medidas de personal resultantes de la modernización de la Ad-
ministración Fiscal y Aduanera, la Ley Federal sobre la Creación de una Oficina Anti-
fraude, la Ley de Organización de la Administración Tributaria de 2010, Artículo 91 de 
la Ley de Reforma de las Organizaciones Financieras, la Ley de Cooperación en mate-
ria de Sanciones Fiscales, la Ley de Sanitarios, la Ley de Salud y Enfermería, la Ley 
MTD, la Ley de Psicoterapia, la Ley de Médicos de 1998, la Ley Federal de Hospitales y 
Centros de Salud, la Ley de Productos Médicos, la Ley de Medicamentos, la Ley Gene-
ral de Seguridad Social, la Ley del Seguro de Enfermedad y Accidentes de la Adminis-
tración Pública, la Ley General de Pensiones, la Ley del Servicio Voluntario, la Ley de 
Epidemias de 1950, que enmendó la Ley de Medidas COVID-19, y la Ley del Mercado 
Postal, así como una Ley Federal que autoriza la enajenación de bienes federales, una 
Ley Federal sobre disposiciones especiales en virtud de la ley de Educación Superior 
y la Ley de apoyo al Estudio en Universidades, Escuelas Universitarias de Formación 
del Profesorado, Instituciones de Enseñanza Superior e Institutos Tecnológicos como 
consecuencia del COVID-19 (COVID-19-Hochschulgesetz - C-HG), se promulgará Ley 
Federal sobre la comercialización de máscaras buco-nasales de acción rápida durante 
la pandemia de la coronavirus COVID-19 y una Ley Federal sobre el establecimiento de 
un fondo de dificultades motivadas por la cancelación de la actividad escolar por el 
COVID-19 (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz - C-HG) (3.ª Ley COVID-19)

(BGBl. I, n.º 23/2020)

El Consejo Nacional ha decidido:

Artículo 1.  Modificación de la Ley de la Autoridad de Supervisión del Mercado Financiero

La Ley de la Autoridad de Supervisión del Mercado Financiero-FMABG, BGBl. I n.º 
97/2001, modificada por última vez por la BGBl. I n.º 104/2019, se modifica de la siguiente 
manera:

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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1.  Se añade el siguiente párrafo 13 al § 22:

«(13)  En la medida en que las leyes mencionadas en los párrafos 1 a 4 del § 2 
o un reglamento dictado sobre la base de las leyes mencionadas anteriormente esti-
pulan plazos para:

1.  Obligaciones de notificación, presentación de informes, presentación y otras 
contribuciones,

2.  publicaciones u
3.  otros deberes de información.
están regulados, pueden ser ampliados por la FMA previa solicitud razonada. En 

la medida en que sea razonable para el solicitante, la solicitud se presentará por 
medios electrónicos. Si ello es conveniente en interés de la estabilidad del mercado 
financiero o de la economía administrativa, la FMA también puede prorrogar ciertos 
plazos por reglamento sin necesidad de presentar una solicitud y puede establecer 
disposiciones más detalladas sobre la presentación de solicitudes. Si los plazos en 
el sentido de la primera frase están regulados en actos jurídicos de la Unión para los 
cuales la FMA es la autoridad competente en virtud de las leyes mencionadas en los 
párrafos 1 a 4 del § 2, la FMA podrá prorrogar esos plazos en las mismas condi-
ciones mediante reglamento.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 41 al § 28:

«(41)  El párrafo 13 del § 22, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor al día siguiente de su promulgación y expirará al final del 31 de di-
ciembre de 2020.»

Artículo 2.  Modificación de la Ley de Garantía de 1977

La Ley de Garantía de 1977, BGBl. n.º 296/1977, en su versión modificada en último lu-
gar por la Ley Federal BGBl. I n.º 111/2010, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 1, párrafo 2, se insertan los párrafos 2a y 2b siguientes:

«(2a)  El Ministro Federal de Finanzas, a fin de mantener la actividad comercial 
y salvar un cuello de botella temporal de liquidez de las empresas con su domicilio 
social o establecimiento permanente en Alemania en relación con la situación de 
crisis de COVID 19, también puede asumir obligaciones de conformidad con el pá-
rrafo 1. Estas obligaciones sólo pueden asumirse para garantías, fianzas de indem-
nización u otras operaciones de cobertura de la Sociedad que sirvan para financiar 
una necesidad de capital circulante que sea necesaria debido a los efectos econó-
micos negativos de la situación de crisis de COVID-19. El apartado 2 del párrafo 2 no 
es aplicable. El Ministro Federal de Finanzas estará autorizado por reglamento, du-
rante un período de tres meses, a determinar el monto total de capital pendiente de 
pago, más los intereses y los costos de la asunción de obligaciones de conformidad 
con el presente párrafo. Estas obligaciones no se compensarán con la cantidad total 
de conformidad con el § 4.

(2b)  El § 3 no se aplicará en relación con las medidas adoptadas por el Go-
bierno Federal en virtud del párrafo 2a.»

2.  En el § 14a, las palabras «en el diario Wiener Zeitung» se sustituirán por «en la pá-
gina web del Ministerio Federal de Finanzas».

3.  En el § 14a, se suprime la tercera frase.

Artículo 3.  Modificación de la Ley del Registro de Propietarios Económicos

La Ley de Registro de Propietarios Económicos - WiEReG, BGBl. I n.º 136/2017, cuya 
última modificación la constituye la BGBl. I n.º 104/2019, se modifica de la siguiente manera:
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1.  Se añaden los siguientes párrafos 3 y 4 al § 18:

«(3)  Los plazos de presentación de los datos con arreglo al párrafo 1 del § 5 y 
el plazo para presentar una denuncia e imponer una sanción con arreglo al párrafo 1 
del § 16 se interrumpirán en cada caso si los plazos aún no han expirado al final del 
16 de marzo de 2020 o si el comienzo del plazo está comprendido en el período entre 
el 16 de marzo de 2020 y el final del 30 de abril de 2020. Los períodos mencionados 
comenzarán a correr nuevamente el 1 de mayo de 2020.

(4)  El Ministro Federal de Finanzas está autorizado a dictar un reglamento 
hasta el 31 de diciembre de 2020, a más tardar.

1.  Prorrogar la interrupción general de los plazos ordenada en el párrafo 3 o 
prever otras excepciones generales a la interrupción, en la medida en que ello sea 
necesario para prevenir y combatir la difusión de COVID-19,

2.  prever otras disposiciones que regulen la influencia de las medidas adop-
tadas para impedir la difusión de COVID-19 en el transcurso de los plazos y la obser-
vancia de los plazos para los procedimientos de recurso ordinario que estén pen-
dientes o vayan a iniciarse. En particular, podrá ordenar la interrupción, suspensión, 
prórroga o reducción de los plazos, descartar las consecuencias del incumplimiento 
de los plazos y determinar si se han de evitar las desventajas jurídicas de procedi-
miento que puedan derivarse del incumplimiento de los plazos o de las fechas límite 
y cómo se han de remediar esas desventajas. Al hacerlo, deben sopesarse los inte-
reses de la continuación de estos procedimientos, en particular la prevención de 
daños sustanciales e irreparables de las partes en el procedimiento, por una parte, y 
el interés público de prevenir y combatir la difusión de COVID-19 y de proteger el 
mantenimiento de una operación administrativa ordenada, por otra.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 7 al § 19:

«(4)  Los párrafos 3 y 4 del § 18, modificados por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrarán en vigor al final del día de la publicación de dicha Ley Federal y 
expirarán al final del 31 de diciembre de 2020.»

Artículo 4.  Modificación de la Ley de la Función Pública de 1986

La Ley de la Función Pública de 1986 — ZDG, BGBl. n.º 679/1986, cuya última modifica-
ción la constituye la Ley Federal BGBl. n.º 16/2020, queda modificada como sigue:

1.  Se añade el siguiente párrafo 6 al § 23a:

«(6)  Las personas que realizan servicios comunitarios de conformidad con el 
párrafo 6 del § 8a, que realizan servicios comunitarios extraordinarios de confor-
midad con el párrafo 6 del § 8a, después de un servicio comunitario ordinario, tienen 
derecho a un tiempo adicional de ausencia del trabajo de hasta un día laborable al 
mes. Si no se llega a un acuerdo de conformidad con el párrafo 3, la persona que 
preste servicios comunitarios tendrá derecho a una licencia al final del último mes de 
servicio.»

2.  En el § 28, párrafo 6, se suprimirán las palabras «§ 8a y».
3.  En la primera frase del párrafo 7 del § 28, las palabras «podrá optar por la tramitación 

administrativa» se sustituirán por «podrá optar por la tramitación administrativa a cambio de 
una compensación adecuada».

4.  Se añadirá la siguiente frase al párrafo 7 del § 28:

«Las entidades reconocidas son aquellas que tienen al menos una institución 
reconocida en el § 4.»

5.  En la primera frase del § 28, párrafo 8, las palabras «a otras personas jurídicas reco-
nocidas» se sustituyen por «a otras personas jurídicas reconocidas o a sus organismos».
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6.  El párrafo 11 del § 28 dirá:

«(11)  Las cotizaciones para el seguro de enfermedad y de accidentes en el 
ámbito de las prestaciones previstas por la Ley General de Seguridad Social - ASVG, 
BGBl. n.º 189/1955, serán abonadas por la persona jurídica encargada de la tramita-
ción administrativa y reembolsadas por el Gobierno Federal. La persona jurídica en-
cargada de la tramitación administrativa se considerará como el empleador en el 
sentido del artículo 33 de la ASVG a este respecto.»

7.  En el § 76a, modificado por la BGBl. I n.º 16/2020, el texto existente se renumerará 
como párrafo 1 y se añadirá el siguiente párrafo 2:

«(2)  El apartado 6 del § 23a y el apartado 6, las frases primera y tercera del 
apartado 7, la primera frase del apartado 8 y el apartado 11, del § 28, modificados por 
la BGBl. I n.º 23/2020, entrarán en vigor al día siguiente al de su publicación y de-
jarán de aplicarse el 31 de diciembre de 2020.»

Artículo 5.  Modificación de la Ley de promoción de las PYME

La Ley de Promoción de las PYME, BGBl. n.º 432/1996, modificada en último lugar por 
el BGBl. I n.º 16/2020, queda modificada como sigue:

Después del § 7, párrafo 8, se añade el párrafo 9 siguiente:

«(9)  En el marco de un procedimiento acelerado para la constitución de garan-
tías, el órgano de liquidación también puede enviar electrónicamente al beneficiario 
el contrato relativo a su responsabilidad (declaración de garantía). En este caso, el 
organismo liquidador puede firmar este vínculo de garantía reproduciendo la firma 
manuscrita (facsímil).»

Artículo 6.  Modificación de la Ley Federal sobre el establecimiento de un Fondo para Difi-
cultades Económicas

La Ley del Fondo para Dificultades Económicas, BGBl. I n.º 16/2020, se modifica como 
sigue:

1.  El párrafo 1 del § 1 dice:

«(1)  El objeto del programa de apoyo del Gobierno federal al Fondo de Dificul-
tades es la creación de una red de seguridad para casos de dificultades en las em-
presas unipersonales (EPU), incluidos los nuevos trabajadores por cuenta propia y 
autónomos, de conformidad con el párrafo 4 del § 4 de la ASVG, en las organiza-
ciones sin ánimo de lucro (NPOs), de conformidad con los §§ 34 a 47 del Código 
Fiscal Federal (BAO), y en los microempresarios, de conformidad con la Recomen-
dación 2003/361/CE, de 6 de diciembre de 2003, relativa a la aplicación del Fondo 
de Dificultades, de 6 de. mayo de 2003, Diario Oficial N.º L 124 de 20 de mayo de 
2003, páginas 36 a 41, como personas físicas o socios de trabajo que están asegu-
rados obligatoriamente en virtud de BSVG/GSVG/FSVG o en los planes de seguros 
de las instituciones correspondientes de las profesiones liberales, a causa de las 
consecuencias jurídicas y económicas de COVID-19. También tienen derecho a re-
clamar los propietarios de habitaciones privadas de huéspedes en su propia casa 
con un máximo de 10 camas, que no están sujetas al Código Industrial de 1994. El 
apoyo se concede en forma de subsidio.»

2.  El párrafo 2 del § 1 establece:

«(2)  La Cámara Económica Federal de Austria y -en lo que respecta a las em-
presas agrícolas y forestales y a los propietarios de alojamientos privados- el Mer-
cado Agrícola de Austria (Agrarmarkt Austria) gestionará el programa de apoyo del 
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Gobierno Federal al Fondo de Dificultades en la zona de actividad transferida de 
conformidad con las instrucciones del Vicecanciller (§ 1), del Ministro Federal de Di-
gitalización y Localización de Empresas (§§ 1 a 3) y del Ministro Federal de Agricul-
tura, Regiones y Turismo (§§ 1 a 3), así como del Ministro Federal de Finanzas (§§ 
1 a 5). En caso de instrucciones contradictorias, se llegará a un acuerdo.»

3.  Se inserta el siguiente párrafo 2a después párrafo 2 del § 1:

«(2a)  La Cámara Económica Federal de Austria podrá, para cumplir la tarea 
que le ha sido encomendada, recurrir gratuitamente a otras personas jurídicas idó-
neas, como en particular las Cámaras de Comercio de los Länder, siempre que ello 
no entre en contradicción con los principios de economía, eficiencia y conveniencia.»

4.  El párrafo 3, del § 1 establece:

«(3)  Los fondos líquidos se pondrán a disposición de la Cámara Federal de 
Economía Austríaca y del Mercado Agrícola de Austria (Agrarmarkt Austria) antes del 
pago de las subvenciones por conducto del Ministerio Federal de Digitalización y 
Localización de Empresas y del Ministerio Federal de Agricultura, Regiones y Tu-
rismo. Para ello, se pondrá a disposición un máximo de dos mil millones de euros del 
Fondo de Gestión de Crisis COVID-19.»

5.  Se inserta el siguiente párrafo 3a después del párrafo 3 del § 1:

«(3a)  El Ministro Federal de Finanzas está autorizado, como excepción al pá-
rrafo 3 del § 1, de acuerdo con el Vicecanciller, a ajustar mediante reglamento los 
fondos líquidos del Fondo de Gestión de Crisis COVID-19.»

5a.  En el párrafo 4 del § 1, en la segunda frase, se insertarán las palabras «y en el caso 
de los propietarios de alojamientos privados» después de «empresas agrícolas y forestales».

6.  Se insertará la siguiente frase después de la segunda frase del párrafo 4 del § 1:

«Asimismo, el Ministro Federal de Finanzas, de acuerdo con el Vicecanciller y el 
Ministro Federal de Digitalización y Localización de Empresas, emitirá una directriz 
para el manejo del fondo de penuria por pérdida de ingresos en las organizaciones 
sin ánimo de lucro (NPOs).»

7.  En el § 2a, el término «Cámara Federal de Economía Austríaca»  se sustituirá por el 
término «Mercado Agrícola de Austria (Agrarmarkt Austria)» y el término «propietario» se 
sustituirá por el término «solicitantes de financiación».

8.  El apartado 1 del § 3 dirá

«(1)  El Ministro Federal de Finanzas, el Ministro Federal de Agricultura, Re-
giones y Turismo, la Organización Central de las Instituciones de Seguros Sociales y 
las instituciones que sustituyen al seguro obligatorio legal transmitirán a la Cámara 
Federal de Economía de Austria y al Mercado Agrícola de Austria (Agrarmarkt Aus-
tria), a petición de éstos y utilizando una interfaz electrónica, en la medida en que se 
disponga de ella, los datos necesarios para determinar el importe de la subvención y 
para establecer la identidad, en particular mediante el número de seguro social.»

9.  Se inserta el siguiente párrafo 1a después del párrafo 1 del § 3:

«(1a)  El Fondo de Seguro de Salud de Austria (Österreichische Gesundheits-
kasse), la Institución del Seguro Social para los Autónomos (Sozialversicherungsans-
talt der Selbständigen) y la Institución de Seguros para Funcionarios Públicos, Ferro-
carriles y Minería (Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und 
Bergbau) pondrán a disposición de la Organización General de las Instituciones de 
Seguridad Social (Dachverband der Sozialversicherungsträger) los datos necesarios 
en forma electrónica.»

https://de.wikipedia.org/wiki/Sozialversicherung_(%C3%96sterreich)
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10.  La primera frase del párrafo 3 del § 3 dice lo siguiente:

«La Cámara Federal de Economía de Austria y el Mercado Agrícola de Austria 
(Agrarmarkt Austria) aplicarán el § 48a Código Civil Federal Austriaco (BAO) mutatis 
mutandis a los datos.»

10a. El siguiente § 3a se inserta después del § 3:

«§ 3a.  Los beneficios de esta Ley Federal no se tendrán en cuenta para deter-
minar las bases de cotización del seguro social.»

11.  El § 4 dice:

«§4.  El Ministro Federal de Finanzas, el Ministro Federal de Agricultura, Re-
giones y Turismo y la Organización General de las Instituciones de Seguridad Social 
crearán los requisitos técnicos previos para las transmisiones de datos de acuerdo 
con los §§ 2 y 3.»

12.  El texto del actual § 6 pasa a ser «(1)», y se añade el siguiente párrafo 2:

«(2)  El § 1, párrafos 1 a 4, el § 2a, el § 3, párrafos 1, 1a y 3, el § 3a, así como 
el § 4, modificado por el BGBl. I n.º 23/2020, entrarán en vigor el día siguiente al de 
su publicación; el § 1, párrafo 3a, expirará al final del 31 de diciembre de 2020; las 
demás disposiciones expirarán al final del 31 de diciembre de 2022.»

Artículo 7.  Modificación de la Ley de Financiación de la Política del Mercado Laboral

La Ley de Financiación de la Política del Mercado Laboral (AMPFG), BGBl. n.º 315/1994, 
modificada por última vez por el BGBl. I n.º 16/2020, se modifica de la siguiente manera:

1.  Se añade el siguiente párrafo 73 al § 10:

«(73)  El párrafo 1 del § 13, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor el 21 de marzo de 2020.»

2.  La última frase del párrafo 1 del § 13 debe decir:

«Se autoriza al Ministro Federal de Asuntos de la Familia, Trabajo y Juventud, de 
acuerdo con el Ministro Federal de Finanzas, a ajustar por reglamento el límite supe-
rior de 1.000 millones de euros para el año 2020 a las exigencias derivadas de la 
gestión de las circunstancias resultantes de la amenaza de COVID-19.»

Artículo 8.  Modificación de la Ley de modificación de la Ley de Contratos de Trabajo

La Ley de modificación de la Ley de Contratos de Trabajo, BGBl. n.º 459/1993, en su 
versión modificada en último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 16/2020, queda modificada 
como sigue:

1.  El apartado 1 del § 18b establece:

«(1)  Si las instalaciones se cierran parcial o totalmente debido a medidas ofi-
ciales y un empleado, cuyo desempeño laboral no es necesario para el manteni-
miento de la empresa, no tiene derecho a ausentarse del trabajo para cuidar de su 
hijo, el empleador puede conceder al empleado un período especial de hasta tres 
semanas, a partir del momento del cierre oficial de las instituciones educativas y las 
instalaciones de atención de niños, para el cuidado de los niños de hasta 14 años de 
edad para los que la atención es obligatoria. Lo mismo se aplica:

1.  Si existe la obligación de atender a los discapacitados que son atendidos o 
enseñados en una institución para discapacitados o un establecimiento educativo 
para discapacitados o una escuela de enseñanza superior, y esta institución, esta-
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blecimiento educativo o escuela de enseñanza superior están parcial o totalmente 
cerradas debido a medidas oficiales, o la atención de los discapacitados se presta en 
el hogar debido a medidas voluntarias, o

2.  para los familiares de las personas que necesitan atención, si su cuidado o 
apoyo ya no está garantizado debido a la pérdida de un cuidador en virtud de la Ley 
de Atención Domiciliaria, BGBl. I n.º 33/2007, o

3.  para los familiares de personas con discapacidad que hacen uso de la asis-
tencia personal, si esta ya no está garantizada como resultado de COVID-19

Los empleadores tienen derecho a recibir del Gobierno Federal una tercera parte 
de la remuneración que se paga a los empleados durante el período de asistencia 
especial. El derecho a la remuneración con arreglo a la primera frase se limitará a la 
base de cotización mensual máxima con arreglo a la Ley General de Seguridad So-
cial, BGBl. n.º 189/1955, y se reclamará al organismo de contabilidad en el plazo de 
seis semanas a partir de la fecha en que se levantaron las medidas oficiales. Esta 
disposición se aplicará también a los empleados que estén sujetos a los Regla-
mentos de Trabajo Agrícola de las provincias y, en Vorarlberg, a la Ley de Trabajo 
Agrícola y Forestal y a la Ley del Servicio de Trabajadores Agrícolas y Forestales, 
BGBl. n.º 280/1980, que estén en vigor en el momento de la entrada en vigor de la 
presente ley.»

2.  Se añade el siguiente apartado 45 al párrafo 1 del § 19:

«45.  El párrafo 1 del § 18b, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor el día siguiente al de su publicación y se aplicará hasta el 31 de 
mayo de 2020, en lo que respecta al derecho de remuneración del empleador y su 
liquidación hasta el 30 de junio de 2021.»

Artículo 9.  Modificación de la Ley de Relaciones Laborales

La Ley de Relaciones Laborales, BGBl. n.º 22/1974, en su versión modificada en último 
lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 16/2020, queda modificada como sigue:

1.  El § 170, párrafo 1, dice:

«(1)  El mandato de los órganos de representación de intereses laborales en 
virtud de la presente Ley, así como el de las personas de confianza con discapaci-
dades en virtud del § 22a BEinstG, que finaliza en el período comprendido entre el 
16 de marzo de 2020 y el 31 de octubre de 2020, se prorrogará hasta que se haya 
constituido el correspondiente órgano de representación laboral, que haya sido ele-
gido después del 31 de octubre de 2020 en cumplimiento de los períodos previstos 
a tal efecto.»

2.  En el § 264, párrafo 33, se suprimirán las palabras «1 y».
3.  Se añade el siguiente párrafo 34 al § 264:

«(34)  El § 170, párrafo 1, y el § 264, párrafo 33, modificados por la BGBl. I n.º 
23/2020, entrarán en vigor al día siguiente de su publicación. Si la situación de crisis 
de COVID-19 continúa más allá del 31 de octubre de 2020, el Ministro Federal de 
Trabajo, Familia y Juventud prorrogará por Reglamento la fecha límite del 31 de oc-
tubre de 2020 establecida en el §170, párrafo 1, pero no más allá del 31 de diciembre 
de 2020.»

Artículo 10.  Modificación de la Ley de Empleo de Extranjeros

La Ley de Empleo de Extranjeros (AuslBG), BGBl. n.º 218/1975, cuya última modifica-
ción la constituye la Ley Federal BGBl. n.º 104/2019, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 32b, se inserta el siguiente § 32c, junto con el título:
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«Disposición transitoria sobre la situación de crisis de COVID 19

§ 32c.  (1)  En contra de lo dispuesto en la última frase del párrafo 3 del § 5, los 
permisos de trabajo durante la situación de crisis del COVID-19 en el sector agrícola 
y forestal podrán expedirse o renovarse para un mismo trabajador de temporada que 
ya resida en Austria por una duración total de más de nueve meses dentro de un 
período de 12 meses.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 50 al § 34:

«(50)  El § 32c, modificado por la Ley Federal Boletín de Leyes Federales I No. 
23/2020, entrará en vigor el día siguiente al de su publicación y dejará de aplicarse a 
finales del 30 de junio de 2020. Si la situación de crisis de COVID-19 continúa más 
allá de esta fecha, el Ministro Federal de Trabajo, Familia y Juventud estará autori-
zado a aplazar la expiración por ordenanza durante dos meses seguidos, pero no 
más allá del 31 de diciembre de 2020.»

Artículo 11.  Modificación de la Ley del Impuesto sobre la Renta de 1988

La Ley del Impuesto sobre la Renta de 1988, BGBl. n.º 400/1988, modificada en último 
lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 104/2019, queda modificada como sigue:

En el § 124b, se añaden los siguientes apartados 348 a 351:

«348.  Libre de impuestos a partir del 1 de marzo de 2020:

a)  las contribuciones realizadas con cargo a los recursos del Fondo de Gestión 
de Crisis COVID-19, de conformidad con la Ley Federal sobre la creación del Fondo 
de Gestión de Crisis COVID-19 (COVID-19-FondoG), BGBl. I n.º 12/2020

b)  Subsidios del Fondo de Dificultades, de conformidad con la Ley Federal de 
creación de un Fondo de Dificultades (Ley del Fondo de Dificultades, BGBl. I, n.º 
16/2020)

c)  Subvenciones del Fondo de Corona-Crisis.
d)  Otras subvenciones comparables de las provincias federales, los municipios 

y los grupos de interés estatutarios, que se conceden para hacer frente a la situación 
de crisis del COVID-19.

349.  El § 16, párrafo 1, apartado 6, letra h, y el § 68, párrafo 7, también son 
aplicables en el caso de trabajo a corto plazo de COVID-19, teletrabajo debido a la 
crisis de COVID-19 o discapacidades de servicio debido a la crisis de COVID-19.

350.

a)  Los subsidios y las primas que se pagan adicionalmente debido a la crisis de 
COVID-19 están libres de impuestos hasta 3.000 euros en el año natural 2020. Se 
trata de pagos adicionales que se realizan exclusivamente con este fin y que no se 
han concedido antes. No aumentan el sexto del año de conformidad con el párrafo 2 
del § 67 y no se acreditan contra el sexto del año.

b)  En la medida en que las asignaciones y bonificaciones no estén cubiertas 
por la letra a), se gravarán según la tarifa.

351.  La segunda frase del apartado 3, del párrafo 5 del § 37 no se aplicará a 
los ingresos de los contribuyentes que, durante la pandemia de COVID 19 en 2020, 
trabajen como médicos en Austria de conformidad con el § 36b de la Ley de Médicos 
austríaca de 1998, BGBl. I n.º 169/1998, modificada por la BGBl. I n.º 16/2020.»

Artículo 12.  Modificación de la Ley de Tasas de 1957

La Ley de Tasas, BGBl. n.º 267/1957, modificada por última vez por la BGBl. I n.º 16/2020, 
se modifica de la siguiente manera:
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1.  Se añade al § 35, párrafo 8, la siguiente frase:

«Las transacciones legales necesarias para la aplicación de medidas en relación 
con la gestión de la situación de crisis de COVID-19 están exentas de las tasas por-
centuales.»

2.  En el § 37, párrafo 41, las palabras «BGBl. I n.º 16/2020» se sustituirán por «BGBl. I 
n.º 23/2020».

Artículo 13.  Enmienda del Código Penal Financiero

El Código Penal Financiero, BGBl. n.º 129/1958, modificado por última vez por la BGBl. 
I n.º 16/2020, se modifica como sigue:

1.  El § 265 se modifica como sigue:

a)  En el párrafo 2, la expresión «30 de junio de 2020» se sustituirá por «31 de diciembre 
de 2020» y la expresión «1 de julio de 2020» se sustituirá por «1 de enero de 2021».

b)  En el párrafo 2, letras a, b, d, f, g y h, la expresión «30 de junio de 2020» se sustituirá 
por «31 de diciembre de 2020».

c)  En el párrafo 2, letras a, b y c, la expresión «1 de julio de 2020». se sustituirá por «1 
de enero de 2021».

d)  El párrafo 2, letra e) dice:

«e)  Al 31 de diciembre de 2020, los archivos que ya se habían enviado a una 
junta de apelaciones están bajo la jurisdicción de una junta de apelaciones existente 
en la ciudad, en la que se encontraba la oficina de la junta de apelaciones previa-
mente apelada. La distribución comercial para 2020 decretada según § 68 antes de 
finales de 2019 es válida hasta el 31 de diciembre de 2020. El Consejo de Adminis-
tración de la autoridad judicial competente en materia financiera competente, de con-
formidad con el artículo 58 modificado por la Ley Federal BGBl. n.º 104/2019, adop-
tará antes del 1 de enero de 2021 la asignación de actividades para 2021, y dispondrá 
que, a 31 de diciembre de 2020, los expedientes ya presentados a una cámara de 
tribunales se asignan a las mismas personas que los presidentes de las salas de los 
tribunales y, en el caso de la jurisdicción del Senado, a las Cámaras con los mismos 
presidentes.»

e)  Se añade el siguiente apartado i) después del apartado h) del párrafo 2:

«i)  Si en una disposición legal de la Federación, de un Estado federado o de un 
municipio se utiliza la expresión «Oficina de Lucha contra el Fraude como autoridad 
penal financiera» u «Oficina de Aduanas de Austria como autoridad penal finan-
ciera», hasta la expiración del 31 de diciembre de 2020 se entenderá que se trata del 
órgano que era competente sobre la base del Código Penal Financiero en la versión 
anterior a la Ley Federal BGBl. I n.º 104/2019.»

2.  El § 265a se modifica como sigue:

a)  El párrafo 1 dice lo siguiente:

«(1)  El curso del período de oposición (§ 145, párrafo 1), el período de apelación (artí-
culo 150, párrafo 2), el plazo para presentar una denuncia (§ 150, párrafo 4), el plazo para 
presentar una solicitud para un nuevo juicio (§ 165, párrafo 4), el plazo para presentar una 
solicitud de restitutio in integrum (§ 167, párrafo 2) así como el plazo para presentar objecio-
nes al acta (§ 56b, párrafo 3) se interrumpirá en cada caso si el período aún no ha expirado 
al final del 16 de marzo de 2020 o si el comienzo del período cae entre el 16 de marzo de 
2020 y el final del 30 de abril de 2020. Los períodos mencionados comenzarán a correr nue-
vamente el 1.º de mayo de 2020.»

b)  Se inserta el siguiente párrafo 3a después del párrafo 3:
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«(3a)  Si se omite una audiencia oral ante un grupo de jueces (párrafo 3 del § 
125) o ante un grupo de derecho penal fiscal del Tribunal Federal de Finanzas (pá-
rrafos 2 y 3 del § 160) a más tardar el 30 de septiembre de 2020, el presidente podrá 
disponer que el grupo delibere y apruebe una resolución utilizando medios técnicos 
de comunicación adecuados. Además, el presidente puede sustituir la deliberación y 
la adopción de una resolución obteniendo el consentimiento de los demás miembros 
del Senado para un proyecto de decisión por medio de la circulación si ninguno de 
estos miembros se opone.»

Artículo 14.  Modificación a la Ley de Impuestos sobre el Alcohol

La Ley de Impuestos sobre el Alcohol, BGBl. n.º 703/1994, cuya última modificación la 
constituye la Ley Federal BGBl. n.º 104/2019, queda modificada como sigue:

1)  El § 7 se modifica como sigue:

a)  El párrafo 1 dice lo siguiente:

«(1)  El alcohol que se utilice para los fines especificados en el § 4, párrafo 1, 
apartados 2, 4, 5 y 8 será inutilizado para el consumo humano de conformidad con 
los párrafos 2 a 5 (desnaturalización).»

b)  En el párrafo 3, la primera frase dice:

«La oficina de aduanas podrá, previa solicitud por escrito, autorizar al titular de 
un almacén de alcohol o de un establecimiento de uso a realizar él mismo ciertas 
operaciones de desnaturalización.»

2.  Después del § 116k, se inserta el siguiente § 116l, junto con el título:

«Normas especiales temporales para la producción de desinfectantes por los 
establecimientos usuarios

§ 116l.  (1)  El impuesto será devuelto a solicitud si un producto para la fabri-
cación de desinfectantes ha sido llevado a un establecimiento de uso (§ 11) y la ofi-
cina de aduanas en cuya zona se encuentra el establecimiento recibe pruebas de 
que:

1.  el impuesto sobre ese producto ha sido pagado en el territorio fiscal a la tasa 
estándar, y

2.  el producto ha sido utilizado en el territorio fiscal para los fines para los que 
era elegible.

(2)  Los desinfectantes en el sentido de la presente Ley Federal son:

1.  biocidas en el sentido del Reglamento (UE) n.º 528/2012 relativo a la comer-
cialización y utilización de biocidas, DO n.º L 167, 27.06.2012, S. 1, o

2.  desinfectantes comparables para la desinfección higiénica de las manos y la 
desinfección de las superficies, excepto para las mezclas de alcohol y agua pura.

(3)  El propietario del establecimiento de uso tendrá derecho a una remunera-
ción. Las solicitudes de remuneración solo serán admisibles para los meses natu-
rales completos. En caso contrario, se presentarán hasta el final del año civil si-
guiente al de la introducción del producto en la explotación. Las disposiciones de los 
párrafos 2 y 3 del § 6 y del § 2 del artículo 7 se aplicarán mutatis mutandis. En la 
medida en que las preocupaciones fiscales no se vean afectadas por ello, la Oficina 
de Aduanas podrá, previa solicitud, renunciar al requisito de proporcionar algunos de 
estos datos o de adjuntar determinados anexos a fin de evitar gastos administrativos 
innecesarios.»

3.  Se insertan los siguientes §§ 116m y 116n después del § 116l:
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«§ 116m.  Además de lo dispuesto en el párrafo 1 del $ 17, enmendado por la 
Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, se considerará que el alcohol utilizado en la fabrica-
ción de desinfectantes con arreglo al párrafo 2 del § 116l está suficientemente des-
naturalizado cuando se transforme en dicho desinfectante. Esa desnaturalización 
también puede llevarse a cabo sin la aprobación de la propia oficina de aduanas.

§ 116n.  (1)  El § 17, párrafos 1 y 3, primera frase, el § 116l, incluido el encabe-
zamiento, y el § 116m, cada uno con las modificaciones introducidas por la Ley Fe-
deral BGBl. I n.º 23/2020, entrarán en vigor el 1 de marzo de 2020 y, con excepción 
del § 17, párrafos 1 y 3, primera frase, con las modificaciones introducidas por la Ley 
Federal BGBl. I n.º 23/2020, dejarán de aplicarse a finales del 31 de agosto de 2020. 
Las disposiciones del párrafo 3 del § 116l, enmendadas por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, seguirán aplicándose a las reclamaciones de remuneración que surjan 
antes de 1 de septiembre de 2020.

(2)  El § 116l, incluido el título modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
se aplicará a los productos que se añadan al establecimiento en cuestión después 
de 29 de febrero de 2020. El § 116m, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, se aplicará a los productos de esta disposición que se hayan fabricado 
después de 31 de enero de 2020.

(3)  En los casos en que los establecimientos usuarios hayan utilizado alcohol 
no gravado para la producción de desinfectantes con arreglo al párrafo 2 del § 116l 
después de 31 de enero de 2020 y antes de 15 de marzo de 2020 y sólo hayan soli-
citado una licencia con arreglo al párrafo 1 del § 11 o al párrafo 1 del § 13 después 
de dicha producción, la oficina de aduanas podrá, previa solicitud, conceder el pase 
gratuito o el suplemento del pase gratuito con carácter retroactivo, pero no antes de 
1 de febrero de 2020, siempre que se justifique el uso previsto y que no se vean 
afectados por ello los intereses fiscales. En estos casos se aplicará el § 17, párrafo 
3, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020.

(4)  En los casos en que las empresas usuarias hayan suministrado desinfec-
tantes fabricados por ellas después de 31 de enero de 2020 y antes de 1 de abril de 
2020 a efectos fiscales en virtud del párrafo 2 del § 116l, el impuesto pagadero por 
esos productos se reembolsará previa solicitud. El § 116l se aplicará mutatis mu-
tandis.»

Artículo 15.  Ley Federal de Autorización de Enajenación de Bienes Federales

§ 1.  (1)  Se autoriza al Ministro Federal de Finanzas, de acuerdo con el Ministro Fe-
deral de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, y con el 
Ministro Federal de Asuntos Digitales y Económicos, a prevenir y combatir las enfermedades 
de declaración obligatoria de conformidad con las disposiciones de la Ley de Epidemias de 
1950, BGBl. n.º 186/1950, o a garantizar la salud de la población o de grupos especiales de 
personas mediante la distribución, en la medida en que los bienes o servicios necesarios 
para ello hayan sido adquiridos u obtenidos por la República de Austria (Gobierno Federal) 
después de 15 de marzo de 2020. La enajenación puede hacerse con sujeción a condiciones 
y compromisos y también puede hacerse en su totalidad o en parte mediante la transferencia 
de la propiedad a título gratuito.

(2)  En la medida en que las entidades jurídicas, como en particular las autoridades lo-
cales, hayan ahorrado sus propios gastos distribuyendo bienes o servicios de conformidad 
con el párrafo 1, su valor de compra se deducirá en todo caso de las reclamaciones que di-
chas entidades hagan al Gobierno Federal en virtud de las disposiciones de la Ley de Epide-
mias de 1950.

Artículo 16.  Modificación de la Ley de Organización Escolar

La Ley de Organización Escolar, BGBl. n.º 242/1962, en su versión modificada en último 
lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 86/2019, queda modificada como sigue:
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1.  Después del § 132b, se inserta el siguiente § 132c, junto con el título:

«Establecimiento de plazos y regulaciones entre años escolares para los 
cursos académicos 2019/20 y 2020/21 como consecuencia de las medidas de 
lucha contra el COVID-19

§ 132c.  (1)  Como excepción a las disposiciones de la presente Ley, el Mi-
nistro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, para los cursos acadé-
micos 2019/20 y 2020/21, mediante reglamento:

1.  Establecer diferentes plazos y acortar, extender o posponer los períodos 
reglamentarios,

2.  autorizar u obligar a la dirección de la escuela, en consulta con los profe-
sores que imparten las distintas asignaturas, a desviarse de la asignación de las ta-
reas educativas y de enseñanza y del material didáctico de los planes de estudio a 
los distintos niveles o semestres escolares, a hacer obligatoria la enseñanza correc-
tiva, a hacer obligatoria la asistencia al tiempo de aprendizaje de la asignatura o a 
prever una enseñanza complementaria,

3.  regular el uso de la comunicación electrónica para la enseñanza, la evalua-
ción y la valoración,

4.  disponer que los tipos de escuelas, los colegios, las ubicaciones de las es-
cuelas, las clases individuales o los grupos o partes de éstos, ordenar la enseñanza 
móvil con o sin orientación sobre materiales didácticos, y

5.  en las escuelas de formación profesional, autorizar a la dirección de la es-
cuela a proporcionar ejercicios obligatorios en lugar de las asignaturas obligatorias si 
no fuera posible una evaluación segura.

Este reglamento debe especificar las disposiciones legales a partir de las cuales 
se harán las derogaciones, especificando el período de validez y una nueva regla-
mentación, y puede aplicarse retroactivamente a partir del 16 de marzo de 2020.

(2)  Se entiende por enseñanza complementaria las unidades didácticas que se 
imparten además del horario prescrito en el programa de estudios para tratar mate-
rias no incluidas en las lecciones programadas o que se desarrollan de manera 
guiada en el contexto de las lecciones independientes de la ubicación. La enseñanza 
suplementaria y correctiva puede ser llevada a cabo por profesores o estudiantes de 
pedagogía a lo largo del año escolar. La participación en estas lecciones puede ser 
voluntaria u obligatoria para los alumnos individuales.

(3)  La enseñanza independiente del lugar comprende la enseñanza de las ma-
terias y el apoyo a los alumnos mediante medios electrónicos de comunicación, cuya 
prestación está respaldada por el Ministerio Federal de Educación, Ciencia e Inves-
tigación (trabajo instruido) sin la presencia física de varios alumnos en el mismo 
lugar.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 41 al § 131:

«(41)  El § 132c, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrará en vigor con carácter retroactivo a partir de 1 de marzo de 2020.»

Artículo 17.  Modificación de la Ley de Educación Escolar

La Ley de Educación Escolar, BGBl. n.º 472/1986, cuya última modificación la constituye 
la Ley Federal BGBl. n.º 13/2020, queda modificada como sigue:

1.  Después de la § 82l, se insertará la siguiente § 82m, junto con su título:

«Establecimiento de plazos y regulaciones entre años escolares para los 
cursos académicos 2019/20 y 2020/21 como consecuencia de las medidas de 
lucha contra el COVID-19
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§ 82m.  (1)  Como excepción a las disposiciones de la presente Ley Federal, 
el Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, para los cursos 
académicos 2019/20 y 2020/21, mediante reglamento:

1.  Establecer diferentes plazos y acortar, extender o posponer los períodos 
reglamentarios,

2.  autorizar u obligar a la dirección de la escuela, en consulta con los profe-
sores que imparten las distintas asignaturas, a desviarse de la asignación de las ta-
reas educativas y de enseñanza y del material didáctico de los planes de estudio a 
los distintos niveles o semestres escolares, a hacer obligatoria la enseñanza correc-
tiva, a hacer obligatoria la asistencia al tiempo de aprendizaje de la asignatura o a 
prever una enseñanza complementaria,

3.  regular el uso de las comunicaciones electrónicas para la organización de 
conferencias, para la enseñanza y para la evaluación,

4.  regular la evaluación del rendimiento y la evaluación de los tipos de es-
cuelas, los colegios, las ubicaciones de las escuelas, las clases o grupos individuales 
o partes de ellos en el caso de la enseñanza independiente de la ubicación, y

5.  autorizar u obligar a la dirección de la escuela a combinar el tiempo de ense-
ñanza de ciertas materias parcial o totalmente durante partes del año académico.

Este reglamento debe especificar las disposiciones legales de las que se des-
viará, especificando el período de validez y una nueva reglamentación, y puede en-
trar en vigor con carácter retroactivo a partir del 16 de marzo de 2020.

(2)  Se entiende por enseñanza complementaria las unidades didácticas que se 
imparten además del horario prescrito en el programa de estudios para tratar mate-
rias no incluidas en las lecciones programadas o que se han elaborado de manera 
guiada en el contexto de las lecciones independientes del lugar. La enseñanza suple-
mentaria y correctiva puede ser llevada a cabo por profesores o estudiantes de pe-
dagogía a lo largo del año escolar. La participación en estas lecciones puede ser 
voluntaria u obligatoria para los alumnos individuales.

(3)  La enseñanza independiente del lugar comprende la enseñanza de las ma-
terias y el apoyo a los alumnos mediante medios electrónicos de comunicación, cuya 
prestación está respaldada por el Ministerio Federal de Educación, Ciencia e Inves-
tigación (trabajo instruido) sin la presencia física de varios alumnos en el mismo 
lugar.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 16 al § 82:

«(16) El artículo 82m, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrará en vigor con efecto retroactivo a partir de 1 de marzo de 2020.»

Artículo 18.  Modificación de la Ley de Educación Escolar para Profesionales, Asociaciones 
y Cursos Preparatorios

La Ley de Educación Escolar para Profesionales, Asociaciones y Cursos Preparatorios, 
BGBl. I n.º 33/1997, modificada en último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 13/2020, queda 
modificada como sigue:

1.  Después del § 72a, se añade el siguiente § 72b, junto con su título:

«Establecimiento de plazos y regulaciones entre años escolares para los 
cursos académicos 2019/20 y 2020/21 como consecuencia de las medidas de 
lucha contra el COVID-19

§ 72b.  Como excepción a las disposiciones de la presente Ley Federal, el Mi-
nistro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, para los cursos acadé-
micos 2019/20 y 2020/21, mediante reglamento:
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1.  Establecer diferentes plazos y acortar, extender o posponer los períodos 
reglamentarios,

2.  autorizar a la dirección de la escuela, de acuerdo con los profesores que 
imparten las distintas asignaturas, a desviarse de la asignación de las tareas educa-
tivas y de enseñanza y del programa de estudios a los distintos niveles y semestres 
escolares de los planes de estudios

3.  regular el uso de las comunicaciones electrónicas para la organización de 
conferencias, la enseñanza y la evaluación.

4.  disponer que los tipos de escuelas, colegios, las ubicaciones de las es-
cuelas, las clases individuales o los grupos o partes de ellos se enseñen en cualquier 
lugar, con o sin el desarrollo guiado del plan de estudios.

Este reglamento debe especificar las disposiciones legales de las que se des-
viará, indicando el período de validez y una nueva reglamentación, y podrá entrar en 
vigor con carácter retroactivo a partir del 16 de marzo de 2020.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 17 al § 69:

«(17)  El § 72b, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrará en vigor con carácter retroactivo a partir del 1 de marzo de 2020.»

Artículo 19.  Modificación de la Ley de Etapas Escolares de 1985

Ley de Etapas Escolares de 1985, BGBl n.º 77/1985, en su versión modificada en último 
lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 49/2019, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 16d, se inserta el siguiente § 16e, junto con su título:

«Establecimiento de plazos y regulaciones entre años escolares para los 
cursos académicos 2019/20 y 2020/21 como consecuencia de las medidas de 
lucha contra el COVID-19

§ 16e.  Como excepción a las disposiciones de la presente Ley Federal, el Mi-
nistro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, para los cursos acadé-
micos 2019/20 y 2020/21, mediante reglamento:

1.  Fijar diferentes plazos y acortar, prorrogar o posponer los plazos reglamen-
tarios, incluidos los especificados en las disposiciones básicas de la sección II, y

2.  suspender o revocar los certificados de finalización de estudios de acuerdo 
con el § 10, párrafo. 5a, así como aumentar el número de lecciones por día en el § 
10, párrafo 8 hasta un máximo de 10.

Este reglamento debe especificar las disposiciones legales de las que se des-
vían, indicando el período de validez y una nueva reglamentación, y podrá entrar en 
vigor con carácter retroactivo a partir del 16 de marzo de 2020.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 15 al §16a:

«(15)  El § 16e, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrará en vigor con carácter retroactivo a partir del 1 de marzo de 2020.»

Artículo 20.  Ley de Educación Obligatoria de 1985

La Ley de Educación Obligatoria de 1985, BGBl. n.º 76/1985, en su versión modificada 
en último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 86/2019, y por la Ley de modificación de los Mi-
nisterios Federales de 2020, BGBl. I, n.º 8/2020, queda modificada como sigue:

1.  Después de la sección 28a, se insertará la sección 28b y el título siguientes:

«Establecimiento de plazos y regulaciones entre años escolares para los 
cursos académicos 2019/20 y 2020/21 como consecuencia de las medidas de 
lucha contra el COVID-19
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§ 28b.  Como excepción a las disposiciones de la presente Ley Federal, el Mi-
nistro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, para los cursos acadé-
micos 2019/20 y 2020/21, mediante reglamento:

1.  Establecer diferentes plazos y acortar, extender o posponer los períodos 
reglamentarios,

2.  regular la ausencia justificada y la recuperación del tiempo de enseñanza así 
perdido para los aprendices de ciertos oficios en empresas que contribuyen al man-
tenimiento de la infraestructura crítica, y

3.  regular el uso de la comunicación electrónica para la celebración de confe-
rencias, la enseñanza y la evaluación del rendimiento, incluida la prueba de sufi-
ciencia.

Este reglamento debe especificar las disposiciones legales de las que se des-
vían y debe entrar en vigor con carácter retroactivo a partir del 16 de marzo de 2020, 
indicando el período de validez y una nueva reglamentación.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 26 al § 30:

«(26)  El § 28b, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrará en vigor con efecto retroactivo a partir del 1 de marzo de 2020.»

Artículo 21.  Modificación de la Ley Federal de Escuelas Agrícolas y Forestales (Land- und 
Forstwirtschaftliche Bunsacchulgesetz)

La Ley Federal de Escuelas Agrícolas y Forestales (Land- und Forstwirtschaftliche Bun-
desgeschulgesetz), BGBl. n.º 175/1966, en su versión modificada por última vez por la Ley 
Federal BGBl. n.º 101/2018, y la Ley de modificación de los Ministerios Federales de 2020, 
BGBl. I n.º 8/2020, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 41, se añade el siguiente § 42 junto con su título:

«Establecimiento de plazos y regulaciones entre años escolares para los 
cursos académicos 2019/20 y 2020/21 como consecuencia de las medidas de 
lucha contra el COVID-19

§ 42.  Como excepción a las disposiciones de la presente ley, el Ministro Fe-
deral de Educación, Ciencia e Investigación podrá, para los cursos académicos 
2019/20 y 2020/21, mediante reglamento:

1.  Establecer diferentes plazos y acortar, extender o posponer los períodos 
estatutarios y

2.  autorizar a la dirección de la escuela, de acuerdo con los profesores que 
imparten las distintas asignaturas, a desviarse de la asignación de las tareas educa-
tivas y de enseñanza y del material didáctico a los distintos niveles escolares de los 
planes de estudio,

3.  regular la utilización de la comunicación electrónica con fines de enseñanza 
y evaluación; y

4.  disponer que se impartan clases individuales o grupos o partes de ellos de 
manera independiente del lugar, con o sin desarrollo guiado de la materia.

Este reglamento debe especificar las disposiciones legales de las que se des-
viará, indicando el período de validez y una nueva reglamentación, y podrá entrar en 
vigor con carácter retroactivo a partir del 16 de marzo de 2020.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 15 al § 35:

«(15) El § 42, incluido el título, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor con carácter retroactivo a partir del 1 de marzo de 2020.»
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Artículo 22.  Modificación de la Ley de creación de la Fundación para la Innovación

La Ley de creación de la Fundación para la Innovación, BGBl. I n.º 28/2017, modificada 
en último lugar por la Ley de Adaptación de la Protección de Datos - Ciencia e Investigación 
de 2018, BGBl. I n.º 31/2018, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 18 se insertará el siguiente §18a, incluido el título:

«Medidas para combatir el COVID-19

§ 18a.  (1)  También podrán financiarse proyectos si:

1.  La financiación no es competitiva (§ 2) o
2.  los proyectos que se financian no son innovadores (§ 2) o
3.  los proyectos que se financian no se ajustan a las líneas de acción de con-

formidad con el párrafo 2 del § 3.

(2)  Los proyectos que se realicen de conformidad con el párrafo 1 se ajustarán, 
en particular, a los siguientes criterios:

1.  La calidad y la relevancia,
2.  orientación práctica y
3.  cumplir con la orientación de inclusión.

(3)  Podrán utilizarse para financiar proyectos de conformidad con el párrafo 1 
los siguientes elementos:

1.  Los fondos cuya utilización no ha sido todavía aprobada de acuerdo con el § 
10, párrafo 10, apartado 1, o

2.  los fondos disponibles de acuerdo con el § 4, párrafo 1, para los proyectos 
de acuerdo con el párrafo 1.

(4)  No obstante lo dispuesto en el § 10, párrafo 10, apartado 1, letra a), y en el 
§ 13, párrafo 4, apartado 3, letra c), el Consejo de Administración decidirá sobre la 
base de una propuesta bien fundada de la Junta Directiva.

(5)  No obstante lo dispuesto en el apartado 6 del párrafo 10 del § 10, las con-
vocatorias para la presentación de propuestas de proyectos con arreglo al párrafo 1 
también podrán hacerse fuera de las líneas de acción y los programas trienales.

(6)  No obstante el párrafo 13 del § 10, las resoluciones de circulación son per-
misibles en cualquier caso.»

2.  Se añaden los siguientes párrafos 5 y 6 al § 21:

«(5)  El § 18a en la versión de la 3.ª Ley COVID-19, BGBl. I N.º 23/2020, entrará 
en vigor al final del día de la publicación en el Boletín Oficial de Leyes Federales.

(6)  El § 18a expirará a finales del 30 de septiembre de 2020.»

Artículo 23.  Ley de apoyo al Estudio en Universidades, Escuelas Universitarias de Forma-
ción del Profesorado, Instituciones de Enseñanza Superior e Institutos Tecnológicos como 
consecuencia del COVID-19 (COVID-19-Hochschulgesetz - C-HG)

Disposiciones especiales de apoyo al estudio en Universidades y Escuelas Universita-
rias de Formación del Profesorado

§ 1.  En derogación de las disposiciones de la Ley de Universidades de 2002 - UG, 
BGBl. I n.º 120/2002, y la Ley de Educación Superior de 2005 - HG, BGBl. I n.º 30/2006, el 
Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá regular mediante reglamento 
el semestre de verano de 2020 y el semestre de invierno de 2020/21:

1.  Disposiciones especiales para la entrada en vigor de los planes de estudio para el 
año académico 2020/21 que se apartan del § 58, párrafo 6 UG y del § 42, párrafo 6 HG;
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2.  una división del año académico que se desvía del § 52 UG y § 36 HG, incluyendo la 
determinación del tiempo libre de los eventos de enseñanza;

3.  una regulación que se desvía del § 56, párrafo 3 UG y del § 70 HG en cuanto al pago 
de la tasa de curso y una duración máxima de estudio que se desvía del § 56, párrafo 5 UG 
y del § 39, párrafo 6 HG;

4.  de los §§ 61 y siguientes. UG y §§ 51 y siguientes. HG (período de admisión general, 
período de prórroga, período de admisión especial);

5.  los plazos para el registro de la continuación de los estudios que se desvían de los § 
62 UG y § 55 HG;

6.  una regulación que se aparta del § 63, párrafo 11 UG, relativa a la realización del 
examen complementario en los estudios de arte a más tardar antes de la inscripción de la 
continuación de los estudios para el tercer semestre;

7.  una regulación que se desvía del § 65b, párrafo 1 UG y del § 52h, párrafo 1 HG en 
lo que respecta al plazo para la inspección de los documentos de evaluación y los registros 
de evaluación;

8.  regulaciones que se desvían del § 66 UG y § 41 HG para la fase introductoria y de 
orientación con respecto al período de aplicación, la programación de las fechas de examen 
y el adelanto de los cursos avanzados;

9.  regulaciones especiales para una licencia de acuerdo con el § 67 UG y § 58 HG, en 
particular con respecto a la terminación anticipada de la licencia por razones que merecen 
una consideración especial;

10.  una regulación que se desvía del § 68, párrafo 2 UG en cuanto al plazo de venci-
miento del curso de estudio;

11.  reglamentos sobre cursos y exámenes que se desvían de los §§ 58 y 76 UG y de 
los §§ 42 y 42a HG, en particular en lo que respecta al curso y a la realización de los cursos 
y exámenes;

12.  un plazo para la repetición de los exámenes que han sido evaluados positivamente 
que se desvía del § 77, párrafo 1 UG y del § 43a, párrafo 1 HG;

13.  un plazo para la decisión sobre las solicitudes de reconocimiento que difiere del § 
78, párrafo 10 UG, y del § 56, párrafo 10 HG;

14.  una disposición relativa a la realización pública de exámenes que se desvía del 
artículo 79, párrafo 2 UG, y del artículo 44, párrafo 2 HG;

15.  reglamento especial para la presentación y evaluación de tesis de licenciatura, di-
plomatura y maestría, tesis de diplomatura y maestría artística y disertaciones artísticas;

16.  un plazo para la concesión del título académico o del título de estudios que difiere 
del § 87, párrafo 1 UG y del § 65, párrafo 1 HG;

17.  un plazo para la homologación que difiere del § 90, párrafo 3 UG y del § 68, párrafo 
3 HG;

18.  determinación de los motivos de la exención o reembolso de los derechos de ma-
trícula para el semestre de verano de 2020;

19.  determinación de los períodos de transición de los estudios y cursos que expiran en 
el semestre de verano de 2020 o en el semestre de invierno de 2020/21

20.  determinación de que la evaluación del rendimiento académico previo en particular 
puede utilizarse en el contexto de los procedimientos de aptitud, admisión y selección.

Disposiciones especiales de apoyo al estudio en los programas de grado de Institucio-
nes de Enseñanza Superior e Institutos Tecnológicos

§ 2.  Como excepción a las disposiciones de la Ley de Estudios de las Institutos Tecno-
logícos (FHStG, BGBl. n.º 340/1993), el Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investiga-
ción podrá regular mediante reglamento el semestre de verano de 2020 y el semestre de 
invierno de 2020/21:

1.  un plazo para la prueba de los exámenes adicionales prescritos que se desvíe del § 
4, apartado 8 FHStG;
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2.  un reglamento que se desvía del § 9, párrafo 4 de la FHStG en lo que respecta al 
pago de las tasas de curso;

3.  las normas sobre los exámenes que se desvían del § 13, párrafos 1, 3 y 4 de la 
FHStG, en particular en lo que respecta al momento, el procedimiento y la realización;

4.  las regulaciones que se desvían del § 13, párrafos 6 y 7 FHStG, en cuanto a la fecha 
límite para inspeccionar los registros de examen y los documentos de evaluación;

5.  regulaciones sobre la interrupción que se desvían del § 14 FHStG;
6.  regulaciones que se desvían del § 15, párrafo 1 FHStG, en relación con la realización 

pública de exámenes orales;
7.  un plazo para la emisión de certificados que difiere del § 17, párrafo 4 FHStG;
8.  regulaciones que se desvían del § 18, párrafo 4 FHStG, en relación con la repetición 

de un año académico;
9.  regulaciones especiales sobre la presentación y evaluación de tesis de licenciatura, 

diploma y maestría;
10.  estipulación de que la evaluación del rendimiento académico previo en particular 

puede tenerse en cuenta en el ámbito de los procedimientos de admisión.

Disposiciones especiales para el reconocimiento de ciertas actividades

§ 3.  Las actividades realizadas en relación con el COVID-19 en interés de la seguridad 
pública, la atención de la salud, la educación o la seguridad del suministro pueden estar su-
jetas a un límite de 4 créditos ECTS por mes para estudios en universidades, escuelas uni-
versitarias de formación del profesorado y en cursos de estudio en institutos tecnológicos:

1.  como cursos de libre elección, si están previstos en el plan de estudios, o
2.  para los módulos o cursos marcados en el plan de estudios de conformidad con el 

párrafo 3 del § 31 de la Ley de Enseñanza Superior de 2014, BGBl. I n.º 45/2014, o
3.  ser reconocido como pasantías, siempre que estas actividades sean comparables a 

las pasantías requeridas por el programa de estudios.

Disposiciones especiales en el marco de la Ley de apoyo al Estudio

§ 4.  Para las becas de la Ley de apoyo al Estudio 1992 - StudFG, BGBl. n.º 305/1992, 
cuando el éxito de los estudios necesarios para evitar la pérdida del derecho o la obligación 
de reembolso no pueda lograrse sin culpa del estudiante debido a las restricciones en el 
funcionamiento de los estudios y los exámenes en las universidades para combatir la difu-
sión del COVID-19, el Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación podrá, me-
diante reglamento, determinar las medidas adecuadas para evitar dificultades, en particular 
la suspensión del derecho a la ayuda al estudio debido a un impedimento determinante en 
los estudios, la prórroga de los plazos para la prueba de suficiencia o la renuncia a la recla-
mación.

Disposiciones especiales para los derechos dependientes del tiempo

§ 5.  Como excepción a las disposiciones de la UG, la HG, la FHStG y el § 5a, párrafo 
7, de la Ley de Vivienda Estudiantil, BGBl. n.º 291/1986, el Ministro Federal de Educación, 
Ciencia e Investigación podrá estipular mediante reglamento que el semestre de verano de 
2020 no se tendrá en cuenta para los derechos dependientes del tiempo, en particular en lo 
que respecta a la obligación de pagar los derechos de matrícula y la duración máxima permi-
tida de los permisos o las interrupciones.

Disposiciones especiales para proyectos de investigación en Universidades

§ 6.  Como excepción a la última frase del § 109, párrafo 2, de la UG, a partir del 16 de 
marzo de 2020 los contratos de trabajo de los empleados que trabajen en el marco de pro-
yectos financiados con fondos externos o proyectos de investigación que no puedan llevarse 
a cabo debido a las medidas para impedir la difusión de COVID-19 podrán prorrogarse por 
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un período limitado de tiempo de forma excepcional o celebrarse de nuevo por un período 
limitado de tiempo de forma excepcional para la realización de los proyectos financiados con 
fondos externos o proyectos de investigación y publicaciones, sin que pueda superarse en 
cada caso un período de 12 meses.

Entrada en vigor

§ 7.  La presente Ley Federal entrará en vigor al final del día de su publicación en el 
Boletín Oficial de Leyes Federales.

Expiración

§ 8.  Esta Ley Federal, con excepción de los §§ 4 y 5, dejará de estar en vigor el 30 de 
septiembre de 2021. Los reglamentos en virtud de esta Ley Federal podrán ser emitidos 
hasta el 30 de junio de 2021 a más tardar.

Artículo 24.  Modificación de la Ley de Bases de Datos de Transparencia de 2012

La la Ley de Bases de Datos de Transparencia de 2012 – TDBG 2012, BGBl I n.º 99/2012, 
en su versión modificada en último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 104/2019, queda mo-
dificada como sigue:

1.  En el título de la sección 7, se suprimirán las palabras «y las disposiciones finales».
2.  Después de la sección 7, se insertará la nueva sección 7a y el título siguiente:

«Sección 7a
Regulaciones especiales en relación con la gestión de la crisis del COVID-19

§ 39a.  (1)  Para todos los servicios que se presten para hacer frente a la crisis 
de COVID-19, las ofertas de servicios deben crearse inmediatamente y deben ha-
cerse las notificaciones (§ 25, párrafo 1).

(2)  Esto se aplica también a las notificaciones de servicios a los deudores de 
servicios y también si, de acuerdo con el párrafo 1 del § 23, se prevé la consulta de 
las bases de datos existentes.

§ 39b.  También se creará una oferta de servicio separada si se completa una 
oferta de servicio existente. La denominación de las ofertas de servicio en la base de 
datos de transparencia comenzará ineludiblemente con las palabras «COVID-19». 
Todas las notificaciones relativas a los servicios para hacer frente a la crisis de 
COVID-19 deben hacerse exclusivamente para las ofertas de servicios recién 
creadas. A pesar de la reglamentación sobre la terminación (§ 43, párrafo 6), las 
notificaciones y - para los servicios que han sido reembolsados - las notificaciones 
negativas también deben hacerse más tarde.

§ 39c.  (1)  Además de los tipos de prestaciones de conformidad con el § 4, 
párrafo 1, se introducirán los siguientes tipos de prestaciones:

1.  Gastos por préstamos monetarios (créditos y préstamos);
2.  gastos de otras subvenciones monetarias, a menos que sean subvenciones 

de conformidad con el artículo 8;
3.  responsabilidades asumidas, avales, garantías;
4.  prestaciones en especie no mencionadas en el apartado 1 del § 11;
5.  todos los demás servicios relacionados con la gestión de la crisis de  

COVID-19.

(2)  También se notificarán las ofertas de servicios de este tipo.
(3)  La disposición sobre la entrada en vigor «1 de julio de 2020» del § 43, pá-

rrafo 5, apartado 2, no se aplica a estas notificaciones, de modo que éstas deben 
corresponder a la estructura normalizada en el § 25, párrafo 1, apartados 3a, 3b y 3c.
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§ 39d.  En el caso de las prestaciones previstas en el § 39c, se indicará lo si-
guiente:

1.  Préstamos en efectivo y otras prestaciones en efectivo concedidas con el 
valor nominal;

2.  las garantías, fianzas e indemnizaciones asumidas con el riesgo garantizado 
o con el equivalente bruto de subvención en el sentido del § 2, apartado 22, del Re-
glamento (UE) n.º 651/2014 (Reglamento (UE) n.º 651/2014, de la Comisión, de 17 
de junio de 2014, por el que se declaran determinadas categorías de ayudas compa-
tibles con el mercado interior en aplicación de los artículos 107 y 108 del Tratado de 
Funcionamiento de la Unión Europea);

3.  contribuciones en especie al costo de adquisición;
4.  los demás beneficios con cantidades apropiadas.

§ 39e.  El párrafo 2 del § 42 no se aplicará.»

3.  Después de la nueva sección 7a, se inserta la siguiente nueva sección 8, junto con 
su título:

«Sección 8.
Disposiciones finales»

4.  Los §§ 40 a 43, junto con sus títulos, se suprimirán de la sección 7 y pasarán a ser 
el contenido de la nueva sección 8.

5.  En el § 42, después del párrafo 2 se añadirá el siguiente párrafo 3:

«(3)  A cada ministro se le encomendará la aplicación de la sección 7a, modifi-
cada por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, de conformidad con sus respectivas 
responsabilidades.»

6.  En el § 43, se añade el siguiente párrafo 7 después del párrafo 6:

«(7) Las disposiciones de la Ley Federal, BGBl. I n.º 23/2020, entrarán en vigor 
al final del día de su publicación. La sección 7a (§§ 39a a 39e) expirará al final del 31 
de diciembre de 2021. Las notificaciones y las notificaciones negativas (§ 39b) se 
harán también en una fecha posterior.»

Artículo 25.  Modificación de la Ley de Telecomunicaciones de 2003

La Ley Federal de Telecomunicaciones (TKG 2003), BGBl. I n.º 70/2003, modificada en 
último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 16/2020, se modifica como sigue:

1.  Después del § 119, párrafo 3, se añade el párrafo 4 siguiente:

«(4)  Se permite la consulta y la resolución por carta circular o por medios de 
telecomunicación.»

2.  El párrafo 14, del § 137 se modifica como sigue:

«(14)  El § 98a y §109, párrafo 3, apartado 17a, modificados por la Ley Federal 
BGBl. I n.º 16/2020, entrarán en vigor el 22 de marzo de 2020 y dejarán de aplicarse 
a finales del 31 de diciembre de 2020; se aplicarán a los actos cometidos después 
del 21 de marzo de 2020.»

3.  Después del § 137, apartado 14, se añade el apartado 15 siguiente:

«(15)  El párrafo 4 del § 119, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor al final del día en que se publique dicha Ley Federal y dejará de 
aplicarse al final del 31 de diciembre de 2020.»
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Artículo 26.  Modificación de la Ley ABBAG

La Ley Federal sobre el Establecimiento de una Empresa Federal de Participación Mine-
ra-ABBAG, BGBl. I n.º 51/2014, modificada en último lugar por el BGBl. I n.º 12/2020, queda 
modificada como sigue:

1.  En el § 3, párrafos 1 y 2, el término «Vicecanciller» sustituirá al término «Canciller 
Federal»; en el § 3b, párrafo 3, se insertará en la primera frase, después de «Ministro Federal 
de Finanzas», la expresión «de acuerdo con el Vicecanciller».

2.  El texto del actual § 6a se renumerará «(1)» y la referencia al «§ 2a» se cambiará por 
«§ 2, párrafo 2a».

3.  Se añade el siguiente párrafo 2 después del párrafo 1 del § 6a:

«(2) Por orden del Ministro Federal de Finanzas se creó la Agencia de Financia-
ción COVID-19 de la Sociedad Federal de Responsabilidad Limitada (COFAG), de 
conformidad con el párrafo 2a del § 2, y se transfirió a la COFAG la prestación de 
servicios y las medidas financieras previstas en el apartado 7 del párrafo 2 del § 2. 
El Gobierno Federal equipa a la COFAG de tal manera que esta puede aportar ca-
pital y medidas de apoyo de liquidez, que le fueron transferidas de acuerdo con el § 
2 párrafo 2 n.º 7, hasta un importe máximo de 15.000 millones de euros y cumplir con 
sus obligaciones financieras.»

Artículo 27.  Modificación de la Ley de Equilibrio de la Carga Familiar de 1967

La Ley de Equilibrio de la Carga Familiar de 1967, BGBl. n.º 376/1967, modificada en 
último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 104/2019, queda modificada como sigue:

1.  Al final del § 5, párrafo 1, y del § 6, párrafo 3, el punto se sustituirá por una coma y 
se añadirá la siguiente letra e):

«e)  Indemnización global con arreglo al párrafo 1 del § 36 de la Ley de Tasas 
Militares de 2001 concedida por el servicio civil extraordinario con arreglo al § 34b en 
relación con el párrafo 1 del § 21 de la Ley del Servicio Civil de 1986 o por el servicio 
de preparación operacional con arreglo al apartado 5 del párrafo 1 del § 19 de la Ley 
Militar de 2001.»

2.  El párrafo 3 del § 38a dice lo siguiente:

«(3)  Solo podrán ser beneficiarios de subvenciones los ciudadanos austríacos, 
las personas con ciudadanía de un Estado miembro de la UE, los apátridas con resi-
dencia exclusiva en el territorio federal, los refugiados con arreglo a la Ley de Asilo 
de 2005, en su versión actual, que se espera que permanezcan permanentemente 
en el territorio federal, y los nacionales de terceros países.»

3.  Se añaden los siguientes párrafos 5 a 8 a la § 38a:

«(5)  La compensación por dificultades familiares recibirá un pago único de 30 
millones de euros del Fondo de Equilibrio de la Carga Familiar. Esos fondos tienen 
por objeto permitir que las familias con hijos reciban apoyo financiero rápidamente y 
sin burocracia para hacer frente a los gastos adicionales debidos a las consecuen-
cias de la pandemia.

(6)  El Ministro Federal de Trabajo, Juventud y Familia, de acuerdo con el Mi-
nistro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consu-
midores, especificará por directiva las condiciones en que pueden utilizarse estos 
fondos federales. La directiva contendrá, en particular, los siguientes puntos:

1.  bases legales, objetivos,
2.  el objeto de la contribución financiera,
3.  los requisitos personales y materiales para obtener un beneficio financiero,
4.  el alcance y la naturaleza del pago en especie o en efectivo,
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5.  el procedimiento,
6.  el período de validez.

(7)  No obstante lo dispuesto en el párrafo 3, debido a la crisis extraordinaria de 
COVID-19, las personas con derecho a protección subsidiaria de conformidad con el 
artículo 8 de la Ley de Asilo de 2005, en su versión actual, también podrán recibir un 
subsidio financiero sobre la base de la directiva que se emita.

(8)  También se podrá confiar a los Länder la realización efectiva de los obje-
tivos de estas contribuciones financieras, con una compensación adecuada de sus 
gastos administrativos. En este contexto, se tendrán en cuenta en particular las 
normas de protección de datos.»

4.  Se añade el siguiente párrafo 43 al § 55:

«(43)  El § 5, párrafo 1, y el § 6, párrafo 3, modificados por la Ley Federal BGBl. 
I n.º 23/2020 se aplicarán únicamente con respecto al año natural 2020.»

5.  Se añade el siguiente párrafo 45 al § 55:

«(45)  El § 38a, párrafos 3 y 5 a 8, en la versión de la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020 entrará en vigor al día siguiente de la publicación de la presente Ley Fe-
deral.»

Artículo 28.  Ley Federal sobre la comercialización de máscaras buco-nasales de acción 
rápida durante la pandemia de la coronavirus COVID-19

§ 1.  (1)  Para las mascarillas buco-nasales de acción rápida no se requiere ninguna 
certificación de acuerdo con la Ley de Productos Médicos - MPG, BGBl. n.º 657/1996, en la 
versión vigente, o la Ley de Comercialización y Notificación de Máquinas - MING, BGBl. I n.º 
77/2015, en la versión vigente.

(2) En el punto de venta, en el punto de retirada, se exhibirá un aviso en el que se indique 
que las máscaras de liberación rápida no están certificadas a nivel nacional y que no han sido 
sometidas a pruebas médicas o de otro tipo.

§2.  (1)  La presente Ley Federal entrará en vigor al final del día de su publicación en 
el Boletín Oficial de Leyes Federales.

(2)  La presente Ley Federal dejará de surtir efecto tres meses después de su entrada 
en vigor.

Artículo 29.  Modificación del COVID-19-FondoG

El COVID-19-FondoG, BGBl. I n.º 12/2020, se modifica de la siguiente manera:

1.  En el § 2, las palabras «cuatro mil millones de euros» se sustituirán por «28 mil mi-
llones de euros».

2.  En el párrafo 1 del § 3, el punto final del apartado 7 se sustituirá por un punto y coma 
y se añadirá el siguiente apartado 8:

«8.  medidas para estabilizar la liquidez de las empresas.»

3.  El texto del actual § 4 se renumerará «(1)»; se añadirá el siguiente párrafo 2:

«(2)  El § 2 y los apartados 7 y 8 del párrafo 1 del § 3, en la versión promulgada 
por la BGBl. I n.º 23/2020, entrarán en vigor al día siguiente de su publicación y de-
jarán de aplicarse a partir del 31 de diciembre de 2020.»
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Artículo 30.  Ley Federal sobre el establecimiento de un Fondo de dificultades motivadas por 
la cancelación de la actividad escolar por el COVID-19 (COVID-19-Schulstornofonds-Ge-
setz)

Establecimiento del Fondo de dificultades para la cancelación de la actividad escolar

§ 1.  Esta Ley Federal establece el Fondo de dificultades para la cancelación de la acti-
vidad escolar (en adelante denominado el Fondo) sin personalidad jurídica. Está adminis-
trado por el Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación.

Tarea del Fondo

§ 2.  La tarea del Fondo es reembolsar los gastos incurridos por los alumnos o sus tu-
tores legales como resultado de la prohibición de actividades escolares afectadas.

Actividades escolares afectadas

§ 3.  (1)  Las actividades escolares de varios días de duración decididos por el Foro 
Escolar o el Comité de la Comunidad Escolar para el período comprendido entre el 11 de 
marzo de 2020 y el final del año escolar 2019/20, que deberían o habrían implicado una 
pernoctación, podrán ser prohibidos por la dirección de la escuela, la autoridad escolar o el 
Ministro Federal competente debido a su impracticabilidad, si:

1.  Se producen circunstancias inevitables y excepcionales en el lugar de la actividad 
escolar, que perjudiquen considerablemente el rendimiento o el viaje al lugar de celebración 
de la actividad o que estén asociadas a un peligro para la salud de los participantes o de 
terceros, o

2.  debido a circunstancias inevitables y excepcionales, la enseñanza y la evaluación 
del rendimiento antes del final del año académico ya no estaría asegurado o

3.  hubo un caso incluidos en el § 2, párrafo 7, de Ley de Etapas Escolares.

(2)  Las actividades escolares que fueron prohibidas de acuerdo con el párrafo 1 son 
privilegiadas de acuerdo con el § 2.

Gastos compensables

§ 4.  (1)  Son susceptibles de compensación los gastos incurridos por las personas 
nombradas en el § 2 por viajes (incluyendo pasajes), pernoctaciones, comidas, admisiones, 
cursos, conferencias, materiales de trabajo, el préstamo de objetos y por compensaciones 
especiales adicionales o sumas globales de compensación del operador turístico, que estas 
personas hayan incurrido debido a una cancelación del viaje antes del comienzo del mismo 
debido a la prohibición de la actividad escolar de una obligación contractual.

(2)  Los gastos previstos en el párrafo 1 sólo podrán ser objeto de indemnización si:

1.  No se pudo llegar a un acuerdo amistoso con los socios contractuales, en particular 
sobre la reprogramación gratuita de la actividad escolar a otra fecha,

2.  la Ley de Viajes Combinados no es aplicable o surge la obligación de pagar una in-
demnización en virtud de la Ley de Viajes Combinados debido a la cancelación antes del 
inicio del viaje combinado, y

3.  la información sobre la prohibición a las partes contratantes que solicitaran una com-
pensación especial se proporcionó sin demora.

Procesamiento

§ 5.  Las modalidades de aplicación, en particular la asignación de los fondos, la selec-
ción de un organismo de tramitación y las modalidades de pago se establecerán en una di-
rectriz del Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación de acuerdo con el Ministro 
Federal de Finanzas.
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Exención de tasas

§ 6.  Las transacciones legales necesarias para llevar a cabo las tareas del Fondo están 
exentas de las tasas de conformidad con la Ley de Tasas de 1957, BGBl. n.º 267, en su 
versión modificada.

Entrada en vigor y expiración

§ 7.  La presente Ley Federal entrará en vigor al día siguiente de su publicación y dejará 
de aplicarse el 31 de diciembre de 2020.

Ejecución

§ 8.  El Ministro Federal de Educación, Ciencia e Investigación se encargará de la eje-
cución del presente acuerdo.

Artículo 31.  Modificación del Código Fiscal Federal

El Código Fiscal Federal, BGBl. n.º 194/1961, cuya última modificación la constituye la 
Ley Federal BGBl. n.º 16/2020, queda modificado como sigue:

1.  El § 323 se modifica como sigue:

a)  En el párrafo 63, la fecha «1 de julio de 2020» se sustituirá por «1 de enero de 2021» 
y la fecha «30 de junio de 2020» se sustituirá por «31 de diciembre de 2020».

b)  Se suprime el párrafo 64.

2.  Después del § 323d, se insertará el siguiente § 323e y el título:

«Disposiciones transitorias en relación con el aplazamiento de la reforma de la 
organización financiera de 2020

§ 323e.  (1)  Si la denominación «Oficina de Impuestos de Austria», «Oficina 
de Impuestos de Grandes Empresas», «Oficina de Aduanas de Austria» u «Oficina 
Antifraude» se utiliza en una disposición legal del Gobierno Federal, de un Estado 
Federado o de un municipio, se entenderá que hasta el final del 31 de diciembre de 
2020 se refiere a la institución que, sobre la base de

–  esta Ley Federal en la versión anterior a la Ley Federal BGBl. I n.º 104/2019, 
o

–  la Ley de Organización de la Administración Tributaria de 2010, BGBl I n.º 
9/2010, modificada en el BGBl I n.º 104/2019, o

–  el Reglamento del Ministro Federal de Finanzas sobre la aplicación de la Ley 
de Organización de la Administración Tributaria de 2010, BGBl II n.º 165/2010, en su 
forma enmendada antes del BGBl I n.º 104/2019, u

–  otra Ley Federal enmendada por la Ley Federal BGBl I N.º 104/2019, modifi-
cada antes de la Ley Federal BGBl I n.º104/2019

a cargo del caso.

(2)  Los anexos cuya tramitación esté a cargo de una oficina tributaria también 
podrán presentarse válidamente con la denominación «Oficina de Impuestos de Aus-
tria» u «Oficina de Impuestos de Grandes Empresas». Los anexos de los que se 
encarga una oficina de aduanas también pueden presentarse válidamente con la 
denominación «Oficina de Aduanas de Austria».»
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Artículo 32.  Modificación de la Ley Federal sobre las medidas de personal resultantes de la 
modernización de la Administración Fiscal y Aduanera

La Ley Federal de Medidas de Personal para la Modernización de la Administración Tri-
butaria y Aduanera, BGBl. I n.º 104/2019, se modifica de la siguiente manera:

En el § 2, la fecha «30 de junio de 2020» se sustituirá por «31 de diciembre de 2020» y 
la fecha «1 de julio de 2020» se sustituirá por «1 de enero de 2021».

Artículo 33.  Modificación de la Ley Federal sobre la creación de una Oficina Antifraude

La Ley Federal sobre la creación de una Oficina Antifraude, BGBl. I n.º 104/2019, se 
modifica de la siguiente manera:

El párrafo 1 del § 8 dice:

«(1)  La presente Ley Federal entrará en vigor el 1 de enero de 2021.»

Artículo 34.  Modificación de la Ley de Organización de la Administración Tributaria de 2010

La Ley de Organización de la Administración Tributaria de 2010, BGBl. I n.º 9/2010, mo-
dificada por última vez por el BGBl. I n.º 104/2019, se modifica como sigue:

El § 33 dice lo siguiente:

«§ 33.  Esta Ley Federal expirará el 31 de diciembre de 2020.»

Artículo 35.  Modificación al artículo 91 de la Ley de Reforma de las Organizaciones Finan-
cieras

El artículo 91 de la Ley de Reforma de la Organización Financiera, BGBl. I n.º 104/2019, 
se modifica de la siguiente manera:

Se suprime el § 1.

Artículo 36.  Modificación de la Ley de Cooperación en materia de Sanciones Fiscales

La Ley de Cooperación en materia de Sanciones Fiscales, BGBl. I n.º 105/2014, modifi-
cada por última vez por la BGBl. I n.º 104/2019, se modifica como sigue:

En el § 24a, párrafo 1, se suprime el título del párrafo «párrafo 1» y se sustituye la expre-
sión «1 de julio de 2020» por «1 de enero de 2021».

Artículo 37.  Modificación de la Ley de Sanitarios

La Ley de Sanitarios, BGBl. I n.º 30/2002, modificada por última vez por la Ley Federal 
BGBl. I n.º 16/2020, se modifica de la siguiente manera:

Se añade el siguiente párrafo 9 al § 64:

«(9)  El § 9, párrafo 1, apartado 3a, el § 14, párrafo 4, el § 26, párrafo 4 y el § 
43, párrafo 3, enmendados por la Ley Federal BGBl. I n.º 16/2020, solo se aplicará 
en el contexto de la lucha contra la propagación del agente patógeno SARS-CoV-2 
(COVID-19); los derechos sobre la base de estas disposiciones seguirán existiendo 
hasta el 31 de marzo de 2021 a más tardar. El período comprendido entre el 22 de 
marzo de 2020 y el 21 de marzo de 2021 no se incluirá en los períodos de manteni-
miento de los derechos profesionales y de actividad.»

Artículo 38.  Modificación de la Ley de Salud y Enfermería

La Ley de Salud y Enfermería, BGBl. I n.º 108/1997, cuya última modificación la consti-
tuye el BGBl. I n.º 16/2020, se modifica como sigue:



– 250 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Ley Federal por la que se modifican la Ley de la Autoridad de Supervisión del Mercado Financiero…

1.  En el § 3a, apartado 7, se sustituye la expresión «párrafo 1, apartado 1» por la ex-
presión «párrafo 1, apartado 2».

2.  Después del párrafo 3 del § 17, se inserta el siguiente párrafo 3a:

«(3a)  Mientras dure la pandemia, se suspenderá el período de cinco años pre-
visto en el párrafo 3. Además, los miembros de la profesión que ya hayan ejercido 
actividades de una especialización de conformidad con el párrafo 2 durante un 
máximo de cinco años y no hayan completado con éxito la formación especial o la 
especialización correspondiente, tienen derecho, mientras dure la pandemia, a 
ejercer actividades de esta especialización más allá de las competencias previstas 
en los §§14 a 16.»

3.  Se añade el siguiente párrafo 33 al § 117:

«(33)  El párrafo 7 del § 3a y el párrafo 3a del § 17, enmendados por la Ley 
Federal BGBl. I n.º 23/2020, así como el párrafo 3 del § 27 y el párrafo 2 del § 85, 
enmendados por la Ley Federal BGBl. I n.º 16/2020, solo se aplicarán en el ámbito 
de la lucha contra la propagación del agente patógeno SARS-CoV-2 (COVID-19); los 
derechos en virtud de estas disposiciones seguirán existiendo hasta el final del 31 de 
marzo de 2021 a más tardar.»

Artículo 39.  Modificación de la Ley Federal de regulación del Servicio Médico-Técnico Su-
perior (MTD)

La Ley Federal de regulación del Servicio Médico-Técnico Superior-MTD, BGBl. I n.º 
460/1992, cuya última modificación la constituye la Ley Federal BGBl. I n.º 16/2020, queda 
modificada como sigue:

Se añade el siguiente párrafo 25 al § 36:

«(25)  El párrafo 7 del § 3 y el párrafo 5 del § 4, enmendados por la Ley Federal 
BGBl. I n.º 16/2020, se aplicarán únicamente en el ámbito de la lucha contra la pro-
pagación del agente patógeno SARS-CoV-2 (COVID-19); los derechos en virtud de 
estas disposiciones seguirán existiendo hasta el final del 31 de marzo de 2021 a más 
tardar.»

Artículo 40.  Enmienda de la Ley de Psicoterapia

La Ley de Psicoterapia, BGBl. n.º 361/1990, modificada por última vez por la BGBl. I n.º 
105/2019 y la Ley de modificación de los Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, 
se modifica de la siguiente manera:

Después del § 22, se insertará el siguiente § 22a, incluido el título:

«Disposiciones especiales en el contexto de una pandemia

§ 22a.  (1)  En caso de pandemia, el Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores podrá suspender las sesiones 
plenarias y las reuniones de los comités de la Junta Consultiva de Psicoterapia.

(2)  La audiencia obligatoria prevista en los §§ 4, 5, 7, 8, 11, 12, 17 y 19 de la 
Ley de Psicoterapia y la evaluación de la Junta Consultiva de Psicoterapia prevista 
en el §10 se suspenderán mientras dure la pandemia.»

Artículo 41.  Modificación de la Ley de Médicos de 1998

La Ley de Médicos de 1998, BGBl. I n.º 169/1998, modificada por última vez por la Ley 
Federal BGBl. I n.º 16/2020, se modifica de la siguiente manera:

1.  Se añade el siguiente párrafo 8 al § 41:
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«(8)  Los epidemiólogos, de conformidad con el párrafo 1 del § 27 de la Ley de 
Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, serán tratados de la misma manera que los 
funcionarios de salud pública.»

2.  El § 242, junto con el título, dice

«Disposición final sobre el artículo 41 de la Ley Federal, BGBl. I n.º 23/2020

§242.  Durante la duración de una pandemia, las decisiones en los órganos de 
la Cámara Médica Austríaca, así como en los órganos de las asociaciones médicas 
de los estados federados, también pueden ser tomadas por votación escrita (resolu-
ción de circulación).»

Artículo 42.  Modificación de la Ley Federal de Hospitales y Centros de Salud

La Ley Federal sobre Hospitales y Centros de Salud, BGBl. n.º 1/1957, cuya última mo-
dificación la constituye la BGBl. I n.° 16/2020, se modifica como sigue

(Disposición de principio) En la Primera Parte, se inserta la siguiente pieza principal H 
después de la pieza principal G:

«Pieza principal H
Disposiciones especiales para situaciones de crisis

§ 42f.  (1)  En caso de epidemia, pandemia, amenaza terrorista, conflicto ar-
mado u otra situación de crisis, la legislación territorial podrá prever excepciones a 
los requisitos de las disposiciones de la Ley de aplicación de los §§ 2a a 5, 6a a 7b, 
8, párrafo 1, 8a y 8b, 8d, 8f y 8g, 10a, 11a a 11d, 12, 19a, 21 y 26, siempre y cuando 
sea necesario debido a la situación especial y se mantenga la protección de la vida 
y la salud de las personas.

(2)  La legislación estatal dispondrá que dicha reglamentación tenga una va-
lidez máxima de seis meses.

(3)  Esta disposición dejará de aplicarse seis meses después de su entrada en 
vigor.»

Artículo 43.  Modificación de la Ley de Productos Médicos

La Ley de Productos Médicos, BGBl. n.º 657/1996, modificada por última vez por la 
BGBl. I n.º 16/2020, se modifica de la siguiente manera:

En el § 113a, párrafo 1, después de la expresión «II», se inserta la expresión «III».

Artículo 44.  Modificación de la Ley de Medicamentos

La Ley de Medicamentos, BGBl. n.º 185/1983, modificada por última vez por la BGBl. I 
n.º 104/2019, se modifica de la siguiente manera:

En el § 94d, párrafo 1, después de la secuencia de caracteres «II.», se inserta la se-
cuencia de caracteres «III.».

Artículo 45.  Modificación de la Ley General de la Seguridad Social

La Ley General de la Seguridad Social — ASVG, BGBl. n.º 189/1955, en su versión mo-
dificada en último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 21/2020, queda modificada como sigue:

1.  En el apartado 3 del § 49, después del apartado 29 se insertará el siguiente apartado 
30:

«30.  Bonificaciones y exenciones fiscales según el § 124b, apartado 350, letra 
a), EStG, BGBl. I n.º 23/2020.»
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2.  En el § 175, después del párrafo 1 se insertan los siguientes párrafos 1a y 1b:

«(1a)  Mientras duren las medidas para impedir la propagación del COVID-19 
de conformidad con la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 12/2020, se conside-
rarán también como accidentes de trabajo los accidentes que se produzcan en rela-
ción temporal y causal con el empleo en el lugar de residencia de la persona asegu-
rada (domicilio) que constituye la base del seguro.

(1b)  El lugar de residencia de la persona asegurada (domicilio) se considerará, 
para el ámbito de aplicación de la presente Ley Federal, como un lugar de trabajo en 
el sentido del párrafo 2, apartados 1, 2, 5 a 8 y 10.»

3.  Después del § 733, se insertan los siguientes §§ 734 y 735 junto con sus títulos:

«Disposiciones finales sobre el artículo 45 de la Ley Federal, BGBl. I n.° 23/2020

§ 734.  Los párrafos 1a y 1b del § 175, modificados por la Ley Federal BGBl. I 
n.º 23/2020, entrarán en vigor con carácter retroactivo el 11 de marzo de 2020 y de-
jarán de aplicarse a partir de la expiración del 31 de diciembre de 2020. La disposi-
ción se aplicará a los acontecimientos asegurados que ocurran después del 11 de 
marzo de 2020.

§ 735.  (1)  La institución de seguro de salud informará a un empleado o 
aprendiz (en lo sucesivo, el interesado) de su asignación al grupo de riesgo COVID-
19. La definición de este grupo de riesgo general, que se basa en los conocimientos 
médicos y, de ser posible, en la ingestión de medicamentos, está a cargo de un 
grupo de expertos establecido por el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sa-
nidad, Atención y Protección de los Consumidores y el Ministerio Federal de Trabajo, 
Familia y Juventud. El grupo de expertos está formado por tres expertos del Minis-
terio de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, la 
Organización central de las Compañías de Seguros Sociales y la Asociación Médica, 
y un experto del Ministerio Federal de Trabajo, Familia y Juventud.

(2)  Como resultado de esta información general de la institución de seguro de 
salud, el médico que trate al interesado evaluará la situación de riesgo individual del 
interesado y, si es necesario, expedirá un certificado de asignación del interesado al 
grupo de riesgo COVID-19 (certificado de riesgo COVID-19).

(3)  Si un interesado presenta esta evaluación del riesgo COVID-19 a su em-
pleador, tiene derecho a la exención del trabajo y al pago continuado de la remune-
ración, excepto:

1.  el interesado puede realizar su trabajo en su domicilio (teletrabajo) o
2.  las condiciones para el desempeño de su trabajo en el lugar de trabajo 

pueden diseñarse mediante medidas adecuadas, de manera que se excluya la infec-
ción por COVID-19 con la mayor seguridad posible; esto incluye también medidas 
para el desplazamiento al trabajo,

3.  un despido durante la exención del servicio puede ser apelado ante los tribu-
nales.

La licencia puede durar hasta el 30 de abril de 2020 a más tardar. Si la situación 
de crisis de COVID-19 se prolonga más allá del 30 de abril de 2020, el Ministro Fe-
deral de Trabajo, Familia y Juventud, de acuerdo con el Ministro Federal de Asuntos 
Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, ampliará mediante 
reglamento el período durante el cual es posible la licencia, pero no más tarde del 31 
de diciembre de 2020.

(4)  El párrafo 3 no se aplicará a las personas afectadas que trabajen en zonas 
consideradas como infraestructura crítica.

(5)  El empleador, con la excepción del Gobierno Federal, tendrá derecho al 
reembolso por parte de la institución de seguro médico de la remuneración pagada 
al empleado o al aprendiz, así como de la parte de la cotización a la seguridad social, 
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la cotización al seguro de desempleo y otras cotizaciones pagadas por el empleador. 
La solicitud de reembolso debe presentarse a la institución de seguro médico a más 
tardar seis semanas después de la finalización de la licencia. El Gobierno Federal 
debe reembolsar a la institución de seguro de enfermedad los gastos resultantes.

(6)  El Ministro Federal de Trabajo, Familia y Juventud se encargará de la apli-
cación de esta disposición en lo que respecta a los párrafos 3 y 4, en la medida en 
que el Land se encargue de la aplicación de esta disposición para los empleados de 
conformidad con el artículo 11 B-VG, el Gobierno del Land, en cada caso de acuerdo 
con el Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los 
Consumidores, y en caso contrario el Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Asistencia y Protección de los Consumidores únicamente. La institución de seguro 
de salud operará dentro de la zona de actividad transferida y estará obligada por las 
instrucciones de estos órganos supremos.»

Artículo 46.  Modificación de la Ley del Seguro de Enfermedad y Accidentes de la Adminis-
tración Pública

La Ley del Seguro de Enfermedad y Accidentes de la Administración Pública (B-KUVG), 
BGBl. n.º 200/1967, en su versión modificada por última vez por la Ley Federal BGBl. n.º 
7/2019, publicada en el BGBl. I n.º 4/2020, queda modificada como sigue:

1.  En el § 90, después del párrafo 1 se insertan los siguientes párrafos 1a y 1b:

«(1a)  Durante la vigencia de las medidas para evitar la propagación de la 
COVID-19, de conformidad con la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 12/2020, 
los accidentes de trabajo son también aquellos que ocurran en el lugar de residencia 
de la persona asegurada (teletrabajo) en una conexión temporal y causal con la re-
lación laboral o la función que justifica el seguro.

(1b)  El domicilio de la persona asegurada (teletrabajo) se considerará, a los 
efectos de la aplicación de la presente Ley Federal, como un lugar de empleo en el 
sentido del párrafo 2, apartados 1, 2 y 5 a 9.»

2.  Después del § 256, se añaden los siguientes §§ 257 y 258 junto con el título:

«Disposiciones finales sobre el artículo 46 de la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020

§ 257.  El § 90, párrafos 1a y 1b, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 
23/2020, entrará en vigor con carácter retroactivo el 11 de marzo de 2020 y dejará de 
aplicarse a finales del 31 de diciembre de 2020. La disposición se aplicará a los 
acontecimientos asegurados que ocurran después del 11 de marzo de 2020.

§ 258.  (1)  La institución aseguradora informará al empleado o aprendiz (en lo 
sucesivo, el interesado) de su asignación al grupo de riesgo COVID-19. Para la defi-
nición de este grupo de riesgo general se aplicará el párrafo 1 del § 735 de la ASVG 
BGBl. n.º 198/1955, modificada por la BGBl. I n.º 23/2020.

(2)  Como resultado de esta información general de la institución de seguros, el 
médico que trate al interesado evaluará su situación de riesgo individual y, si es ne-
cesario, expedirá un certificado de asignación del interesado al grupo de riesgo 
COVID-19 (certificado de riesgo COVID-19).

(3)  Si un interesado presenta esta evaluación del riesgo de COVID-19 a su 
empleador, tiene derecho a la exención del trabajo y al pago continuado de la remu-
neración, excepto:

1.  el interesado puede realizar su trabajo en su domicilio (teletrabajo) o
2.  las condiciones para el desempeño de su trabajo en el lugar de trabajo 

pueden diseñarse mediante medidas adecuadas, de manera que se excluya la infec-
ción por COVID-19 con la mayor seguridad posible; esto incluye también medidas 
para el desplazamiento al trabajo.
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La exención puede durar hasta el 30 de abril de 2020 a más tardar. Si la situación 
de crisis de COVID-19 se prolonga más allá del 30 de abril de 2020, el Ministro Fe-
deral de Trabajo, Familia y Juventud, de acuerdo con el Ministro Federal de Asuntos 
Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, ampliará mediante 
reglamento el período durante el cual es posible la exención, pero con el límite del 31 
de diciembre de 2020.

(4)  El párrafo 3 no se aplicará a las personas afectadas que trabajen en zonas 
consideradas como infraestructura crítica.

(5)  El empleador, con excepción del Gobierno Federal, tendrá derecho a que la 
compañía de seguros le reembolse la remuneración pagada al empleado o al 
aprendiz, así como la parte de la cotización a la seguridad social, la cotización al 
seguro de desempleo y otras contribuciones que le corresponda al empleador. La 
solicitud de reembolso debe presentarse a la institución aseguradora a más tardar 
seis semanas después de la finalización de la licencia. El Gobierno Federal reembol-
sará a la Institución de Seguros los gastos que resulten de dicha solicitud.

(6)  El Ministro Federal de Trabajo, Familia y Juventud se encargará de la eje-
cución de esta disposición en lo que respecta a los párrafos 3 y 4, en la medida en 
que el Estado Federal es responsable de la ejecución de esta disposición para los 
empleados de conformidad con el artículo 11 B-VG, el Gobierno de los Estados Fe-
derados, en cada caso de acuerdo con el Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sa-
nidad, Asistencia y Protección de los Consumidores, y en caso contrario el Ministro 
Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores 
únicamente. La compañía de seguros operará dentro del área de actividad transfe-
rida, sujeta a las instrucciones de estos órganos supremos».

Artículo 47.  Modificación de la Ley General de Pensiones

La Ley General de Pensiones APG, BGBl. I n.º 142/2004, en su versión modificada en 
último lugar por la Ley Federal BGBl. n.º 38/2017, queda modificada como sigue:

Después del § 31, se añade el § 32 siguiente, junto con el título:

«Excepción a la supresión de la pensión de vejez debido a la pandemia de co-
ronavirus

§ 32.  El párrafo 1 del § 9 no se aplicará, a petición del jubilado o sobre la base 
de la correspondiente notificación del empleador, a los períodos de 2020 en los que 
se inicie y se ejerza una nueva actividad profesional sanitaria a partir del 11 de marzo 
de 2020 exclusivamente para hacer frente a la pandemia de coronavirus.»

Artículo 48.  Modificación de la Ley del Servicio Voluntario

La Ley Federal sobre el Fomento del Servicio Voluntario - FreiwG, BGBl. I n.º 17/2012, 
modificada en último lugar por el BGBl. I n.º 156/2017, queda modificada como sigue:

1.  El § 5 dice:

«§ 5.  Este parrágrafo regula los aspectos de derecho civil del año social volun-
tario ordinario y extraordinario y sus demás condiciones marco, en la medida en que 
ello entra dentro de las competencias legislativas y ejecutivas de la Federación, es-
pecialmente a efectos de la seguridad social y las prestaciones familiares».

2.  El § 6 dice:

«§ 6.  (1)  El Año Social Voluntario es una de las formas especiales de compro-
miso voluntario, va en interés del bien común y no puede completarse en el marco 
de una relación laboral. Los objetivos del Año Social Voluntario ordinario son, en 
particular, la profundización de la educación escolar previa, el conocimiento del tra-
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bajo en el lugar de destino, el desarrollo de la personalidad, la ampliación y aplica-
ción de los conocimientos para la adquisición de aptitudes para los ámbitos sociopro-
fesionales, la orientación profesional, el fortalecimiento de las competencias sociales 
y la promoción del compromiso social voluntario de los participantes.

(2)  Si, en relación con desastres naturales, accidentes de alcance excepcional 
y emergencias extraordinarias, se requiere un despliegue más allá de la duración del 
Año Social Voluntario ordinario (párrafo 1 del § 7), se podrá prorrogar el acuerdo de 
despliegue existente o se podrá llegar a un acuerdo sobre un Año Social Voluntario 
extraordinario.»

3.  El § 7 dice:

«§ 7.  (1)  Los participantes en el Año Social Voluntario ordinario son personas 
sin una formación profesional completa terminada después de los 17 años de edad 
-en el caso de aptitud especial después de los 16 años de edad- que realizan una 
actividad de asistencia práctica voluntaria única durante un período de seis a doce 
meses en un destino en Austria asignado por una institución reconocida (§ 8) de 
conformidad con el § 9 para lograr los objetivos especificados en el § 6 (relación de 
formación). La asignación al centro de despliegue estará orientada a satisfacer los 
objetivos de aprendizaje y se llevará a cabo bajo la orientación pedagógica y profe-
sional, y la supervisión y responsabilidad del centro de despliegue respectivo. El 
participante no puede trabajar más de 34 horas por semana.

(2)  Los participantes con un acuerdo de asignación en firme podrán ser prorro-
gados más allá del período de tiempo especificado en el párrafo 1 en caso de desas-
tres naturales, accidentes de alcance excepcional y emergencias extraordinarias. La 
correspondiente prórroga del Año Social Voluntario ordinario sólo es posible una vez 
por un máximo de seis meses más, independientemente de la duración acordada de 
conformidad con el § 12, párrafo 1, apartado 3, y debe acordarse por separado.

(3)  Los participantes en un Año Social Voluntario Extraordinario podrán ser 
desplegados en caso de desastres naturales, accidentes de alcance excepcional y 
emergencias extraordinarias, siempre que hayan cumplido ya un servicio voluntario 
de conformidad con las secciones 2, 3 o 4. Pueden ser empleados una vez sobre la 
base de un acuerdo por un máximo de nueve meses en un centro de despliegue 
asignado por una institución reconocida (§ 8). El participante no puede trabajar más 
de 34 horas por semana. Las obligaciones de conformidad con el párrafo 4, apartado 
2, del § 8 dejarán de aplicarse.»

4.  En el § 12, párrafo 1, se insertará la palabra «ordinaria» antes de las palabras «Año 
Social Voluntario».

5.  En el §12, párrafo 1, se insertará el siguiente apartado 10 después del apartado 9:

«10.  Los acuerdos de cesión de conformidad con el § 7, párrafo 2, se acor-
darán por separado.»

6.  Se añaden los siguientes párrafos 3 y 4 al § 12:

«(3)  El § 12, párrafo 1, apartado 8, no se aplicará a los acuerdos de cesión de 
conformidad con el § 7, párrafo 3.

(4)  Se modificarán los acuerdos operativos de los participantes conforme al § 
27 que continúen su servicio en Austria debido a catástrofes naturales, accidentes de 
alcance excepcional y emergencias extraordinarias.»

7  El § 27, apartados 1 y 2, dice lo siguiente:

«1.  La conmemoración, la paz y el servicio social tienen lugar en lugares de 
acción en el país y en el extranjero;

2.  en caso de catástrofes naturales, accidentes de alcance excepcional y emer-
gencias extraordinarias, los participantes que continúen su servicio en Austria serán 
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desplegados en los lugares de despliegue de acuerdo con el § 9 FreiwG o en los 
lugares de despliegue de acuerdo con el § 4 ZDG.»

8.  Se añade la siguiente frase al párrafo 1 del § 27a:

«En caso de un regreso anticipado debido a desastres naturales, accidentes de 
alcance excepcional y emergencias extraordinarias y la continuación de la misión en 
Austria, las subvenciones también podrán utilizarse para la continuación en Austria.»

9.  Se añaden los siguientes párrafos al § 46:

«(6)  El § 5 en la versión de la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020 entrará en vigor 
al día siguiente de su publicación. Los términos «ordinario y extraordinario» del § 5 
dejarán de tener efecto a 31 de diciembre de 2020.

(7)  El § 6, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, entrará en vigor al 
día siguiente de su publicación. El § 6, párrafo 2, y la palabra «ordinario» del § 6, 
párrafo 1, dejarán de tener efecto a 31 de diciembre de 2020.

(8)  El § 7, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, entrará en vigor al 
día siguiente de su publicación de la notificación. El § 7, párrafos 2 y 3, y la palabra 
«ordinariamente» del párafo 1 del § 7 dejarán de tener efecto a 31 de diciembre de 
2020.

(9)  El § 12, párrafos 1, 3 y 4, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor al día siguiente de su publicación. El § 12, apartados 3 y 4, la palabra 
«ordinaria» en el párrafo 1 y apartado 10 dejarán de tener efecto a 31 de diciembre 
de 2020.

(10)  El § 27, párrafos 1 y 2, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor el día siguiente de su publicación; el § 27, apartado 2, dejará de 
tener efecto a 31 de diciembre de 2020.

(11)  La última frase del párrafo 1 del § 27a, modificada por la Ley Federal BGBl. 
I n.º 23/2020, entrará en vigor al día siguiente de su publicación; la última frase del 
párrafo 1 del § 27a dejará de tener efecto a 31 de diciembre de 2020.»

Artículo 49.  Modificación de la Ley de Epidemias de 1950

La Ley de Epidemias de 1950, BGBl. 186/1950, modificada en último lugar por la Ley 
Federal publicada en el BGBl. I n.º 16/2020, queda modificada como sigue:

1.  Después del § 3 se inserta el siguiente § 3a junto con el título:

«Transferencia de datos en interés de la protección de la salud

§ 3a.  (1)  La autoridad administrativa de distrito está autorizada a comunicar 
al Alcalde el nombre y los datos de contacto necesarios de una persona afectada por 
una medida de segregación en virtud de la Ley de Epidemias de 1950 a causa de 
COVID-19 y que resida en su territorio municipal, en la medida en que sea absoluta-
mente necesario proporcionar a esa persona los servicios sanitarios necesarios o los 
bienes o servicios de uso diario.

(2)  No se permite el tratamiento de esos datos para otros fines.
(3)  El Alcalde suprimirá inmediata e irreversiblemente los datos si ya no son 

necesarios para los fines mencionados en el párrafo 1.
(4)  El Alcalde adoptará las medidas de seguridad de datos adecuadas.
(5)  El párrafo 5 del § 30 de la Ley de Protección de Datos, BGBl. I n.º 165/1999, 

modificada por última vez por la BGBl. I n.º 24/2018, no es aplicable en el ámbito de 
esta disposición.»

2.  El § 6, párrafo 2, establece:

«(2)  Los reglamentos de las autoridades administrativas de distrito se publi-
carán en forma electrónica en el sitio web de la autoridad; también podrán publicarse 
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en otras formas sin que ello afecte al anuncio, en particular mediante su colocación 
en el tablón de anuncios oficial de la autoridad o en los tablones de anuncios oficiales 
de los municipios de la zona de que se trate.»

3.  En el § 13, apartado 5, las palabras «esos cadáveres» se sustituyen por las palabras 
«de cadáveres de personas afectadas por enfermedades de declaración obligatoria».

4.  Después del § 28a, párrafo 1, se inserta la siguiente § 1a:

«(1a)  Además, los órganos del servicio de seguridad pública participarán en la 
aplicación de la presente Ley Federal y de los reglamentos dictados sobre la base de 
la presente Ley Federal por:

1.  Medidas para prevenir el riesgo de infracciones administrativas;
2.  medidas para iniciar y asegurar procedimientos penales administrativos; y
3.  el castigo de los delitos administrativos por órdenes penales orgánicas (§ 50 

VStG)».

5.  Se inserta el siguiente párrafo 4a después del párrafo 4, del § 43:

«(4a)  En la medida en que la presente Ley Federal prevé la competencia para 
dictar reglamentos por parte de la autoridad administrativa de distrito, los regla-
mentos cuyo ámbito de aplicación se extienda a varios distritos políticos o a la tota-
lidad del territorio del Land serán dictadas por el Gobernador del Land. Los regla-
mentos de la autoridad administrativa del distrito que estén en conflicto con un 
reglamento del Gobernador del Land dejarán de tener efecto legal tan pronto como 
el reglamento del Gobernador del Land entre en vigor, a menos que se disponga otra 
cosa en él.»

5a.  Después del § 45, se inserta el siguiente nuevo § 46 junto con un título:

«Farmacias militares

§ 46.  La Federación explotará farmacias militares dentro de la jurisdicción del 
Ministerio Federal de Defensa en relación directa y predominantemente con el des-
empeño de las tareas de las Fuerzas Armadas, de conformidad con el § 2 de la Ley 
de Defensa de 2001 (WG 2001), BGBl. I n.º 146. El número y la ubicación concreta 
de las farmacias militares serán determinados por el Ministro de Defensa Nacional 
en función de las necesidades militares. Las disposiciones de los §§ 3a, párrafo 1, 
3b, 3c, 3d, 3e, 3f, 5, 45a, 66 y 67 de la Ley de Farmacia, RGBl. n.º 5/1907, cuya úl-
tima modificación la constituye la Ley Federal BGBl. I n.º 16/2020, se aplicarán al 
establecimiento y funcionamiento de las farmacias militares. En caso de despliegue 
de las Fuerzas Armadas Federales, de conformidad con el § 2, párrafo 1, letras a) a 
d) de la WG 2001, se podrá apartar de las disposiciones de la presente Ley Federal 
a fin de mantener la atención médica por necesidad imperiosa.»

6.  Se añaden los siguientes párrafos 7 y 8 después del párrafo 6 del § 50:

«(7)  La sección 6, párrafo 2, entrará en vigor el 1 de febrero de 2020.
(8)  El § 3a, el párrafo 5 del § 13, el párrafo 1a del § 28a y el párrafo 4a del § 43 

y el § 46, enmendados por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, entrarán en vigor al 
día siguiente de su publicación. El § 3a dejará de aplicarse el 31 de diciembre de 
2020.»

Artículo 50.  Modificación de la Ley de Medidas COVID-19

La Ley Federal de Medidas Provisionales para Impedir la Difusión de la COVID-19  
(COVID-19-Maßnahmengesetz), BGBl. I n.º 12/2020, modificada por última vez por la BGBl. 
I n.º 16/2020, se modifica de la siguiente manera:

1.  Se añade la siguiente frase al § 1:
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«Además, puede regularse en qué condiciones o requisitos específicos pueden 
entrar los locales o lugares de trabajo.»

2.  Se añade la siguiente frase al § 2:

«Además, podrá regularse en qué condiciones o requisitos específicos podrán 
introducirse esos lugares concretos.»

3.  Se inserta el siguiente párrafo 1a después del párrafo 1 del § 2a:

«(1a)  Los órganos del servicio de seguridad pública participarán en la aplica-
ción de la presente Ley Federal y de los reglamentos dictados sobre la base de la 
presente Ley Federal por:

1.  Medidas para prevenir el riesgo de infracciones administrativas,
2.  medidas para iniciar y asegurar procedimientos penales administrativos; y
3.  el castigo de los delitos administrativos por órdenes penales orgánicas (§ 50 

VStG).»

4.  El apartado 2 del § 2a dice:

«(2)  Si, según la evaluación pericial de la autoridad sanitaria respectiva, en el 
marco de la cooperación prevista en el párrafo 1, se produce un peligro para los ór-
ganos del servicio de seguridad pública según el tipo de enfermedad transmisible y 
sus posibilidades de transmisión, que sólo puede contrarrestarse con medidas espe-
ciales de protección, las autoridades sanitarias están obligadas a adoptar medidas 
de protección adecuadas.»

5.  Se añade el siguiente párrafo 5 al § 4:

«(5)  Los § 1, 2 y 2a en la versión de la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020 entrarán 
en vigor al día siguiente de su publicación.»

Artículo 51.  Modificación de la Ley del Mercado Postal

La Ley del Mercado Postal, BGBl. I n.º 123/2009, modificada en último lugar por la Ley 
Federal BGBl. n.º 78/2018, queda modificada como sigue:

1.  Se añade el siguiente párrafo 4 después del párrafo 3 del § 42:

«(4)  Se permite la consulta y la toma de decisiones por carta circular o por 
medios de telecomunicación.»

2.  Se añade el siguiente párrafo 7 después del párrafo 6, del § 64:

«(7)  El párrafo 4 del § 42, modificado por la Ley Federal BGBl. I n.º 23/2020, 
entrará en vigor el día de su publicación y dejará de estar en vigor el 31 de diciembre 
de 2020.»

Van der Bellen
Kurz
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(*)

Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia 
y Protección de los Consumidores

A todos los Gobernadores Provinciales

Número de referencia: 2020-0.143.421

Decreto; aplicación de la Ley de Epidemias, garantía de un procedimiento uniforme

Muy distinguido(a) Gobernador(a):

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Salud, Atención y Protección del Consumidor 
se complace en informarle del siguiente decreto sobre la aplicación de la Ley de Epidemias 
de 1950.

En primer lugar, se hace referencia al Decreto de la BMSGPK de 28 de febrero de 2020, 
GZ 2020-0.138.290, que estipula, entre otras cosas, la existencia de un caso sospechoso y 
la gestión de las personas de contacto.

1)  Cómo proceder en caso de un caso sospechoso:

La autoridad administrativa del distrito tiene que iniciar las encuestas e investigaciones 
necesarias para determinar la enfermedad y la fuente de infección para cada informe y cada 
sospecha de infección del «nuevo coronavirus 2019» (2019-nCoV ahora SARS-CoV-2) (§ 5 
de la Ley de Epidemias de 1950).

Se interrogará al sospechoso sobre la existencia de personas con un cuadro clínico si-
milar en su entorno (es decir, búsqueda activa de la fuente, casos conjuntos y posteriores si 
aún no se han notificado). Además, se debe interrogar al sospechoso sobre las personas con 
las que ha tenido contacto (incluidos los miembros del hogar y las personas de contacto en 
el entorno profesional y privado, en la guardería, la escuela u otra institución comunitaria). 
Las personas de contacto identificadas deben ser documentadas, calificadas según su clase 
de riesgo y, de ser necesario, sometidas a pruebas o separación (véanse 2 y 3).

2)  Qué personas serán sometidas a prueba en el marco de las investigaciones oficia-
les sobre el medio ambiente:

Se realizará una prueba para detectar la presencia de infección por el «nuevo corona-
virus 2019» (2019- nCoV ahora SARS-CoV-2) a toda persona que cumpla los requisitos para 
ser sospechosa de padecer la enfermedad. Los requisitos actualmente vigentes pueden con-
sultarse en el sitio web del Ministerio de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores en:

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infe-
ktionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html

Tenga en cuenta que estos requisitos están sujetos a cambios, por lo que es importante 
asegurarse de que se utilice la definición de caso actualmente válida.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
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Además, también se debe considerar la posibilidad de realizar pruebas en personas 
hospitalizadas con neumonía viral o enfermedades respiratorias graves (véase la orientación 
del CEPCE). Las pruebas también deben considerarse si se acumulan múltiples casos de 
neumonía viral de origen desconocido.

Por lo tanto, los individuos asintomáticos no deben ser sometidos a prueba en este con-
texto. Un resultado de prueba negativo no excluye una infección.

La orden de realizar una prueba debe ser emitida por la autoridad administrativa de dis-
trito competente (Departamento de Salud Pública).

3)  Qué personas deben ser separadas:

Si el resultado de la prueba es positivo, la persona será separada por decisión de la au-
toridad administrativa local competente del distrito (Departamento de Salud Pública) mien-
tras dure la enfermedad.

En lo que respecta a la separación de las personas sospechosas de estar infectadas, el 
procedimiento se llevará a cabo de acuerdo con las categorías respectivas, que se describen 
en detalle en:

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infe-
ktionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html

más adelante en «Fachinformation», Información sobre el seguimiento de las personas 
de contacto. Las personas de contacto de la categoría I deben mantenerse separadas en 
todo caso durante un período de 14 días de la posible infección. Las personas de contacto 
de la categoría II sólo se restringirán durante este período en casos individuales, tras una 
evaluación que realizará la autoridad administrativa del distrito.

4)  Dónde realizar la separación:

La separación de los enfermos se puede organizar tanto en el hospital -en caso de 
cursos severos- como en el entorno doméstico -en caso de cursos más leves-. En caso de 
sospecha de enfermedad, se ordenará en primer lugar una cuarentena domiciliaria. Las per-
sonas separadas no deben abandonar la estación de cuarentena o el hogar bajo ninguna 
circunstancia y deben evitar cualquier contacto social.

Se puede apartar de estas normas si una autoridad administrativa de distrito o un estado 
se acerca en casos justificados al Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asis-
tencia y Protección de los Consumidores y recibe su aprobación.

5)  Inscripciones en el registro de enfermedades de declaración obligatoria (EMS):

De conformidad con el párrafo 3 del § 4 de la Ley de Epidemias de 1950, el caso sospe-
choso debe introducirse en el Sistema de Notificación Epidemiológica (SPE) mediante un 
formulario de notificación con los siguientes datos: informe del médico (demografía, fecha de 
notificación, etc.) y los datos recogidos por la autoridad administrativa de distrito (BVB), como 
el historial de viajes, el país de la infección, la fuente sospechosa de la infección, la ocupa-
ción y el lugar de empleo, si es necesario visitas a instalaciones comunitarias. Las entradas 
relacionadas con las enfermedades COVID-19 o las infecciones SARS-CoV-2 deben ser in-
troducidas en el SPE inmediatamente y sin demora, pero a más tardar dentro de las 24 
horas.

6)  Intercambio de información:

Además, el BMSGPK (accesible a través de corona@gesundheitsministerium.gv.at), si 
así se dispone, los funcionarios de los gobiernos provinciales, así como el personal de coor-
dinación del SKKM (accesible a través de SKKM-IA@bmi.gv.at), establecido por el Ministerio 
Federal del Interior, deben ser informados inmediatamente y sin demora por los directores de 
los servicios de salud provinciales sobre las pruebas confirmadas positivamente.

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
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7)  Se aclara que las medidas de las autoridades administrativas de distrito se aplican 
a todos los ámbitos:

Cualquier orden adicional será determinada por las respectivas autoridades compe-
tentes, por ejemplo, para las escuelas por el Ministerio Federal de Educación, Ciencia e In-
vestigación, para los jardines de infancia por los Länder.

8)  Participación de las autoridades de seguridad o los órganos del servicio de segu-
ridad pública:

En relación con la aplicación de la Ley de Epidemias de 1950, se señala en particular 
que, según el § 28a de la Ley de Epidemias de 1950, los órganos del servicio de seguridad 
pública deben apoyar a las autoridades sanitarias en sus solicitudes.

En particular, esto implica el apoyo a las siguientes tareas o medidas:

–  § 5 estudios sobre la aparición de una enfermedad,
–  § 6 Iniciación de precauciones en caso de aparición de enfermedades de declaración 

obligatoria,
–  § 7 separación de enfermos,
–  § 15 medidas contra la confluencia de grandes multitudes,
–  § 17 vigilancia de ciertas personas,
–  § 22 evacuación de viviendas,
–  § 24 restricciones de tráfico para los residentes de ciertas localidades,

Se hace especial referencia a la obligación prevista en el párrafo 2 del § 28a de la Ley de 
Epidemias de 1950 (medidas de protección de los órganos del servicio de seguridad pública).

9)  Se solicita que se transmita el presente decreto a las autoridades encargadas de 
la aplicación de la Ley de Epidemias de 1950 en el ámbito respectivo de aplicación y 
que se vigile su cumplimiento.

El documento adjunto es parte del decreto.

Con mis mejores deseos,

28 de febrero de 2020

Por el Ministro Federal:
DDr. Meinhild Hausreither

Suplementos
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Número de referencia: 2020-0.138.290

Decreto; responsabilidades y procedimiento en virtud de la Ley de Epidemias de 1950 
para las personas de contacto del SARS-CoV-2

Muy distinguido(a) Gobernador(a):
Los documentos que figuran en el anexo:

–  Responsabilidades Ley de Epidemias.
–  Los procedimientos oficiales para las personas de contacto del SARS-CoV-2 se de-

claran vinculantes.

De ser necesario, se actualizará el documento relativo al procedimiento oficial para las 
personas de contacto del SARS-CoV-2.

Sírvase remitir el presente decreto a las autoridades responsables de la aplicación de la 
Ley de Epidemias de 1950 en el ámbito respectivo de aplicación y de vigilar su cumplimiento.

Viena, 28 de febrero de 2020

Atentamente

Por el Ministro Federal:
DDr. Meinhild Hausreither

Suplementos

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Preguntas sobre la Ley de Epidemias de 1950

Responsabilidades BMSGPK y BVB:

La Ley de Epidemias de 1950 es una disposición legal promulgada por la administración 
federal indirecta (artículo 10, párrafo 1, apartado 10 B-VG) basada en la competencia «salud 
pública» (artículo 102, párrafo 1 B-VG). Por consiguiente, el Ministro Federal responsable de 
la salud está facultado para dar instrucciones a los gobernadores provinciales encargados de 
la aplicación de la administración federal indirecta y a las autoridades administrativas de 
distrito bajo su jurisdicción. Además, el Ministro Federal responsable del servicio de salud 
debe considerarse como la autoridad superior pertinente en el sentido de la Ley de Procedi-
miento Administrativo General.

En lo que respecta a la aplicación de la ley, el párrafo 4 del § 43 de la Ley de Epidemias 
de 1950 aclara que el inicio, la aplicación y la salvaguardia de todas las encuestas y precau-
ciones prescritas por esta ley es responsabilidad de las autoridades administrativas de dis-
trito. En este contexto, cabe señalar que la forma jurídica del reglamento también está a 
disposición de esas autoridades si una orden normativa afectará a un grupo general -no indi-
vidualizable- de destinatarios.

En el cuadro siguiente se asignan los reglamentos posibles en virtud de la Ley de Epide-
mias de 1950 con respecto a la responsabilidad de su aplicación a la Autoridad Administrativa 
del Distrito (BVB) o al Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Atención y Protección 
de los Consumidores (BMSGPK).

El resto de la aplicación es responsabilidad exclusiva de las autoridades administrativas 
del distrito.

Apartado Objeto Autoridad

§ 1, párrafo 2 Hacer que otras enfermedades sean ob-
jeto de notificación BMSGPK

§ 5, párrafo 2

Los reglamentos determinarán en qué 
condiciones y por qué órganos se puede 
llevar a cabo la apertura de cadáveres y 
el examen de partes de cadáveres du-
rante estos reconocimientos

BMSGPK
Reglamento sobre los órganos de las 
personas que padecen de enfermedades 
de declaración obligatoria

§ 6
Precauciones en caso de aparición de 
enfermedades de declaración obliga-
toria

BVB

§ 7, párrafo 1 Disposiciones sobre segregación

BMSGPK
Reglamento sobre la segregación de los 
enfermos, sospechosos de estar en-
fermos e infectados y la designación de 
casas y apartamentos

§ 8, párrafo 5 Desinfección BMSGPK

§ 9 Exclusión de las personas de los centros 
de enseñanza BVB

§ 10 Restricciones de uso del agua y otras 
precauciones que deben tomarse BVB

§ 11 Restricciones al comercio de alimentos BVB

§ 12, párrafo 2

Un Reglamento puede disponer que la 
prohibición de las ceremonias fúnebres 
se aplique también en caso de que se 
produzca cualquier otra enfermedad de 
declaración obligatoria.

BMSGPK
Reglamento relativa a los cadáveres de 
personas afectadas por enfermedades 
de declaración obligatoria
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Apartado Objeto Autoridad

§ 13, párrafo 5

Las normas detalladas sobre el confina-
miento, traslado y entierro de tales cadá-
veres y sobre el establecimiento de mor-
gues se establecerán por Reglamento

BMSGPK
Reglamento relativa a los cadáveres de 
personas afectadas por enfermedades 
de declaración obligatoria

§ 14 Sacrificio de animales BVB

§ 15 Medidas contra las grandes concentra-
ciones de personas BVB

§ 16 Requisitos de información específicos BVB

§ 17 Vigilancia de determinadas personas BMSGPK
Reglamento sobre separación

§ 18 Cierre de centros escolares BVB

§ 19 Prohibición de la limpieza BVB

§ 20, párrafo 4
Restricción o cierre de empresas comer-
ciales (en caso de aparición de enferme-
dades no mencionadas en la ley)

BMSGPK

§ 21, párrafo 2

En la medida en que las precauciones 
descritas en los párrafos 1 a 3 también 
se pueden tomar cuando se produce 
otra enfermedad de declaración obliga-
toria, se determina por Reglamento

BMSGPK
Reglamento sobre separación

§ 22 Desahucio BVB

§ 23 Restricciones a la circulación de deter-
minadas mercancías BMSGPK

§ 24 Restricción del tráfico para residentes de 
determinadas ciudades BVB

§ 25 Restricciones del tráfico a los extran-
jeros BMSGPK

§ 26 Disposiciones relativas a los estableci-
mientos de transporte en Austria

BMSGPK
Reglamento sobre el transporte de per-
sonas que padecen o que se sospecha 
que padecen de enfermedades transmi-
sibles

§ 28 Medidas relativas a los patógenos

BMSGPK
Reglamento sobre la facultad de efectuar 
reconocimientos médicos y de supervi-
sarlos cuando trabajen con agentes pa-
tógenos
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Procedimiento oficial para las personas de contacto del SARS-CoV-2: Seguimiento de 
las personas de contacto (situación: 14.04.2020)

Definición del caso SARS-CoV-2 (anteriormente 2019-nCoV):

Página web del Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores:

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infe-
ktionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html

Observaciones preliminares

En principio, se aplica la evaluación de la situación individual del evento por la autoridad 
sanitaria responsable; si es necesario, debe consultarse a la dirección regional de salud o a 
la AGES responsable.

Definición de personas de contacto

1.  Las personas de contacto de la categoría I son personas con exposición de alto 
riesgo
(es decir, la persona de contacto con alto riesgo de infección), definido como

–  Contactos presupuestarios de un caso de COVID-19
–  Las personas que tuvieron contacto físico directo (por ejemplo, estrechando la mano) 

con un caso de COVID-19
–  Personas que han tenido contacto directo y sin protección con las secreciones infec-

ciosas de un caso de COVID-19 (por ejemplo, toser, tocar pañuelos de papel usados con las 
manos desnudas)

–  Las personas que han tenido contacto cara a cara con un caso de COVID 19 a una 
distancia de ≤2 metros y una duración de más de 15 minutos

–  Las personas que han estado en un ambiente cerrado (por ejemplo, aula, sala de re-
uniones, sala de espera de un hospital) con un caso de COVID 19 durante 15 minutos o más

–  El personal de atención de la salud u otras personas que hayan manipulado directa-
mente un caso de COVID-19 o el personal de laboratorio que haya trabajado con muestras 
de un caso de COVID-19; sin llevar el equipo de protección personal recomendado o si se 
sospecha de contaminación a pesar del equipo de protección personal

–  Personas con los siguientes tipos de contacto en la aeronave:

•  Los pasajeros que están sentados en la misma fila que un caso de COVID-19 o en las 
dos filas delante o detrás de él, independientemente del tiempo de vuelo

•  Los miembros de la tripulación que han trabajado en la zona donde se sentó el caso 
COVID-19, y otros pasajeros, si se aplica cualquiera de los tipos de contacto anteriores

Procedimiento para la gestión de las personas de contacto de la Categoría I

–  Registro por nombre, recopilación de número de teléfono, correo electrónico, lugar de 
trabajo, ocupación, condiciones de vivienda

–  Cartas de información a las personas de contacto sobre la enfermedad COVID-19, el 
curso de la enfermedad y los riesgos de transmisión, la autovigilancia del estado de salud, el 
comportamiento en el contexto de la segregación de hogares

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
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–  Separación por parte de las autoridades: la autoridad administrativa del distrito debe 
emitir una orden de separación.

–  Reducción de los contactos con otras personas a través de la segregación domésti-
ca, es decir

•  No se puede dejar el apartamento
•  La estricta adhesión a las etiquetas de mano y estornudo
•  Si se requiere atención médica aguda (distinta de las enfermedades respiratorias, 

véase más adelante), llame al 144 e infórmele del estado epidemiológico de la infección 
(«persona de contacto de COVID-19 oficialmente declarada») a fin de aclarar el curso de 
acción ulterior; en caso de transporte de un paciente a un hospital, notifique a la autoridad 
sanitaria competente (los días laborables durante las horas de apertura, los fines de semana 
una notificación tardía correspondiente al siguiente día laborable).

•  Autocontrol del estado de salud hasta el día 14 después del último contacto (para la 
definición véase el recuadro), a través de

-  Medir la temperatura corporal dos veces al día
-  Llevar un diario sobre los síntomas respiratorios (opcional), la temperatura corporal, 

las actividades generales y los contactos con otras personas, si es necesario
-  Contacto activo regular por parte de las autoridades para vigilar el caso, en cualquier 

caso contacto activo por parte de las autoridades 14 días después del último contacto para 
cerrar el caso

Si se presentan síntomas respiratorios dentro de los 14 días posteriores al último contac-
to (véase el recuadro para la definición) con un caso de COVID 19, se cumplen los criterios 
de un caso sospechoso y el procedimiento es el mismo que para un caso sospechoso:

–  La persona de contacto de los síntomas respiratorios (= caso sospechoso) debe no-
tificar inmediatamente a la autoridad sanitaria responsable la aparición de los síntomas (los 
días laborables durante las horas de apertura, los fines de semana una notificación de segui-
miento correspondiente al siguiente día laborable).

–  Para la aclaración del diagnóstico, la persona de contacto sintomática respiratoria (= 
caso sospechoso) debe llamar al 1450 ó 144 e informarle de su estado epidemiológico de la 
infección («caso sospechoso de COVID-19») a fin de aclarar el curso de acción ulterior (re-
comendación urgente: aclaración del diagnóstico en el ámbito del aislamiento en el hogar 
bajo estricta observancia de las medidas de protección adecuadas, si la situación y el estado 
de salud lo permiten, de lo contrario, transporte a un hospital)

–  Si el examen virológico no revela la presencia del SARS-CoV-2, el aislamiento en el 
hogar o, según el diagnóstico/estado de salud, el aislamiento en el hospital que proporciona 
la atención se continuará hasta el día 14 después del último contacto.

•  Fin del aislamiento en casa si no se han producido síntomas respiratorios en los 14 
días posteriores al último contacto.

2.  Las personas de contacto de la categoría II son personas con exposición de bajo 
riesgo
(es decir, persona de contacto con bajo riesgo de infección), definido como

–  Las personas que están en un ambiente cerrado (por ejemplo, aula, sala de reu-
niones, sala de espera, sala de pacientes/exámenes) con un caso de COVID-19 durante 
menos de 15 minutos

–  Las personas que han tenido contacto cara a cara con un caso de COVID-19 a una 
distancia de ≤2 metros y durante menos de 15 minutos

–  Persona en la misma aeronave que un caso COVID 19, pero donde los tipos de con-
tacto definidos para las personas de contacto de Categoría I NO se aplican
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Procedimiento recomendado para la gestión de las personas de contacto de la Cate-
goría II

–  Registro por nombre, recopilación de número de teléfono, correo electrónico, lugar de 
trabajo, ocupación y condiciones de vida:

•  Cartas de información para ellos sobre COVID-19, el curso de la enfermedad y los 
riesgos de transmisión (por ejemplo, la etiqueta de la tos)

•  Autocontrol del estado de salud hasta el día 14 después del último contacto (uso del 
diario opcional)

•  Alentar a las personas a que reduzcan voluntariamente los contactos sociales y el uso 
del transporte público y los viajes considerablemente y a que tomen nota de los contactos y 
conversaciones que se hagan a sabiendas.

•  Pide una estricta adhesión a las medidas de manos, tos y el estornudo.

–  Tras un cuidadoso examen de la proporcionalidad, el alejamiento (restricción del trá-
fico) de las personas de contacto de la categoría II también puede considerarse justificado 
desde el punto de vista epidemiológico.

Una restricción de tráfico es el mantenerse alejado de:

−  Instalaciones de la comunidad y los lugares de reunión,
−  Uso del transporte público,
−  Trabajos que requieren un contacto frecuente con otras personas.

Si los síntomas respiratorios se producen dentro de los 14 días posteriores al último 
contacto con un caso de COVID-19, se cumplen los criterios para un caso sospechoso y el 
procedimiento es el mismo que para un caso sospechoso.

−  La persona de contacto respiratorio-sintomático (= caso sospechoso) debe informar 
inmediatamente a la autoridad sanitaria responsable de la aparición de los síntomas (los días 
laborables durante las horas de apertura, los fines de semana una notificación de segui-
miento correspondiente al siguiente día laborable).

−  Para la aclaración del diagnóstico, la persona de contacto sintomática respiratoria 
(=caso sospechoso) debe llamar al 1450 o al 144 e informarle de su estado epidemiológico 
de la infección («caso sospechoso de COVID-19») a fin de aclarar el curso de acción ulterior 
(recomendación urgente: aclaración del diagnóstico en el entorno doméstico bajo estricta 
observancia de las medidas de protección adecuadas, si la situación y el estado de salud lo 
permiten, de lo contrario, transporte a un hospital)

−  Si el examen virológico no proporciona pruebas del SARS-CoV-2, el paciente seguirá 
siendo tratado como una persona de contacto de Categoría II hasta el día 14 después del 
último contacto

Procedimiento recomendado para el personal de salud, de enfermería o personal clave

Contacto sin protección con un caso de COVID-19:

corresponde a la persona de contacto de Categoría I (véase más arriba).

Contacto protegido con un caso o con muestras de SARS-CoV-2 mientras se usa el 
equipo de protección recomendado apropiado:

–  Inscripción y registro de correo electrónico, lugar de trabajo, ocupación y vivienda
–  Control interno de la situación sanitaria hasta el día 14 tras el último contacto conta-

gioso y el autoaislamiento en caso de aparición de síntomas respiratorios (siguiendo el 
mismo procedimiento que un caso sospechoso)
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Atención médica crítica, enfermería o personal clave como persona de contacto de 
categoría I y II:

Concierne a grupos de personas críticas para el abastecimiento, como el personal sani-
tario y de enfermería, el personal de mantenimiento del orden y la seguridad públicos, el 
personal de los operadores de infraestructuras críticas, etc.) En ausencia de síntomas de una 
infección por el CoV-2 del SRAS, el procedimiento relativo al aislamiento/restricción del trá-
fico puede, en casos justificados y tras una cuidadosa evaluación de los riesgos y beneficios, 
desviarse a discreción de la autoridad sanitaria responsable. Las recomendaciones a este 
respecto figuran en el documento «Recomendación para el manejo de personas de contacto 
de la categoría I del SARS-CoV-2 - para personal crítico y clave de la atención de salud».

Procedimiento recomendado para la gestión de las personas de contacto de la catego-
ría III (= personas que regresan de zonas de riesgo*)

Se ha suprimido la persona de contacto de la categoría III, ya que la entrada en Austria 
por tierra o por aire está regulada por los Reglamentos 87/2020 y 105/2020.

Línea directa del Coronavirus:

Los expertos de AGES responden a las preguntas sobre el SARS - Coronavirus-2. Telé-
fono: 0800 555 621 - de lunes a domingo de 00:00 a 24:00

Literatura - Fuentes

–  Centro Europeo para la Prevención y el Control de las Enfermedades. Centro Euro-
peo para la Prevención y el Control de las Enfermedades. Rastreo de contactos: gestión de 
la salud pública de las personas, incluidos los trabajadores sanitarios, que han tenido contac-
to con los casos de COVID-19 en la Unión Europea - segunda actualización, 8 de abril de 
2020. Estocolmo: ECDC; 2020. https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19-contact-tracing-pu-
blic-health-management

Acceso: 11.04.2020

–  Centro Europeo para la Prevención y el Control de las Enfermedades. Definición de 
casos y vigilancia europea para COVID-19, a partir del 2 de marzo de 2020. Estocolmo: 
ECDC; 2020

https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19-contact-tracing-public-health-management
https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19-contact-tracing-public-health-management




– 271 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

(*)

Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

A todos los Gobernadores Provinciales.

Número de referencia: 2020-0.180.200.

Decreto; medidas basadas en el § 18 de la Ley de Epidemias de 1950 con respecto a 
los jardines de infancia

Muy distinguido(a) Gobernador(a):
Para contener la propagación del SARS-CoV-2 es necesario adoptar medidas de mayor 

alcance. Esto afecta también a las escuelas de párvulos (jardines de infancia o instituciones 
similares, según se definen en el § 18 de la Ley de Epidemias de 1950).

Las autoridades administrativas de distrito (autoridades sanitarias) a las que se ha con-
fiado la aplicación de la Ley de Epidemias de 1950 tienen instrucciones de ordenar por de-
creto que, de conformidad con el § 18 de la Ley de Epidemias de 1950, se ordenen las si-
guientes restricciones en relación con el funcionamiento de los jardines de infancia y las 
guarderías:

Desde el 18 de marzo de 2020 hasta el comienzo de las vacaciones de Pascua (3 de 
abril de 2020) los jardines de infancia permanecerán abiertos, pero el mayor número posible 
de niños serán atendidos en casa.

El objetivo es reducir la densidad de niños en el jardín de infancia y el número de con-
tactos sociales en general.

Por supuesto, debe garantizarse la prestación de cuidados, en particular para los niños 
cuyos padres son indispensables profesionalmente o que no tienen la posibilidad de recibir 
cuidados en el hogar. En cualquier caso, estos grupos de personas incluyen:

–  Los médicos y el resto del personal médico.
–  Personal de enfermería.
–  El personal de las organizaciones de «La Luz Azul».
–  Los miembros de los grupos de trabajo y las unidades de crisis.
–  Personas que trabajan en el sector de los suministros y la distribución: Empleados de 

farmacias, supermercados y transporte público.
–  Padres/madres solteras.

No se debe permitir bajo ninguna circunstancia el cuidado de los niños por parte de los 
abuelos. Se considera que las personas de más de 65 años de edad corren un riesgo espe-
cial de contraer una infección grave de SARS-CoV-2.

La dirección de la guardería:

–  informará inmediatamente a los padres y tutores sobre las medidas necesarias;

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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–  recibirá las notificaciones relativas a la asistencia al jardín de infancia y a la atención 
domiciliaria. Los padres pueden hacer un uso flexible de la oferta de guardería. La duración 
de la atención en la guardería depende de los horarios habituales.

Viena, 13 de marzo de 2020

En nombre del Ministro Federal, le saluda atentamente,

DDr. Meinhild Hausreither

Suplementos
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Sr. Gobernador
Dr. Michael Ludwig
Lichtenfelsgasse 2
1010 Viena

Número de referencia: 2020-0.199.340

Decreto; aplicación de la Ley de Epidemias de 1950; directrices para el tratamiento del 
SARS-CoV-2/COVID-19

Muy distinguido Sr. Gobernador Dr. Ludwig,

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Atención y Protección de los Consu-
midores tiene el placer de informarle del siguiente decreto relativo a la aplicación de la Ley 
de Epidemias de 1950. Decreto de 28 de febrero de 2020, ref.: 2020-0.143.421, para garan-
tizar un procedimiento uniforme, se derogará una.

Además, cabe hacer referencia al Decreto de 28 de febrero de 2020, ref.: 2020-0.138.290, 
relativo a las responsabilidades y procedimientos en virtud de la Ley de Epidemias de 1950 
para las personas de contacto del SARS-CoV-2, en el que se define en particular la exis-
tencia de un caso sospechoso y la gestión de las personas de contacto.

1)  ¿Cuál es el procedimiento en caso de un caso sospechoso?

La autoridad administrativa del distrito debe iniciar las encuestas e investigaciones nece-
sarias para determinar la infección y la fuente de la misma siempre que se notifique una 
sospecha de infección por SARS-CoV-2 («nuevo coronavirus 2019») (§ 5 de la Ley de Epi-
demias de 1950).

Se interrogará al sospechoso sobre las personas con un cuadro clínico similar de su 
entorno (es decir, búsqueda activa de la fuente, casos conjuntos y posteriores si aún no se 
han notificado). Además, se debe interrogar al sospechoso sobre las personas de contacto 
(incluidos los miembros de la familia, así como las personas de contacto en el entorno profe-
sional y privado, en la guardería, la escuela u otros centros comunitarios). Las personas de 
contacto identificadas deben estar documentadas, calificadas según su clase de riesgo y, de 
ser necesario, separadas (véase 2).

2)  ¿Qué personas deben ser sometidas a prueba o segregadas?

Para las pruebas, por favor, consulte las recomendaciones actuales de la BMSGPK.
Si el resultado de la prueba es positivo, la persona debe ser aislada mediante notificación 

a la autoridad administrativa de distrito localmente responsable (Departamento de salud Pú-

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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blica). Por favor, consulte las recomendaciones de la BMSGPK válidas en ese momento para 
la duración del aislamiento o su cancelación.

En lo que respecta al aislamiento de los agentes infecciosos sospechosos, el procedi-
miento se llevará a cabo de acuerdo con las categorías respectivas, que se presentan en 
detalle en:

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infe-
ktionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html

más adelante en «Información especializada», Información sobre la localización de per-
sonas de contacto.

3)  ¿Dónde se llevará a cabo el aislamiento?

El aislamiento de las personas infectadas debe tener lugar en un entorno adecuado, por 
ejemplo, en un entorno de hospitalización, en un entorno doméstico o en otros locales apro-
piados. Si el estado de salud lo permite, se ordenará en primer lugar una cuarentena domici-
liaria para los casos sospechosos de enfermedad. Se debe instruir a las personas separadas 
para que no salgan de los locales en los que están en cuarentena bajo ninguna circunstancia 
y para que eviten cualquier contacto social.

Se pueden hacer excepciones a estas instrucciones si una autoridad administra-
tiva de distrito o un Estado federado, en casos justificados, se dirige al Ministerio Fe-
deral de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores y 
obtiene su aprobación.

4)  Inscripciones en el registro de enfermedades de declaración obligatoria (EMS):

Según los párrafos 3 y 4 del § 4 de la Ley de Epidemias de 1950, el caso sospechoso 
debe ser registrado en el Sistema de Notificación Epidemiológica (EMS) con los siguientes 
datos:

–  Datos según el informe del médico (datos demográficos, fecha del informe, etc.).
–  Datos reunidos por la autoridad administrativa de distrito (BVB), como historial de 

viajes, país de la infección, presunta fuente de la infección, ocupación y lugar de empleo, 
visitas a instalaciones comunitarias si es necesario.

Las entradas relacionadas con las enfermedades COVID-19 o las infecciones SARS-
CoV-2 deben hacerse inmediatamente después de que los resultados estén disponibles.

El resultado de la validación y verificación de estos datos debe ser presentado diaria-
mente a más tardar a las 14:30 por la autoridad administrativa del distrito competente.

5)  Transmisión de datos adicionales al BMSGPK y al BMI:

Los siguientes datos deben ser transmitidos diariamente a más tardar a las 8:00 a.m. a 
las siguientes direcciones de correo electrónico: corona@gesundheitsministerium.gv.at y 
skkm-cor@bmi.gv.at:

–  Número total de casos confirmados.
–  Número de casos actualmente hospitalizados en salas normales.
–  Número de casos actualmente hospitalizados en unidades de cuidados intensivos.
–  Tasa de ocupación de camas en salas normales en % (incl. otros pacientes).
–  Utilización de camas en las unidades de cuidados intensivos en % (incl. otros pa-

cientes).
–  Número de muertes
–  Número total de pruebas realizadas (suma de pruebas positivas y negativas).

6)  Transmisión de los números de caso a los municipios:

A petición de un municipio, se puede comunicar el número de casos de personas que 
han sido oficialmente segregadas en su territorio municipal.

https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
https://www.sozialministerium.at/Themen/Gesundheit/Uebertragbare-Krankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/Neuartiges-Coronavirus.html
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7)  Se aclara que las medidas de las autoridades administrativas de distrito se aplican 
a todos los ámbitos:

Cualquier orden adicional debe ser determinada por las autoridades competentes res-
pectivas, por ejemplo, para las escuelas por el Ministerio Federal de Educación, Ciencia e 
Investigación, para los jardines de infancia por los Länder.

8)  Participación de las autoridades de seguridad o los órganos del servicio de segu-
ridad pública:

En relación con la aplicación de la Ley de Epidemias de 1950, se señala especialmente 
que, según el § 28a de esta Ley, los órganos del servicio de seguridad pública deben apoyar 
a las autoridades sanitarias en sus solicitudes.

En particular, esto implica la asistencia con las siguientes tareas o medidas:

–  § 5 estudios sobre la aparición de una enfermedad.
–  § 6 Iniciación de precauciones en caso de aparición de enfermedades de declaración 

obligatoria.
–  § 7 separación de enfermos.
–  § 15 medidas contra la confluencia de grandes multitudes.
–  § 17 vigilancia de ciertas personas.
–  § 22 evacuación de viviendas.
–  § 24 restricciones de tráfico para los residentes de ciertas localidades.

Se hace especial referencia a la obligación prevista en el párrafo 2 del § 28a de la Ley de 
Epidemias de 1950 (medidas de protección de los órganos del servicio de seguridad pública).

9)  Se solicita que se transmita el presente decreto a las autoridades encargadas de 
la aplicación de la Ley sobre la epidemia de 1950 en el ámbito respectivo de aplicación 
y que se vigile su cumplimiento.

Viena, 26 de marzo de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal:
DDr. Meinhild Hausreither
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Número de referencia:2020-0.203.105

Información sobre las medidas relativas a la utilización del cupo federal de conformi-
dad con la § 3, párrafo 1, del COVID-19-FondoG

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:
A fin de garantizar la atención médica en Austria, el Gobierno federal, además de los 

canales de adquisición establecidos de las provincias federales, ha asumido la coordinación 
y el aseguramiento de la adquisición de los productos de equipo de protección necesarios, 
consumibles, etc., así como la planificación de la capacidad en el sistema de atención de la 
salud de conformidad con el párrafo 1 del § 3 de la Ley Federal sobre el establecimiento 
del Fondo de Gestión de Crisis COVID-19 (COVID- 19-FondoG), BGBl. I n.º 12/2020.

Con ese fin, el Ministerio Federal de Digitalización y Localización de Empresas, de 
acuerdo con el Ministerio Federal de Finanzas, concertó un acuerdo de subvención con la 
Cruz Roja austríaca para cubrir la demanda nacional de los productos médicos mencionados 
y distribuirlos según las necesidades.

Para su ulterior aplicación, el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Salud, Atención y 
Protección de los Consumidores ha establecido un proceso que se divide en las tres etapas 
siguientes:

1.  Evaluación de las necesidades por el equipo de gestión de crisis del respectivo es-
tado federal en el marco del SKKM (área temática 04).

2.  La adquisición del cupo federal por la Cruz Roja austriaca (ÖRK).
3.  Distribución a los Länder.

El Gobernador de la provincia debe asegurarse de que la evaluación de las necesidades 
por parte de los equipos de gestión de crisis de las provincias esté agrupada para la provincia 
respectiva (con la excepción de la zona externa).

El S4 de la respectiva unidad provincial de crisis actúa como la persona de contacto para 
el S4 en la BMSGPK y la SKKM, por lo que la comunicación debe ser electrónica.

–  Persona de contacto para el personal de crisis del Estado S4: Mag. Stefan Ei-
chwalder, s4@gesundheitsministerium.gv.at

–  Persona de contacto para las oficinas de los consejeros provinciales responsa-
bles: Dr. Ulrich Herzog Ulrich.herzog@sozialministerium.at

El estudio de los artículos críticos incluirá los siguientes parámetros para los productos 
enumerados en el Anexo:

1.  Las acciones del Estado federal respectivo,

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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2.  los pedidos hechos por el respectivo Estado federal incluyendo los tiempos de en-
trega y

3.  la demanda a corto o medio plazo de los respectivos artículos críticos.

El presente informe sobre la respectiva fecha límite garantiza una base de datos com-
parable sobre los artículos críticos por provincia en toda Austria. Esta base de datos es el 
requisito previo esencial para la distribución del contingente federal a los estados federales.

Para asegurar una asignación selectiva de la cuota federal de acuerdo con las condi-
ciones actuales, la base de datos debe ser reportada actualmente una vez a la semana (los 
lunes a las 12:00 del mediodía).

El personal de crisis de los Estados federales debe recoger las existencias actuales, 
la demanda a corto y mediano plazo y los pedidos realizados para todas las áreas pertinen-
tes, al menos para:

–  Área interna.
–  Servicios de rescate.
–  Residencias y asilos.
–  Cuidado móvil.

Todo el sector externo (médicos, ambulatorios, farmacias, comadronas, MTD, etc.) no 
debe ser encuestado por la unidad de crisis de los Länder, ya que la Institución de Segu-
ridad Social (ÖGK) ha establecido aquí un canal de encuesta independiente en cooperación 
con los grupos de interés que representan a las profesiones sanitarias.

Sobre la base de estos informes de material rodante, pedido y demanda comunicados 
por los Länder, el ÖRK hace un pedido centralizado de los bienes necesarios, previa 
aprobación de la BMSGPK.

Para la distribución de las mercancías entregadas se suelen utilizar los siguientes 
criterios por Estado federal:

–  Demanda notificada a corto y mediano plazo.
–  Existencias registradas y ordenadas por separado por las instituciones pertinentes en 

el Estado federal respectivo.
–  Desarrollo actual y previsto del COVID-19 por Estado federal.

La asignación de la cuota federal a las cuotas de los respectivos Länder es llevada a 
cabo por la BMSGPK sobre la base de los criterios antes mencionados y se comunica a los 
Länder al menos una vez por semana antes del miércoles.

Los respectivos grupos de gestión de crisis de los Estados federales tienen que asignar 
el cupo estatal correspondiente a los usuarios registrados (por ejemplo, hospitales, servicios 
de emergencia, residencias de ancianos) del Estado correspondiente y solicitarlo mediante 
una herramienta en línea creada por el ÖRK. Para ello, se deben nombrar y presentar al ÖRK 
dos personas por cada equipo de crisis de un Estado federal.

Basándose en los pedidos de la herramienta en línea, el ÖRK se encarga de la tramita-
ción y la logística centrales (entrega directa a grandes instalaciones (por ejemplo, hospitales) 
o a las oficinas centrales de los Estados federales para su posterior distribución).

La distribución de los requisitos registrados por el ÖGK es llevada a cabo por el ÖGK y 
no por el personal de crisis de los Estados federales.

Le saluda atentamente,

Viena, 26 de marzo de 2020.

Por la Ministra,
DDr. Meinhild Hausreither
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Ministerio Federal de Trabajo, Familia y Juventud

Inspecciones de trabajo para el 2 a 18. Sistema de supervisión

Número de referencia: 2020-0.196.661

Equipos de protección individual. Reprocesamiento de máscaras de protección respi-
ratoria para hospitales

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:
Estimados colegas,

–  El reprocesamiento de las máscaras de protección respiratoria destinados a un solo 
uso (etiquetados como «NR» «no reutilizables») es posible si en el hospital se adopta un 
proceso de esterilización adecuado y medidas organizativas.

–  Las máscaras de protección respiratoria de la clase FFP2 se asimilan a máscaras 
originales en términos de eficacia filtrante e higiene y, por tanto, pueden ser puestas a dispo-
sición de los trabajadores por los empleadores.

–  En el caso de máscaras de protección respiratoria de la clase FFP3, se supone que 
son al menos equivalentes a las del FFP2 en términos de efecto filtrante y, por tanto, pueden 
ser puestas a disposición de los trabajadores por los empleadores.

–  Las máscaras de protección respiratoria reprocesadas mediante esterilización por 
vapor son higiénicamente seguras y, desde este punto de vista, los empleadores también 
pueden ponerlas a disposición de los empleados.

Procedimiento actualmente conocido y probado

Las pruebas han demostrado que una sola esterilización con vapor a 121°C no reduce 
significativamente la capacidad de separación del material filtrante de las máscaras de pro-
tección respiratoria sin filtros. Los resultados muestran que el proceso de esterilización utili-
zado para reprocesar las máscaras de protección respiratoria FFP2 sin válvula fue exitoso. 
En la comparación de las máscaras de protección respiratoria FFP2 sin válvula, las muestras 
esterilizadas con vapor probadas no mostraron desviaciones negativas o incluso mejoras en 
la capacidad de retención de las partículas medidas.

Los resultados de la máscara de protección respiratoria FFP2 con válvula esterilizada 
por vapor probada mostraron una retención ligeramente más pobre en comparación con una 
máscara de protección respiratoria FFP2 con válvula cuando era nueva.

La inocuidad higiénica de ambos tipos también fue determinada por opiniones de expertos.
Por lo tanto, en este momento puede suponerse que las máscaras de protección respi-

ratoria sin válvula, una vez reprocesadas mediante la esterilización por vapor, son en cual-
quier caso equipos de protección personal adecuados y proporcionan el mismo efecto pro-
tector que las mascarillas originales. Aunque las máscaras de protección respiratoria con 
válvula muestran un efecto protector reducido en comparación con las nuevas máscaras, 

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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todavía se puede suponer, sobre la base de las investigaciones disponibles, que las más-
caras de protección respiratoria FFP2, aunque se acercan a los requisitos de las máscaras 
de protección respiratoria FFP2, los siguen cumpliendo. En el caso de las máscaras FFP3 
reprocesadas, puede suponerse que tras un proceso de reprocesamiento único, cumplirán al 
menos la clase de protección FFP2, pero no necesariamente los requisitos para la FFP3.

Debido a la falta de experiencia, actualmente es imposible decir con qué frecuencia es 
posible el reprocesamiento. Pruebas anteriores muestran que una esterilización por vapor de 
una sola vez no tiene un efecto decisivo en el rendimiento de la filtración requerida.

(Nota: Hasta qué punto la esterilización múltiple por vapor es también posible es actual-
mente objeto de más investigaciones).

Medidas suplementarias para crear un proceso adecuado para el reprocesamiento de 
las máscaras de protección respiratoria en el sector clínico:

–  Para el uso en un turno de una persona, se aplicará el procedimiento de acuerdo con 
la declaración del RKI sobre el uso del PSA para el ahorro de recursos.

Nota: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_
schone

–  Para su uso más allá de un turno y por otros trabajadores:

•  No se reutilizarán después de las actividades en pacientes infecciosos con exposición 
pronunciada a los aerosoles, por ejemplo, en la broncoscopia o si la máscara respiratoria 
está empapada.

•  Se establecerá de una logística adecuada para recoger, almacenar temporalmente, 
limpiar y preparar las máscaras para su uso de nuevo.

•  Se marcarán las máscaras de protección respiratorias reprocesadas, por ejemplo, 
mediante una marca.

•  Se realizará una vigilancia continua con revisiones al azar de las máscaras reproce-
sadas para detectar daños y fugas. Se tomará al azar una muestra de cada lote diario y se 
analizará.

•  Se registrarán los pasos del proceso de reprocesamiento y sus controles, con el mar-
cado de las máscaras reprocesadas (marcado).

•  Se darán instrucciones a los trabajadores para que realicen una inspección visual 
antes de usar las máscaras reprocesadas, observando lo siguiente:

-  Que no hay daños evidentes,
-  que encajan bien,
-  el buen estado de las bandas elásticas.

Base legal:

El § 69, párrafo 4, de la ASchG estipula que los EPI deben utilizarse -salvo en casos 
especiales excepcionales- sólo para los fines y en las condiciones para las que están desti-
nados según el fabricante y el distribuidor.

Puede suponerse que se trata de un caso excepcional especial en ausencia de disponi-
bilidad actual durante la pandemia del coronavirus.

De conformidad con el párrafo 5 del § 69 de la Ley de Seguridad Social, un trabajador se 
puede desviar del uso de los EPI si las circunstancias exigen su utilización por personas di-
ferentes y se adoptan medidas adecuadas para garantizar que no surjan problemas de salud 
e higiene para los distintos usuarios.

Atentamente,

24 de marzo de 2020

Por el Ministro Federal:
Mag.a Dr.in iur. Anna Ritzberger-Moser

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schone
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schone
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Ministerio Federal de Trabajo, Familia y Juventud

Inspecciones laborales de 2 a 18. Sistema de supervisión

Número de referencia: 2020-0.210.591

Equipos de protección individual. Reprocesamiento de máscaras de protección sani-
taria

Estimados colegas,

–  Este decreto se refiere exclusivamente al reprocesamiento de las mascarillas respi-
ratorias por parte del empleador (por ejemplo, en un hospital u otra institución) con el fin de 
volver a ponerlas a disposición de sus propios empleados. Se pueden utilizar proveedores de 
servicios para el reprocesamiento

–  Los procesos de reprocesamiento deben corresponder al estado de la técnica en lo 
que respecta a los requisitos higiénicos y garantizar el efecto protector mínimo requerido 
(fuga total).

–  Las máscaras respiratorias reprocesadas solo deben estar a disposición de los pro-
fesionales médicos y solo mientras dure la actual amenaza para la salud por el SARS-CoV-2.

–  El reprocesamiento de las máscaras de respiración destinadas a un solo uso (mar-
cando «NR» como «no reutilizable») es posible si se utiliza un proceso de esterilización 
adecuado y medidas organizativas en el sector de la atención de la salud (especialmente la 
atención de los pacientes, la enfermería).

–  Las máscaras respiratorias que han sido reprocesadas mediante un proceso incluido 
en la lista de la Oficina Alemana de Armamento y Tecnología de Defensa (ARWT) son ade-
cuadas en cualquier caso y, por lo tanto, los empleadores pueden ponerlas a disposición de 
los empleados sin más pruebas.

–  La información sobre los servicios del ARWT y la lista de tipos de máscaras y proce-
dimientos de reprocesamiento adecuados puede encontrarse en el sitio web del Ministerio 
Federal de Defensa en la dirección:

http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/index.s html
–  Las máscaras protectoras reprocesadas están claramente marcadas. Se establece 

una marca para cada reprocesamiento, por ejemplo, una línea roja claramente visible para 
cada reprocesamiento.

Comentarios sobre la información en el sitio web del BMLV

Las Fuerzas Armadas austriacas ofrecen un procedimiento rápido para la prueba de fil-
trado de medias máscaras a través de la Oficina Austriaca de Armamento y Tecnología de 
Defensa (ARWT). Quien desee beneficiarse de estos servicios puede ponerse en contacto 
con el ARWT directamente en la dirección de correo electrónico arwt@bmlv.gv.at.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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El procedimiento utilizado por el ARWT cubre los tres parámetros esenciales de la prue-
ba según EN149:2009, a saber:

1.  la densidad de las partículas,
2.  la fuerza mecánica y
3.  el flujo de aire respirable.

La información sobre los éxitos del reprocesamiento y los procedimientos de reprocesa-
miento se puede consultar en el Centro de Intercambio de Información de la ARWT en:

http://www.bundesheer.at/organisation/beitraege/arwt/atemschutzmasken/wamch.sht 
ml.

Las máscaras respiratorias reprocesadas de WAM que han dado positivo se «ponen en 
verde» en el Centro de Intercambio de Información de WAM.

Medidas suplementarias para el uso:

–  No se reutilizarán después de actividades en pacientes infecciosos con una exposi-
ción pronunciada a los aerosoles, por ejemplo, en la broncoscopia o si la máscara respira-
toria está empapada.

–  No habrá reprocesamiento de máscaras respiratorias evidentemente dañadas.
–  Se establecerá una logística adecuada para recoger, almacenar temporalmente, lim-

piar y preparar las máscaras para su uso.
–  Se almacenarán las máscaras en un lugar seco antes y después del reprocesa-

miento.
–  No se almacenarán temporalmente las máscaras húmedas usadas en contenedores 

cerrados, ya que esto puede provocar un aumento masivo de bacterias y moho.
–  Se instruirá a los trabajadores para que realicen una inspección visual antes de usar 

las máscaras reprocesadas, observando lo siguiente:

•  Que no hay ningún daño evidente,
•  que encajan bien,
•  el buen estado de las bandas elásticas.

Nota: Para el uso en un turno de una persona, por favor consulte la declaración del Ins-
tituto Robert Koch (RKI) sobre el uso de los EPI para el ahorro de recursos.

Nota:
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schone

Base legal

El § 69, párrafo 4, de la ASchG estipula que, salvo en casos excepcionales, los EPI sólo 
deben utilizarse para los fines y en las condiciones para las que están destinados según el 
fabricante y el distribuidor.

Puede suponerse que se trata de un caso excepcional especial en ausencia de disponi-
bilidad actual durante la pandemia del coronavirus.

De conformidad con el párrafo 5 del § 69 de la Ley de Seguridad Social, un trabajador se 
puede desviar del uso de los EPI si las circunstancias exigen su utilización por personas di-
ferentes y se adoptan medidas adecuadas para garantizar que no surjan problemas de salud 
e higiene para los distintos usuarios.

El Decreto del 24.3.2020, 2020-0.196.661, relativo a Equipos de protección personal, 
Reprocesamiento de máscaras de protección respiratoria para hospitales, no se ve afectado.

31 de marzo de 2020

Por el Ministro Federal:
Mag.a Dr.in iur. Anna Ritzberger-Moser

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Ressourcen_schone
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Número de referencia: 2020-0.210.637

Decreto; directrices para garantizar los requisitos sanitarios de las personas que ma-
nipulan alimentos; normas de higiene para el comercio minorista

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

I.  Garantizar los requisitos sanitarios de las personas que manipulan alimentos.

Las directrices existentes «para la protección de los requisitos sanitarios de las personas 
que manipulan alimentos», así como todas las directrices sectoriales, elaboradas por la Co-
misión del Codex sobre la base de la LMSVG y la legislación comunitaria armonizada (Re-
glamento básico VO (EG) 178/2002 y Reglamento general de Higiene VO (EG) 852/2004) 
como parte del Libro de Alimentos de Austria, deben cumplirse y aplicarse bajo la responsa-
bilidad del empresario (véase https://verbrauchergesundheit.portal.at/lebensmittel/buch/hy-
gieneleitli-nien/hytienell.html)

II.  Normas de higiene para supermercados y droguerías.

Además, el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de 
los Consumidores puede informarle de las siguientes normas de higiene para evitar la propa-
gación del COVID-19 en supermercados y droguerías:

−  Los empleados de los supermercados y las droguerías/droguerías deben llevar dis-
positivos de protección mecánica para proporcionar una barrera mecánica contra la infección 
por gotitas;

−  a partir de su disponibilidad, estos dispositivos de protección mecánica se pondrán a 
disposición del cliente de forma gratuita si el cliente no trae ningún dispositivo de protección 
mecánica por sí mismo;

−  tan pronto como los propietarios de los supermercados pongan a disposición de los 
clientes estas protecciones mecánicas, estos últimos sólo podrán permitir la entrada de los 
clientes en la zona de venta si llevan protecciones mecánicas;

−  los empleados de los supermercados deben usar guantes en el área de clientes, 
aunque esto no los exime de la obligación de mantener la higiene de manos requerida;

−  los dispensadores de desinfectante deben estar en la entrada;
−  el asa de los carritos de la compra debe ser desinfectada después de cada uso del 

cliente;
−  las superficies o los dispositivos (por ejemplo, los mangos de los congeladores) que 

los clientes tocan regularmente deben limpiarse y desinfectarse con regularidad;

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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−  todas las cajas registradoras con funcionamiento de empleado deben tener una cu-
bierta de plexiglás;

−  las marcas en el suelo deben colocarse en el área de la caja para comprobar y man-
tener la distancia de seguridad prescrita de un metro;

−  el diseño de las zonas de venta debe ser tal que la distancia de seguridad pueda 
mantenerse;

−  el uso de carritos de compras para asegurar que la distancia se mantenga;
−  debe definirse un número de clientes que puedan estar presentes en el supermer-

cado al mismo tiempo, a fin de garantizar la distancia de seguridad prescrita de un metro 
entre las personas presentes; cuando se alcance este número, los clientes adicionales po-
drán entrar en el supermercado sólo si algunos lo han abandonado previamente («uno-
dentro/uno-fuera»);

−  se anima a los empleados a recomendar la posibilidad de pago sin contacto a los 
clientes;

−  se debe informar a los clientes, mediante aviso o cartel, de que no se puede entrar en 
el local comercial si se presentan síntomas.

Los supermercados y las droguerías cuya superficie de clientes sea inferior a 400 m² 
deben, como desviación de la lista anterior, garantizar la adopción de medidas generales de 
protección contra el coronavirus (COVID-19), como la limpieza periódica y a fondo de las 
manos de los empleados con jabón o un desinfectante, el mantenimiento de una distancia 
mínima de un metro y la observación de la higiene respiratoria de los empleados.

Las normas de higiene adicionales deben aplicarse inmediatamente, pero no más tarde 
del 6 de abril de 2020.

Solicitamos que el presente Decreto se transmita a las autoridades encargadas de la 
aplicación de la LMSVG y a las autoridades sanitarias de la zona de aplicación respectiva y 
que se vigile su cumplimiento.

Viena, 31 de marzo de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal:
en asociación con la Dra. Sylvia Füszl
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Número de referencia: 2020-0.221.712

Decreto; § 15 de la Ley de Epidemias de 1950

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:
En relación con el cambio de la situación que se ha producido entre tanto y, en parti-

cular, la situación jurídica modificada por la 3.ª Ley COVID-19, BGBl. I n.º 23/2020 (en-
trada en vigor el 5 de abril de 2020), el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Asistencia y Protección de los Consumidores tiene el honor de hacer las siguientes acla-
raciones:

Revocación de Decretos:

Los Decretos del 10 de marzo de 2020, número de referencia 2020-0.172.682, y del 1 de 
abril de 2020, número de referencia 2020-0.201.688, se revocan.

Se aclara que el ingreso en los lugares públicos está generalmente prohibido, lo que 
hace imposible la celebración de eventos.

Las excepciones a la prohibición de entrar en los lugares públicos, de conformidad con 
el Reglamento de la BGBl. II N.º 98/2020, en su forma modificada, son:

–  en aquellas ocasiones precisas para evitar el peligro inmediato a la vida, la integridad 
física y la propiedad;

–  en aquellas ocasiones precisas para proporcionar cuidado y asistencia a las per-
sonas que necesitan apoyo;

–  en aquellas ocasiones precisas para cubrir las necesidades básicas de la vida coti-
diana y cuando se garantice que se pueda mantener una distancia de al menos un metro 
entre las personas, a menos que el riesgo de infección pueda reducirse al mínimo mediante 
medidas de protección adecuadas Esta excepción también incluye los entierros dentro del 
círculo familiar inmediato;

–  en aquellas ocasiones precisas para fines laborales y en las que se garantice que se 
puede mantener una distancia de al menos un metro entre las personas en el lugar de tra-
bajo, a menos que se pueda reducir al mínimo el riesgo de infección mediante medidas de 
protección adecuadas. Debe garantizarse que la actividad profesional se desarrolle preferen-
temente fuera del lugar de trabajo, si ello es posible y el empleador y el empleado están de 
acuerdo en ello.

–  si se debe entrar en lugares públicos al aire libre solo, con personas que vivan en la 
misma casa o con animales domésticos, se debe mantener una distancia de al menos un 
metro de las demás personas.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Este Decreto debe ser presentado a las autoridades administrativas del distrito involucra-
das en la implementación de la Ley de Epidemias de 1950.

Viena, 6 de abril de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal,
DDr. Meinhild Hausreither
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

A todos los Gobernadores provinciales

Número de referencia: 2020-0.226.085

Decreto; prolongación de las medidas basadas en el § 18 de la Ley de Epidemias de 
1950 con respecto a los jardines de infancia

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

Se modifica el Decreto de 13 de marzo de 2020, número de referencia 2020-0.180.200, 
cuya última modificación la constituye el Decreto de 01 de abril de 2020, número de refe-
rencia: 2020-0.213.476; el tercer párrafo dice lo siguiente:

«Desde el 18 de marzo de 2020 hasta finales del 26 de abril de 2020, los jardines de in-
fancia permanecerán abiertos, pero el mayor número posible de niños serán atendidos en 
casa.»

Los reglamentos correspondientes de las autoridades administrativas de los distritos de-
ben adaptarse en consecuencia.

Viena, 8 de abril de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal:
en asociación con la Dra. Sylvia Füszl

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Al Gobernador(a) de la provincia

Número de referencia: 2020-0.228.227

Información sobre la realización de cursos de capacitación para profesionales de la 
salud en relación con el coronavirus; 2.ª ampliación

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

Tras la información del 15 de marzo de 2020 y del 31 de marzo de 2020 sobre la aplica-
ción de la formación a los profesionales de la salud en relación con el coronavirus, números 
de referencia 2020-0.182.649 y 2020-0.196.656, que se extendía hasta el 13 de abril de 
2020, el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores autoriza por la presente que los siguientes requisitos sigan aplicándose al menos 
hasta el 26 de abril de 2020:

A fin de contener aún más la propagación del coronavirus (COVID-19) reduciendo los 
contactos sociales al mínimo absolutamente necesario, se mantendrán otras medidas tam-
bién en la esfera de las siguientes instituciones de capacitación en el sector sanitario:

–  Escuelas de salud y enfermería (según el GuKG).
–  Cursos de asistencia de enfermería (según el GuKG).
–  Formación especializada (según las leyes GuKG y MTD).
–  Módulo de formación «Apoyo a la atención básica» (según el GuKG).
–  Escuelas y cursos de formación para las profesiones de asistente médico (según 

MABG).
–  Instituciones de formación de masajistas médicos y curativos (según MMHmG).
–  Instalaciones de entrenamiento para paramédicos y paramédicos de emergencia 

(según SanG).
–  Cursos de asistencia dental y de profilaxis (según ZÄG).

Al determinar esas medidas y aplicarlas en la práctica, habrá que tener en cuenta y so-
pesar los siguientes intereses generales, derechos, obligaciones y posibilidades individuales 
en particular:

–  Contención de la propagación del coronavirus (COVID-19).
–  Derecho (individual) y deber (individual) de protegerse a sí mismo y a los demás.
–  El cumplimiento del derecho a la libre determinación y la prohibición del trabajo for-

zoso.
–  Asegurar la atención médica y de enfermería.
–  Capacidades estructurales, de personal y técnicas de las instituciones de formación

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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–  Evitar las demoras en la finalización de la capacitación en curso, en particular me-
diante el uso de ayudas digitales adecuadas

En este contexto, cabe señalar que la 2.ª Ley COVID-19, BGBl. I n.º 16/2020, y la 3.ª Ley 
COVID, BGBl. I n.º 23/2020, han creado la base jurídica para que durante la duración de la 
pandemia y hasta el 31 de diciembre a más tardar, se detenga la misma. Mientras dure la 
pandemia y hasta el 31 de marzo de 2021 a más tardar, los graduados de, entre otras cosas, 
cursos de formación en las profesiones sanitarias y la enfermería podrán iniciar sus activi-
dades profesionales incluso antes de su inscripción en el Registro de Profesiones Sanitarias 
(véase el párrafo 3 del § 27 y el párrafo 2 del § 85 de la Ley GuKG, párrafo 7 del § 3 de la Ley 
MTD).

1.  Formación teórica:

Se suspende la formación teórica en forma de enseñanza presencial en las instituciones 
de formación mencionadas.

Esto significa que los aprendices deben mantenerse generalmente alejados de la es-
cuela o institución de formación. Según el equipo y la disponibilidad, el contenido de la for-
mación teórica se impartirá en forma de aprendizaje electrónico, aprendizaje mixto y/o con 
otras ayudas digitales.

Las reuniones personales y los contactos entre los alumnos y el personal docente se 
sustituirán, en la medida de lo posible, por ayudas digitales o contactos telefónicos.

Evaluaciones y valoraciones del rendimiento:
En la medida de lo posible, deben evitarse los aplazamientos de las evaluaciones y va-

loraciones de la actuación profesional, a fin de evitar un retraso en la disponibilidad del per-
sonal que se necesita urgentemente en la situación actual para las labores de salud y aten-
ción sanitaria. Esto será particularmente importante para las profesiones de enfermería y 
para los paramédicos y técnicos médicos de emergencia.

Por esta razón, las evaluaciones del rendimiento deben realizarse, en la medida de lo 
posible, exclusivamente por medios electrónicos o mediante ayudas digitales o en forma de 
trabajo escrito que no requiera la presencia personal. Lo mismo se aplica a los exámenes de 
repetición para permitir repeticiones a tiempo. Si las prórrogas de los plazos son inevitables, 
serán concedidas por la dirección de la formación de acuerdo con su responsabilidad en la 
planificación, organización y coordinación de la formación teórica y práctica.

Puesta en marcha de los exámenes finales o de diplomatura:
Para garantizar la prestación de atención médica y de enfermería, los exámenes finales 

o de diplomatura se pueden realizar en las siguientes condiciones:

–  (Comisionado) exámenes finales o exámenes de diploma para las profesiones sani-
tarias y la enfermería, así como para los paramédicos y los paramédicos de emergencia;

–  Para los graduados que deseen ejercer directamente su profesión o trabajar en Aus-
tria;

–  Limitación de la Comisión de Examen al número mínimo necesario para la adopción 
de una resolución o la realización del examen final por la Comisión mediante ayudas digitales 
(videoconferencia).

–  Garantizar las medidas de protección necesarias de conformidad con la Ley sobre la 
Epidemias de 1950 y sus actuales reglamentos y decretos para los exámenes de diploma-
tura;

–  Para el entrenamiento de conformidad con el GuK-AV, sustitución del examen prácti-
co del diplomatura por los procedimientos de simulación correspondientes u otro examen 
técnicamente justificable de las aptitudes prácticas (por ejemplo, en el marco de las prácticas 
relacionadas con el examen del diplomatura);

Decidir si los exámenes finales deben realizarse de conformidad con los requisitos men-
cionados, incumbe, por supuesto, básicamente a los proveedores de los cursos de capacita-
ción, por lo que en particular el requisito relativo a garantizar la atención médica y de enfer-
mería debe ser determinado por el respectivo Estado Federal.
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Requisitos de admisión de la Comisión para los exámenes finales/diplomátura:
Debido a esta situación, será cada vez más necesario que la dirección de la capacitación 

evalúe si se puede conceder la admisión a los exámenes finales o a los exámenes para la 
obtención de un diploma, por ejemplo, en el caso de las pasantías que no se completan en 
el número total de horas previsto o en todas las áreas temáticas previstas.

La decisión al respecto se adoptará, en particular, aplicando las posibilidades que ofrece 
la normativa sobre los motivos justificados de ausencia, tal como se prevé en el reglamento 
de formación respectivo o en el reglamento del curso o de la escuela, y sobre la base de la 
documentación sobre la formación práctica (catálogos de competencias). De ser necesario, 
un examen de comprobación de conocimientos prácticos también podría servir de base para 
la adopción de decisiones.

Trabajo departamental / Trabajo escrito en el departamento:
Este trabajo también debe ser supervisado utilizando ayudas digitales y debe ser com-

pletado a tiempo.
Si, a pesar de todo, las prórrogas de los plazos son inevitables, estas deben ser reali-

zadas por la dirección de la formación, de acuerdo con su responsabilidad de planificar, or-
ganizar y coordinar la formación teórica y práctica.

2.  Capacitación práctica:

La capacitación práctica, que tiene lugar en contacto con los pacientes, conlleva un 
riesgo de infección, especialmente en tiempos de pandemia. Con arreglo a esta premisa, al 
decidir si se lleva a cabo esa capacitación debe darse prioridad a la contención de la propa-
gación del coronavirus y al derecho y el deber del individuo de protegerse a sí mismo y a los 
demás. Por esta razón, la realización de prácticas en las profesiones sanitarias mencionadas 
sólo se permite bajo ciertas condiciones.

En este sentido, la formación práctica puede llevarse a cabo especialmente en las profe-
siones de enfermería y, en la actualidad, en las profesiones especialmente relevantes para 
la atención en el sistema de atención de la salud, cuyas actividades se utilizan en el contexto 
de sus pasantías para la atención médica y de enfermería en las respectivas instituciones de 
salud y de enfermería, en las siguientes condiciones:

–  La actividad es indispensable para el mantenimiento de la atención médica o de en-
fermería;

–  se ha obtenido la aprobación del aprendiz y el puesto de pasante;
–  se garantiza el aumento de la protección y las medidas de higiene en relación con el 

coronavirus.

Considerando que la decisión de realizar o no las prácticas individuales, siempre que se 
cumplan las condiciones mencionadas, debe ser tomada conjuntamente por los proveedores 
de formación, los lugares de formación y los cursillistas, cuya necesidad, con miras a garan-
tizar la prestación de atención médica y de enfermería, debe determinarse, cuando proceda, 
a nivel nacional.

Formación especializada GuK:

Dado que el período de cinco años para la realización de cursos de formación especial 
específicos para el establecimiento y los grupos destinatarios se suspendió en virtud de la 3.ª 
Ley COVID-19 durante el período de la pandemia y el derecho a llevar a cabo estas activi-
dades sigue vigente hasta el 31 de marzo de 2021 a más tardar (véase el párrafo 3a del § 17 
de la GuKG), la continuación y realización de estos cursos de formación especial en los 
próximos meses no es indispensable desde el punto de vista del derecho profesional.
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Capacitación adicional y continua:

La educación y la formación continuas para las profesiones sanitarias antes mencio-
nadas deben suspenderse, en todo caso, durante este período en lo que respecta a las fases 
de asistencia.

Cursos de formación de los Institutos Tecnológicos para las profesiones sanitarias:
Se aclara que los cursos de formación de los Institutos Tecnológicos (Fachhochschule) 

para los servicios médicos-técnicos superiores, el servicio de matronas y el servicio superior 
de salud y enfermería están sujetos a los reglamentos y decretos de la Ley de Enseñanza 
Superior.

A este respecto, se puede hacer referencia a las cartas del Ministro Federal de Univ. 
-Prof. Dr. Heinz Faßmann de fecha 20 de marzo de 2020 a los directores generales y rectores 
de los Institutos Tecnológicos, y la carta del Ministro Federal Rudolf Anschober de 24 de 
marzo de 2020 a los programas de estudio de los Institutos Tecnológicos relacionados con la 
salud, así como la Ley de Enseñanza Superior COVID-19 creada en el marco de la 3.ª Ley 
COVID-19.

Servicio civil:

Habida cuenta de la fecha de asignación para el servicio civil sustitutorio, el 1 de abril de 
2020, se proporcionó información por separado sobre los cursos de capacitación para para-
médicos en el marco del servicio civil sustitutorio.

Se espera que de esta información se tome nota y se transmita a las instituciones de 
capacitación pertinentes afectadas. El Ministerio Federal de Educación e Investigación soli-
cita que las medidas de aplicación necesarias relativas a la formación teórica y práctica se 
mantengan por lo menos hasta el 26 de abril de 2020.

Además, se señala que esta información también se publica en la página web del Minis-
terio Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asistencia y Protección de los Consumidores 
(www.sozialministerium.at).

Atentamente,

Viena, 8 de abril de 2020

Por el Ministro Federal:
DDr. Meinhild Hausreither
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

Al Gobernador(a) de la provincia,

Número de referencia: 2020-0.207.570

Decreto; procedimiento para el transporte de animales vivos durante COVID-19

Viena, 10.4.2020

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

Debido a la actual situación del COVID-19, se le solicita, de acuerdo con el Art. 20 B-VG, 
que instruya a las autoridades competentes de su área administrativa con respecto al trans-
porte de animales vivos de granja, para que procedan de la siguiente manera con efecto in-
mediato:

1.  En general, en el caso de los transportes transfronterizos intracomunitarios de ani-
males vivos, las autoridades deben garantizar que se dé prioridad a la autorización en las 
fronteras de conformidad con el artículo 22 del Reglamento (CE) n.º 1/2005. Se hace refe-
rencia a las directrices de la Comisión sobre las medidas de control fronterizo para proteger 
la salud y garantizar el suministro de bienes y servicios esenciales [documento C (2020) 
1753 sobre COVID-19/ véase el envío del Punto de Contacto sobre Bienestar Animal durante 
el Transporte del 19 de marzo de 2020].

2.  En el caso de transportes de animales vivos a larga distancia a través de las fron-
teras dentro de la Unión, los tiempos de espera más largos en los cruces fronterizos deben 
tenerse en cuenta como parte de la verificación de plausibilidad en el sentido del artículo 14 
del Reglamento (CE) n.º 1/2005 y debe verificarse si se puede garantizar un transporte rá-
pido.

3.  El transporte a larga distancia de animales vivos a terceros países sólo se permitirá 
hasta nuevo aviso si se cumplen las siguientes condiciones, además de los requisitos gene-
rales del plan de viaje de conformidad con el artículo 14 del Reglamento (CE) n.º 1/2005 en 
el contexto del control de plausibilidad:

1.  Una indicación de los pasos fronterizos, con una explicación plausible de que el 
cruce es posible para los conductores y los cuidadores, en relación con la actual situación de 
pandemia, y, en principio, para el transporte de los animales.

2.  Los puestos de control visitados, incluida una confirmación de que los animales 
pueden ser alojados (capacidad suficiente);

3.  Previsiones de temperatura para el tiempo de transporte previsto a lo largo de toda 
la ruta.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Los cuadernos de bitácora sólo se sellarán si los transportistas se comprometen a pre-
sentarlos cumplimentados y a presentar una documentación en vídeo/fotográfica (inserta-
da: fecha, lugar y hora) a la autoridad encargada de la manipulación después del transporte 
en la zona del paso fronterizo y con ocasión de la descarga en los puestos de control y en 
el lugar de destino; el vehículo debe ser identificable y el estado de los animales debe ser 
evaluable.

Con mis mejores deseos,

Rudolf Anschober
Ministro Federal
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74.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Atención y Pro-
tección de los Consumidores, por el que se promulga el Reglamento sobre la restric-
ción de las operaciones o el cierre de empresas comerciales en caso de que se pro-
duzcan infecciones por el SARS-CoV-2 («nuevo coronavirus 2019») y se modifica el 
Reglamento del Ministerio Federal de Administración Social, de 26 de junio de 1957, 
sobre el transporte de personas afectadas o sospechosas de estar infectadas por en-
fermedades transmisibles

(BGBl. II, n.º 74/2020)

Tabla de contenido

Artículo 1  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y 
Protección de los Consumidores sobre la restricción de las operaciones o el cierre de em-
presas comerciales en caso de que se produzcan infecciones por el SARS-CoV-2 («nuevo 
coronavirus 2019»).

Artículo 2  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y 
Protección de los Consumidores, se modifica el Reglamento del Ministerio Federal de Admi-
nistración Social, de 26 de junio de 1957, sobre el transporte de personas afectadas o sos-
pechosas de estar infectadas por enfermedades transmisibles.

Artículo 1.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y 
Protección de los Consumidores sobre la restricción de las operaciones o el cierre de empre-
sas comerciales en caso de que se produzcan infecciones por el SARS-CoV-2 («nuevo co-
ronavirus 2019»)

De conformidad con el párrafo 4 del § 20 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada 
por BGBl. n.º 186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modi-
ficación de los Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

Las precauciones descritas en los párrafos 1 a 3 del § 20 de la Ley de Epidemias de 
1950, en su forma enmendada, también pueden adoptarse en caso de infección por el 
SARS-CoV-2 («nuevo coronavirus 2019»).

Artículo 2.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y 
Protección de los Consumidores, se modifica el Reglamento del Ministerio Federal de Admi-
nistración Social, de 26 de junio de 1957, sobre el transporte de personas afectadas o sos-
pechosas de estar infectadas por enfermedades transmisibles.

De conformidad con los artículos 25 y 26 de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por la BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de 
los Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020;

El Reglamento del Ministerio Federal de Administración Social, de 26 de junio de 1957, 
sobre el transporte de personas afectadas o sospechosas de estar infectadas por enferme-
dades transmisibles, BGBl. n.º 199/1957, se modifica como sigue:

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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1.  En el § 1, se insertarán las palabras «COVID-19» después de la palabra «cólera».
2.  El § 10 dirá:

«§ 10.  Las personas que padezcan o se sospeche que padecen una de las 
enfermedades mencionadas en los artículos 1 y 2 quedarán excluidas de los servi-
cios de transporte regular en autobuses y autocares en el sentido de la Ley de Ca-
rreteras (Kraftfahrliniengesetz), BGBl. I n.º 203/1999, en su forma enmendada, y de 
los servicios de transporte comercial no lineal en vehículos de carretera en el sentido 
de la Ley del Tráfico Ocasional 1996 (Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes), BGBl. n.º 
112/1996, en su forma enmendada.»

3.  El título de la Sección C es:

«C.  Transporte por mar, vuelos nacionales»

4.  En el § 14, párrafo 1, se insertarán las palabras «o en el caso de vuelos nacionales» 
después de la palabra «embarcaciones».

5.  En el párrafo 2 del § 14, la palabra «autoridades marítimas» se sustituirá por la pa-
labra «autoridades administrativas de distrito».

6.  El § 14, párrafo 3, reza:

«3)  Las disposiciones de los párrafos 1 y 2 se aplicarán únicamente en la me-
dida en que no se haya promulgado una reglamentación especial de conformidad 
con las normas internacionales.»

7.  En el § 15, las palabras «y el Ruhr en el extranjero puede ser el Ministerio Federal 
de Administración Social» se sustituirán por «el Ruhr o el SARS-CoV-2 («nuevo coronavirus 
2019») en el extranjero puede ser el Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Atención 
y Protección de los Consumidores».

Anschober



– 297 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

(*)

75.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la notificación de los pasajeros aéreos

(BGBl. II, n.º 75/2020)

De conformidad con los §§ 16, 17 y 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por 
BGBl. n.º 186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modifica-
ción de los Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  A petición del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores, las compañías aéreas están obligadas a notificar sin demora a la 
autoridad administrativa del distrito responsable de la ubicación del aeropuerto los pasajeros 
que hayan permanecido en una zona incluida en la página de inicio del Ministerio Federal de 
Asuntos Europeos e Internacionales para la que se haya emitido una advertencia de viaje en 
relación con la aparición de coronavirus del SARS-CoV-2 (en lo sucesivo, «el nuevo corona-
virus 2019») y que hayan llegado a un aeropuerto situado en Austria. De conformidad con lo 
dispuesto en el artículo 23 en relación con el artículo 35 del Reglamento Sanitario Interna-
cional (2005), BGBl. III n.º 98/2008, para esta notificación se utilizará la Tarjeta de Localiza-
ción de Viajeros de Salud Pública establecida por la Organización de Aviación Civil Interna-
cional.

§ 2.  Si se confirma la infección por el SARS-CoV-2 («el nuevo coronavirus 2019») en 
un pasajero que haya llegado de una zona contemplada en el § 1, la compañía aérea está 
obligada, a petición del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores, a enviar inmediatamente la lista completa de pasajeros a este 
último y a la autoridad administrativa de distrito localmente responsable según la ubicación 
del aeropuerto.

§ 3.  (1)  Este Reglamento expirará a finales del 30 de junio de 2020.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.





– 299 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

(*)

80.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores sobre las medidas que deben adoptarse al entrar en el 
país desde zonas de riesgo de SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 80/2020)

Con arreglo al § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, cuya última 
modificación la constituye la Ley Federal publicada en el BGBl. I n.º 37/2018, y a la modifica-
ción de la Ley de modificación de los Ministerios Federales de 2020, publicada en el BGBl. 
n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  (1)  Los nacionales de terceros países que hayan permanecido en un territorio 
enumerado en la página de presentación del Ministerio Federal de Asuntos Europeos e Inter-
nacionales en los 14 días anteriores al inicio del viaje, para el cual se emite una advertencia 
de viaje en relación con la aparición del SARS-CoV-2 («nuevo coronavirus 2019»), están 
obligados a llevar consigo un certificado médico de salud a la entrada y a demostrar que la 
prueba biológica molecular para el SARS-CoV-2 es negativa.

(2)  El certificado médico debe estar redactado en alemán o en inglés y cumplir con el 
anexo A (alemán) o el anexo B (inglés).

(3)  El certificado médico será expedido por un médico autorizado a ejercer su profesión 
por cuenta propia, de conformidad con la reglamentación nacional vigente.

(4)  El certificado médico de conformidad con el párrafo 1 no tendrá una antigüedad 
superior a 4 días en el momento de la entrada. El certificado médico será revisado por la 
autoridad sanitaria al entrar.

§ 2.  A las personas que no puedan presentar un certificado médico de conformidad con 
el párrafo 1 del § 1 se les podrá denegar la entrada o se adoptarán otras medidas de confor-
midad con la Ley de Epidemias de 1950.

§ 3.  El presente Reglamento entrará en vigor al día siguiente de su publicación y será 
a partir del quinto día siguiente a su publicación.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Anexo A

Certificado médico (alemán)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Atención y Protección de los Consumidores sobre las medidas relativas a la 

entrada desde áreas de riesgo de SARS-CoV-2

  1 von 1 

 

Anlage A 

Ärztliches Zeugnis 

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über Maßnahmen 

bei der Einreise aus SARS-CoV-2 Risikogebieten 
 
 
 
Es wird bescheinigt, dass 
(Name)............................................................................................................................................................ 
geboren am................................................................ in.................................................................................. 
auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am ……………………… getestet wurde. 
 

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung 
 
SARS-CoV-2  pos: 🞏🞏  neg: 🞏🞏 
 
 
 
 
 
 
 
 
.............................., am.............................. 
Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes 
 
 
 
🞏🞏 Zutreffendes ankreuzen 
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Anexo B

Certificado médico (inglés)

De conformidad con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, 
Sanidad, Atención y Protección de los Consumidores sobre las medidas relativas a la 

entrada desde áreas de riesgo de SARS-CoV-2

  1 von 1 

 

Anlage B 

Medical Certificate 

In accordance with the ordinance of the Federal Minister of 
Social Affairs, Health, Care and Consumer Protection about 
measures concerning the entry from SARS-CoV-2 risk areas 

 
 
 
This is to certify that 
(name)............................................................................................................................................................ 
born................................................................ in.................................................................................. 
has been tested on the …………………………..for the presence of SARS-CoV-2. 
 

Status report of infection on the date of the test 
 
SARS-CoV-2  pos: 🞏🞏  neg: 🞏🞏 
 
 
 
 
 
 
 
 
.............................., on.............................. 
Signature and seal of the certifying medical doctor 
 
 
 
🞏🞏 Applicable mark with a X 
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81.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores relativa a los exámenes médicos de entrada en relación 
con el «nuevo coronavirus 2019»

(BGBl. II, n.º 81/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  (1)  Las personas que entran o transitan están obligadas a someterse a un 
examen médico por orden de la autoridad sanitaria relacionado con la sospechosa de pa-
decer COVID-19.

(2)  Este examen médico consiste en un estudio de los movimientos del viaje y los po-
sibles contactos con una persona que sufre de COVID-19 y una medición de la temperatura 
corporal.

§ 2.  Los órganos del servicio de seguridad pública deben apoyar a las autoridades y 
órganos de salud en sus solicitudes para la ejecución de sus tareas descritas en este regla-
mento o para la aplicación de las medidas previstas, si es necesario, utilizando medios 
coercitivos.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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83.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la prohibición de desembarcar aeronaves de las zo-
nas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 83/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  Se prohíbe el aterrizaje en Austria de las aeronaves utilizadas para el transporte de 
pasajeros que salgan de las siguientes regiones o países:

1.  República Popular China.
2.  República de Corea.
3.  República Islámica de Irán.
4.  Lombardía.
5.  Véneto.
6.  Emilia-Romaña.
7.  Marcas.
8.  Piamonte.

§ 2.  El presente Reglamento no se aplicará a los vuelos de carga, los vuelos de emer-
gencia, los vuelos ambulancia/rescate o los vuelos de transferencia. Además, el Ministro 
Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores podrá 
ordenar excepciones a lo dispuesto en el § 1 si es necesario para ayudar a los Estados Fe-
derados afectados en el contexto de la aparición de SARS-CoV-2.

§ 3.  El presente Reglamento dejará de aplicarse dos semanas después de su entrada 
en vigor.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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84.  Reglamento del Ministro Federal del Interior sobre el restablecimiento temporal 
de los controles fronterizos en las fronteras interiores con la República Italiana

(BGBl. II, n.º 84/2020)

De conformidad con el § 10, párrafo 2, de la Ley de Control de Fronteras, BGBl.  
n.º 435/1996, cuya última modificación la constituye la Ley Federal publicada en el BGBl. 
 n.º 93/2018, se establece lo siguiente:

§ 1.  En interés de la tranquilidad, el orden y la seguridad públicos, las fronteras inte-
riores con la República Italiana podrán cruzarse en el transporte terrestre sólo en los pasos 
fronterizos durante el período de vigencia del presente Reglamento.

§ 2.  El presente Reglamento entrará en vigor el día de su publicación y dejará de apli-
carse diez días después de dicha fecha.

Nehammer

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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85.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por el que se modifica el Reglamento por el que se 
prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 85/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores relativo a la prohibición de desembarcar aeronaves de las zonas 
de riesgo SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 83/2020, queda modificado como sigue:

En el § 1, los puntos 4 a 8 se sustituyen por el texto siguiente, que será el punto 4:

«4.  República Italiana.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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86.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores sobre la suspensión del transporte ferroviario proceden-
te de Italia debido al brote de SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 86/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  Se interrumpirá el transporte ferroviario desde Italia.
§ 2.  El presente Reglamento no se aplicará al transporte de mercancías y a los trenes 

que no tengan ninguna parada comercial en Austria.
§ 3.  El presente Reglamento expirará el 3 de abril de 2020.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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87.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores de los sobre las medidas que deben adoptarse al entrar 
desde Italia

(BGBl. II, n.º 87/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  (1)  Las personas que deseen entrar en Austria desde Italia deberán llevar un 
certificado médico (en alemán, inglés o italiano, por ejemplo, de conformidad con los anexos 
A, B y C) que atestigüe su estado de salud y demuestre que la prueba de biología molecular 
para el SARS-CoV-2 es negativa. El certificado médico no debe tener más de cuatro días de 
antigüedad en el momento de la entrada.

(2)  Se denegará la entrada a las personas que no puedan presentar un certificado de 
conformidad con el párrafo 1.

§ 2.  No obstante el § 1, las personas que son ciudadanos austríacos o que tienen su 
residencia principal o secundaria o su domicilio habitual en Austria están autorizadas a entrar 
en Austria y se comprometen a llevar a cabo inmediatamente una cuarentena domiciliaria 
auto-controlada durante 14 días y a confirmarlo con su propia firma. En caso de que una 
prueba de biología molecular para el SARS-CoV-2 realizada durante este período sea nega-
tiva, se podrá poner fin a la cuarentena domiciliaria.

§ 3.  Por derogación de los §§ 1 y 2, se permite el tránsito por Austria sin escala, siempre 
que se asegure la salida.

§ 4.  El presente Reglamento no se aplicará al transporte de mercancías y al transporte 
comercial (con excepción del transporte comercial de pasajeros) y a los viajes de ida y vuelta. 
En particular, el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y 
Protección de los Consumidores relativa a los controles médicos a la entrada en relación con 
el «nuevo coronavirus 2019», por BGBl. II n.º 81/2020, se aplicará a los conductores y al 
personal de explotación.

§ 5.  El presente Reglamento no se aplicará a los ocupantes de vehículos de emer-
gencia en el sentido del § 26 de la Ley de Vehículos de Emergencia, ni a los vehículos de 
servicio público en el sentido del § 26a de la Ley de Vehículos de Emergencia, ni al personal 
diplomático.

§ 6.  (1)  El presente Reglamento entrará en vigor al día siguiente de su publicación.
(2)  Este Reglamento expirará el 3 de abril de 2020, a las 12:00 del mediodía.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Anexo A

Certificado médico (alemán)

De acuerdo con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Atención y Protección de los Consumidores sobre medidas a la entrada desde Italia

Ärztliches Zeugnis

Gemäß der Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz über Maßnahmen bei der Einreise aus Italien

Es wird bescheinigt, dass

(Name)

Geboren am     in

auf das Vorliegen von SARS-CoV-2 am getestet wurde. 

Infektionsstatus zum Zeitpunkt der Testung

Unterschrift und Stampiglie des bescheinigenden Arztes

Zutreffendes ankreuzen

SARS-CoV-2 pos: neg:

, am

Anlage A

1 von 1

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:39+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anexo B

Certificado médico (inglés)

De acuerdo con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Atención y Protección de los Consumidores sobre medidas a la entrada desde Italia

Medical Certificate

pursuant to the Regulation issued by the Federal Minister for Social Affairs, 
Health, Care and Consumer Protection regarding measures upon entry from Italy

This is to certify that

(name)

born on in

was tested for SARS-CoV-2 on . 

Infection status at time of testing

Signature and stamp of certifying physician

Please mark as appropriate

SARS-CoV-2 pos: neg:

, on

Anlage B

1 of 1

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:44+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.



– 316 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

Medidas que deben adoptarse al entrar desde Italia

Anexo C

Certificado médico (italiano)

De acuerdo con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Atención y Protección de los Consumidores sobre medidas a la entrada desde Italia

Certificato medico

Ai sensi del regolamento del Ministro federale degli affari sociali, la salute, la cura 
e la protezione dei consumatori su misure in caso di ingresso dall´Italia

Si attesta che

(nome)

nato (a) il     a

è stato (a) sottoposto (a) un test riguardante la presenza di SARS-CoV-2 il 

Stato infettivo al momento del controllo

Firma e timbro del medico di certificazione

Contrassegnare l´apposita casella

SARS-CoV-2 pos: neg:

, lì

Anlage C

1 di 1

.

BGBl. II - Ausgegeben am 10. März 2020 - Nr. 87

www.ris.bka.gv.at

Unterzeichner serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2020-03-10T22:49:48+01:00

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.
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Anexo D

Certificado médico (francés)

De acuerdo con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Atención y Protección de los Consumidores sobre medidas a la entrada desde Italia

Attestation Médicale

Selon l’Ordonnance du Ministre Fédéral des Affaires Sociales, de la Santé,  
des Soins et de la Protection des Consommateurs portant sur les mesures  

lors de l’entrée sur le territoire provenant de l’Italie 

Il est certifié que

(nom)

né(é) le     á

a été testé quant à la présence de SARS-CoV-2 le  

Statut de l’infection au moment du test

 

   

Signature et Cachet du médecin certifiant

   Cochez ce qui convient

SARS-CoV-2 pos: nég:

, le

Anlage D

1 de 1

.
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Anexo E

Certificado médico (esloveno)

De acuerdo con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Atención y Protección de los Consumidores sobre medidas a la entrada desde Italia

Zdravniško potrdilo

Skladno z Uredbo zveznega ministra za socialo, zdravstvo, nego in varstvo po-
trošnikov o ukrepih ob prihodu iz Italije

Potrjujemo, da je bil/-a

(ime)

rojen/-a, dne      v

dne      testiran/-a glede obstoja SARS-CoV-2. 

Status okužbe v času testiranja

    

Podpis in žig zdravnika, ki je izdal potrdilo

   Ustrezno označite s križcem

SARS-CoV-2 poz: neg:

, dne

Anlage E

1 od 1
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Anlage F

Certificado médico (húngaro)

De acuerdo con el Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, 
Atención y Protección de los Consumidores sobre medidas a la entrada desde Italia

Kelt: (hely)   ,    napján

Orvosi tanúsítvány

Az osztrák Szociális-, Egészség-, Ellátásügyi és Fogyasztóvédelmi Szövetségi  
Minisztérium Olaszországból történő beutazással kapcsolatos intézkedéseiről  

szóló rendeletének értemében

Tanúsítom, hogy a lent megnevezett személynél

(Név)

születési idő      születési hely 

SARS-CoV-2 tesztet végeztek el        napján. 

A teszt elvégzésének időpontjában megállapított fertőzési státusz

    

A tanúsítványt kiállító orvos aláírása és pecsétje

   a megfelelő négyzetet jelölje be egy x-el

SARS-CoV-2 poz: neg:

Anlage F

1 az 1
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88.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores por el que se modifica el Reglamento relativo a la notifi-
cación de los pasajeros aéreos

(BGBl. II, n.º 88/2020)

De conformidad con los §§ 16, 17 y 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por 
BGBl. n.º 186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modifica-
ción de los Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores relativo a la notificación de los pasajeros aéreos, BGBl. II, n.º 
75/2020, queda modificado como sigue:

En el § 2, se suprimen las palabras «procedentes de un territorio contemplado en el § 1».

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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89.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por el que se modifica el Reglamento sobre las medidas 
que deben adoptarse al entrar en el país desde zonas de riesgo de SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 89/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre las medidas que deben adoptarse al entrar en el país desde 
zonas de riesgo de SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 80/2020, queda modificado como sigue:

1.  El § 3 dice:

«§ 3.  Este Reglamento no se aplica a la tripulación de los vuelos de carga, 
vuelos de emergencia, vuelos de ambulancia/rescate o vuelos de transferencia. Las 
disposiciones del Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asis-
tencia y Protección de los Consumidores relativas a los controles médicos a la en-
trada en relación con el «nuevo coronavirus 2019», BGBl. II n.º 81/2020, también se 
aplicarán a estas personas.»

2.  El antiguo «§ 3» se renombra como «§ 4».

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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92.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores por el que se modifica el Reglamento sobre medidas a la 
entrada desde Italia

(BGBl. II, n.º 92/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre las medidas que deben adoptarse al entrar desde Italia, 
BGBl II n.º 87/2020, queda modificado como sigue:

1.  El título es:

«Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asis-
tencia y Protección de los Consumidores sobre las medidas que deben adop-
tarse a la entrada desde Italia, Suiza y Liechtenstein»

2.  En el párrafo 1 del § 1, después de la palabra «Italia» se insertará una coma y las 
palabras «Suiza y Liechtenstein» y la expresión entre paréntesis se leerá «(en alemán, in-
glés, italiano o francés, por ejemplo, de conformidad con los anexos A, B, C y D)».

3.  En el § 5, se suprimen las palabras «y para el personal diplomático».
4.  En el § 6, apartado 2, se añade el apartado 3 siguiente:

«(3) Las modificaciones introducidas en el BGBl. II n.º 92/2020 entrarán en vigor 
a finales de 16 de marzo de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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93.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento por el que se 
prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 93/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la prohibición de desembarcar aeronaves de las zonas de 
riesgo SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 83/2020, modificada en último lugar por el BGBl. II, II, n.º 
85/2020, queda modificada como sigue:

1.  En el § 1, después del punto 4, el punto final se sustituye por una coma y se añaden 
los puntos 5 a 7 siguientes:

«5.  Suiza,
6.  Francia,
7.  España.»

2.  El texto actual de la § 3 pasa a ser el § 3, párrafo 1, y se añade el siguiente párrafo 2:

«(2) El § 1, apartados 5 a 7, entrarán en vigor a finales de 16 de marzo de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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94.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento relativo a la sus-
pensión del transporte ferroviario procedente de Italia debido al brote de SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 94/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores relativo a la suspensión del transporte ferroviario procedente de 
Italia debido al brote de SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 86/2020, queda modificado como sigue:

1.  El título es:

«Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asis-
tencia y Protección de los Consumidores relativo a la suspensión del trans-
porte ferroviario con Italia, Liechtenstein y Suiza debido al brote de SARS-
CoV-2»

2.  El texto del § 1 se convierte en el § 1, párrafo 1, y se añade el siguiente párrafo 2:

«(2)  Se suspende el transporte ferroviario de Suiza y Liechtenstein.»

3.  El § 2 dice:

«§ 2.  El presente Reglamento no se aplicará al transporte de mercancías ni a 
los trenes que no tengan una parada comercial en Austria o Liechtenstein.»

4.  El texto actual del § 3 pasa a ser el § 3, párrafo 1, y se añade el siguiente párrafo 2:

«(2)  Las modificaciones del título, § 1, párrafo 2, y § 2 entrarán en vigor el 15 
de marzo de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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95.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento por el que se 
prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 95/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores por el que se prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de 
riesgo SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 83/2020, modificado en último lugar por el BGBl. II, II, n.º 
93/2020, queda modificado como sigue:

1.  En el § 1, después del punto 7, se sustituye el punto final por una coma y se añaden 
los puntos 8 a 11 siguientes:

«8.  Reino Unido,
9.  Países Bajos,
10.  Federación de Rusia,
11.  Ucrania.»

2.  Después del apartado 3, párrafo 2, se añade el párrafo 3 siguiente:

«(3)  El § 1, apartados 8 a 11, entrarán en vigor a finales de 17 de marzo de 
2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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96.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores sobre las medidas provisionales para prevenir la propa-
gación de COVID-19

(BGBl. II, n.º 96/2020)

De conformidad con lo dispuesto en el § 1 de la Ley Federal sobre las medidas provisio-
nales para prevenir la propagación de COVID-19 (Ley de Medidas COVID-19), BGBl. I n.º 
12/2020, se emite el siguiente texto:

§ 1.  § 1. Se prohíbe entrar en la zona de clientes de los locales comerciales de los mi-
noristas y proveedores de servicios, así como de los negocios de ocio y deportes con el fin 
de adquirir bienes o servicios o utilizar los negocios de ocio y deportes.

§2.  El § 1 no se aplica a las siguientes áreas:

1.  Farmacias públicas.
2.  Los minoristas de alimentos (incluidos los puntos de venta de los productores de 

alimentos) y la comercialización directa por parte de los agricultores.
3.  Droguerías y grandes superficies de droguería.
4.  Venta de productos médicos y sanitarios, aparatos y ayudas terapéuticas.
5.  Servicios de salud y atención.
6.  Los servicios para personas con discapacidad que prestan los Länder en virtud de 

las leyes de asistencia a los discapacitados, asistencia social, participación e igualdad de 
oportunidades.

7.  Servicios veterinarios.
8.  Venta de alimentos para animales.
9.  Venta y mantenimiento de productos de seguridad y emergencia.
10.  Servicios de emergencia.
11.  El comercio agrícola, incluidas las subastas de animales para el sacrificio, así como 

la horticultura y el comercio de semillas, piensos y fertilizantes.
12.  Estaciones de servicio.
13.  Bancos.
14.  Los servicios postales, incluidos los socios postales, en la medida en que sus em-

presas estén comprendidas en las excepciones del § 2, y las telecomunicaciones.
15.  Servicios relacionados con la Administración de Justicia.
16.  Servicios de entrega.
17.  Transporte público.
18.  Tiendas de tabaco y quioscos especializados.
19.  Servicios de higiene y limpieza.
20.  Empresas de gestión de residuos.
21.  Talleres de reparación de automóviles.

§ 3.  (1)  Está prohibido entrar en los locales de todo tipo de establecimientos de res-
tauración.

(2)  El párrafo 1 no se aplica a los establecimientos de restauración que funcionan en 
las siguientes instalaciones:

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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1.  Hospitales y centros de salud;
2.  residencias de ancianos y hogares de ancianos;
3.  instalaciones para el cuidado y alojamiento de niños y jóvenes, incluyendo escuelas 

y jardines de infancia;
4.  las empresas, si los mismos sólo pueden ser utilizadas por los empleados.

(3)  El párrafo 1 no se aplica a los establecimientos de alojamiento si los alimentos y 
bebidas se dan y sirven exclusivamente a los huéspedes del establecimiento.

(4)  El párrafo 1 no se aplicará a los campings y a los transportes públicos si los ali-
mentos y las bebidas se dan y se sirven exclusivamente a los huéspedes del camping o los 
clientes de los transportes públicos.

(5)  El párrafo 1 no se aplicará a los servicios de entrega.

§ 4.  (1)  Los §§ 1 y 2 de este Reglamento entrarán en vigor al final del día de su publi-
cación.

(2)  El § 3 entrará en vigor el 17 de marzo de 2020.
(3)  El presente Reglamento expirará a finales del 22 de marzo de 2020.

Anschober
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97.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores que define los horarios de cierre y apertura en el sector 
de la hostelería para evitar la propagación de COVID-19

(BGBl. II, n.º 97/2020)

De conformidad con lo dispuesto en la § 1 de la Ley Federal sobre las medidas provisio-
nales para prevenir la propagación de COVID-19 (Ley de Medidas COVID-19), BGBl. I n.º 
12/2020, se emite el siguiente texto:

§ 1.  (1)  Para todos los tipos de operaciones de restauración, la hora de cierre de los 
establecimientos de restauración será las 15 horas y la hora de apertura será las 5 horas, 
salvo que se especifique lo contrario a continuación.

(2)  El presente Reglamento no se aplicará a los establecimientos de restauración que 
operen en los siguientes establecimientos:

1.  Hospitales y balnearios;
2.  residencias de ancianos y hogares de ancianos;
3.  instalaciones para el cuidado y alojamiento de niños y jóvenes, incluyendo escuelas 

y jardines de infancia;
4.  las empresas, si estos pueden ser utilizadas exclusivamente por los empleados de 

la empresa.

(3)  El presente Reglamento no se aplicará a los establecimientos de alojamiento si se 
sirven exclusivamente alimentos y bebidas a los huéspedes del establecimiento fuera de las 
horas especificadas en el párrafo 1.

§ 2.  (1)  El presente Reglamento expirará al final del día de su publicación y al final del 
16 de marzo de 2020.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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98.  Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, de conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Me-
didas COVID-19

(BGBl. II, n.º 98/2020)

De conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 
12/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  Para evitar la propagación del COVID-19, está prohibido entrar en los lugares pú-
blicos.

§ 2.  Quedarán exentas de la prohibición establecida en el § 1, cuando:

1.  Sea necesario para evitar un peligro inmediato para la vida, la integridad física y la 
propiedad;

2.  sea necesario para cuidar y prestar asistencia a las personas que necesitan apoyo;
3.  sea necesario para cubrir las necesidades básicas de la vida diaria, siempre que se 

asegure que se pueda mantener una distancia de por lo menos un metro entre las personas 
en el lugar en cuestión;

4.  sea necesario para fines laborales y se garantice que se pueda mantener una dis-
tancia de al menos un metro entre las personas en el lugar en cuestión;

5.  si se ha de entrar en lugares públicos al aire libre solo, con personas que vivan en la 
misma casa o con animales domésticos, se debe mantener una distancia interpersonal de 
por lo menos un metro.

§ 3.  En los medios de transporte masivos sólo está permitido el acceso de acuerdo 
con el § 2, apartados 1 a 4, por lo que debe mantenerse una distancia interpersonal de al 
menos un metro durante su uso.

§ 4.  En caso de control por parte de los órganos del servicio de seguridad pública, se 
deben justificar las razones por las que se permite una entrada de acuerdo con el § 2.

§ 5.  El presente Reglamento entrará en vigor el 16 de marzo de 2020 y dejará de estar 
en vigor a finales del 22 de marzo de 2020.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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101. Disposición del Ministro Federal de Defensa relativa al aplazamiento temporal de 
la liberación de los reclutas del servicio militar básico

(BGBl. II, n.º 101/2020)

§ 1.  En vista de la situación actual en relación con el coronavirus (COVID-19) y la con-
siguiente necesidad de una acción militar previsora, por la presente disposición de confor-
midad con el párrafo 2 del § 23a de la Ley de Defensa de 2001 (WG 2001), BGBl. I n.º 146, 
modificada por última vez por la BGBl. I. n.º 102/2019, el aplazamiento temporal de la baja 
del servicio militar básico (Servicio de Presencia Diferida). Este aplazamiento incluye a todos 
los reclutas que fueron convocados para el servicio militar básico en una fecha en octubre de 
2019 y cuyo servicio militar básico aún no había sido completado el 31 de marzo de 2020.

§ 2.  Esta disposición entrará en vigor el día de su publicación.

Tanner

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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102. Reglamento del Ministro Federal del Interior por el que se modifican el Reglamen-
to del Ministro Federal del Interior sobre el restablecimiento temporal de los controles 
fronterizos en las fronteras interiores con la República Italiana y el Reglamento del 
Ministro Federal del Interior sobre el restablecimiento temporal de los controles fron-
terizos en las fronteras interiores con la Confederación Suiza y el Principado de Lie-
chtenstein

(BGBl. II, n.º 102/2020)

De conformidad con el § 10, párrafo 2, de la Ley de Control de Fronteras, BGBl. n.º 
435/1996, cuya última modificación la constituye la Ley Federal publicada en el BGBl. n.º 
93/2018, se establece lo siguiente:

Artículo 1.  Modificación del Reglamento del Ministro Federal del Interior sobre el restableci-
miento temporal de controles fronterizos en las fronteras interiores con la República Italiana

El Reglamento del Ministro Federal del Interior sobre el restablecimiento temporal de los 
controles fronterizos en las fronteras interiores con la República Italiana, BGBl. II, n.º 84/2020, 
queda modificado como sigue:

1.  En el título del Reglamento, se añaden las palabras «y a la República Federal de 
Alemania» después de «la República Italiana».

2.  En el § 1, se insertan las palabras «y a la República Federal de Alemania» después 
de «la República Italiana».

3.  En el § 2, los términos «diez días después de dicha fecha» se sustituyen por «el 7 de 
abril de 2020».

Artículo 2.  Modificación del Reglamento del Ministro Federal del Interior sobre el restableci-
miento temporal de controles fronterizos en las fronteras interiores con la Confederación 
Suiza y el Principado de Liechtenstein

El Reglamento del Ministro Federal del Interior sobre el restablecimiento temporal de los 
controles fronterizos en las fronteras interiores con la Confederación Suiza y el Principado de 
Liechtenstein, BGBl II n.º 91/2020, queda modificado como sigue:

En el § 2, los términos «diez días después de dicha fecha» se sustituyen por «el 7 de abril 
de 2020».

Nehammer

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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103. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por el que se modifica el Reglamento por el que se 
prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 103/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la prohibición de desembarcar aeronaves de las zonas de 
riesgo SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 83/2020, modificada en último lugar por el BGBl. II n.º 
95/2020, queda modificado como sigue:

1.  En el § 2, después de los términos «vuelos de ambulancia/rescate», se añaden una 
coma y «vuelos de repatriación».

2.  Después del § 3, párrafo 3, se añade el apartado 4 siguiente:

«(4) Las modificaciones introducidas en el BGBl. II n.º 103/2020 entrarán en 
vigor el día siguiente al de su publicación.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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104. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores por el que se modifica el Reglamento sobre medidas a la 
entrada desde Italia, Suiza y Liechtenstein

(BGBl. II, n.º 104/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre las medidas a la entrada desde Italia, Suiza y Liechtenstein, 
BGBl II n.º 87/2020, modificado en último lugar por el BGBl. II n.º 92/2020, queda modificado 
como sigue:

1.  El título es:

«Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asis-
tencia y Protección de los Consumidores sobre las medidas relativas a la en-
trada desde Italia, Suiza, Liechtenstein, Alemania, Hungría y Eslovenia»

2.  En el § 1, párrafo 1, los términos «Italia, Suiza y Liechtenstein» se sustituyen por los 
términos «Italia, Suiza, Liechtenstein, Alemania, Hungría y Eslovenia».

3.  En el § 2, se suprime la última frase.
4.  En el § 6, párrafo 3, se añade el apartado 4 siguiente:

«(4) Las modificaciones introducidas en el BGBl. II n.º 104/2020 entrarán en 
vigor a finales de 19 de marzo de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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105. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores sobre la entrada en Austria por vía aérea

(BGBl. II, n.º 105/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

§ 1.  (1)  Los ciudadanos austríacos y los extranjeros titulares de un visado D expedido 
por Austria o que tengan derecho a permanecer en Austria sobre la base de un permiso de 
residencia o de la documentación del derecho de residencia de conformidad con la Ley de 
Policía de Extranjería, la Ley de Asentamiento y Residencia o la Ley de Asilo de 2005, están 
obligados, después de entrar en Austria por vía aérea, a iniciar inmediatamente una cuaren-
tena domiciliaria auto-controlada de 14 días y a confirmarlo con su propia firma, a menos que 
se garantice la salida inmediata.

(2)  Los nacionales de terceros países que no estén comprendidos en el párrafo 1 no 
podrán entrar en Austria por vía aérea desde fuera del espacio Schengen. Quedan excluidos 
los miembros del personal de las misiones diplomáticas, los empleados de organizaciones 
internacionales y los familiares de estas personas que vivan en el mismo hogar, los em-
pleados de organizaciones internacionales, el personal humanitario, el personal de enfer-
mería y de atención de la salud, los pasajeros en tránsito y las personas que se dedican al 
transporte de mercancías.

(3)  A los demás extranjeros que no estén comprendidos en los párrafos 1 y 2 (con ex-
cepción de la segunda frase del párrafo 2) sólo se les podrá permitir la entrada en Austria por 
vía aérea si presentan un certificado sanitario en alemán o en inglés (anexos A y B) en el que 
se confirme que la prueba de biología molecular del SARS-CoV-2 ha dado resultado negativo 
y que dicha prueba no tiene una antigüedad superior a cuatro días. Si no se puede presentar 
el certificado de salud a la entrada, estas personas deben ser alojadas durante 14 días en un 
alojamiento adecuado, que no pueden abandonar durante este período a menos que se 
asegure la salida inmediata

§ 2.  El presente Reglamento no se aplicará a la tripulación de los vuelos de pasajeros 
y de carga, a los vuelos de emergencia, a los vuelos de ambulancia/rescate, a los vuelos de 
repatriación o a los vuelos de transferencia. Las disposiciones del Reglamento del Ministro 
Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asistencia y Protección de los Consumidores relativas a 
los controles médicos a la entrada en relación con el «nuevo coronavirus 2019», BGBl. II n.º 
81/2020, también se aplicarán a estas personas.

§ 4.  Los órganos de seguridad pública deberán, previa solicitud, ayudar a las autori-
dades y órganos de salud en el desempeño de sus funciones descritas en el presente Regla-
mento o, de ser necesario, utilizando medidas coercitivas para hacer cumplir las medidas 
previstas.

§ 5.  El presente Reglamento entrará en vigor a finales del 19 de marzo de 2020 y deja-
rá de aplicarse a finales del 10 de abril de 2020.

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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107. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, que modifica el Reglamento de conformidad con el § 2, 
apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19

(BGBl. II, n.º 107/2020)

De conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 
12/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores, de conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas 
COVID-19, BGBl. II, n.º 98/2020, queda modificado como sigue:

1.  En el § 2, apartado 3, el punto y coma se sustituye por una coma y se añaden las 
frases siguientes:

«a menos que el riesgo de infección pueda minimizarse mediante medidas de 
protección adecuadas. Esta excepción también incluye el enterramiento en el círculo 
más estrecho de la familia;»

2.  En el § 2, apartado 4, el punto y coma se sustituye por una coma y se añaden las 
frases siguientes:

«a menos que el riesgo de infección pueda minimizarse mediante medidas de 
protección adecuadas. Solo se permitirá el acceso a los lugares de trabajo si la acti-
vidad profesional no puede llevarse a cabo fuera del mismo;»

3.  El § 3 dice:

«§ 3.  El acceso a:

1.  Los balnearios, según el § 42a del Ley Federal de Hospitales y Centros de 
Salud (KAKuG), están prohibidos para los huéspedes de los balnearios.

2.  A los centros de rehabilitación para pacientes, excepto para el uso de me-
didas de rehabilitación médica absolutamente necesarias después de un tratamiento 
médico agudo y en el marco de los servicios de apoyo de los hospitales generales.»

4.  El actual «§ 3» pasa a denominarse «§ 4».
5.  El § 5 dice:

«§ 5.  Queda prohibido el acceso a los terrenos deportivos.»

6.  Los «§ 4» y «§ 5» actuales pasan a denominarse «§ 6» y «§ 7».
7.  El texto del § 7 pasa a ser la numeración «(1)» y se añade el párrafo siguiente:

«(2)  Las modificaciones introducidas en el BGBl. II n.º 107/2020 entrarán en 
vigor el día siguiente al de su publicación.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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108. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, que modifica el Reglamento de conformidad con el § 2, 
apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19

(BGBl. II, n.º 108/2020)

De conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 
12/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores, de conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas 
COVID-19, BGBl. II, n.º 98/2020, modificada en último lugar por el BGBl. II, II, n.º 107/2020, 
queda modificado como sigue:

1.  El § 2, párrafo 4, última frase, tiene el siguiente tenor:

«Considerando que debe procurarse que la actividad profesional se lleve a cabo 
preferentemente fuera del lugar de trabajo, cuando sea posible y cuando se alcance 
un acuerdo entre el empresario y el trabajador.»

2.  En el § 7, párrafo 1, la expresión «22 de marzo de 2020» se sustituye por «13 de abril 
de 2020».

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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109. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por el que se modifica el Reglamento por el que se 
prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 109/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 37/2018, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la de desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-
CoV-2, BGBl. II, n.º 83/2020, modificado en último lugar por el BGBl. II n.º 103/2020, queda 
modificado como sigue:

El § 3 dice:

«El presente Reglamento expirará el 13 de abril de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.





– 355 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

(*)

110. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por el que se modifica el Reglamento sobre medidas 
provisionales para prevenir la propagación de COVID-19

(BGBl. II, n.º 110/2020)

De conformidad con lo dispuesto en el § 1 de la Ley Federal sobre las medidas provisio-
nales para prevenir la propagación de COVID-19 (Ley de Medidas COVID-19), BGBl. I n.º 
12/2020, se emite el siguiente texto:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Salud, Asistencia y Protección 
de los Consumidores sobre medidas provisionales para prevenir la propagación de  
COVID-19, BGBl. II n.º 96/2020, se modifica como sigue

1.  El § 2, apartado 14, dice:

«14. Los proveedores de servicios postales, incluidos sus socios postales, en la 
medida en que estos estén comprendidos en las excepciones del § 2, así como las 
sucursales postales en el sentido del § 3, apartado 7, de la Ley del Mercado Postal 
(PMG) que sean explotadas por un municipio o estén situadas en municipios en los 
que el servicio no pueda ser prestado por ninguna otra sucursal postal comprendida 
en el § 2, sino exclusivamente para la prestación de servicios postales y las activi-
dades permitidas en virtud del § 2, y las telecomunicaciones.»

2.  En el párrafo 3 del § 4, «22 de marzo de 2020» se sustituye por «13 de abril de 
2020».

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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129. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, que modifica el Reglamento del Ministro Federal de 
Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consumidores sobre las 
medidas relativas a la entrada desde Italia, Suiza, Liechtenstein, Alemania, Hungría y 
Eslovenia

(BGBl. II, n.º 129/2020)

De conformidad con lo dispuesto en el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada 
por BGBl. n.º 186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 16/2020, se establece lo 
siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre las medidas relativas a la entrada desde Italia, Suiza, Lie-
chtenstein, Alemania, Hungría y Eslovenia, BGBl II n.º 87/2020, cuya última modificación la 
constituye el Reglamento BGBl. n.º 111/2020, queda modificado como sigue:

1.  Tras el § 3, se inserta el § 3a siguiente:

«§ 3a.  (1)  No obstante lo dispuesto en los §§ 1 y 2, los ciudadanos austríacos 
y las personas sujetas al seguro médico obligatorio en Austria pueden entrar en el 
país si lo hacen para recibir en él servicios médicos absolutamente necesarios. Al 
ingresar, se debe presentar una confirmación de la necesidad absoluta de recibir los 
servicios médicos (Anexos E y F). Está permitido traer un acompañante.

(2)  Además, como excepción a los §§ 1 y 2, las personas con residencia o do-
micilio habitual en Austria pueden volver a entrar en el país después de haber hecho 
uso de los servicios médicos absolutamente necesarios en uno de los países men-
cionados en el § 1. Al reingresar, se debe presentar una confirmación de la nece-
sidad absoluta de utilizar un servicio médico (Anexos E y F). Está permitido llevar un 
acompañante.»

2.  En el § 4, se insertan las palabras «el acompañante, de conformidad con el § 3a» 
después de «viajes de repatriación».

3.  El § 6 pasa a ser el párrafo «(1)» y se añade el siguiente párrafo 2:

«(2) Los §§ 3a y 4, en su versión modificada por el Reglamento BGBl. II n.º 
129/2020, entrarán en vigor el día siguiente al de su publicación.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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130. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento sobre las medidas 
provisionales para prevenir la propagación de COVID-19

(BGBl. II, n.º 130/2020)

De conformidad con lo dispuesto en el § 1 de la Ley Federal sobre las medidas provisionales 
para prevenir la propagación de COVID-19 (Ley de Medidas COVID-19), BGBl. I n.º 12/2020, en 
su versión modificada por la Ley Federal BGBl. n.º 16/2020, se emite el siguiente texto:

El Reglamento relativo a las medidas provisionales para prevenir la propagación de CO-
VID-19, BGBl. I n.º 96/2020, cuya última modificación la constituye el Reglamento BGBl. II n.º 
112/2020, queda modificado como sigue:

1.  Después del § 3, párrafo 5, se añade el párrafo 6 siguiente:

«(6) Se permite la recogida de alimentos encargados previamente, siempre y 
cuando no se consuman en el lugar y se asegure que se mantenga una distancia de 
por lo menos un metro de otras personas.»

2.  El apartado 4 reza:

«§ 4.  (1)  Se prohíbe entrar en los establecimientos de alojamiento con fines 
de recreo y esparcimiento.

(2)  Los establecimientos de alojamiento son lugares de hospedaje que están 
bajo la dirección o supervisión del proveedor o de una persona autorizada por este y 
están destinados al alojamiento de huéspedes para una estancia temporal, ya sea 
mediante pago o gratuitamente. Los campamentos, caravanas y refugios supervi-
sados se consideran establecimientos de alojamiento turístico.

(3)  El párrafo 1 no se aplica al alojamiento:

1.  De las personas que ya se encuentren alojadas en el momento de la entrada 
en vigor de esta disposición, durante el período de hospedaje acordado previamente 
con el proveedor de alojamiento.

2.  para el cuidado y la asistencia de las personas que necesitan apoyo,
3.  por razones profesionales o
4.  para satisfacer una necesidad urgente de vivienda.»

3.  El actual § 4 pasa a ser el «§ 5» y se añaden los párrafos siguientes:

«(3)  El § 4 del presente Reglamento, modificado por el Reglamento BGBl. n.º 
130/2020, entrará en vigor el 3 de abril de 2020. En el momento de la entrada en 
vigor de esta disposición, no se verá afectada la normativa de los Gobernadores 
provinciales o de las autoridades administrativas de distrito que prohíba el acceso en 
los establecimientos de alojamiento turístico.

(4)  Los §§ 1 a 3 expirarán a partir del 13 de abril de 2020.
(5)  El § 4 expirará el 24 de abril de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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141. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento sobre la suspen-
sión del transporte ferroviario con Italia, Suiza y Liechtenstein debido al brote de 
SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 141/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 23/2020, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la suspensión del transporte ferroviario con Italia, Suiza y 
Liechtenstein debido al brote de SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 86/2020, modificada en último 
lugar por el BGBl. II, II, n.º 124/2020, queda modificada como sigue:

El § 3 dice:

«§ 3. El presente Reglamento expirará el 30 de abril de 2020.»

Anschober
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142. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento por la que se 
prohíbe desembarcar aeronaves de las zonas de riesgo SARS-CoV-2

(BGBl. II, n.º 142/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 23/2020, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la prohibición de desembarcar aeronaves de las zonas de 
riesgo SARS-CoV-2, BGBl. II, n.º 83/2020, modificado en último lugar por el BGBl. II, II, n.º 
109/2020, queda modificado como sigue:

El § 3 dice:

«El presente Reglamento expirará el 30 de abril de 2020.»

Anschober
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144. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores por el que se modifica el Reglamento sobre la presenta-
ción de informes electrónicos de laboratorio al Registro de Enfermedades de Declara-
ción Obligatoria

(BGBl. II, n.º 144/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 23/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Sanidad la presentación de informes electrónicos 
de laboratorio al Registro de Enfermedades de Declaración Obligatoria, BGBl. II, 184/2013, 
cuya última modificación la constituye el BGBl. II, II, n.º 117/2020, queda modificada como 
sigue:

En el § 4, párrafo 3, la expresión «13 de abril de 2020» se sustituyen por «31 de diciem-
bre de 2020».

Anschober
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148. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, que modifica el Reglamento de conformidad con el § 2, 
apartado 1, de la Ley de Medidas COVID-19

(BGBl. II, n.º 148/2020)

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores, de conformidad con el § 2, apartado 1, de la Ley de Medidas 
COVID-19, BGBl. II, n.º 98/2020, modificada en último lugar por el BGBl. II, II, n.º 108/2020, 
queda modificado como sigue:

1.  La última frase del § 2, apartado 3, tiene el siguiente tenor:

«Esta excepción también incluye los matrimonios y enterramientos en el círculo 
familiar próximo;»

2.  Después del § 2, apartado 3, se inserta el apartado 3a siguiente:

«3a. para la adquisición de bienes o servicios, de conformidad con el Regla-
mento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de 
los Consumidores sobre medidas provisionales para impedir la difusión de la COVID-
19, BGBl II n.º 96/2020, en su versión modificada;»

3.  En el § 2, apartado 4, después de la primera frase se inserta la frase siguiente:

«El uso obligatorio de dispositivos de protección mecánica que proporcionen una 
buena cobertura de la zona de la boca y la nariz como barrera contra la infección por 
gotitas en zonas en las que esto no es ya obligatorio en virtud de otra legislación sólo 
se permite mediante acuerdo entre el empleador y el empleado.»

4.  El apartado 4 dice:

«§ 4.  (1)  El acceso a la zona de clientes en los medios de transporte colectivo solo 
se permite si se lleva un dispositivo de protección mecánica que cubra bien la zona de la 
boca y la nariz como barrera contra la infección por gotitas y se mantiene una distancia 
de al menos un metro entre el cliente y las demás personas cuando la zona de clientes 
sea utilizada por personas que no vivan en el mismo hogar. La obligación de llevar el 
dispositivo de protección mecánica no se aplica a los niños menores de seis años.

(2)  El uso compartido del automóvil con personas que no viven en el mismo 
hogar solo se permite si se lleva un dispositivo de protección mecánica que cubra bien 
la zona de la boca y la nariz como barrera contra la infección por gotitas y se mantiene 
una distancia de al menos un metro con las demás personas. La obligación de llevar 
el dispositivo de protección mecánica no se aplica a los niños menores de seis años.»

5.  En el § 7, párrafo 1, la expresión «13 de abril de 2020» se sustituye por «30 de abril 
de 2020».

6.  Después del § 7, párrafo 2, se añade el párrafo 3 siguiente:

«(3)  Las modificaciones del presente Reglamento introducidas por el Regla-
mento BGBl. II n.º 148/2020 entrarán en vigor a finales de 13 de abril de 2020.»

Anschober
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149. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores por el que se modifica el Reglamento sobre medidas 
relativas a la entrada desde Italia, Suiza, Liechtenstein, Alemania, Hungría y Eslovenia

(BGBl. II, n.º 149/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 23/2020, y la Ley de modificación de los 
Ministerios Federales de 2020, BGBl. I n.º 8/2020, se establece lo siguiente:

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre medidas relativas a la entrada desde Italia, Suiza, Lie-
chtenstein, Alemania, Hungría y Eslovenia, BGBl II n.º 87/2020, cuya última modificación la 
constituye el BGBl. II n.º 129/2020, queda modificada como sigue:

1.  El título es:

«Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asis-
tencia y Protección de los Consumidores sobre las medidas que han de adop-
tarse al entrar en Austria desde los países vecinos»

2.  En el § 1, párrafo 1, la expresión «desde Italia, Suiza, Liechtenstein, Alemania, Hun-
gría y Eslovenia» se sustituye por la expresión «desde países vecinos».

3.  En el § 2, se añade la frase siguiente:

«si la prueba de biología molecular para el SARS-CoV-2 realizada mientras tanto 
es negativa, la cuarentena domiciliaria autocontrolada de 14 días puede concluir.»

4.  En el § 4, después de la expresión «viajes de repatriación», se insertan las palabras 
«por razones especialmente dignas de mención en el círculo familiar o razones imperiosas 
relacionadas con la atención animal en casos individuales, que deberán demostrarse du-
rante la inspección».

5.  El § 6 reza:

«§ 6.  (1)  Los apartados 3 y 4, modificados por el BGBl. II n.º 149/2020, en-
trarán en vigor el día siguiente al de la publicación, y el título y el apartado 2 en la 
versión publicada en el BGBl. II n.º 149/2020 entrarán en vigor el 13 de abril de 2020.

(2)  El presente Reglamento expirará el 30 de abril de 2020.»

Anschober

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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150. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores por el que se modifica el Reglamento sobre la entrada en 
Austria por vía aérea

(BGBl. II, n.º 150/2020)

De conformidad con el § 25 de la Ley de Epidemias de 1950, promulgada por BGBl. n.º 
186/1950, modificada por última vez por BGBl. I n.º 23/2020

El Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protec-
ción de los Consumidores sobre la entrada en Austria por vía aérea, BGBl. II, n.º 105/2020, 
se modifica como sigue:

1.  El § 1, párrafo 1, dice:

«§ 1.  (1)  Los ciudadanos austríacos, los ciudadanos de la UE y el EEE, los 
ciudadanos suizos y los familiares de esas personas que vivan en el mismo hogar, y 
los extranjeros, si son titulares de un visado D expedido por Austria o tienen derecho 
a permanecer en Austria sobre la base de un permiso de residencia o de la documen-
tación del derecho de residencia de conformidad con la Ley de Asentamiento y Resi-
dencia o la Ley de Asilo de 2005 están obligados, después de entrar en Austria por 
vía aérea, a iniciar inmediatamente una cuarentena domiciliaria auto-controlada de 
14 días y a confirmarlo con una firma personal, a menos que se garantice la salida 
inmediata. Si no se puede iniciar la cuarentena domiciliaria, estas personas serán 
alojadas durante 14 días en un alojamiento adecuado, que no podrán abandonar 
durante este período a menos que se asegure su salida inmediata. Si una prueba de 
biología molecular para el SARS-CoV-2 realizada durante este período fuera nega-
tiva, se podrá poner fin a la cuarentena domiciliaria auto-controlada de 14 días o al 
alojamiento en un lugar adecuado.»

2.  Después del § 1, párrafo 1, se añade el apartado 1a siguiente:

«(1a)  Si los ciudadanos austríacos, los ciudadanos de la UE/EEE y los ciuda-
danos suizos presentan un certificado sanitario en alemán o en inglés (anexos A y B) 
en el que se confirme que la prueba biológica molecular del SARS-CoV-2 es negativa 
y que no tiene una antigüedad superior a cuatro días, no se requerirá una cuarentena 
domiciliaria auto-controlada de 14 días.»

3.  En el párrafo 2 del § 1, después de las palabras «miembros de las familias de estas 
personas», se suprimen las palabras «empleados de organizaciones internacionales» y se 
insertan las palabras «trabajadores de temporada del sector agrícola y forestal» después de 
«enfermeras y trabajadores sanitarios».

4.  El § 1, párrafo 3, dice:

«(3) Los nacionales de terceros países que entren en el espacio Schengen o a 
los que se hace referencia en la segunda frase del párrafo 2 sólo podrán ser autori-
zados a entrar en Austria por vía aérea si presentan un certificado sanitario en 
alemán o en inglés (anexos A y B) en el que se confirme que la prueba de biología 
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molecular del SARS-CoV-2 ha dado resultado negativo y que no tiene una anti-
güedad superior a cuatro días. Si no se puede presentar el certificado de salud, estas 
personas deben ser alojadas durante 14 días en un alojamiento adecuado, que no 
pueden abandonar durante este período a menos que se asegure su salida inme-
diata. Si una prueba de biología molecular para el SARS-CoV-2 realizada durante 
este período es negativa, se podrá poner fin al alojamiento de 14 días en un aloja-
miento adecuado.»

5.  En el § 2, después de la palabra «vuelos de transferencia», se insertarán las pala-
bras «para el traslado de la tripulación para mantener las operaciones, para los miembros de 
las Fuerzas Armadas austríacas que regresan de misiones en el extranjero, para las per-
sonas que entran por razones imperativas de interés nacional y, en casos particulares, por 
razones familiares que requieren una consideración especial, que deben ser justificadas du-
rante la verificación».

6.  El anterior «§ 4» se denominará «§ 3».
7.  El actual «§ 5» se renumerará como «§ 4» y dirá:

«§ 4.  Esta ordenanza expirará a finales del 30 de abril de 2020.»

Anschober



– 373 –

CRISIS SANITARIA COVID-19. NORMATIVA AUSTRIACA

(*)

151. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores, por la que se modifica el Reglamento sobre las medidas 
provisionales para prevenir la propagación de COVID-19

(BGBl. II, n.º 151/2020)

De conformidad con lo dispuesto en el § 1 de la Ley Federal sobre medidas provisionales 
para prevenir la propagación de COVID-19 (Ley de Medidas COVID-19), BGBl. I n.º 12/2020, 
en su versión modificada por la Ley Federal BGBl. n.º 23/2020, se emite el siguiente texto:

El Reglamento sobre las medidas provisionales para prevenir la propagación de  
COVID-19, BGBl. I n.º 96/2020, cuya última modificación la constituye el Reglamento BGBl. 
II n.º 130/2020, queda modificado como sigue:

1.  El § 2, párrafo 1, apartado 12, dice:

«12. Estaciones de servicio y lavanderías asociadas»

2.  El § 2, párrafo 1, apartado 21, es del siguiente tenor:

«21. Talleres de reparación de automóviles y bicicletas»

3.  Después del § 2, párrafo 1, apartado 21, se añaden los apartados 22 y 23 siguientes:

«22.  Materiales de construcción, comercio de hierro y madera, bricolaje y cen-
tros de jardinería

23.  Las casas de empeño y el comercio con metales preciosos.»

4.  En el § 2, párrafo 2, los términos «y 11» se sustituyen por los términos «, 11, 22 y 23 
y apartado 4».

5.  Después del § 2, párrafo 3, se añaden los apartados 4 a 7 siguientes:

«(4)  No obstante el párrafo 1, el § 1 no se aplicará al área de clientes de otros 
locales comerciales del comercio si el área de clientes interior no es mayor de 400 
m². Por otros locales comerciales se entenderá los locales comerciales que sirvan 
para la venta, la fabricación, la reparación o la transformación de mercancías. Si 
otros locales comerciales están estructuralmente conectados (por ejemplo, centros 
comerciales), el área de clientes de los locales comerciales se sumará si se entra en 
el área de clientes a través de la estructura de conexión. Los cambios en el tamaño 
del área de clientes que se hayan realizado después del 7 de abril de 2020 no se 
tendrán en cuenta al determinar el tamaño del área de clientes.

(5)  El párrafo 1 sólo se aplicará si se cumplen los siguientes requisitos:

1.  Los empleados que tienen contacto con los clientes, así como los clientes, 
llevan un dispositivo de protección mecánica que cubre la zona de la boca y la nariz, 
así como una barrera contra la infección por gotitas; esto no se aplica a los niños 
menores de seis años.

2.  Se mantiene una distancia de al menos un metro entre las personas.
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«(6)  El párrafo 4 sólo se aplicará si, además de los requisitos del párrafo 5, el 
explotador garantiza, mediante medidas adecuadas, la presencia de un número 
máximo de clientes en el área de clientes al mismo tiempo, de modo que se disponga 
de 20 m² de la superficie total de venta por cliente; si la superficie de clientes es in-
ferior a 20 m², solo podrá entrar un cliente a la vez.

(7)  En las zonas a que se refiere el párrafo 1, apartados 5 y 6

1.  No obstante lo dispuesto en el párrafo 5, apartado 1, los requisitos y reco-
mendaciones pertinentes de la profesión y de la institución, y

2.  Pero no en el párrafo 5, apartados 2 y 3.»

6.  En el § 5, párrafos 1 y 4, la expresión «13 de abril de 2020» se sustituyen por «30 de 
abril de 2020».

7.  En el § 5, párrafo 5, la expresión «24 de abril de 2020» se sustituye por «30 de abril 
de 2020».

8.  Después del § 5, párrafo 5, se añade el párrafo 6 siguiente:

(6)  Las modificaciones del presente Reglamento introducidas por el Regla-
mento BGBl. II n.º 151/2020 entrarán en vigor a finales de 13 de abril de 2020.»
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152. Reglamento del Ministro Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Pro-
tección de los Consumidores sobre la imposición de multas por parte de los organis-
mos públicos de control en virtud de la Ley de Epidemias de 1950 y la Ley de medidas 
COVID-19

(BGBl. II, n.º 152/2020)

De conformidad con lo dispuesto en el § 50, párrafo 1, de la Ley de Sanciones Adminis-
trativas (Verwaltungsstrafgesetz — VStG), BGBl. n.º 51/1991, modificada en último lugar por 
el BGBl. n.º 58/2018, se establece lo siguiente:

§ 1.  En el anexo se especifican las sanciones administrativas previstas en la Ley de 
Epidemias de 1950, BGBl. n.º 186/1950, cuya última modificación la constituye la BGBl. I n.º 
23/2020, y la Ley de Medidas COVID-19, BGBl. I n.º 12/2020, cuya última modificación la 
constituye la BGBl. I n.º 23/2020, por las que pueden imponerse multas por parte de los or-
ganismos públicos de control, y se establecen las cantidades que deben recaudarse.

§ 2.  El presente Reglamento entrará en vigor el día siguiente al de su publicación.

Anschober

Anexo

Sanciones administrativas en virtud de la Ley de 1950 de Epidemias y de la Ley de 
Medidas COVID-19

I.  Ley de Epidemias de 1950

En la Ley de Epidemias de 1950 se fija el siguiente importe para los delitos administrati-
vos:

§ 40, letra b, en relación con los §§ 15, 17 y 24. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                      50,00 euros.

II.  Ley de Medidas COVID-19

En la Ley de Medidas COVID-19 se fijan los siguientes importes para las infracciones 
administrativas:

1.  § 3, párrafos 1 y 3, en relación con la ausencia de un dispositivo de protección me-
cánica que cubra bien la zona de la boca y la nariz. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                      25,00 euros.

2.  § 3, párrafos 1 y 3, para otras infracciones . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                      50,00 euros.

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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A todas las instituciones de formación reconocidas para el curso preparatorio psicotera-
péutico

Número de referencia: 2020-0,172,961

24.  Circular a las instituciones de formación reconocidas para el curso preparatorio 
psicoterapéutico; procedimiento para prevenir la propagación del coronavirus 
(COVID-19)

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores se complace en informarle de lo siguiente:

Para contener aún más la propagación del coronavirus (COVID-19), ya se ha interrum-
pido la presencia de eventos de enseñanza en el sector universitario.

Para la mejor protección posible contra la infección y la transmisión, de acuerdo con 
estas instituciones postsecundarias, así como con las demás instituciones de formación del 
sector de la salud, la enseñanza con presencia física en las instituciones de formación reco-
nocidas para el curso preparatorio psicoterapéutica se suspende desde el 16 de marzo de 
2020 hasta al menos el 3 de abril de 2020.

Esto significa que el centro de formación permanecerá abierto, pero los alumnos perma-
necerán lejos del centro o de la institución de formación.

Sin embargo, el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores no tiene ninguna objeción técnica para garantizar que el contenido de 
la capacitación se imparta en forma de aprendizaje electrónico, aprendizaje mixto, etc. du-
rante el período mencionado, en función del equipamiento y la disponibilidad.

El objetivo es reducir los contactos sociales a un mínimo indispensable entre los de 
alumnos y el personal docente. En este sentido, las reuniones y contactos personales deben 
sustituirse en la medida de lo posible por el teléfono y los medios electrónicos.

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consu-
midores solicita que se le informe en consecuencia y desea agradecerle de antemano su apoyo.

Además, queremos señalar que esta información también se publicará en la página web 
del Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Consu-
midores (www.sozialministerium.at).

Viena, 15 de marzo de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal,
DDr. Meinhild Hausreither

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores

A todas las instituciones de formación psicoterapéuticas reconocidas

Número de referencia: 2020-0.172.961

27.  Circular a las instituciones de formación reconocidas para la especialidad psico-
terapéutica; procedimiento para prevenir la propagación del coronavirus (COVID-19)

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores se complace en informarle lo siguiente:

Para contener aún más la propagación del coronavirus (COVID-19), ya se ha interrum-
pido la presencia de eventos de enseñanza en el sector universitario.

Para la mejor protección posible contra la infección y la transmisión, de acuerdo con 
estas instituciones postsecundarias, así como con las demás instituciones de formación del 
sector de la salud, la enseñanza con presencia física en las instituciones de formación reco-
nocidas para la especialización psicoterapéutica se suspende desde el 16 de marzo de 2020 
hasta al menos el 3 de abril de 2020.

Esto significa que el centro de formación permanecerá abierto, pero los alumnos perma-
necerán lejos del centro o de la institución de formación.

Sin embargo, el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores no tiene ninguna objeción técnica para garantizar que el contenido de 
la capacitación se imparta en forma de aprendizaje electrónico, aprendizaje mixto, etc. du-
rante el período mencionado, en función del equipamiento y la disponibilidad.

El objetivo es reducir los contactos sociales a un mínimo indispensable entre los de 
alumnos y el personal docente. En este sentido, las reuniones y contactos personales deben 
sustituirse en la medida de lo posible por el teléfono y los medios electrónicos.

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores solicita que se le informe en consecuencia y desea agradecerle de antemano su 
apoyo.

Además, queremos señalar que esta información también se publicará en la página web 
del Ministerio Federal de de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores (www.sozialministerium.at).

Viena, 15 de marzo de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal,
DDr. Meinhild Hausreither

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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Ley de Psicólogos 2013

Número de referencia: 2020-0.172.961

Circular 1/2020 a los institutos de formación reconocidos según el § 9 de la Ley de Psicó-
logos de 2013; procedimiento para prevenir la propagación del coronavirus (COVID-19)

Muy Sr. mío/Muy Sra. mía:

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores se complace en informarle lo siguiente:

Para contener aún más la propagación del coronavirus (COVID-19), ya se ha interrum-
pido la presencia de eventos de enseñanza en el sector universitario.

Para la mejor protección posible contra la infección y la transmisión, y de acuerdo con 
estas instituciones postsecundarias, así como las demás instituciones de formación del 
sector de la salud, la enseñanza con presencia física en las instituciones de formación reco-
nocidas, de conformidad con el artículo 9 de la Ley de Psicología de 2013, queda suspendida 
desde el 16 de marzo de 2020 hasta al menos el 3 de abril de 2020.

Esto significa que el centro de formación permanecerá abierto, pero los alumnos perma-
necerán lejos del centro o de la institución de formación.

Sin embargo, el Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección 
de los Consumidores no tiene ninguna objeción técnica para garantizar que el contenido de 
la capacitación se imparta en forma de aprendizaje electrónico, aprendizaje mixto, etc. du-
rante el período mencionado, en función del equipamiento y la disponibilidad.

El objetivo es reducir los contactos sociales a un mínimo indispensable entre los de 
alumnos y el personal docente. En este sentido, las reuniones y contactos personales deben 
sustituirse en la medida de lo posible por el teléfono y los medios electrónicos.

El Ministerio Federal de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores solicita que se le informe en consecuencia y desea agradecerle de antemano su 
apoyo.

Además, queremos señalar que esta información también se publicará en la página web 
del Ministerio Federal de de Asuntos Sociales, Sanidad, Asistencia y Protección de los Con-
sumidores (www.sozialministerium.at).

Viena, 15 de marzo de 2020

Atentamente,

Por el Ministro Federal,
DDr. Meinhild Hausreither

(*)  Sobre la traducción, véase la Nota del editor, página XV.
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